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1 Einleitung 

1.1 Problemaufriss 

Meldungen zu Extremwetterereignissen, Abweichungen von der mittleren Tempera-

tur etc. lassen den Klimawandel in der Öffentlichkeit zu allererst als ein rein naturwis-

senschaftliches Thema erscheinen. Doch die Forschungen nach den Gründen des 

Klimawandels, seinen Auswirkungen, den Wechselwirkungen zwischen verschiede-

nen Treibern und Einflussfaktoren im Klimasystem usw. sind nur die eine Seite. Geht 

es um die Risiken der Auswirkungen des Klimawandels für unsere Gesellschaft und 

um die Handlungsmöglichkeiten, Maßnahmen zu ergreifen, um dem Klimawandel 

entgegenzusteuern oder sich an die unausweichlichen Folgen anzupassen, bedarf es 

auf der anderen Seite der Sozialwissenschaften. Nach CHRISTMANN (2013)  

„betrachten Sozialwissenschaften wie das, was Naturwissenschaftler als physische 
Realität des Klimawandels prognostizieren, eine gesellschaftliche Realität wird, wie 

Gesellschaften damit umgehen“ (Christmann 2013, S. 10). 

Gesellschaften können unterschiedlich auf diese prognostizierten Klimaänderungen 

reagieren (vgl. EBD.), denn die Bewertung von Risiken ist akteursabhängig (vgl. BECKER 

ET AL. 2008, S. 349). Darüber hinaus werden sowohl sozioökonomische als auch öko-

logische Systeme nicht allein von klimatischen bzw. Umweltfaktoren beeinflusst, son-

dern auch von technologischen, politischen, kulturellen und ökonomischen Faktoren 

(vgl. SMITHERS, SMIT 1997, S. 23; SMIT ET AL. 2000, S. 81). Zum Beispiel ist die Anfälligkeit 

von Raumnutzungen gegenüber Klimaänderungen nicht nur von den Änderungen 

selbst abhängig, sondern u.a. auch von der gesellschaftlichen Handlungsfähigkeit im 

Umgang mit den Auswirkungen des Klimawandels (vgl. BIRKMANN ET AL. 2010, S. 16-17). 

Daher nimmt eine sozialwissenschaftlich ausgerichtete Klimaforschung Akteure in 

den Fokus und „[…] liefert […] wichtige Antworten auf die Fragen, wer vom Klima-

wandel betroffen werden könnte, wie diese Betroffenheit wahrgenommen und verar-

beitet wird, welche Verhaltensänderungen erforderlich sind und welche Anreizmecha-

nismen diese fördern könnten“ (MOSS 2012, S. 3).  

Die von Christmann beschriebene gesellschaftliche Realität des Klimawandels ist in 

der räumlichen Planung und Entwicklung seit einigen Jahren gegeben. Dies gilt so-

wohl für die Wissenschaft als auch für die Praxis: Zahlreiche Forschungsarbeiten, 

Forschungsprojekte (KlimaMORO, KLIMZUG) und auch die Aufnahme von Aspekten 

des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel in Raumordnungspläne 
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zeugen von der Bedeutung des Themas innerhalb dieser Disziplin. Bei der Beschäf-

tigung mit der klimabezogenen Literatur in der räumlichen Planung und Entwicklung 

wird deutlich, dass sich hier viele Diskurse widerspiegeln bzw. verstärkt werden, die 

ohnehin schon die Raumplanung prägen. Hierbei handelt es sich u.a. um Fragen nach 

dem Einsatz des formellen / informellen Instrumentariums, der Kooperation von Re-

gionen bzw. Institutionen, der Beteiligung von Akteuren und Entscheidungen unter 

Unsicherheit (vgl. z.B. DILLER, HEBECKER 2008; FLEISCHHAUER, BORNEFELD 2006; FLEISCH-

HAUER ET AL. 2013; FROMMER 2010A; FROMMER ET AL. 2013; GREIVING, FLEISCHHAUER 2008; 

OVERBECK ET AL. 2009; RANNOW, FINKE 2008; SCHLIPF ET AL. 2008). Gemein ist vielen For-

schungsarbeiten, dass besonders die Akteure und ihre unterschiedliche Wahrneh-

mung, verschiedenen Handlungslogiken etc. in den Blick genommen werden (vgl. z.B. 

BALGAR, MAHLKOW 2012; CHRISTMANN 2012; FROMMER 2010A, B; KLEMME 2011). In diesem 

Zusammenhang werden Theorien und Konzeptionen aufgegriffen, die derzeit gewis-

sermaßen zum ‚Mainstream‘ in der Raumplanung gehören: Dies betrifft v.a. (Regio-

nal) Governance und Strategische Planung (vgl. z.B. BAASCH ET AL. 2012; BIRK ET AL. 

2011; BUCHHOLZ ET AL. 2010; CORMONT, FRANK 2011; FROMMER 2010A; FROMMER ET AL. 2011A; 

FRANCK ET AL. 2013; HUTTER 2012; WIECHMANN 2011).  

Raumplanung und -entwicklung werden als wichtig im Umgang mit den Folgen des 

Klimawandels erachtet (vgl. z.B. BEIRAT FÜR RAUMORDNUNG 2008, S. 2; GREIVING, FLEISCH-

HAUER 2008, S. 62; KOM 2007, S. 14). Informellen Instrumenten wird in der Diskussion 

um den Klimawandel ein hoher Stellenwert zugesprochen. Die Argumente hierfür fo-

kussieren sich im Wesentlichen auf drei Bereiche:  

 Akteursbeteiligung: Bedeutung des Konsenses zur Legitimierung von Entschei-

dungen unter Unsicherheit (vgl. GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 65)  

 thematische Erfordernisse: die Notwendigkeit sich mit Bereichen abzustimmen, 

auf die die formelle Raumplanung keinen Einfluss ausüben kann (vgl. z.B. SCHLIPF 

ET AL. 2008, S. 80-81) und die geringen Möglichkeiten zur Einflussnahme auf den 

Bestand (vgl. z.B. GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 64; ROGGEMA 2009, S. 61)  

 Entwicklung von Strategien: Koordination relevanter Instrumente und Akteure 

(vgl. FLEISCHHAUER, BORNEFELD 2006, S. 170), besonders die Kooperation formeller 

und informeller Instrumente der räumlichen Planung und Entwicklung (vgl. z.B. 

ARL 2012, S. 3; BMVBS 2010B, S. 4; FROMMER 2010A, S. 42; SCHLIPF ET AL. 2008, S. 77)  

Diese Diskurse stellen somit Anforderungen dar, die sich an das informelle Instru-

mentarium der räumlichen Planung und Entwicklung im Allgemeinen richtet. Das 

Spektrum informeller Instrumente ist dagegen in der Praxis breit gefächert und reicht 
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von losen Netzwerken bis hin zu stärker institutionalisierten Formen. Es umfasst ver-

schiedenste Fachdisziplinen bzw. -politiken, von denen das informelle Instrumenta-

rium der Raumplanung nicht immer eindeutig abgegrenzt ist (vgl. BMVBS 2010A, S. 14). 

Von diesen informellen Instrumenten werden Regionale Entwicklungskonzepte (REK) 

und Regionalmanagement (RM), auch speziell der ländlichen Entwicklung, als geeig-

net im Umgang mit dem Klimawandel angesehen (vgl. BMVBS, BBSR 2009A, S. 30). Sie 

erfahren über die agrarpolitischen Förderinstrumente LEADER und Integrierte ländli-

che Entwicklung (ILE)2 eine breite Anwendung. LEADER und ILE sind somit zwar 

nicht originär Instrumente der Raumordnung, tragen aber zur räumlichen Entwicklung 

bei und bieten somit Ansatzpunkte für Klimaschutz und Anpassung in ländlichen Räu-

men. Diese sehen sich mit einer Vielzahl von Auswirkungen des Klimawandels kon-

frontiert, z.B. Folgen für die Landwirtschaft, Wasserressourcen, Ökosysteme, Touris-

mus (vgl. KOM 2009B, S. 5). Zusätzlich spielt der Umgang mit dem Klimawandel in der 

Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der Europäischen Union und damit auch in der Po-

litik zur Entwicklung der ländlichen Räume eine immer wichtigere Rolle. Der Klima-

wandel zählt zu den im „Health Check“ (Überprüfung der GAP-Reform) benannten 

„neuen Herausforderungen“ und soll zukünftig eine wichtigere Rolle in der Politik zur 

Förderung der ländlichen Räume von EU und Bund einnehmen. In der neuen Förder-

periode der EU (2014-2020) ist der Klimaschutz eines der langfristigen strategischen 

Ziele der Politik zur ländlichen Entwicklung und zählt mit der Anpassung an den Kli-

mawandel zu den sechs Förderprioritäten des „Europäischen Landwirtschaftsfonds 

für die Entwicklung des ländlichen Raums“ (ELER) (vgl. DG AGRI 2015). Diese politi-

schen Rahmenbedingungen bestärken die Relevanz des Themas für die ländlichen 

Räume und demzufolge für die ländliche Entwicklung. Die ländliche Entwicklung ist 

als ein Handlungsfeld innerhalb der räumlichen Planung und Entwicklung zu sehen, 

welches stark durch den Einsatz informeller Instrumente geprägt ist. Daher sind die 

formulierten Anforderungen auch im Kontext der ländlichen Entwicklung relevant. 

Vor dem Hintergrund der planerischen Anforderungen an informelle Instrumente hin-

sichtlich des Umgangs mit dem Klimawandel auf der einen und der ländlichen Ent-

wicklung als informelles planerisches Handlungsfeld auf der anderen Seite, bilden 

LEADER und ILE als Instrumente der (informellen) ländlichen Entwicklung den Un-

tersuchungsgegenstand dieser Arbeit. Sie werden einer planungswissenschaftlichen 

Evaluierung hinsichtlich der genannten Anforderungen unterzogen, die besonders die 

                                                
2  Instrumente der ländlichen Regionalentwicklung gefördert aus dem Europäischen Landwirt-

schaftsfonds zur ländlichen Entwicklung (ELER) und der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK), s. Kap. 2.1.2, 5.1.2). 
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politischen und programmatischen Rahmenbedingungen für die ländliche Entwick-

lung sowie die Akteure und ihre Wahrnehmung in den Blick nimmt. 

1.2 Einordnung in den Forschungskontext 

Die Beschäftigung mit dem Klimawandel als Mensch-Umwelt-Interaktion bedarf einer 

interdisziplinären Herangehensweise (vgl. FUCHS 2010, S. 46 zit. in SOBOLL, SCHMUDE 

2011, S. 128). Diese Arbeit wählt einen planungswissenschaftlichen Zugang der länd-

lichen Raumforschung und wird innerhalb der Geographie verortet, welche sich dem 

Zusammenwirken von Gesellschaft und Umwelt widmet (z.B. bei Themen des Globa-

len Wandels) (vgl. GEBHARDT ET AL. 2007A S. 68-70, 74-75) und somit für ein interdiszipli-

näres Verständnis, gerade im Bereich der ländlichen Raumforschung (vgl. BRÖCKLING 

ET AL. 2004, S. 1-2) besonders geeignet ist. Das Thema der Forschungsarbeit weist 

Bezüge zu verschiedenen Forschungsdisziplinen auf: Neben der Geographie und hier 

v.a. der ländlichen Raumforschung (1), der klimabezogenen Forschung der Raum-

planung werden planungstheoretische Betrachtungen (Strategische Planung, Partizi-

pation) herangezogen (2). Darüber hinaus bestehen Bezüge hinsichtlich der Beschäf-

tigung mit den Auswirkungen des Klimawandels auf ländliche Räume und den Hand-

lungsmöglichkeiten für Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel zu diversen 

anderen Fachdispziplinen, wie den Agrarwissenschaften, dem Naturschutz, der (Kul-

tur-) Landschaftspflege, den Tourismus- und Verkehrswissenschaften und weiteren 

Disziplinen (3).  

(1) In der (deutschsprachigen) Geographie hat sich eine „Geographie des ländlichen 

Raumes“ als eigenständige Disziplin noch nicht klar herausbilden können (vgl. BRÖCK-

LING ET AL. 2004, S. 1; GRABSKI-KIERON 2007A, S. 603; HENKEL 2004, S. 30). Sie ist eng mit 

der Agrar- und (ländlichen) Siedlungsgeographie verbunden, wurde aber durch wei-

tere Forschungsperspektiven ergänzt (vgl. GRABSKI-KIERON 2007A, S. 602; HENKEL 2004, 

S. 30)3. Die ländliche Entwicklung als Forschungsfeld lässt sich nicht nur in der Geo-

graphie verorten, sondern findet innerhalb eines interdisziplinären Rahmens statt. 

Disziplinen, die sich mit ländlichen Räumen beschäftigen, sind neben der Geographie 

z.B. die Agrarwissenschaften, Soziologie, Geschichte und Raumplanung (vgl. HENKEL 

2004, S. 21-25). In der ländlichen Raumforschung gewannen im Laufe der Zeit anwen-

dungs- und planungsorientierte Fragestellungen zunehmend an Einfluss (vgl. GRABSKI-

                                                
3  ARNOLD unterscheidet die Geographie des ländlichen Raumes deutlich von der Agrargeo-

graphie, da sie nach seiner Meinung vollkommen unterschiedliche Fragestellungen bear-
beiten (vgl. ARNOLD 1997, S. 12). 
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KIERON 2007A, S. 603; HENKEL 2004, S. 25-26; KLOHN, VOTH 2010, S. 4; LIENAU 1997, S. 36; 

SICK 1997, S. 12-13). Die „Politik für die ländlichen Räume wird heute längst nicht mehr 

allein als Aufgabengebiet der Agrarstrukturpolitik angesehen“ (GRABSKI-KIERON 2007B, 

S. 28). Die Entwicklung des ländlichen Raumes als planungs- und anwendungsorien-

tierte Disziplin findet auch eine starke Berücksichtigung in der (Geographischen) Ent-

wicklungsforschung (z.B. das Konzept der integrierten ländlichen Entwicklung bei 

DAMS ET AL. 1985, S. 31). In dieser Arbeit steht aber die ländliche Entwicklung, wie sie 

sich mit dem Konzept der integrierten ländlichen Entwicklung in der ländlichen Raum-

forschung und im Rahmen der europäischen und nationalen (Agrar-) Strukturpolitik in 

Deutschland herausgebildet hat, im Fokus.  

In der ländlichen Raumforschung hat eine systematische Betrachtung der Themen-

felder Klimaschutz und Anpassung bisher nicht stattgefunden. Zwar bestehen Arbei-

ten zu Fragestellungen, die den Klimawandel betreffen bzw. für den Klimaschutz und 

die Anpassung in ländlichen Räumen relevant sind. Diese fokussieren sich aber zu-

meist auf bestimmte Sektoren (z.B. Land- und Forstwirtschaft, Tourismus, erneuer-

bare Energien) (vgl. z.B. CHMIELEWSKI 2007, 2009; HIRSCHFELD 2008; SCHLEYER ET AL. 2011; 

DEUTSCHE VERNETZUNGSSTELLE LEADER+ 2007; DVS 2008; MULLER ET AL. 2015; ZINK 2013) 

oder auf Extremereignisse (vgl. DVS 2013). Erste Schritte zur Integration des Themen-

feldes Anpassung an den Klimawandel in die ländliche Entwicklung erfolgten in dem 

Projekt KLARANet, wo Projekte zur Anpassung in LEADER- und Dorferneuerungs-

prozesse eingebracht wurden (vgl. KEMPER, SCHLIPF 2011). MULLER ET AL. machen aber 

für die ländliche Entwicklung insgesamt deutlich, dass eine ausschließlich projektba-

sierte ländliche Entwicklung nicht in der Lage ist, die Erfordernisse zur Anpassung 

vollständig zu erfassen (u.a. Entwicklung langfristiger Strategien) (vgl. EBD. 2015, S. 

33). Ansätze für Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in den ELER-Ent-

wicklungsprogrammen ländlicher Raum (EPLR) der Bundesländer in der Förderperi-

ode 2007-2013 wurden bei STRATMANN (2008A-C) analysiert. Eine dezidierte Untersu-

chung der Förderinstrumente der ländlichen Entwicklung, LEADER und ILE, hinsicht-

lich Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel lässt sich bisher aber nicht aus-

machen. Eine Ausnahme bildet eine Studie von FRELIH-LARSEN ET AL. (2014), die EU-

weit untersucht haben, wie durch LEADER klimabezogene Maßnahmen unterstützt 

werden können. Die Studie stützt sich aber vorwiegend auf best practice-Beispiele 

(vgl. EBD., S. 42) und unterscheidet sich in ihrer grundlegenden Fragestellung deutlich 

von der vorliegenden Forschungsarbeit, die ansetzend an Fallstudien den gesamten 

LEADER- und ILE-Prozess sowie das Zusammenspiel der handelnden Akteure und 

der institutionellen Rahmenbedingungen in den Fokus nimmt.  
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Die Forschung zu ländlicher Entwicklung verfügt über die Ausrichtung auf Gover-

nanceaspekte Verbindungen zu politik- und sozialwissenschaftlichen Fragestellun-

gen, die für diese Arbeit relevant sind. Im Vordergrund dieser Arbeiten steht z.B. die 

Untersuchung der Kooperations- und Partizipationsformen (Netzwerke, Partnerschaf-

ten) sowie der Steuerungsansätze (vgl. z.B. BÖCHER, TRÄNKNER 2008; LACQUEMENT 2012; 

MOSE ET AL. 2014; POLLERMANN ET AL. 2014). Dieses Forschungsfeld umfasst auch die 

Untersuchung der Legitimierung regionaler Kooperationen, die kontrovers diskutiert 

wird (vgl. MOSE, BRODDA 2002, S. 272-273). Die Legitimierung regionaler Kooperationen 

wird z.B. bei BRYDEN (1994 zit. in SHORTALL, SHUCKSMITH 1998), BÖCHER (2008), DERICHS 

(2007), FURMANKIEWICZ ET AL. (2010 zit. in MACKEN-WALSH, CURTIN 2013, S. 248), GIESSEN 

(2010), SHORTTALL UND SHUCKSMITH (1998) UND THUESEN (2010, 2011) kritisch hinterfragt. 

Zugleich wird informellen Instrumenten mit ihren Beteiligungsverfahren in der Diskus-

sion um Klimawandel und räumliche Planung und Entwicklung ein hoher Stellenwert 

eingeräumt und es werden hohe Erwartungen an die Legitimierung und Konsensbil-

dung gestellt (vgl. z.B. ARL 2007, S. 7; BMVBS, BBSR 2009A, S. 29; BMVBS 2010A, S. 85; 

GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 65). Neben der Legitimierung können Beteiligungspro-

zess vielfältige Funktionen einnehmen. Ein umfassender Blick auf unterschiedliche 

Funktionen der Beteiligung wie z.B. bei WALK (2008) wird selten vorgenommen. 

(2) Aus dem Blickwinkel der räumlichen Planung und Entwicklung ist der Umgang mit 

dem Klimawandel Gegenstand zahlreicher Arbeiten und Forschungsprojekte: ARL 

(2009), BIRKMANN ET AL. (2010), BULKELEY (2006, 2009), BULKELEY UND KERN (2006) UND DA-

VOUDI ET AL. (2009) stellen die Notwendigkeit der Raumplanung zur Umsetzung von Kli-

maschutzmaßnahmen und von Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Kli-

mawandels heraus. Eine Untersuchung des formellen und z.T. des informellen Instru-

mentariums der räumlichen Planung und Entwicklung in Deutschland auf seine Mög-

lichkeiten und Grenzen für Klimaschutz und Anpassung erfolgt u.a. bei DILLER UND 

HEBECKER (2008), FLEISCHHAUER UND BORNEFELD (2006), FLEISCHHAUER ET AL. (2013), FROM-

MER ET AL. (2013), GREIVING UND FLEISCHHAUER (2008), OVERBECK ET AL. (2009), RANNOW UND 

FINKE (2008) UND SCHLIPF ET AL. (2008). Es wird deutlich, dass schon heute zahlreiche 

Ansatzpunkte für die Umsetzung von Anpassung und Klimaschutz bestehen, die Au-

toren stellen aber auch Defizite heraus. Dabei wird auf die Notwendigkeit und Wich-

tigkeit informeller Instrumente u.a. aufgrund bestimmter Grenzen formeller Instru-

mente verwiesen (vgl. z.B. OVERBECK ET AL. 2008, S. 375; GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 

62-63; PÜTZ, KRUSE 2011, S. 70; SCHLIPF ET AL. 2008, S. 80-81). Eine umfassende Analyse 

des informellen Instrumentariums bleibt aber aus, häufig wird nur ein Einbezug infor-

meller Instrumente zur Netzwerkbildung vorgenommen. Zwar gibt es auch Arbeiten, 

die bestimmte informelle Instrumente in den Blick nehmen (bspw. Wettbewerbe bei 
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BUCHHOLZ, RIECHEL 2009; marktbasierte Instrumente bei SCHLEYER ET AL. 2011), zumeist 

werden sie aber allgemein angesprochen und eher undifferenziert betrachtet. Um die 

vielfältigen Anforderungen untersuchen zu können, ist es aber wichtig, die Unter-

schiede dieser Instrumente zu beachten, z.B. welchen Politiken sie entstammen.  

Im Bereich der räumlichen Planung und Entwicklung bestehen zahlreiche For-

schungsprojekte, die die Themen Klimaschutz und Anpassung aufgreifen. Eine Aus-

richtung auf die Anpassung an die Folgen des Klimawandels, die Schaffung von Netz-

werken und der hohe Stellenwert von Partizipation und Kommunikation kennzeichnet 

Forschungsprojekte auf nationaler, europäischer und auch internationaler Ebene, u.a. 

„ESPACE – Planning in a Changing Climate“, KLIMZUG-Projekte DynAKlim, nord-

west2050, klimazwei-Projekt KLARANet. Häufig weisen diese Projekte eine sektorale 

Ausrichtung auf (z.B. Wasserwirtschaft) (vgl. FIW O.J.; BMBF 2011A; BMBF 2011B; THE 

ENVIRONMENT DEPARTMENT HAMSHIRE COUNTY COUNCIL O.J.; TU DARMSTADT O.J.). Einen ex-

pliziten Bezug zum raumordnerischen Instrumentarium hat das Modellvorhaben der 

Raumordnung „Raumentwicklungsstrategien zum Klimawandel“ (KlimaMORO). Ziel 

des Modellvorhabens war es, auf Grundlage formeller und informeller Instrumente der 

Raumplanung regionale Anpassungsstrategien zu entwickeln und umzusetzen (vgl. 

MKRO 2010, S. 4). Dabei standen vor allem die Regionalplanung und die Weiterent-

wicklung ihrer Instrumente im Vordergrund (vgl. KLIMAMORO 2010). In der Modellregion 

Oberes Elbtal / Osterzgebirge erfolgte explizit der Einbezug von Integrierten ländli-

chen Entwicklungskonzepten (ILEKs)4 in das KlimaMORO zur Umsetzung regional-

planerischer Festlegungen, v.a. im Bereich der Wassererosion (vgl. BMVBS 2010B, S. 

14-15; BMVBS, BBSR O.J., S. 20). Einen engen Bezug zur ländlichen Raumforschung 

nimmt das Teilprojekt „Steuerungs- und Regelungssysteme“ des Verbundprojekts 

CC-LandStraD vor, welches umwelt- und planungsrechtliche Steuerungsinstrumente 

sowie sozioökonomische Anreizinstrumente hinsichtlich ihres Beitrags zu Klima-

schutz und Anpassung in Bezug auf das Landmanagement analysiert (vgl. GRABSKI-

KIERON, NAIM O.J.). Weitere Projekte mit Raumplanungsbezug sind z.B. inClimChAlp 

und KLIFF-Implan zu finden (vgl. HILLER, PROBST 2008; SPIECKERMANN, FRANCK 2014).  

Die Beschäftigung mit dem Klimawandel innerhalb der räumlichen Planung und Ent-

wicklung findet meistens aus Sicht der Anpassung an den Klimawandel heraus statt 

(vgl. z.B. BAASCH ET AL. 2012; BAUSCH, HÖRMANN 2013; BIRKMANN ET AL. 2012; BUCHHOLZ, RIE-

CHEL 2009; FROMMER 2010A; FROMMER ET AL. 2011B; SCHLIPF ET AL. 2008). Zwar existieren 

auch Arbeiten, die sich mit dem Klimaschutz beschäftigen bzw. die sich sowohl der 

                                                
4 REK im Rahmen der ILE-Förderung 
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Anpassung als auch dem Klimaschutz widmen (vgl. BIRKMANN ET AL. 2013A; FLEISCH-

HAUER, BORNEFELD 2006; RITTER 2007). Aufgrund der vielfältigen Synergien und Konflikte 

zwischen Klimaschutz und Anpassung sollte aber eine integrierte Betrachtung beider 

Handlungsansätze stattfinden (vgl. HOWARD 2009, S. 19). Zudem ist für viele Akteure 

außerhalb der Wissenschaft die Trennung von Klimaschutz und Anpassung schwierig 

(vgl. z.B. ARL 2009, S. 6; KEMPER, SCHLIPF 2011, S. 235; RANNOW, FINKE 2008, S. 45), so dass 

hierdurch die Fokussierung auf nur einen Bereich erschwert wird.  

Ein hoher Stellenwert kommt der Entwicklung von Strategien zur Gewährleistung ei-

nes abgestimmten Vorgehens bzgl. Klimaschutz und Anpassung in der räumlichen 

Planung und Entwicklung zu. Hier besteht eine enge Verbindung zu der planungsthe-

oretisch orientierten Forschung zu strategischer (Raum-)Planung, auf die u.a. WIECH-

MANN 2011, FROMMER 2010A, FRANCK ET AL 2013, HUTTER 2012 explizit verweisen. Welche 

Akteure, Ebenen, Instrumente etc. in eine solche Strategieentwicklung einbezogen 

werden sollten, ist dabei relativ offen. Häufig wird aber auf die Notwendigkeit zur Ko-

operation von formellen und informellen Instrumenten (auf regionaler Ebene) im 

Sinne eines strategischen Vorgehens bzw. einer strategischen Regionalentwicklung 

verwiesen (vgl. z.B. FROMMER 2010A, S. 50-51; HUTTER 2012, S. 34; SCHLIPF ET AL. 2008). 

Die Möglichkeiten und Grenzen der Strategiebildung zwischen formellen und infor-

mellen Instrumenten hinsichtlich klimarelevanter Fragestellungen sind aber bisher 

nicht untersucht worden. Die Kooperation von ländlicher Entwicklung und formeller 

Raumplanung bzw. die Schnittstellen zwischen den Instrumenten allgemein wurde 

bereits in Forschungsarbeiten untersucht (vgl. GRABSKI-KIERON ET AL. 2000; WEICK ET AL. 

2012). Dabei werden Schnittstellen aufgezeigt (GRABSKI-KIERON ET AL. 2000, S. 134-315) 

und fördernde und hemmende Faktoren benannt (vgl. EBD., S. 128-129; WEICK ET AL. 

2012). Die Arbeit von WEICK ET AL. (2012) zeigt dabei für die Möglichkeiten der Zusam-

menarbeit zwischen der Regionalplanung und LEADER, dass in den untersuchten 

Fällen keine Kooperation dieser Instrumente erfolgte.  

(3) Aus Sicht vieler Fachdisziplinen findet eine Auseinandersetzung mit Klimaschutz 

und Anpassung an den Klimawandel für im ländlichen Raum relevante Sektoren statt. 

Diese sind nicht auf den ländlichen Raum speziell gerichtet, was aber im Sinne einer 

tiefergehenden Analyse der Sektoren auch nicht möglich erscheint. Diese sektoralen 

Analysen wurden bisher nicht einer integrativen Betrachtung in der ländlichen Ent-

wicklung unterzogen. Im Themenfeld Landwirtschaft wurden die Auswirkungen des 

Klimawandels bzw. die Klimawirkung der Landwirtschaft und die Möglichkeiten für 

Klimaschutz und Anpassung u.a. bei CHMIELEWSKI (2007, 2009), CIPRA INTERNATIONAL 
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(2011A), HIRSCHFELD (2008), HIRSCHFELD ET AL. (2009), LFULG (2009), MKULNV (2011), NA-

BU (2010) und NIGGLI UND FLIEßBACH (2009) untersucht. Möglichkeiten für den Klima-

schutz liegen z.B. im Düngemanagement, Anpassungsmöglichkeiten z.B. in der Sor-

tenwahl und Wassermanagement. Die positiven Auswirkungen des ökologischen 

Landbaus auf den Klimaschutz sind dagegen umstritten (vgl. NIGGLI UND FLIEßBACH 

2009). Auch die Forstwirtschaft ist für die ländlichen Räume bedeutend (s. z.B. CIPRA 

INTERNATIONAL 2012A). Von Wäldern gehen viele positive Wirkungen für den Klima-

schutz aus, neben der Speicherung von CO2 ist auch die Nutzung von Biomasse (un-

ter der Berücksichtigung bestimmter Bedingungen) ein wichtiger Beitrag für den Kli-

maschutz (vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2012A, S. 22-23; WBGU 2009, S. 87-90). Für die An-

passung an den Klimawandel ist in der Forstwirtschaft v.a. der Waldumbau bedeu-

tend (vgl. CHMIELEWSKI 2007, S. 84; CIPRA INTERNATIONAL 2012A, S. 14).  

Untersuchungen der Auswirkungen des Klimawandels auf den Tourismus, besonders 

des Wintertourismus, und mögliche Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen im 

Tourismus finden sich bei CIPRA INTERNATIONAL (2011B), KREILKAMP (2011), MÜLLER UND 

LEHMANN FRIEDLI (2011), PRÖBSTL (2011), SCOTT ET AL. (2012), SIEGRIST, GESSNER (2011), 

TRAWÖGER und STEIGER (2009). Speziell auf die Belange ländlicher Räume wird nicht 

eingegangen, einige Aspekte des Winter- und Naturtourismus bedient aber auch die 

Erfordernisse anderer Tourismusarten in ländlichen Räumen (z.B. Radtourismus), 

wenn es z.B. um die Klimaschutz- und Anpassungsmöglichkeiten bei Unterbringung 

sowie bei der An- und Abreise geht. 

Weitere wichtige Themenfelder für ländliche Räume sind die Landschaftsplanung und 

der Naturschutz bzw. die Erhaltung, Sicherung und Entwicklung von Lebensräumen. 

Untersuchungen wie z.B. von CIPRA INTERNATIONAL (2009A), HEILAND ET AL. (2008) und 

SRU (2008) weisen auf die positiven Auswirkungen des Naturschutzes für den Klima-

schutz und die Anpassung an den Klimawandel (z.B. besonders für die Erhaltung der 

Biodiversität) hin. Landschaftsplanung und Naturschutz müssen sich nicht nur mit den 

direkten Folgen des Klimawandels auseinandersetzen, der es z.B. erforderlich macht, 

bestehende Schutzkonzepte und die Ziele des Naturschutzes zu überdenken (vgl. 

HEILAND, KOWARIK 2008, S. 417; KRAUS, OTT 2014, S. 108), sondern sind über z.B. Maß-

nahmen zum Klimaschutz wie dem Ausbau erneuerbarer Energien mittelbar betroffen 

(vgl. HEILAND ET AL. 2008, S. 38).  

Eng verbunden mit Land- und Forstwirtschaft, Natur und Umwelt, Tourismus usw. ist 

die Notwendigkeit für Anpassungsmaßnahmen im Wassermanagment, um einerseits 

mit zunehmenden als auch abnehmenden Wassermengen aufgrund veränderter Nie-

derschlagsregime umgehen zu können (vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2012B). 
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Weitere, auch für die ländlichen Räume relevante Themenfelder, sind Möglichkeiten 

zum Klimaschutz und zur Anpassung im Siedlungsbestand und der Infrastruktur. 

Hierzu bestehen v.a. auf städtische Regionen gerichtete Arbeiten, die einen engen 

Bezug zur räumlichen Planung aufweisen (s. z.B. ENDLICHER, KRESS 2008; FRERICHS ET 

AL. 2011; HENSOLD 2013; LÜLF 2008). Wichtige Maßnahmen für den Klimaschutz sind in 

der energetischen Sanierung und der Schaffung emissionsmindernder Siedlungs- 

und Verkehrsstrukturen zu sehen. Anpassungsmaßnahmen richten sich z.B. auf den 

Schutz vor Überhitzung (für ländliche Räume nicht so relevant wie für Städte) und auf 

den Schutz vor Überflutungen (vgl. EBD.). 

Diese Ausführungen zeigen, dass die Forschung zu dem Themenfeld Klimawandel / 

räumliche Planung und Entwicklung breit aufgestellt ist, die in Kapitel 1 dargestellte 

Bedeutung informeller Ansätze und die Notwendigkeit von Klimaschutz und Anpas-

sung an den Klimawandel in ländlichen Räumen jedoch nicht ausreichend abgebildet 

wird. Aus planungswissenschaftlicher Sicht werden die Instrumente der ländlichen 

Entwicklung, LEADER und ILE, häufig allgemein als informelles Instrumentarium be-

handelt. Eine Fokussierung auf das Politikfeld der ländlichen Entwicklung und die Ein-

beziehung dieser spezifischen Rahmenbedingungen bei der Untersuchung des infor-

mellen Instrumentariums der ländlichen Entwicklung findet bisher nicht statt. Gerade 

hinsichtlich der Erfordernisse des Klimaschutzes und der Anpassung sowie der Be-

teiligungsfunktionen in regionalen Kooperationen besteht daher weiteres For-

schungspotential. Es zeigt sich, dass zwischen den empirischen Erkenntnissen und 

den formulierten Erwartungen an die Beteiligung (Erhöhung der Legitimation regiona-

ler Kooperationen) Diskrepanzen vorhanden sind. Trotz bestehender Forschungsar-

beiten ist eine weitergehende Untersuchung der Kooperationsmöglichkeiten von LEA-

DER / ILE und der Regionalplanung - gerade hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung 

- notwendig, da bisher ein gesamter LEADER - / ILE-Prozess von der Konzepterstel-

lung bis zur Umsetzung nicht untersucht wurde. Darüber hinaus findet häufig keine 

integrative Betrachtung von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in der 

räumlichen Planung und Entwicklung statt. 

Weiterer Forschungsbedarf ergibt sich aus dem Umstand, dass viele planungstheo-

retisch ausgerichtete Arbeiten im Bereich der strategischen Planung und besonders 

der Partizipation auf den städtischen Raum ausgerichtet sind. Strategische Planung 

wird auch auf regionaler Ebene diskutiert (s. z.B. FROMMER 2010A; VALLÉE 2012A; WIECH-

MANN 2008), aber selten auf die ländliche Regionalentwicklung (s. z.B. HUTTER 2012) 

bezogen. Zwar findet eine Beschäftigung mit Partizipation auch im Kontext der länd-

lichen Räume statt, diese Arbeiten sind aber meist angewandter Natur. Die fehlende 
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theoretische Fundierung der Beteiligungsforschung im ländlichen Raum ist als For-

schungslücke anzusehen.  

Die Arbeit ist eingebunden in die planungswissenschaftliche Evaluationsforschung. 

Die ländliche Entwicklung ist eng mit der Evaluation verbunden, die bei der EU-För-

derung ein verpflichtender Bestandteil ist (vgl. GRABSKI-KIERON 2007B, S. 42). Diese Eva-

luierungen dienen nicht nur zur Überprüfung einer effektiven Mittelverwendung, son-

dern wandeln sich zu Lernprozessen (vgl. GRABSKI-KIERON 2007B, S. 42; SEDLACEK 2004, 

S. 20). Evaluationen sind auch wichtig, um vor dem Hintergrund sich ändernder Rah-

menbindungen das Instrumentarium der ländlichen Entwicklung auf eine notwendige 

Weiterentwicklung zu prüfen (vgl. GRABSKI-KIERON 2007B, S. 42). Daher ist vor dem Hin-

tergrund des Klimawandels und die sich daraus ergebenden Anforderungen an die 

räumliche Planung und Entwicklung die ländliche Raumentwicklung auf seine Mög-

lichkeiten und Grenzen hin einer Evaluation zu unterziehen.  

1.3 Auswirkungen des Klimawandels unter besonderer Berücksichti-

gung ländlicher Räume 

"Mitigate we might; adapt we must" (NORDHAUS 1994 zit. in SCHIPPER 2006, S. 364). 

1.3.1 Klimawandel, Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 

Die Klimaänderungen haben in Deutschland Spuren in der Temperatur- und Nieder-

schlagsentwicklung hinterlassen: seit dem Anfang des 20. Jahrhunderts hat die Tem-

peratur um ca. 1° C zugenommen, jedoch mit regional unterschiedlicher Verteilung 

(vgl. BECKER ET AL. 2008, S. 341; s. auch GERSTENGARBE, WERNER 2007, S. 39FF.; STOCK 2013, 

S. 31)5. Auch die Niederschlagsmengen haben sich regional und saisonal verändert 

(u.a. Zunahme der Winterniederschläge, insgesamt eine Zunahme der Niederschläge 

in West- und Süddeutschland, sowie eine leichte Abnahme in Ostdeutschland), ver-

bunden mit dem Trend zu Starkregenereignissen (vgl. BECKER ET AL. 2008, S. 341; GERS-

TENGARBE, WERNER 2007, S. 42; SCHÖNWIESE 2007, S. 65; STOCK 2013, S. 31). Wie auch 

schon der vorangegangene Sachstandsbericht (AR4), macht auch der fünfte Sach-

standsbericht des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) deutlich, dass 

                                                
5  Die durchschnittliche globale Erwärmung beträgt von 1880 bis 2012 im linearen Trend 0,85° 

C, die Oberflächentemperatur hat global fast überall zugenommen (vgl. IPCC 2014, S. 38). 
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die beobachteten Änderungen im Klimasystem sehr wahrscheinlich („extremely li-

kely“)6 auf anthropogene Einflüsse zurückzuführen sind (vgl. IPCC 2014, S. 48).  

Im Umgang mit denen sich aus diesen Klimaänderungen ergebenen Auswirkungen 

des Klimawandels (s. Kap. 1.3.2.2) werden grundsätzlich zwei Strategien unterschie-

den: Der Klimaschutz bzw. die Mitigation (engl.: mitigation) und die Anpassung an 

den Klimawandel7 bzw. die Adaptation (engl. adaptation) (vgl. IPCC 2007, S. 56; RAHM-

STORF, SCHELLNHUBER 2007, S. 92).  

Unter Klimaschutz wird die Reduzierung von Treibhausgasemissionen8 (THG-Emis-

sionen) oder die Schaffung bzw. der Erhalt von THG-Senken verstanden (vgl. IPCC 

2014, S. 84; FLEISCHHAUER, BORNEFELD 2006, S. 162). Während der Klimawandel auf die 

Verhinderung bzw. Minderung des Klimawandels abzielt, wird aufgrund der nicht 

mehr zu verhindernden Folgen eine Anpassung an den Klimawandel notwendig (vgl. 

ENDLICHER 2007, S. 125; HECHT 2009, S. 158; SCHNEIDER ET AL. 2001, S. 94; UBA 2005, S. 17). 

Die Anpassung an den Klimawandel wird vom IPCC folgendermaßen definiert:  

“In human systems, the process of adjustment to actual or expected climate and its 
effects, in order to moderate harm or exploit beneficial opportunities. In natural sys-

tems, the process of adjustment to actual climate and its effects; human intervention 
may facilitate adjustment to expected climate” (IPCC 2012, S. 5).  

Kurz gefasst kann Anpassung als „Schutz der Gesellschaft vor Klimawirkungen und 

Verringerung der gesellschaftlichen Verwundbarkeit“9 (FLEISCHHAUER, BORNEFELD 2006, 

S. 162) verstanden werden, wobei auch potentielle positive Auswirkungen des Klima-

wandels berücksichtigt werden sollten, denn: „Anpassung an den Klimawandel ist 

nicht nur als Bewältigung von negativen Folgen zu verstehen, sondern ebenso als 

Wahrnehmung von Chancen“ (ARL 2007, S. 1). 

Anpassung kann sowohl den Prozess des Anpassens als auch einen Zustand be-

zeichnen (vgl. SMIT ET AL. 2001, S. 882; SMIT ET AL. 1999, S. 203). In dieser Arbeit bezieht 

sich die Anpassung an den Klimawandel auf den Prozess des Entwickelns von An-

passungsstrategien und der Umsetzung entsprechender Maßnahmen. Es können 

                                                
6  Nach der allgemeinen Regelung des IPCC zur Kommunikation von Wahrscheinlichkeiten 

entspricht dies einer 95 - 100 prozentigen Wahrscheinlichkeit (vgl. IPCC 2014, S. 36). 
7  Häufig auch Klimaanpassung. Um Missverständnissen vorzubeugen („das Klima anpas-

sen“) wird hier auf die längere Form Anpassung an den Klimawandel (auch Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels) zurückgegriffen. 

8  Zu den THG zählen neben Kohlendioxid (CO2), auch CH4 (Methan), FCKW, N2O (Distick-
stoffoxyd - Lachgas). 55 % der Störung des Strahlungshaushaltes wird auf das CO2 zurück-
geführt, 40 % auf die anderen Treibhausgase (vgl. RAHMSTORF 2009, S. 22). 

9  Nach KELLY und ADGER kann Vulnerabilität definiert werden als "[...] the ability or inability of 
individuals and social groupings to respond to, in the sense of cope with, recover from or 
adapt to, any external stress placed on their livelihoods and well-being (KELLY, ADGER 2000, 
S. 163)".  
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weiter verschiedene Formen der Anpassung unterschieden werden, kurz gefasst sind 

dies reaktive und proaktive sowie geplante und ungeplante Anpassungen (vgl. aus-

führlicher SMIT ET AL. 2001, S. 883-884). Ein grundsätzliches Problem bei der Anpassung 

ist, dass das Erfordernis häufig erst bei Extremereignissen sichtbar wird (vgl. BURTON 

ET AL. 2002, S. 385), jedoch auch eine Anpassung an schleichende Veränderungen 

erfolgen muss (vgl. RANNOW, FINKE 2008, S. 51; SMIT ET AL. 2000, S. 81). Anpassung an 

sich ist kein neues Phänomen, sondern ein alltäglicher Vorgang; neu ist dagegen die 

Dimension und das Erfordernis einer proaktiven anstatt einer reaktiven Anpassung 

(vgl. BURTON 1996, S. 56; KROPP, DASCHKEIT 2008, S. 353; UBA 2005, S. 17). Der fünfte 

IPCC-Bericht stellt jedoch auch heraus, dass nicht alle Maßnahmen zur Anpassung 

an den Klimawandel geplant sein müssen, um einen Beitrag zur Anpassung zu leisten 

(vgl. NOBLE ET AL. 2014, S. 836). Daher werden in dieser Arbeit auch Maßnahmen be-

rücksichtigt, die vorrangig anderen Absichten dienen, zugleich aber zur Erhöhung der 

Anpassungsfähigkeit beitragen. Gleiches gilt auch für den Klimaschutz. 

In der Vergangenheit wurden Klimaschutz und Anpassung häufig als gegensätzlich 

angesehen, heute herrscht dagegen die Meinung vor, Klimaschutz und Anpassung 

sollten nicht als konträr (entweder - oder), sondern als komplementär (sowohl - als 

auch) betrachtet werden, da beide auf die Reduzierung der Risiken und den Umgang 

mit den Risiken des Klimawandels zielen (vgl. BURTON 1996, S. 57; HEINRICHS, GRUNEN-

BERG 2009, S. 45; HOWARD 2009, S. 20; IPCC 2014, S. 84; PIELKE 1998, S. 353).  

In der wissenschaftlichen und politischen Diskussion und auch in der öffentlichen 

Wahrnehmung stand (und steht z.T. immer noch) der Klimaschutz im Vordergrund 

(vgl. HEINRICHS, GRUNENBERG 2009, S. 42; PETER, HEINRICHS 2007, S. 115; SCHULZE 2010, S. 

125; SCHNEIDER ET AL. 2001, S. 87)10. In der Planungsliteratur hat sich seit ein paar Jah-

ren ein „adaptation turn“ vollzogen (vgl. HOWARD 2009, S. 19-20). Howard kritisiert je-

doch, dass dieser aktuelle Fokus auf die Anpassung die Betrachtung der Zusammen-

hänge zwischen beiden Handlungsstrategien vernachlässigt (vgl. EBD., S. 20). In dieser 

Arbeit erfolgt daher eine integrative Betrachtung von Klimaschutz und Anpassung. 

Dies ist notwendig, da die Effekte von Klimaschutz und Anpassung sowohl positiv als 

auch negativ sein und zu Konflikten zwischen Klimaschutz und Anpassung als auch 

zwischen Anpassungsmaßnahmen selbst führen können (vgl. HALLEGATTE 2009, S. 245-

246; IPCC 2014, S. 84; s. Tab. 1). Zudem erweist sich die Trennung von Anpassung an 

den Klimawandel und Klimaschutz in der Praxis häufig als schwierig (vgl. BIRK ET AL. 

                                                
10 Dies wird damit begründet, dass die Kommunikation der Vermeidung eines Risikos bzw. 

von Veränderungen einfacher ist (Klimaschutz), als die Anpassung daran (vgl. HEINRICHS, 
GRUNENBERG 2009, S. 44). 
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2011, S. 25; ARL 2009, S. 6; GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 62). Aus diesen Gründen 

werden in dieser Arbeit beide Handlungsansätze gleichberechtigt miteinbezogen, d.h. 

eine Fokussierung auf entweder den Klimaschutz oder die Anpassung, wie in vielen 

Fällen vorgenommen, wird nicht als förderlich gesehen.  

Tab. 1: Beispielhafte Konflikte und Synergien bei Klimaschutz und Anpassung11 

Quelle: eigene Darstellung nach BIRKMANN ET AL. 2010, S. 42; HALLEGATTE 2009, S. 246; RIT-
TER 2007, S. 535; SCHLEYER ET AL. 2011, S. 33; SRU 2008, S. 155 

Maßnahme Konflikt / Synergie 

Anpassung: Schneekano-
nen aufgrund abnehmender 
Schneesicherheit in Winter-
sportgebieten 

Klimaschutz: hoher Energieverbrauch / CO2-Emissionen 

Anpassung: hoher Wasserverbrauch 

Klimaschutz: Anbau von 
Biomasse / NawaRo 

Klimaschutz: durch Grünlandumbruch und intensive Land-
nutzung negative THG-Bilanz  
Anpassung: intensive Landnutzung steht der Erhaltung von 
Lebensräumen / der Biodiversität entgegen 

Klimaschutz: Dach- und 
Fassadenbegrünung 

Klimaschutz / Anpassung: bessere Dämmung (weniger 
Heizbedarf, kühlend bei Hitzewellen) 

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel machen ein Handeln auf vielen 

Ebenen erforderlich. Die wesentlichsten Politiken auf globaler, europäischer und na-

tionaler Ebene und ihre Verbindung zur Raumordungspolitik und zur Politik für die 

Entwicklung ländlicher Räume zeigt Tabelle 2. 

Tab. 2: Internationale und (supra-) nationale Klimapolitik 

Quelle: eigene Darstellung nach BMUB 2014, S. 7; DIE BUNDESREGIERUNG 2008, S. 42; EBD. 
2011, S. 11; DRÖGE 2009, S. 140, 146-151; KOM 2007, S. 16-23; EBD. 2009A, S. 9-12; EBD. 
2013, S. 9-10; EBD. 2014, S. 7-8, 11-14; PRINS, RAYNER 2007, S. 973; RAHMSTORF, SCHELLNHU-
BER 2007, S. 87, 98, 102-107; WIGLEY 1998 zit. in PIELKE 2005, S. 551 

Ebene Institutionen / Politiken 

Global 

IPCC – Intergovernmental Panel on Climate Change 
• seit 1988 
• Aufgabe: objektive und transparente Bündelung der wissenschaftlichen 

Erkenntnisse über den Klimawandel 
• Veröffentlichung der Ergebnisse in „Sachstandsberichten“ (2013/2014 5. 

Bericht erschienen) 

UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change 
• internationale Übereinkunft zum Klimaschutz 
• 1992 von 162 Staaten unterzeichnet 
• Umsetzung über Zusatzprotokolle, z.B. das Kyotoprotokoll (Klimaschutz-

wirkung des Kyotoprotokolls umstritten) 

                                                
11 BIRKMANN ET AL. sehen v.a. potentielle Konfliktfelder zwischen den Maßnahmen, so dass 

eine Abstimmung zwingend erforderlich ist (vgl. EBD. 2010, S. 42), die Koordination von 
Klimaschutz und Anpassungsmaßnahmen weißt jedoch noch Defizite auf (vgl. LAUKKONEN 

ET AL. 2009, S. 290).  
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Europäische 
Union 

• Klimaschutzziel: Reduzierung der CO2-Emissionen um 20% bis 2020 (ge-

genüber 1990) 
• Maßnahmen und Strategien vorwiegend auf die Bereiche Steigerung der 

Energieeffizienz, Ausbau der erneuerbaren Energien, Emissionshandel 
und Förderung neuer Technologien gerichtet 

• Strategie zur Anpassung an den Klimawandel 2013 verabschiedet, baut 
auf entsprechendem Grün- und Weißbuch auf; Aktionsbereiche umfassen 
u.a. die Integration von Anpassungsbelangen in die EU-Politiken und -
Förderprogramme (besonders in die Agrarpolitik) 

• Förderzeitraum 2014 - 2020: Verwendung von 20 % des EU-Haushalts in 
allen Politiken für auf den Klimawandel ausgerichtete Maßnahmen 

Deutschland 

Aktionsprogramm Klimaschutz der Bundesregierung 
• Ziel: Reduzierung der THG-Emissionen um 40% bis 2020 (gegenüber 

1990); langfristig weitere Einsparungen geplant 
• wichtige Bestandteile: Ausbau erneuerbarer Energien und Steigerung der 

Energieeffizienz 

Deutsche Anpassungsstrategie (2008) / Aktionsplan Anpassung (2011) 
• Raumordnung und Bauleitplanung als Querschnittsthemen 
• Integration der Anpassung als „Mainstreaming“ in verschiedene Politikbe-

reiche (u.a. Politik für ländliche Räume) 

 

1.3.2 Auswirkungen des Klimawandels auf ländliche Räume 

1.3.2.1 Forschungskontext ländliche Räume 

Die Abgrenzung des räumlichen Forschungskontextes ist aus mehreren Gründen 

schwierig: Zum einen werden ländliche Räume sehr stark mit der Landwirtschaft in 

Verbindung gebracht, da sie hier den größten Flächennutzer darstellt - aber nur die 

wenigsten Menschen, die in ländlichen Räumen leben, arbeiten noch in der Landwirt-

schaft (vgl. MØLLER MADSEN, ADRIANSEN 2004, S. 486; GRABSKI-KIERON 2002A, S. 10). Zum 

anderen geschieht die Definition der ländlichen Räume auf Grundlage unterschiedli-

cher Kriterien, deren Relevanz sich im Laufe der Zeit verändert hat. Grund hierfür ist 

der Struktur- und Funktionswandel der ländlichen Räume seit Mitte des 20. Jahrhun-

derts (vgl. GRABSKI-KIERON 2007A, S. 604)12. Des Weiteren sind ländliche Räume For-

schungsgegenstand unterschiedlichster Disziplinen, die jeweils eigene inhaltliche 

Schwerpunkte setzen (vgl. HENKEL 2004, S. 21-25). Weiterhin werden zur Abgrenzung 

ländlicher Räume nach z.B. siedlungs- oder bevölkerungsstrukurellen Kriterien inter-

national unterschiedliche Schwellenwerte angesetzt (s. z.B. bei LIENAU 2000, S. 11).  

Viele Abgrenzungen werden der Heterogenität der ländlichen Räume nicht (mehr) 

gerecht (vgl. MOSE 2005, S. 575). Der Begriff ‚Ländlicher Raum‘ an sich eignet sich 

                                                
12 Zum Struktur- und Funktionswandel ländlicher Räume s. z.B. MOSE 2005, S. 573-575; 

WOODS 2005, S. 29ff. 
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daher nicht für eine differenzierte Betrachtungsweise der jeweiligen Region (vgl. 

GRABSKI-KIERON 2008, S. 37). Da es keine einheitliche Definition des „Ländlichen“ gibt 

(vgl. WOODS 2005, S. 3), besteht heute eine Vielzahl unterschiedlicher Definitionen. Ne-

ben sozialgeographischen (v.a. im angelsächsischen Raum)13 erachtet GRABSKI-KIE-

RON heute besonders die anwendungsorientierten Typisierungen ländlicher Räume 

als relevant, bei denen sie zwischen strukturell-analytischen und funktional-analyti-

schen Definitionen unterscheidet (vgl. GRABSKI-KIERON 2007A, S. 604). Die strukturell-

analytischen Definitionen bedienen sich demographischer, sozioökonomischer oder 

siedlungsstruktureller Kriterien (z.B. Typisierung ländlicher Räume nach der OECD), 

während die funktional-analytischen Definitionen Distanz- und Verflechtungsmerk-

male (z.B. Erreichbarkeiten) verwenden (vgl. EBD. 2007A, S. 604; BORN 2011, S. 5). Un-

terschiedliche Abgrenzungen ländlicher Räume können verschiedenen Zwecken die-

nen, z.B. analytischen zum Zwecke der Raumbeobachtung und programmatischen 

für die Bestimmung räumlicher Problemlagen und Handlungserfordernissen innerhalb 

der Raumordnung (vgl. Mose 2005, S. 575). Betrachtet man unterschiedliche Abgren-

zungen ländlicher Räume aus der Agrarstrukturpolitik und der Raumordnung (s. An-

lage 11.1.1), stellt man, trotz der Verwendung überwiegend demographischer und 

siedlungsstruktureller Kriterien, deutliche Unterschiede fest. Diese ergeben sich aus 

der Konkretisierung der Kriterien, der Schwellenwerte und der räumlichen Bezugs-

ebene. Besonders deutliche Unterschiede bestehen zwischen der Gebietskulisse 

„Ländlicher Raum“ der EPLR und den Raumtypen 2010 des Bundesinstituts für Bau-

, Stadt- und Raumforschung (BBSR): Nach dieser raumordnungspolitischen Katego-

risierung bestehen auch LEADER-Regionen in Deutschland in zentralen, städtisch 

geprägten Raumtypen (Lage der LEADER-Regionen in Deutschland vgl. DVS 2010A). 

Anlage 11.1.2 verdeutlicht diese Unterschiede für die Fallstudienregionen. Dies 

macht deutlich, dass in dieser Arbeit für die Abgrenzung der Fallstudienregionen (s. 

Kap. 4.4.2) keine Definition des ländlichen Raums nach einheitlich strukturellen oder 

funktionalen Kriterien vorgenommen werden kann. Dagegen folgt diese Arbeit einer 

instrumentellen Abgrenzung, d.h. orientiert sich an den Gebietskulissen der LEADER- 

und ILE-Förderung. Diese Gebietskulissen sind in den EPLR der vier betrachteten 

Bundesländer jeweils unterschiedlich als ländlicher Raum abgegrenzt (s.o. und Anlage 

11.1.1). 

                                                
13 z.B. „Rural as Social Representation“ (WOODS 2005, S. 10-13 in Anlehnung an HALFACREE 

1993) 
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1.3.2.2 Regionale Auswirkungen des Klimawandels 

Der Klimawandel wird sich regional sehr unterschiedlich auswirken, eine genaue Dar-

stellung der Folgen in einer bestimmten Region erweist sich allerdings als schwierig: 

Um die Auswirkungen ermitteln zu können, werden zum einen regionalisierte Kli-

maszenarien benötigt, zum anderen tritt die Vulnerabilität, d.h. die Verwundbarkeit 

oder Anfälligkeit einer Region bzw. eines Systems hinzu (vgl. WALKENHORST, STOCK 

2009, S. 2). Für das Konzept der Vulnerabilität gibt es unterschiedliche Ansätze, grund-

legend kann das Vulnerabiliätskonzept der Klimafolgenforschung und der Risikofor-

schung unterschieden werden (vgl. BIRKMANN, FLEISCHHAUER 2013, S. 47-50; WALKEN-

HORST, STOCK 2009, S. 2). Für eine ausführliche Auseinandersetzung mit den verschie-

denen Konzepten wird auf BIRKMANN und FLEISCHHAUER (2013) verwiesen. Welche 

Auswirkungen sich nun für eine bestimmte Region ergeben, ist somit nicht nur von 

den Klimaänderungen selbst abhängig, sondern auch von der Vulnerabilität von Natur 

und Gesellschaft bzw. ihrer Anfälligkeit und Anpassungs- oder Bewältigungskapazität 

(vgl. BIRKMANN ET AL. 2013B, S. 25; SCHANZE, DASCHKEIT 2013, S. 69; STOCK 2013, S. 40), die 

regional sehr unterschiedlich ausfallen kann (vgl. SCHANZE, DASCHKEIT 2013, S. 69). 

Regionale Klimaszenarien basieren auf globalen Klimamodellen und Emissionssze-

narien14, deren Auflösung mit Hilfe eines regionalen Klimamodells erhöht wird (Regi-

onalisierung) (vgl. WALKENHORST, STOCK 2009, S. 4). Ebenso wie es verschiedene glo-

bale Klimamodelle gibt (Computermodell zur Abbildung der physikalischen und che-

mischen Prozesse in der Atmosphäre), existieren unterschiedliche Szenarien über 

die Entwicklung der globalen THG-Emissionen (vgl. EBD., S. 4-6). Für Deutschland kön-

nen vier wichtige regionale Klimaszenarien benannt werden, die sich u.a. nach ge-

wähltem Globalmodell und Regionalisierungsverfahren unterscheiden: REMO, Wett-

REG, CLM und STAR (vgl. STOCK 2013, S. 31-32; WALKENHORST, STOCK 2009, S. 6, 10)15. 

In den Grundaussagen zu bestimmten Trends (z.B. Lufttemperatur) zeigen die regio-

nalen Klimamodelle ähnliche Ergebnisse (vgl. MKULNV 2011, S. 11-12; WALKENHORST, 

STOCK 2009, S. 13). Als besonders unsicher werden aber die Aussagen der regionalen 

                                                
14 Die Emission von Treibhausgasen ist stark von sozioökonomischen Faktoren wie u.a. Be-

völkerungsentwicklung, Energieverbrauch, Landnutzung, wirtschaftlicher Entwicklung so-
wie der Klimapolitik abhängig (vgl. IPCC 2014, S. 8). Im vierten Sachstandsbericht (AR4) 
hat das IPCC die sog. SRES-Szenarien (Special Report on Emissions Scenarios) verwen-
det, denen verschiedene „Storylines“ zugrunde liegen, die jeweils andere mögliche sozio-
ökonomische und technologische Entwicklungen beschreiben (vgl. BECKER ET AL. 2008, S. 
342; JACOB 2009, S. 90; WALKENHORST, STOCK 2009, S. 4-5; ausführlicher z.B. IPCC 2007, 
S. 44). Für den aktuellen Bericht (AR5) wurden die sog. RCPs (Representative Concentra-
tion Pathways) erstellt, die auch die Klimapolitik berücksichtigen (vgl. IPCC 2014, S. 59).  

15 Nähere Informationen zu den Unterschieden der vier regionalen Klimamodelle und Gegen-
überstellung ihrer Ergebnisse s. STOCK 2013, S. 31-40; WALKENHORST, STOCK 2009, S. 10-
13; BMVBS, BBSR 2013, S. 64-66. 
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Modelle nach WALKENHORST und STOCK bei Extremwetterereignissen (z.B. Starknie-

derschläge, Hitzewellen, Stürme) gesehen (vgl. EBD. 2009, S. 13).  

Für die Beurteilung der Wirkfolgen in den ausgewählten Fallstudienregionen werden 

die Klimawandel-Betroffenheitsraumtypen nach BMVBS / BBSR (vgl. BMVBS 2010A) 

herangezogen. Die methodische Vorgehensweise zur Ermittlung der Betroffenheit 

wird als „möglichst einfaches aber robustes Herangehen […]“ beschrieben (EBD., S. 

45). Auf Grundlage von Klimawandel-Anfälligkeits-Raumtypen wurden im Vergleich 

mit ermittelten klimatischen Veränderungen (regionales Klimamodell REMO) regio-

nale Betroffenheiten abgeleitet (zu der Methodik s. EBD., S. 43ff.). Die Betroffenheits-

raumtypen werden nach drei Problemkomplexen unterschieden (s. Tab. 3). Die Klima-

wandelbetroffenheitsraumtypen, in die die Fallstudien eingeordnet werden, beziehen 

sich auf den Prognosezeitraum 2071 - 2100 (Referenzzeitraum 1961-1990, SRES 

A1B) (vgl. EBD., S. 45).  

Tab. 3: 3 Problemkomplexe der Klimawandelbetroffenheitsraumtypen 

Quelle: BMVBS 2010A, S. 50-53 

Problemkomplex 1 

Wirkfolgen, die vermehrt im Sommer aufgrund steigender Sommer-
temperaturen und sinkende -niederschläge auftreten: 
• Hitzeperioden  
• Waldbrandgefahr  
• Einschränkung der Wasserressourcen 
• Gefährdung der Artenvielfalt 

Problemkomplex 2 

Wirkfolgen, die vermehrt im Winter aufgrund zunehmender Winter- 
und Extremniederschläge auftreten: 
• Flusshochwässer 
• Starkregenereignisse / Sturzfluten, Sturmwasserstände 
• Verlust des Oberbodens durch Wassererosion 
• gravitative Massenbewegungen 

Problemkomplex 3 Häufigere Beeinträchtigung und Zerstörung der Infrastruktur 

Diese Ermittlung von Auswirkungen des Klimawandels auf Basis von Betroffenheits-

raumtypen wird für die Dissertation als geeignet angesehen, da raumplanerisch rele-

vante Wirkfolgen einbezogen werden. Im Vergleich mit anderen Analyen zeigen sich 

zwar Abweichungen, aber auch Übereinstimmungen (vgl. BMVBS 2010A, S. 54). Ein 

Nachteil für die Beschäftigung mit ländlichen Räumen ist zwar der hohe Stellenwert 

der Indikatoren Siedlungs- und Infrastrukturdichte, der die negative Betroffenheit v.a. 

der stark verdichteten und verstädterten Regionen im Westen Deutschlands steigen 

lässt (vgl. EBD., S. 48). Als wesentlicher Vorteil wird aber die einheitliche Untersuchung 

regionaler Betroffenheiten in Gesamtdeutschland gesehen, die eine Vergleichbarkeit 

für die ausgewählten Fallstudien dieser Arbeit gewährleistet. In einigen Fällen umfas-

sen die Anfälligkeits- und Betroffenheitstypen (Landkreise bzw. Planungsregionen) 
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ein deutlich größeres Gebiet und damit auch andere Naturräume als die Fallstudien-

regionen, so dass dadurch Unterschiede zu der tatsächlichen Situation bestehen kön-

nen. Die Vorteile der Nutzung von Ergebnissen einer nach einer einheitlichen Metho-

dik durchgeführten Analyse dürften diese Nachteile aber überwiegen. 

Auswirkungen in ländlichen Räumen 

Häufig wird der urbane Raum als wichtigster Raum für Klimaschutz benannt, weil hier 

die meisten Emissionen produziert werden (z.B. Lindner et al. 2009, S. 8). Auch werden 

städtische Räume häufig als besonders wichtig für Anpassungserfordernisse auf-

grund ihrer Vulnerabilität angesehen. Ländliche Räume dürfen aber nicht vernachläs-

sigt werden: Zum einen befinden sich auch in ländlichen Räumen wichtige THG-Emit-

tenten, z.B. die in der Landwirtschaft und durch Landnutzungsveränderungen (letz-

tere werden häufig in die Bilanzen nicht miteinbezogen). Zum anderen erweisen sich 

viele Bereiche in ländlichen Räumen als vulnerabel gegenüber den Auswirkungen 

des Klimawandels, die sie jedoch von städtischen Räumen unterscheiden. 

Für ländliche Räume lässt sich keine pauschale Betroffenheit durch den Klimawandel 

identifizieren (vgl. NEUBERT 2015, S. 172). Dies hängt zum einen mit den unterschiedli-

chen Auswirkungen des Klimawandels auf Regionen und den unterschiedlichen Vul-

nerabilitäten von Regionen zusammen und gilt für ländliche Räume wie für städtische 

Räume gleichermaßen. Zum anderen gilt aber speziell für ländliche Räume, dass 

keine einheitliche Kategorie des ländlichen Raums besteht (s. Kap. 1.3.2), an denen 

Betroffenheiten ländlicher Räume festgemacht werden könnten, und somit ländliche 

Räume je nach z.B. naturräumlichen und sozioökonomischen Strukturen andere An-

fälligkeiten aufweisen (vgl. EBD., S. 172). Trotzdem können für ländliche Räume typi-

sche, vom Klimawandel betroffene Bereiche identifiziert werden, die sich von Auswir-

kungen in eher städtisch geprägten Räumen abheben. In diesem Zusammenhang 

weisen KEMPER und SCHLIPF darauf, dass in ländlichen Räumen andere „Verwund-

barkeiten und Wirkungsketten“ herrschen als in städtischen Räumen (vgl. KEMPER, 

SCHLIPF 2011, S. 217). Als wichtiger Unterschied ist der Außenbereich zu sehen, der 

im Gegensatz zu dem Siedlungsbereich in städtischen Räumen in ländlichen Räumen 

eine wichtige Bedeutung hat (vgl. EBD.). Hier wird als besonders vom Klimawandel 

betroffener (und beitragender) Sektor die Landwirtschaft benannt (vgl. KAPHENGST ET 

AL. 2009, S. 4; KOM 2009B, S. 5; SCHLEYER ET AL. 2011, S. 31). Daneben weist die Europä-

ische Kommission auf die Zunahme von Risiken in folgenden Handlungsbereichen 

hin (vgl. KOM 2009B, S. 5):  

 Hochwasser 
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 Infrastrukturschäden infolge von Extremereignissen 

 knapper werdende Ressource Wasser (mit der Folge von Konkurrenzkämpfen) 

 Störung von Ökosystemen 

 negative Folgen für den Wintertourismus  

Es werden aber auch positive Auswirkungen ausgemacht, wie etwa eine Erhöhung 

der Produktivität im Forstsektor oder eine mögliche Attraktivitätssteigerung für den 

Tourismus durch die Erwärmung von bestimmten Regionen (vgl. EBD.).  

Neben den direkten Folgen des Klimawandels sehen sich ländliche Räume auch mit 

„indirekten“ Folgen konfrontiert, die sich aus den Reaktionen auf den Klimawandel 

und als Konsequenz z.B. der Energiepolitik ergeben (vgl. NEUBERT 2015, S. 172-173). 

So werden ländlichen Räumen als Standorte für den Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien von DOSCH ET AL. eine Schlüsselrolle beigemessen (vgl. EBD. 2008, S. 389; auch 

SCHLEYER ET AL. 2011, S. 31). Es geht aber nicht nur um die Anfälligkeit des Ländlichen 

Raums gegenüber den Auswirkungen des Klimawandels. Ländliche Räume können 

wichtige Funktionen für Klimaschutz und Anpassung übernehmen:  

 Klimaschutz: Ausbau der erneuerbaren Energien (s.o.) (Standortfunktion); große 

Potentiale zur Einsparung von THG-Emissionen oder im Bereich der Landnut-

zungsänderungen in der Landwirtschaft (vgl. HIRSCHFELD ET AL. 2009, S. 55; 

SCHLEYER ET AL. 2011, S. 31; SRU 2008, S. 158) 

 Anpassung an den Klimawandel: Hochwasserschutz (Schaffung von Retentions-

räumen), Frischluftentstehung für andere Regionen (vgl. NEUBERT 2015, S. 173).  

Als Folge kommt es in ländlichen Räumen z.B. zu einem verstärkten Ausbau von 

Windkraftanlagen, Photovoltaik, Anbau von Biomasse, Flächenbedarfen z.B. für den 

Hochwasserschutz etc., so dass in Konkurrenz mit anderen Flächenansprüchen (z. 

B. Landwirtschaft, Siedlung etc.) in den ländlichen Räumen der Bedarf der Koordina-

tion und der Steuerung von Flächenansprüchen und -nutzungen steigt (vgl. EBD. 2015, 

S. 173; BEIRAT FÜR RAUMORDNUNG 2008, S. 5). 

Verbunden mit der Bedeutung der Landwirtschaft für den Klimaschutz und der Vulne-

rabilität der Landwirtschaft selbst, wird der Agrarpolitik, also der GAP und der GAK, 

eine wichtige Rolle für Klimaschutz und Anpassung zugesprochen (vgl. BMVBS, BBSR 

2009B, S. 13; KOM 2009A, S. 11; NABU 2010, S. 14; WEHRHEIM 2008, S. 24). Dieses Politik-

feld beeinflusst auch die ländliche Entwicklung maßgeblich (s. Kap. 5.1.1). Die Politik 

zur ländlichen Entwicklung und LEADER wird daher als geeignet für die Umsetzung 

von Klimaschutz und Anpassung in ländlichen Räumen gesehen (vgl. BMVBS, BBSR 
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2009B, S. 13, 16). FLEISCHHAUER ET AL. kritisieren dagegen das mit der Politik zur Ent-

wicklung ländlicher Räume verbundene Leitbild zur Stärkung des ländlichen Raums: 

Diese Politik, speziell LEADER und die GAK, würde kompakten und energieeffizien-

ten Siedlungsstrukturen entgegenstehen (vgl. FLEISCHHAUER ET AL. 2013, S. 98). Auch 

wenn es durchaus Kritikpunkte an der Politik zur ländlichen Entwicklung hinsichtlich 

der Berücksichtigung von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel geben 

mag, dürfte in dem Fall der kompakten Siedlungsstrukturen aber eher die Raumord-

nung und die konsequente Nutzung der Instrumente zur Siedlungssteuerung in der 

Pflicht gesehen werden.  

1.4 Forschungsziele und Aufbau der Arbeit 

Die vorliegende Dissertation untersucht vor dem in Kapitel 1.1 - 1.3 erläuterten Hin-

tergrund die Fragestellung, inwieweit die Instrumente der ländlichen Regionalentwick-

lung, LEADER und ILE, den Anforderungen gerecht werden können, die in der Dis-

kussion um den Klimawandel an informelle Instrumente der räumlichen Planung und 

Entwicklung gerichtet werden. Der hohe Stellenwert, der informellen Instrumenten in 

der Diskussion im Umgang mit dem Klimawandel in der räumlichen Planung und Ent-

wicklung beigemessen wird, gliedert sich in inhaltliche und prozessuale Anforderun-

gen: Zum einen besteht die Erwartung an informelle Instrumente, sich inhaltlich mit 

klimarelevanten Fragestellungen auseinanderzusetzen. Zum anderen werden An-

sprüche an die Gestaltung der Prozesse der regionalen Kooperationen gestellt (bzgl. 

der Beteiligungsfunktionen und der Zusammenarbeit mit der formalrechtlichen Raum-

planung). Die ländliche Entwicklung ist Teil eines umfassenden Planungs- und Ent-

wicklungssystems, das auch raumrelevante Fachplanungen und -politiken umfasst. 

Wichtiger Bestandteil der ländlichen Entwicklung, die wesentliche Elemente informel-

ler Instrumente der räumlichen Entwicklung trägt, sind LEADER und ILE (s. Kap. 2.1.2). 

Diese Arbeit untersucht daher im Rahmen einer Evaluation, inwieweit LEADER und 

ILE den Anforderungen entsprechen können, die Erfordernisse von Klimaschutz und 

Anpassung an den Klimawandel zu integrieren. Hieraus werden Möglichkeiten und 

Grenzen dieser Instrumente abgeleitet, über die sie hinsichtlich des Umgangs mit 

dem Klimawandel in der räumlichen Entwickung verfügen.  

Ausgehend von diesem übergeordneten Forschungsziel leiten sich Forschungsfra-

gen ab, die nach der inhaltlichen und der prozessualen Ebene der regionalen Koope-

rationen unterschieden werden (s. Abb. 1): 
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 inhaltliche Ebene: 

 Welche inhaltliche Relevanz haben Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 

in LEADER und ILE (Berücksichtigung in Projekten, Zielen)?  

 Welche fördernden und hemmenden Faktoren können zur Beeinflussung der inhaltli-

chen Relevanz identifiziert werden? 

 prozessuale Ebene: 

 Legitimations- und Konsensbildungsfunktion: Können die Beteiligungsprozesse von 

LEADER und ILE zu den Anforderungen an Entscheidungsfindungen vor dem Hinter-

grund des Klimawandels beitragen?  

 Informationsfunktion: Können die Beteiligungsprozesse von LEADER und ILE zur In-

formation über klimarelevante Fragestellung und der Sensibilisierung der Akteure bei-

tragen? 

 Welche Faktoren beeinflussen die Beteiligung in LEADER und ILE? 

 Findet eine Zusammenarbeit zwischen LEADER / ILE und der Regionalplanung statt 

(besonders hinsichtlich klimarelevanter Fragestellungen)?  

 Trägt diese Zusammenarbeit zu einer Strategieentwicklung in der Region (hinsichtlich 

Klimaschutz und Anpassung) bei?  

 Welche fördernden und hemmenden Faktoren können zur Beeinflussung der Strate-

giebildung hinsichtlich klimarelevanter Fragestellungen identifiziert werden? 

 

 

Abb. 1: Forschungsziele 

Quelle: eigene Darstellung 

Besonders die regionale Ebene wird als geeignete Handlungsebene für den Umgang 

mit dem Klimawandel genannt (s. Kap. 2.2.1), da hier verschiedene Politikfelder und 

Instrumente berücksichtigt sowie strategische Konzepte entwickelt werden können. 

Daher beschränkt sich der räumliche Kontext der vorliegenden Arbeit bei der Unter-

suchung des formalrechtlichen Instrumentariums auf die regionale Raumordnung. Die 

Anforderungen an informelle Instrumente der Raumentwicklung: 
Möglichkeiten und Grenzen von LEADER und ILE 

Inhaltliche Ebene Prozessuale Ebene 

• Relevanz von Klimaschutz / Anpassung 
auf Ziel- und Maßnahmenebene sowie 
im Gesamtprozess 

• fördernde und hemmende Faktoren  

• Funktion der Beteiligung hinsichtlich 
Klimaschutz / Anpassung 

• Kooperation mit der Regionalplanung 
• fördernde und hemmende Faktoren 
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Entwicklung ländlicher Räume im Rahmen der EU-Förderpolitik vollzieht sich in sie-

benjährigen Förderzeiträumen. Den zeitlichen Kontext der Untersuchung bildet die 

ELER-Förderperiode 2007-2013, in dem LEADER und ILE umgesetzt wurden. Im 

Sinne einer summativen Evaluation kann somit der gesamte Zeitraum von der Erstel-

lung der regionalen Entwicklungskonzepte in LEADER und ILE bis zu ihrer Umset-

zung erfasst werden.  

Die Umsetzung der REKs / ILEKs im Rahmen der Förderung der ländlichen Entwick-

lung über LEADER bzw. ILE kann auch durch andere Förderungen als über die länd-

liche Entwicklung (z.B. EFRE) erzielt werden. Die vorliegende Arbeit fokussiert sich 

auf die ELER- und GAK-Förderung, da sie einen Schwerpunkt der Förderung in den 

Regionen darstellen.  

Der Aufbau der Arbeit orientiert sich an der dargelegten Fragestellung: Die Arbeit ist 

in neun Kapitel gegliedert, die die Herleitung der Fragestellung (Kapitel 1 und 2), die 

theoretische Einbettung (Kapitel 3), die Methodik (Kapitel 4), die Analyse der EU- und 

nationalen Agrarpolitik (Kapitel 5), die Analyse der Fallstudienregionen (Kapitel 6), die 

Bewertung der Ergebnisse (Kapitel 7) und eine Synopse mit Handlungsempfehlungen 

(Kapitel 8) sowie ein Fazit (Kapitel 9) enthalten.  

 

Abb. 2: Aufbau der Arbeit nach Kapiteln 

Quelle: eigene Darstellung
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2 Räumliche Entwicklung im (Klima)Wandel 

„Gefragt sind also innovative Lösungsstrategien, die dazu verhelfen, die Gratwande-
rung zwischen Anpassungs- und Steuerungsfähigkeit zu bewältigen.“ 

(ADAM, WIECHMANN 1999, S. 661) 

Diese Anforderung an die Raumplanung (im Zusammenwirken mit informellen Instru-

menten) formulierten ADAM UND WIECHMANN vor mehr als anderthalb Jahrzehnten. 

Damals war der Klimawandel noch kein Thema innerhalb der räumlichen Planung 

und Entwicklung. Die Fragestellung, die mit dem Klimawandeldiskurs verbunden ist, 

war aber schon damals aktuell: Welche Rolle kann die (traditionelle) Raumplanung 

vor dem Hintergrund veränderter Herausforderungen einnehmen? Zu diesen Heraus-

forderungen ist seit einigen Jahren der Klimawandel bzw. die hiermit verbundene Not-

wendigkeit zu Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel getreten. Für die Be-

wältigung der Folgen des Klimawandels ist jedoch nicht nur die Raumplanung, son-

dern sind verschiedenste Instrumente raumrelevanter Politikfelder erforderlich, wie 

auch der ländlichen Entwicklung. Ziel des Kapitels ist es, vor dem Hintergrund des 

Klimawandels zunächst das Spannungsfeld von Raumplanung und -entwicklung auf-

zuzeigen und die ländliche Entwicklung hierin einzuordnen. Danach werden die An-

forderungen, die im Klimawandeldiskurs an die räumliche Planung und Entwicklung 

gestellt werden, und somit auch für die ländliche Entwicklung relevant sind, heraus-

gearbeitet. Denn damals wie heute gilt: die Ergänzung der Ordnungsfunktion der 

Raumplanung durch ihre Entwicklungsfunktion sowie die Kombination von formellen 

und informellen Instrumenten wird als notwendig vor dem Hintergrund der vergange-

nen und aktuellen Herausforderungen erachtet.  

2.1 Raumplanung und ländliche Entwicklung 

2.1.1 Zwischen Planen und Entwickeln 

Beschäftigt man sich mit „Planung“ und den hiermit verbunden formellen und infor-

mellen Instrumenten, die sowohl der Gesamtplanung als auch raumrelevanter Fach-

planungen bzw. Sektorpolitiken entstammen, sieht man sich mit einem grundlegen-

den Problem konfrontiert:  

"Wer sich anschickt, von »Planung« zu reden, muss vorweg als Ausgangslage zur 
Kenntnis nehmen: Es herrscht eine geradezu abenteuerliche Grenzenlosigkeit des 
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Planungsbegriffs vor. Damit einher geht ein Verlust an Bedeutsamkeit, der alle Überle-
gungen über Planung einzutrüben droht und sie dem allgemeinen Diskurs der Unver-

bindlichkeit aussetzt" (KELLER 2006, S. 352)16. 

Neben die ‚traditionellen‘ Formen von Planung im Sinne von ‚Pläne machen‘ sind 

heute weitere Planungsformen hinzugetreten, z.B. Runde Tische, Konzepte und Stra-

tegien. Dies geht einher mit einer Veränderung des Verständnisses dessen, was Pla-

nung ist. In Anbindung an die Sozialwissenschaften beschreibt FÜRST diese Verän-

derung als Abkehr von Steuerung „[…] als intentionale Beeinflussung des Handelns 

anderer […]“ hin zu einem Planungsverständnis als „[…] zielbezogener Interaktions-

Prozess der Anpassung von Denk- und Verhaltensweisen (Koordinationsprozess) 

[…]“ (EBD. 2006, S. 117; s. auch Kap. 3.1.1.1). Es findet eine Prozessorientierung statt, 

in der in Abkehr von einer technokratisch verstandenen Disziplin die Entwicklungfunk-

tion der Planung stärker betont wird (vgl. SCHÖNWANDT, JUNG 2006, S. 18; KNIELING 2006, 

S. 74; PETERS 2004, S. 5; PRIEBS 2006, S. 101). Hiervon zeugt z.B. die gewachsene Be-

deutung von kooperativen Verfahren in der Raumplanung und der Regionalentwick-

lung (vgl. LINDLOFF 2003, S. 15, 21). Diese Veränderungen spiegeln sich in der Ge-

schichte der Raumplanung wieder17, die sich laut DILLER schon immer durch „[…] 

stärker informelle entwicklungsorientierte und stärker ordnungspolitisch orientierte 

Phasen […]“ (2012A, S. 12) ausgezeichnet hat.  

Mit dieser Aufweitung des Planungsbegriffs geht einher, dass zunehmend unklarer 

wird, was mit Planung eigentlich gemeint ist: Neben der eingangs zitierten Kritik von 

KELLER machen auch BIRKMANN ET AL. darauf aufmerksam, dass die Begriffe Raumpla-

nung, -entwicklung und -ordnung nicht ausreichend voneinander abgegrenzt werden 

(vgl. EBD. 2013B, S. 16). Raumplanung und -entwicklung können folgendermaßen un-

terschieden werden:  

In einer engeren Sichtweise können unter Raumplanung aus Sicht des Planungs-

rechts die Bundes- und Landesraumordnung (Landes- und Regionalplanung) sowie 

die kommunale Bauleitplanung gefasst werden (vgl. TUROWSKI 2005, S. 897; GREIVING 

2009, S. 44). Neben dieser räumlichen Gesamtplanung bestehen die raumbedeutsa-

men Fachplanungen, die sich rechtlich, organisatorisch und inhaltlich unterscheiden 

(vgl. TUROWSKI 2005, S. 898). Der Begriff Raumentwicklung wird dagegen weiter ge-

fasst und schließt auch informelle Instrumente18 ein, die sich nicht auf die räumliche 

                                                
16 s. auch SELLE 2004A, S. 148-149 
17 s. ausführlich ALBERS 1993 und SIEBEL (2006) 
18 Unter informellen Instrumenten werden in Anlehnung an DANIELZYK Instrumente verstanden, 

die nicht im öffentlichen Recht verankert sind und deren Umsetzung auf der Selbstbindung 
der beteiligten Akteure beruht (vgl. EBD. 2005, S. 466). 
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Gesamtplanung beschränken müssen, sondern fachübergreifender Art sein bzw. an-

deren Fachdisziplinen angehören können (vgl. GREIVING 2009, S. 44; SINZ 2005 zit. in 

BIRKMANN ET AL. 2013B, S. 16-17; BMVBS 2010A, S. 14).  

Daher wird im Folgenden in dieser Arbeit von räumlicher Planung und / oder Ent-

wicklung gesprochen:  

 Unter Raumplanung wird einer engen Begriffsauslegung folgend auf den öffent-

lich-administrativen Vorgang der Planung im Zusammenhang mit dem formellen 

Instrumentarium bzw. formalrechtlicher Prozesse der Raumordnung und Bauleit-

planung hingewiesen (d.h. Umsetzung wird hier nicht miteinbezogen).  

 Raumentwicklung umfasst dagegen als weite Begriffsauslegung alle formellen 

und informellen Instrumente sowie Prozesse, die die räumliche Entwicklung als 

Ganzes betreffen (d.h. auch Umsetzung, alle Politikbereiche). Hierin ist explizit 

auch die ländliche Entwicklung einbezogen. 

2.1.2 Einordnung der ländlichen Entwicklung in die räumliche Planung und 

Entwicklung 

Die ländliche Entwicklung ist nicht eindeutig definiert und zeichnet sich durch ein Zu-

sammenwirken unterschiedlicher Politiken und Instrumentarien auf verschiedenen 

Ebenen aus (vgl. GRABSKI-KIERON 2007A, S. 613-614)19. Gleichwohl ist in der ländlichen 

Entwicklung die regionale Ebene am bedeutendsten (vgl. EBD., S. 615) und Regional-

entwicklung als eine Form der ländlichen Entwicklung anzusehen (vgl. BRUCKMEIER 

2000, S. 219). Regionalentwicklung, verstanden „[…] als systematische handlungsori-

entierte Aktivität zur Beeinflussung räumlicher Prozesse über strategische Konzepte 

[…]“ (DILLER 2012A, S. 11), ist innerhalb der Raumplanungsgesetzgebung nicht eindeu-

tig definiert und wird hauptsächlich im Sinne von Planumsetzung auf die Instrumente 

REK und RM bezogen (vgl. WERNIG 2012, S. 20). Sie vollzieht sich in einem Spannungs-

feld verschiedener Politiken (neben der Raumplanungspolitik z.B. Agrar-, Wirtschafts-

, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik) sowie u.a. verschiedener administrativer Ebenen 

und regionaler Akteure und ist demzufolge mit verschiedenen Interessen konfrontiert 

(vgl. HEINTEL 2001, S. 194). Da in dieser Arbeit die ländliche Regionalentwicklung im 

                                                
19 In dieser Arbeit wird der Begriff „Instrument“ in einem breiten Sinne verstanden, d.h. dass 

dieser sowohl Programme und gesetzliche Regelungen als auch Strategien, finanzielle An-
reizsysteme etc. umfasst (vgl. GRABSKI-KIERON 2005, S. 29). In diesem Sinne sind auch 
LEADER und ILE bzw. REK und RM als Instrumente zu sehen. 
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Vordergrund steht, erfolgt eine Fokussierung auf die durch die Agrarpolitik induzierte 

Regionalentwicklung über LEADER und ILE. 

Der ländliche Raum hat sich aufgrund des Struktur- und Funktionswandels und der 

Einflüsse anderer Veränderungsprozesse (z.B. demographischer Wandel) zu ländli-

chen Räumen mit unterschiedlichen Strukturen, Funktionen und Entwicklungsdyna-

miken gewandelt (vgl. MOSE 2005, S. 573; GRABSKI-KIERON 2007A, S. 606-607; ausführlich 

bei MOSE 1993, S. 19-25). Dieser Wandel ländlicher Räume ließ eine rein sektoral auf 

die Landwirtschaft ausgerichtete Politik zur ländlichen Entwicklung obsolet werden, 

sie setzt stattdessen an den Potentialen der Region (endogene Potentiale) an (vgl. 

BRÖCKLING 2004, S. 29-31; OECD 2006, S. 23). Im Laufe der Jahre hat daher ein Para-

digmenwechsel nicht nur in der ländlichen Entwicklung, sondern innerhalb der Regi-

onalentwicklung allgemein stattgefunden: War Regionalentwicklung in den 1960er 

und 1970er Jahren noch als top down ausgerichtete Förderung von Wirtschaftsstruk-

turen (in rückständigen Regionen) verstanden, wurde in den 1980er / 1990er Jahren 

die Beschränkung auf die wirtschaftliche Entwicklung zugunsten einer umfassende-

ren Sichtweise aufgegeben (vgl. DILLER 2012A, S. 11-12). Die Region als Handlungs-

ebene wurde immer bedeutender (Aktivierung der endogenen Potentiale über bottom 

up-Ansätze) (vgl. EBD.). Für die ländliche Entwicklungspolitik hat die OECD diesen 

Wandel in dem „New Rural Paradigm“ zusammengefasst. Es beschreibt den Über-

gang von einer Politik der Subventionierung landwirtschaftlicher Betriebe hin zu einer 

Politik, die auf Investitionen in verschiedene Sektoren der Wirtschaft in ländlichen 

Räumen (z.B. Tourismus, Handwerk etc.) unter Einbeziehung verschiedener Steue-

rungsebenen sowie der regionalen und lokalen Akteure setzt (vgl. OECD 2006, S. 60). 

War es Ziel des ‚alten‘ Ansatzes die Einkommen und die Wettbewerbsfähigkeit der 

landwirtschaftlichen Betriebe anzugleichen bzw. zu steigern, geht es im ‚neuen‘ An-

satz darum, die Wettbewerbsfähigkeit der ländlichen Räume über das Inwertsetzen 

der endogenen Potentiale zu steigern (vgl. EBD.). 

Die ländliche Entwicklung verfolgt somit heute das Ziel einer eigenständigen / endo-

genen Regionalentwicklung20. Weitreichende Impulse zur regionalen Kooperation im 

Sinne einer eigenständigen Regionalentwicklung kamen aus den ländlichen Räumen 

(vgl. DANIELZYK 1999, S. 577). Ziel der eigenständigen Regionalentwicklung ist die För-

derung von endogenen Entwicklungsprozessen unter der Einbeziehung regionaler 

Akteure und die Verbesserung institutioneller Rahmenbedingungen (vgl. ARL 2008, S. 

                                                
20 Nach GRABSKI-KIERON und KÖTTER greift der Begriff eigenständig zu kurz, daher sollte die 

Bezeichung endogene Regionalentwicklung vorgezogen werden (vgl. GRABSKI-KIERON, 
KÖTTER 2012, S. 94) 
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7; GORSLER 2002, S. 17ff. zit. in: DANIELZYK, KNIELING 2011, S. 487). Eine einheitliche Defi-

nition für die eigenständige Regionalentwicklung gibt es aber nicht (vgl. NIENABER 2007, 

S. 47). Das Konzept der endogenen Regionalentwicklung korrespondiert mit dem An-

satz der integrierten ländlichen Entwicklung, welcher wesentlich seit den 1980er Jah-

ren gefördert und geprägt wurde (vgl. SHUCKSMITH 2010, S. 2). Als dessen Attribute kön-

nen benannt werden (vgl. BMEL 2014C, S. 5-6; BÖCHER ET AL. 2008, S. 14; GRABSKI-KIERON 

2005, S. 28-29, 32-33; GRABSKI-KIERON 2002B zit. in GRABSKI-KIERON 2005, S. 29; SHORTALL, 

SHUCKSMITH 1998, S. 75-77): 

 gebietsbezogen (lokal, regional)  

 sektorübergreifend  

 partnerschaftlich  

 langfristig  

 strategisch 

Tab. 4: Gegenüberstellung LEADER und die Prinzipien der integrierten ländlichen Ent-
wicklung 
Quelle: eigene Darstellung nach NEUBERT 2009, S. 57, verändert 

Prinzipien integrierter 
ländlicher Entwicklung LEADER / ILE 

Territorialer Ansatz Förderung der Entwicklung einer Region (funktional / 
territorial abgegrenzt) 

Sektorübergreifender 
Ansatz 

Einbezug verschiedener Sektoren in die Strategien und 
Projekte 

Partizipation – Bottom up 
Einbezug von Bürgern und regionalen Akteuren in die 
Strategie-entwicklung und -umsetzung (bei LEADER mind. 
50% WiSo-Partner) 

Leitbildgesteuerte 
Entwicklung 

Entwicklungsstrategie unterliegt einem übergeordnetem 
Thema 

Nutzung endogener 
Potentiale 

Entwicklungsstrategie setzt an den Stärken und Schwächen 
der Region an 

Begleitung und Bewertung Monitoring / Evaluation  
Langfristigkeit Beitrag der Projekte zur nachhaltigen und langfristigen 

Entwicklung der Region 

LEADER und ILEK sind als Beispiele für eigenständige bzw. eine integrierte ländliche 

Entwicklung zu sehen (vgl. BÖCHER ET AL. 2008, S. 15; GRABSKI-KIERON, KÖTTER 2012, S. 

96; HAHNE 2013, S. 70; MOSE, BRODDA 2004, S. 211; SHUCKSMITH 2010, S. 2). Die Ausprä-

gung der dargestellten Merkmale können Tabelle 4 entnommen werden. Durch den 

Ansatz der endogenen bzw. integrierten ländlichen Entwicklung wird ein verändertes 

Steuerungshandeln zum Ausdruck gebracht und steht somit in Verbindung zu Rural 

bzw. Regional Governance (vgl. SHUCKSMITH 2010, S. 2-5; s. Kap. 3.1.1). Neben diesen 
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Merkmalen sind REK und RM wesentliche Komponenten der Förderung der ländli-

chen Entwicklung über LEADER und ILE. Das Regionale Entwicklungskonzept als 

„am weitesten verbreitete Instrument“ der informellen räumlichen Planung und Ent-

wicklung (DANIELZYK, KNIELING 2011, S. 476), hat seine Wurzeln aber nicht nur in der 

europäischen und nationalen Agrarstrukturpolitik bzw. Regional- und Strukturpolitik, 

sondern auch in der Raumordnung (vgl. KNIELING, WEICK 2005, S. 928; WIECHMANN 2005, 

S. 163; DANIELZYK, KNIELING 2011, S. 478) und kann daher Grundlage oder Vorbereitung 

für die formelle Regionalplanung sein (vgl. BIRKMANN ET AL. 2010, S. 31). Die Förderung 

u.a. über LEADER und die die GAK haben aber seit den 1990er Jahren wesentlich 

zur Verbreitung von informellen Instrumenten der Raumentwicklung bzw. REK in 

Deutschland beigetragen (vgl. GRABSKI-KIERON 2007A, S. 615; WIECHMANN 2005, S. 165). 

Die Merkmale eines REK zeigt Tabelle 5. 

Tab. 5: Merkmale eines REK 
Quelle: eigene Darstellung nach KNIELING, WEICK 2005, S. 928, 930-931; DANIELZYK, KNIELING 

2011, S. 477; JACOBY 2011, S. 534-535 

Räumliche 
Abgrenzung 

problemorientiert 
„Region“ (Gebiet zwischen kommunaler und Landesebene) 

Thematische 
Orientierung 

sektorübergreifend: umfasst mehrere Themen (integrierter Ansatz) 
Ausrichtung an endogenen Entwicklungspotentialen 

Elemente eines 
REK 

Stärken-Schwächen-Analyse (SWOT-Analyse) als Basis, Leitbild-
entwicklung, Ableitung von Zielen und Maßnahmen (Konzentration auf 
die wichtigsten Themenbereiche, strategischer Ansatz) 
Umsetzungsorientierung: Benennung wichtiger Projekte (Leitprojekte) 

Akteure und 
Arbeitsweise 

Erarbeitung außerhalb der Strukturen der öffentlichen Verwaltung: 
Einbezug regionaler Akteure 
kooperative Arbeitsformen, konsensorientiert 
rechtlich nicht verbindlich 

Unter Regionalmanagement wird nicht eine hierarchische Führung einer Region ver-

standen (vgl. LÖB 2005, S. 942; MAIER 2004, S. 202), sondern die „[…] gemeinsame Or-

ganisation und Koordination der regionalen Akteure […]“ (MAIER 2004, S. 202). Ziel ist 

es, regionale Entwicklungskonzepte umzusetzen, Projektideen zu generieren und die 

Region im regionalen Wettbewerb zu positionieren (vgl. ebd.). Es existieren verschie-
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dene Verständnisse, z.B. über Aufgaben und Organisationsformen eines Regional-

managements (vgl. EBD., BUCHHOLZ 2006, S. 28; LÖB 2006, S. 57), so dass es eher als 

„Sammelbegriff für endogene Entwicklungsstrategien dient“ (LÖB 2006, S. 59)21.  

REK und Regionalmanagement sind eng miteinander verbunden, da die Umsetzung 

eines REK vielfach durch ein RM begleitet wird (vgl. BIRKMANN ET AL. 2010, S. 31). Beide 

Instrumente weisen daher Ähnlichkeiten auf: Konsensorientierung, eher problemori-

entierte als administrative Abgrenzung, Einbezug regionaler Akteure, kooperative und 

sektorübergreifende Arbeitsformen u.ä. werden ebenfalls als Kennzeichen von RM 

genannt (vgl. MAIER 2004, S. 202-203; JACOBY 2011, S. 535-536). Das Verständnis von 

Regionalmanagement in dieser Arbeit folgt den o.g. Aspekten: Das RM dient der Um-

setzung eines REK unter der Einbeziehung verschiedenster regionaler Akteure und 

Sektoren in kooperativen Arbeitsformen. Es handelt sich nach MAIER um eine freiwil-

lige Zusammenarbeit (d.h. um ein informelles Instrument), da das RM keine hoheitli-

che Aufgabe ist (vgl. EBD. 2004, S. 204).  

LEADER und ILE tragen somit wesentliche Charakteristika informeller Instrumente 

der räumlichen Entwicklung. Zwar liegen ihre Wurzeln nicht in der Raumordnung, 

aber die Regional- und Strukturpolitik auf europäischer und nationaler Ebene und die 

hiermit verbundenen finanziellen Anreize beeinflussen die räumliche Entwicklung in 

hohem Maße (vgl. GREIVING, FLEISCHHAUER 2012, S. 41). 

2.2 Klimawandel als Thema der räumlichen Planung und Entwicklung 

„Over the next few decades, the main change global warming will bring us may not be 
the change in climate itself. It may be the uncertainty regarding future climate condi-

tions […]“ (HALLEGATTE 2009, S. 246). 

Wie die folgenden Kapitel zeigen, wird der Raumplanung eine wichtige Bedeutung im 

Umgang mit den Herausforderungen des Klimawandels zugesprochen und wird als 

„[…] ein Teil der Antworten auf die neuen Herausforderungen“ gesehen (LENK ET AL. 

2008, S. 13). So wird in vielen Dokumenten und Berichten (z.B. Stern-Report, Grün-

buch der EU) die besondere Rolle der Raumplanung im Umgang mit den Folgen des 

Klimawandels hervorgehoben (vgl. WILSON 2009, S. 223). Vor allem der Koordinie-

rungsauftrag bzgl. verschiedener räumlicher Nutzungen und sektoraler Planungen, 

die Querschnittsfunktion der Raumplanung und die Lösung von Raumnutzungskon-

flikten werden als zentral im Umgang mit dem Klimawandel und seinen Auswirkungen 

                                                
21 Für unterschiedliche Verständnisse und Organisationsformen s. z.B. BUCHHOLZ 2006, S. 29-

35; DILLER 2012A, S. 17; LÖB 2005, S. 943-944. 
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gesehen (vgl. z.B. ARL 2007, S. 3; KOM 2007, S. 14, 23; LÜTZEN 2012, S. 28; PÜTZ, KRUSE 

2011, S. 62; SCHLIPF ET AL. 2008, S. 77). Es gibt aber auch eine Reihe von Problemfel-

dern, so dass gleichzeitig vor einer Überschätzung der Raumplanung gewarnt wird 

(vgl. LÜLF 2008, S. 82). Das Zitat von HALLEGATTE (s.o.) umreißt gut die Diskussion des 

Klimawandels in der Raumplanung: Es geht nicht nur allein um die konkreten (räum-

lichen) Auswirkungen des Klimawandels und die Reaktion darauf, sowie um den Bei-

trag der räumlichen Planung zur Verhinderung des Klimawandels, sondern es geht 

auch um sich ändernde Rahmenbedingungen, die der Klimawandel mit sich bringt. 

Als Konsequenz der Probleme bzw. Hindernisse, mit denen sich die formelle Raum-

planung bei der Beschäftigung mit Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 

konfrontiert sieht, wird die Notwendigkeit von informellen Instrumenten der räumli-

chen Planung und Entwicklung (also auch der ländlichen Entwicklung) betont. Ziel 

des Kapitels ist es, den Klimawandel zunächst aus raumplanerischer Sicht zu be-

leuchten, um aus den Diskursen um die Grenzen des formalrechtlichen Instrumenta-

riums heraus die Anforderungen an das informelle Instrumentarium abzuleiten. Sie 

bilden die Bewertungsziele der Evaluation in dieser Arbeit.  

2.2.1 Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in der räumlichen 

Planung und Entwicklung 

Den Folgen des Klimawandels sowie den Strategien zum Umgang mit dem Klima-

wandel, also den Maßnahmen des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klima-

wandel, wird eine hohe räumliche Relevanz zugesprochen (vgl. BIESBROEK ET AL. 2009, 

S. 231; FLEISCHHAUER 2007, S. 83; PÜTZ, KRUSE 2011, S. 61). Der Raumbezug ist jedoch 

unterschiedlich: Während die Wirkung von Klimaschutzmaßnahmen nicht vom Ort ih-

rer Umsetzung abhängt (globale Wirkung), dienen Maßnahmen zur Anpassung an 

den Klimawandel konkreten lokalen bzw. regionalen Verwundbarkeiten (vgl. BAASCH 

ET AL. 2012, S. 193). Der räumliche Bezug alleine ist jedoch nicht ausreichend für Re-

gelungen in den Raumordnungsplänen, grundsätzlich muss eine Raumplanungsrele-

vanz vorhanden sein (vgl. ARL 2011B, S. 3; BIRKMANN ET AL. 2010, S. 8; GREIVING, FLEISCH-

HAUER 2008, S. 62; REIDT 2011, S. 795), die von GREIVING und FLEISCHHAUER unter Be-

zug auf das ROG und das Baugesetzbuch (BauGB) attestiert wird (vgl. GREIVING, 

FLEISCHHAUER 2008, S. 62; auch GREIVING 2009, S. 44-45; GREIVING 2011A, S. 23). Die Be-

urteilung der raumplanerischen Relevanz des Klimawandels, der Mitigation und der 

Adaption ist jedoch nicht abschließend geklärt und wird z.T. unterschiedlich gesehen 

bzw. gewichtet (s. z.B. FROMMER 2009, S. 132; GREIVING 2009, S. 44; GREIVING, FLEISCH-

HAUER 2008, S. 61; LÜLF 2008, S. 83; OVERBECK ET AL. 2008, S. 364; REIDT 2011, S. 795).  
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Die Integration von Belangen des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klima-

wandel ist auf allen Ebenen der Raumplanung erforderlich (vgl. FLEISCHHAUER, BORNE-

FELD 2006, S. 162; WILSON 2006, S. 610). Als Handlungsschwerpunkte für den Klima-

schutz werden in der Wissenschaft und im politischen Kontext v.a.  

 die energieeffiziente / verkehrsvermeidende Raum- und Siedlungsentwicklung22,  

 die Entwicklung und Sicherung von Flächen für erneuerbare Energien (und der 

benötigten Infrastruktur) sowie  

 die Sicherung von Freiräumen / Freiraumschutz 

gesehen (vgl. ARL 2009, S. 2; ARL 2012, S. 2-3; BEIRAT FÜR RAUMORDNUNG 2008, S. 2; DIL-

LER, HEBECKER 2008, S. 67; Fleischhauer, Bornefeld 2006, S. 162-163; FLEISCHHAUER ET AL. 

2013, S. 118; FRERICHS ET AL. 2011, S. 5-6; GREIVING 2009, S. 49; LINDNER ET AL. 2009, S. 11; 

MKRO 2009, S. 2; OVERBECK ET AL. 2008, S. 363; RITTER 2007, S. 531-532). 

Für die Anpassung an den Klimawandel werden die folgenden Handlungsmöglichkei-

ten genannt (vgl. BEIRAT FÜR RAUMORDNUNG 2008, S. 2-3; FROMMER 2009, S. 133; FROMMER 

ET AL. 2013, S. 122ff.; GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 64; MKRO 2009, S. 2-4; SCHLIPF ET 

AL. 2008, S. 79):  

 Mitwirkung bei räumlichen Anpassungsmaßnahmen im Bereich Tourismus 

 Siedlungsbereiche: Verringerung / Vermeidung von Überhitzung (z.B. Verringe-

rung der baulichen Verdichtung, Begrünung von Siedlungsstrukturen) 

 Sicherung und Entwicklung von Freiräumen / Frischluftschneisen  

 regionaler Wasserhaushalt (z.B. Sicherung von Wasserressourcen / Flächen für 

die Grundwasserneubildung) 

 Schutz vor extremen Naturereignissen (z.B. Sicherung und Entwicklung von Flä-

chen für Hochwasserrückhalt, Küstenschutz, Schutz vor Murgängen etc.; Stand-

orte für soziale Infrastruktur; technische Maßnahmen wie Anpassung der Kanali-

sation, Regenrückhaltebecken etc.) 

 Sicherung ökologisch bedeutsamer Freiräume und Entwicklung eines regionalen 

Biotopverbundes 

Auf politischer Ebene wird zudem die Mitwirkung der Raumplanung in nicht raumpla-

nungsrelevanten Bereichen (z.B. Tourismus) als wichtig erachtet (vgl. MKRO 2009, S. 

                                                
22 Der Einfluss von Siedlungsstrukturen auf das individuelle Verkehrsverhalten ist umstritten: 

Während einige Quellen dies bezweifeln (s. SIEDENTOP, HESSE 2005 u. KAGERMEIER 1997 
zit. in GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 62; s. auch WEGENER 2007 zit. in LÜLF 2008, S. 71), 
verweisen andere Quellen auf einen nachgewiesenen Zusammenhang zwischen abneh-
mender Siedlungsdichte und steigendem Energieverbrauch (s. BFLR 1996 zit. in FLEISCH-
HAUER, BORNEFELD 2006 S. 163). 
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4), in der Literatur aber eher als Schwäche der Raumplanung ausgemacht, da hier 

kaum Möglichkeiten zur Einflussnahme bestehen (s. Kap. 2.2.2).  

Gemäß dem Aufbau der Raumplanung in Deutschland kann auf jeder Ebene ein Bei-

trag zu Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel geleistet werden (für eben-

spezifische Handlungsmöglichkeiten s. ARL 2014, S. 9; BMVBS 2011A, S. 6; FROMMER ET 

AL. 2013, S. 124-131; FROMMER 2009, S. 133; KLINGER, WEGENER 2011, S. 905; MKRO 2014, 

S. 3, 18-20; OVERBECK ET AL. 2008, S. 373; V. SEHT 2010, S. 279; WAGNER 2013, S. 51; WICKEL 

2009, S. 128-129). Für die Umsetzung diesbezüglicher Maßnahmen werden aber v.a. 

die lokale und die regionale Ebene hervorgehoben (vgl. BEIRAT FÜR RAUMORDNUNG 2008, 

S. 4; BMVBS 2010B, S. 4; DIE BUNDESREGIERUNG 2008, S. 60; DIE BUNDESREGIERUNG 2011, 

S. 9; PÜTZ, KRUSE 2011, S. 61; RITTER 2007, S. 535; SCHULZE 2010, S. 126; WILSON 2006, S. 

610; WILSON 2009, S. 224). Die regionale Ebene wird auch besonders betont, um inte-

grierte Strategien zur Anpassung an den Klimawandel zu erarbeiten, da die Region 

als intermediäre Ebene zwischen den (politischen) Vorgaben der höheren Ebenen 

und der lokalen Ebene als Umsetzungsebene steht (vgl. BEIRAT FÜR RAUMORDNUNG 2008, 

S. 4; DIE BUNDESREGIERUNG 2008, S. 46; FROMMER 2009, S. 129; FROMMER ET AL. 2013, S. 

129; LENK ET AL. 2008, S. 14).  

Dementsprechend wird auch der regionalen Raumordnung eine wichtige Rolle für den 

Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel zugesprochen. Die Gründe hier-

für sind vielfältig und zeigen Parallelen zu den Anforderungen, die im Zusammenhang 

der Entwicklung zur „kooperativen Regionalplanung“ an die regionale Raumordnung 

gestellt werden (s. Kap. 3.3.2):  

 Kompensation einer fehlenden Fachplanung (vgl. BMVBS, BBSR 2009A, S. 24) 

 Koordinierung von räumlicher Gesamtplanung und raumbezogenen Fachplanun-

gen (vgl. EBD., S. 23) 

 Informations- und Beratungsfunktion (vgl. BIRKMANN ET AL. 2010, S. 28) 

 Moderations- und Managementfunktion (vgl. DILLER, HEBECKER 2008, S. 68; MIT-

SCHANG 2009, S. 38) 

 Doppelfunktion: Entwicklung sowohl von regionalen Strategien als auch verbin-

dendes Element zwischen Strategie und kommunaler Umsetzungsebene (vgl. 

SCHLIPF ET AL. 2008, S. 77)  

Untersuchungen zu der Berücksichtigung von klimarelevanten Aspekten aus dem 

Jahr 2008 zeigen, dass diese in älteren Regionalplänen weniger (vgl. BMVBS, BBR 

2006, S. 7 zit. in DILLER, HEBECKER 2008, S. 66), in neueren vermehrt aufgegriffen werden, 

zumeist jedoch der Klimaschutz im Vordergrund steht (vgl. DILLER, HEBECKER 2008, S. 

66; BMVBS, BBR 2008b, S. 14-15; BMVBS 2010A, S. 73; OVERBECK ET AL. 2009).  
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2.2.2 Herausforderungen für die räumliche Planung und Entwicklung 

Ausgangspunkt für die Evaluierung von LEADER und ILE in dieser Arbeit sind die 

Herausforderungen, die in der Diskussion von Klimawandel und Raumplanung be-

nannt werden und die Konsequenzen, die aus dieser Diskussion für die gesamträum-

liche als auch für andere raumrelevante Planungen und Entwicklungsansätze, wie die 

ländliche Entwicklung, gezogen werden. Die Herausforderungen des Klimawandels 

für die Raumplanung bestehen zum einen in den Rahmenbedingungen für die Raum-

planung, da der Klimawandel u.a. eine hohe Komplexität und Unsicherheit mit sich 

bringt (vgl. DAVOUDI ET AL. 2009, S. 14). Zum anderen in den konkreten Auswirkungen 

des Klimawandels, die aufgrund ihrer Raumplanungsrelevanz Gegenstand der 

Raumplanung sind. Aufgrund der Komplexität und Unsicherheit wird der Klimawandel 

auch zu den „neuen Risiken“ gezählt (vgl. GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 64)23.  

Tab. 6: Herausforderungen des Klimawandels für die Raumplanung 
Quelle: eigene Darstellung nach ARL 2007, S. 3; BEIRAT FÜR RAUMORDNUNG 2008, S. 3; BIES-
BROEK ET AL. 2009, S. 230; BIRKMANN ET AL. 2010, S. 32, 43; BIRKMANN, FLEISCHHAUER 2013, S. 
52; BMVBS 2010A, S. 79; BMVBS, BBR 2008A, S. 24; BÖHM 2007, S. 2-3; BULKELEY 2006, S. 
211; DANGSCHAT 2006, S. 381-382; FLEISCHHAUER, BORNEFELD 2006, S. 163, 169; FLEISCH-
HAUER ET AL. 2013, S. 96-97; FRANCK, PEITHMANN 2010, S. 16-17, 29; FRANCK ET AL. 2013, S. 
155; FROMMER 2009, S. 129; FROMMER 2010A, S. 49, 96; FROMMER ET AL. 2011B, S. 260; FROM-
MER ET AL. 2013, S. 148; GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 65-66; GREIVING 2009, S. 50; GREI-
VING, FLEISCHHAUER 2012, S. 37; GROß 2010 ZIT. IN FRANCK, PEITHMANN 2010, S. 14; HABER ET 

AL. 2010, S. 382; HURLIMANN, MARCH 2012, S. 483; KABAT ET AL. 2005, S. 283; KOM 2007, S. 
15; MKRO 2009, S. 1; KROPP, DASCHKEIT 2008, S. 356, 359; OVERBECK ET AL. 2008, S. 365, 
375; OVERBECK ET AL. 2009, S. 195, 198; PIELKE 2005, S. 252; PÜTZ, KRUSE 2011, S. 73; 
RANNOW, FINKE 2008, S. 56; RITTER 2007, S. 532, 535; ROGGEMA 2009, S. 61; SCHLIPF ET AL. 
2008, S. 80-81; STRAUß 2008, S. 88; WICKEL 2009, S. 129-130 

Unsicherheit 
• Klimamodelle und -szenarien (v.a. Regionalisierungen) 
• Auswirkungen des Klimawandels 
• Fehlende Datenverfügbarkeit bei den Planungsstellen 

Wissen und 
Wahrnehmung 

• unklar: Beitrag der Raumplanung zum und Kompetenzen der Raum-
planung im Umgang mit dem Klimawandel 

• nicht ausreichendes / fehlendes Wissen 
• Klimaszenarien als zu abstrakt wahrgenommen 
• mangelnder Problemdruck 

Komplexität 

• Folgen des Klimawandels räumlich und sektorspezifisch sehr unter-
schiedlich 

• Umsetzung von Maßnahmen innerhalb verschiedener konkurrieren-
der Interessen 

• Koordination verschiedener Politiken aller Ebenen erforderlich 
• vielfältige Wechselwirkungen / Einordnung in andere Veränderungs-

prozesse (z.B. demographischer Wandel, wirtschaftlicher Struktur-
wandel) 

• unterschiedliche Zeithorizonte der Auswirkungen des Klimawandels 
und der Planwerke / Konzepte 

                                                
23 Neue Risiken zeichnen sich u.a. durch geringe Erfahrungswerte mit ihren Ursachen, kom-

plexen Ursachen-Wirkungsbeziehungen, Langfristigkeit aus (vgl. VAN ASSELT 2007 zit. in 

GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 64) 
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• Raumplanung findet innerhalb administrativer Grenzen statt, die die 
Auswirkungen des Klimawandels überschreiten 

Schwächen 
formeller Raum-
planungs-
instrumente 

• fehlende Umsetzungsorientierung / kaum Wirkung auf bestehende 
Strukturen 

• keine allgemeine Bindungswirkung 
• inhaltlich eng zusammenhängende Themenbereiche (z.B. Land- und 

Forstwirtschaft, Naturschutz, Tourismus): kaum Einflussnahme mög-
lich 

In Tabelle 6 sind die in der Literatur genannten Herausforderungen, die der Klima-

wandel für die Raumplanung bedeutet, zusammengefasst. Sie hängen eng miteinan-

der zusammen: Zu der Unsicherheit, die die Folgen des Klimawandels betreffen, tritt 

ein ungenügendes oder nicht ausreichendes Wissen von Akteuren: Beides wird häu-

fig von vielen Akteuren als Begründung für ihr Nicht-Handeln herangezogen (vgl. BÖHM 

2007, S. 2-3; PÜTZ, KRUSE 2011, S. 73). Eine Umfrage unter Regionalplanungsstellen 

zeigt allerdings, dass weniger die Unsicherheit als Hindernis gesehen wird, als man-

gelnde Datengrundlagen, fehlende politische Unterstützung und fehlender Problem-

druck (vgl. OVERBECK ET AL. 2009, S. 198). Künftige Klimaänderungen sind aber schon 

jetzt bei langfristigen Planungsentscheidungen (z.B. Infrastruktur, Forstwirtschaft) mit 

zu berücksichtigen (vgl. DOSCH ET AL. 2008, S. 381; FRANCK, PEITHMANN 2010, S. 16). Die 

Unsicherheit und Komplexität des Klimawandels kommt nach BULKELEY und NEWELL 

einem Paradox gleich: Der Wissensstand über den Klimawandel nimmt weiter zu, 

aber dennoch sind die Herausforderungen nur schwer zu bewältigen (vgl. BULKELEY, 

NEWELL 2010, S. 1). 

Als Herausforderungen sind nicht nur Problembereiche innerhalb der Rahmenbedin-

gungen zu sehen, sondern auch „systemimmanente Schwächen“ (FRANCK ET AL. 2013, 

S. 155) des formalrechtlichen Instrumentariums. Hier wird besonders auf die geringen 

Möglichkeiten verwiesen, bestehende Strukturen zu beeinflussen: 

„Die Städte sind gebaut, Straßen und Schienenwege gelegt. Raumordnungspolitik im 
Bestand ist kaum wirksam. Sie kann sich nur bei Veränderungen einschalten und ihre 

Wirkungen werden erst im Laufe von Jahrzehnten manifest“ (RITTER 2007, S. 532). 

Dabei bildet z.B. der (ältere) Wohngebäudebestand ein sehr wichtiges Energieein-

sparpotential (vgl. SRU 2008, S. 129), wie auch der öffentliche Gebäudebestand (z.B. 

Schulen, Kindertagesstätten) (vgl. LINDNER ET AL. 2009, S. 12).  

Die Tatsache, dass neben gesamt-raumplanerischen Maßnahmen zum Klimaschutz 

auch fachplanerische, ordnungsrechtliche, regulative, finanzielle, investive und infor-

matorische Maßnahmen zählen (vgl. BERGMANN ET AL. 1993 zit. in FLEISCHHAUER ET AL. 

2013, S. 91), verdeutlicht, dass die formalrechtliche Raumplanung nur einen Teil die-

ser Maßnahmen bedienen kann (vgl. FLEISCHHAUER ET AL. 2013, S. 91). Das Beispiel der 
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Biomasse zeigt (starker Einfluss des EEG), dass hier weniger eine planerische Steu-

erung, sondern v.a. eine Steuerung über ökonomische Anreize erfolgt (vgl. OVERBECK 

ET AL. 2008, S. 373). Obwohl für Klimaschutz und Anpassung auch Änderungen der 

individuellen Verhaltensweisen wichtig sind (vgl. BULKELEY, NEWELL 2010, S. 70; DRACK 

2008, S. 432), ist dies ein Bereich, den die Raumplanung kaum zu beeinflussen ver-

mag und wo andere Instrumente gefordert sind. 

Als Konsequenzen der ausgeführten Herausforderungen, die den Umgang mit dem 

Klimawandel in der Raumplanung betreffen, werden die Möglichkeiten des Planungs-

instrumentariums diskutiert. Dabei wird darauf verwiesen, dass der Klimawandel kei-

neswegs als ein bloßes Modethema zu sehen ist, denn viele Aspekte, die mit Klima-

schutz und Anpassung an den Klimawandel verbunden sind (z.B. Energieeinsparung, 

kompakte Siedlungsentwicklung, Durchlüftung, Begrünung etc.), sind schon seit län-

gerem v.a. im Zuge der Nachhaltigkeitsdebatte Thema der Raumplanung (vgl. KLEMME 

2011, S. 123-124; RIECHEL 2011, S. 194). Ein Beispiel ist die Notwendigkeit zur Reduzie-

rung des Flächenverbrauchs, die nun durch den Klimawandel verstärkt wird (vgl. 

BMVBS 2011A, S. 6). Dies zeigt, wie wichtig es ist, sich mit den Möglichkeiten des 

raumplanerischen Instrumentariums auseinanderzusetzen, und Klimaschutz und An-

passung an den Klimawandel aufzugreifen.  

In der Diskussion über die Handlungsmöglichkeiten und aus der Konsquenz der ge-

nannten Schwächen des formalrechtlichen Instrumentariums, werden auch explizit 

die informellen Instrumente der Raumentwicklung mit in den Blick genommen. Das 

informelle Instrumentarium wird im Umgang mit dem Klimawandel als wichtig ange-

sehen, um  

 eine Einflussnahme auf eng zusammenhängende Themenbereiche ausüben zu 

können, für die die Raumplanung über keine eindeutigen Kompetenzen verfügt 

(vgl. BMVBS 2010A, S. 79; BIRKMANN ET AL. 2010, S. 32; SCHLIPF ET AL. 2008, S. 80-81),  

 Entwicklungen in bestehenden räumlichen Nutzungsstrukturen zu ermöglichen 

(vgl. BIRKMANN ET AL. 2013c, S. 165; GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 64; FLEISCHHAUER 

ET AL. 2013, S. 118; OVERBECK ET AL. 2008, S. 370-371) 

 über die Beteiligung verschiedenster Akteure die Legitimation von Entscheidun-

gen über Konsensbildung zu erhöhen sowie zu einer Bewusstseinsschaffung und 

Verbreitung von Informationen beizutragen (vgl. BIRKMANN ET AL. 2010, S. 33; 

BMVBS, BBSR 2009A, S. 22-23; FROMMER ET AL. 2013, S. 148; FROMMER, SCHLIPF 2008, 

S. 17; KÜBLER, MERZ 2013, S. 126) und  
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 dem Problem der räumlichen Abgrenzung der Planung (administrativ) und des 

räumlichen Bezugs der Auswirkungen des Klimawandels (funktional, Naturräu-

me) zu begegnen (vgl. BAUSCH, HÖRMANN 2013, S. 179; SCHLIPF ET AL. 2008, S. 81) 

Einige dieser Punkte sollen im Folgenden näher erläutert werden.  

Als Möglichkeit, der Unsicherheit und Komplexität zu begegnen und Klimaschutz- und 

Anpassungsmaßnahmen eine höhere Akzeptanz und Legitimität zu verschaffen, wird 

die Beteiligung von Öffentlichkeit und Stakeholdern im Planungsprozess gesehen 

(vgl. ARL 2007, S. 7; BEIRAT FÜR RAUMORDNUNG 2008, S. 3; CARTER ET AL. 2007, S. 141; GREI-

VING, FLEISCHHAUER 2012, S. 39; KATO, AHERN 2008, S. 545). GREIVING und FLEISCHHAUER 

sehen aus diesem Grund sogar im Recht keine umfassenden Entscheidungskriterien 

mehr und stellen den Konsens als Grundlage für Legitimation in den Vordergrund:  

„Dabei wird das Grundprinzip einer jeden Entscheidung der Konsens als Grundlage 
der Legitimation sein müssen, weil das Recht selber keine umfassenden Entschei-

dungskriterien mehr liefert, sondern auf außerrechtliche Bezüge zur Bewertung von 
Entscheidungsfolgen angewiesen ist. Der Konsens ist insofern das funktionale Äqui-

valent rechtlicher Normierung“ (GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 65). 

Hierbei heben sie besonders die Bedeutung informeller Instrumente hervor, ohne 

diese jedoch weiter zu spezifizieren:  

„Daher gewinnen informelle, auf Kooperation und Verhandlung setzende Formen der 
Entscheidungsfindung an Bedeutung. Der Diskurs wird dabei zum Instrument der 

Normgenerierung, weil im Zusammenspiel aller Interessen und Werte eine neue ge-
meinsame Orientierung, also die Ausrichtung an Gemeinsamkeiten bei Leitbild und 

Zielen, möglich wird“ (EBD.). 

Der Konsens ersetzt dabei als „funktionales Äquivalent“ eine rechtliche Normierung 

(vgl. HILLER 1993, S. 151 zit. in GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 65). Auch OVERBECK ET 

AL. sehen aufgrund der Unsicherheit und Komplexität des Klimawandels einen „hie-

rarchielosen politisch-gesellschaftlichen Diskurs“ als notwendig an (vgl. EBD. 2008, S. 

377). Partizipation und Kommunikation sollen die Akzeptanz für Klimaschutz- und v.a. 

für Anpassungsmaßnahmen schaffen und so Konflikte minimieren und die Umsetz-

barkeit steigern (vgl. ARBTER 2010, S. 123; BAASCH ET AL. 2012, S.199; BAURIEDL 2011, S. 

11; BIRKMANN ET AL. 2010, S. 25; HEIMANN 2013, S. 22; UBA 2005, S. 18). Eine Abstimmung 

verschiedener Akteure wird zudem als erforderlich angesehen, da an der Anpassung 

an den Klimawandel verschiedenste Akteursgruppen beteiligt sind (vgl. BAURIEDL 2011, 

S. 11). Neben der Erhöhung der Legitimation und Schaffung von Akzeptanz können 

Partizipation und Kommunikation darüber hinaus dazu dienen, neue Wissensquellen 

zu erschließen (vgl. RIECHEL 2011, S. 198). Regionale Akteure können zudem als Mul-

tiplikatoren dienen, in dem sie Wissen, das sie in einem Netzwerk erlangt haben, in 

ihr normales Arbeitsumfeld weitertragen (Wissensdiffusion) (EBD.). 
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Die Verbindung des Klimawandels mit anderen Veränderungsprozessen, die Einbe-

ziehung von und Abstimmung mit verschiedenen Akteuren und die Notwendigkeit zur 

Kooperation mit raumrelevanten Fachplanungen und anderen Politikbereichen lässt 

den Koordinationsaufwand für die Raumplanung steigen (vgl. FROMMER ET AL. 2013, S. 

148; KNIELING ET AL. 2011, S. 36). Netzwerke und Kooperationen erscheinen allgemein 

als Antwort auf zunehmende Komplexität (vgl. HEINRICH 2003 zit. in SCHECK 2012, S. 25). 

Daher wird ein Instrumentenmix bzw. eine Kombination aus formellen und informellen 

Instrumenten als erforderlich angesehen, der von dem jeweiligen räumlichen Zusam-

menhang der Nutzungsstrukturen und weiteren Faktoren abhängig ist (vgl. KNIELING ET 

AL. 2011, S. 36; FRANCK ET AL. 2013, S. 161; FROMMER ET AL. 2011B, S. 261). Es handelt sich 

um eine Verzahnung formeller und informeller Instrumente, „um die jeweiligen Stär-

ken abgestimmt nutzen zu können“ (FROMMER ET AL. 2013, S. 148). Dabei ist es wichtig, 

die Schnittstellen zwischen dem formellen raumordnerischen Instrumentarium und 

dem informellen Instrumentarium bzw. der Regionalentwicklung zu identifizieren (vgl. 

BMVBS, BBR 2008A, S. 25; OVERBECK ET AL. 2008, S. 375). Für die regionale Ebene wur-

den durch das BMVBS für den Klimaschutz und die Anpassung relevante formelle 

und informelle Instrumente der räumlichen Gesamtplanung und raumrelevanter bzw. 

-bezogener Fachplanungen identifiziert (vgl. BMVBS 2010A, S. 87). Aufgrund der Aus-

wirkungen des Klimawandels auf die Land- und Forstwirtschaft wird explizit dem ILEK 

eine wichtige Rolle zugesprochen (vgl. EBD., S. 85). 

Informellen Instrumenten wird somit insgesamt eine hohe Bedeutung zugesprochen. 

Es wird aber auch betont, dass ein regional abgestimmter und langfristiger Ansatz 

benötigt wird (vgl. FRANCK ET AL. 2013, S. 155) bzw. die Koordination der Instrumente 

„innerhalb eines konzeptionellen Rahmens“ (KÜBLER, MERZ 2013, S. 141) erforderlich 

ist. Daher wird eine Koordination bzw. eine Abstimmung im Sinne einer strategischen 

Planung gefordert (vgl. FRANCK ET AL. 2013, S. 155; FROMMER ET AL. 2013, S. 148; BIRKMANN 

ET AL. 2010, S. 33; FROMMER 2010A, S. 50). Für den ländlichen Raum benennt Hutter 

Regionalplan und ILEK als Beispiele für ein formelles und informelles Instrumenta-

rium, dessen Zusammenspiel „ein zentrales Charakteristikum einer strategisch orien-

tierten Regionalentwicklung“ darstelle (HUTTER 2012, S. 34). Vernetzung und Koopera-

tion seien zwar „zentrale soziale Schlüsselprozesse, um umsetzungsfähige Lösungs-

ansätze zum Klimawandel zu entwickeln […] jedoch keine »Allheilmittel« für den Um-

gang mit dem Klimawandel. Sie bedürfen klarer Zielvorstellungen, damit Akteure nicht 

nur koordiniert handeln, sondern auch gemeinsam Ergebnisse produzieren“ (EBD., S. 

31). Für strategische Prozesse bzw. regionale Kooperationen wird häufig die Raum- 

bzw. die Regionalplanung als Motor angesehen (vgl. MITSCHANG 2009, S. 38; s. Kap. 
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2.2.1). Dies wird bspw. von BUCHHOLZ ET AL. kritisiert, die auf die fehlenden notwen-

digen Ressourcen der Planung zur Erfüllung dieser Aufgabe hinweisen (vgl. EBD. 2010, 

S. 93). 

Die Diskussion um die Eignung informeller Instrumente im Umgang mit dem Klima-

wandel führt aber nicht dazu, das formelle Instrumentarium als obsolet anzusehen: 

z.B. bei Verteilungsfragen und Konfliktregelungen wird es nach wie vor benötigt (vgl. 

GREIVING, FLEISCHHAUER 2008, S. 63). Zentraler Diskussionspunkt im Zusammenspiel 

von formellem und informellem Instrumentarium ist, wie viele Kompetenzen den Re-

gionen selbst eingeräumt wird und wie viel Steuerung „von oben“ erfolgt (vgl. FRANCK, 

PEITHMANN 2010, S. 19). Beispielsweise ist zu diskutieren, ob in Anbetracht der Tatsa-

che, dass Kommunikation und Partizipation sowie informellen Instrumenten eine hohe 

Bedeutung zugesprochen wird, deren Verbindlichkeit erhöht werden sollte (vgl. ARL 

2011B, S. 9). Zwar können durch informelle Instrumente neue Themen schnell aufge-

griffen werden (vgl. BAUSCH, HÖRMANN 2013, S. 180), sie könnten aber für diese neuar-

tigen Problemlagen eine Übergangslösung darstellen, bis formelle Instrumente ent-

wickelt oder entsprechende institutionelle Strukturen geschaffen wurden (vgl. ARL 

1998, S. 14 zit. in RIECHEL 2011, S. 199; RANNOW, FINKE 2008, S. 64). Einige Autoren weisen 

aber auch auf die Grenzen informeller Instrumente aufgrund mangelnder Effektivität 

und fehlender Sanktionsmöglichkeiten hin und fordern z.T. eine Stärkung des formal-

rechtlichen Instrumentariums (vgl. ARL 2011A, S. 3-4; MITSCHANG 2009, S. 38; RITTER 

2007, S. 536).  

2.3 Diskurse um Klimawandel und Raumplanung / -entwicklung: Ablei-

tung der Bewertungsziele 

Dieses Kapitel zeigt, dass informellen Instrumenten in der räumlichen Planung und 

Entwicklung im Zusammenhang mit dem Klimawandel eine hohe Bedeutung zuge-

sprochen wird. Dies korrespondiert mit den Entwicklungen in der räumlichen Planung 

in den letzten Jahren / Jahrzehnten: Auch hier wird die Entwicklungs- und Umset-

zungsfunktion und die Prozessorientierung der Raumplanung zunehmend betont (vgl. 

SCHÖNWANDT, JUNG 2006, S. 18). Das gleiche gilt für die Partizipation in Beteiligungsver-

fahren. VON WINTERFELD hat ‚Governance‘ und ‚Partizipation‘ als zentrale Begrifflich-

keiten im Klimawandeldiskurs identifiziert und begründet dies u.a. auch mit der Hoff-

nung auf eine demokratischere Problembewältigung (vgl. EBD. 2012, S. 2).  
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Die Diskurse um Klimawandel und räumliche Planung und Entwicklung heben die 

Wichtigkeit informeller Instrumente hervor. Die Diskussion informeller Instrumente 

spielt sich v.a. auf zwei Ebenen ab: auf der inhaltlichen Ebene geht es darum, die 

Themen Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel grundsätzlich in informelle 

Instrumente, z.B. REKs, mit aufzunehmen. Dies ergibt sich zum einen aus der Rele-

vanz dieser Themen für alle Politiken, zum anderen aus dem Umstand, dass hiermit 

Bereiche in der räumlichen Entwicklung abgedeckt werden, auf die die Raumplanung 

selbst keinen Einfluss ausüben kann (z.B. im Bestand, Tourismus, Land- und Forst-

wirtschaft). Auf prozessualer Ebene ergibt sich die Bedeutung aus den Beteiligungs-

prozessen, die ein zentrales Kennzeichen informeller Instrumente, bspw. bei der Er-

stellung eines REKs, sind. Diese sollen einerseits Entscheidungen, die unter unsiche-

ren und komplexeren Rahmenbedingungen gefällt werden, eine höhere Legitimierung 

verleihen und Konsensbildungsprozesse ermöglichen. Andererseits können über Be-

teiligung Informationen verteilt sowie Wissen generiert werden und so die Handlungs-

fähigkeit in Bezug auf Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel gesteigert 

werden. Ein dritter Diskurs richtet sich auf die Kooperation formeller und informeller 

Instrumente in, der zu einer abgestimmten regionalen Strategie für Klimaschutz und 

Anpassung führen soll.  

Tab. 7: Bewertungsziele der Evaluation: Anforderungen an informelle Instrumente vor 
dem Hintergrund des Klimawandels 
Quelle: eigene Darstellung 

In
h

a
lt
 

1. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel als Thema der regionalen 
Kooperation 

P
ro

ze
s
s
 2. Funktion der Beteiligung hinsichtlich der Erhöhung der Legitimation von 

Entscheidungen, Beitrag zur Informationsverbreitung 

3. Kooperation von LEADER / ILE und Regionalplanung im Sinne einer 
regionalen Strategie 

Diese drei Diskurse stellen somit die Anforderungen an das informelle Instrumenta-

rium der räumlichen Planung und Entwicklung dar. Im Rahmen einer Evaluierung sol-

len die Instrumente der ländlichen Entwicklung, LEADER und ILE, die beispielhaft für 

informelle Instrumente der regionalen Entwicklung auf Grundlage eines REKs sind, 

hinsichtlich dieser Anforderungen bewertet werden (s. Tab. 7). 
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3 Aktuelle Konzeptionen in der räumlichen Planung und Ent-

wicklung vor dem Hintergrund des Klimawandels 

„Jedes Jahrzehnt hat seine wissenschaftlichen Leitbegriffe. Die wichtigsten von ihnen 
sind mehr als bloße Modewörter, sie stehen für besonders prägnante Entwicklungen 

und Denkweisen eines längeren Zeitraumes“ (DILLER 2002, S. 15)24 . 

Als Leitbegriffe in der räumlichen Planung und Entwicklung sind derzeit u.a. Gover-

nance, Partizipation und strategische Planung anzusehen. Diese drei Begriffe spie-

geln sich besonders in der Diskussion um den Klimawandel in der räumlichen Pla-

nung und Entwicklung wider: Sie sind zentral für die Anforderungen, die an informelle 

Instrumente gestellt werden und werden z.T. als Lösung für die Bewältigung der Fol-

gen des Klimawandels gesehen. Auch die ländliche Entwicklung wird häufig unter 

diesen Schlagwörtern, besonders Governance und Beteiligung, diskutiert. LEADER 

und ILE werden als Beispiele für Regional Governance gesehen und zeichnen sich 

als Bottom-up-Ansatz durch eine breite Akteursbeteiligung aus. Dazu befinden sie 

sich an der Schnittstelle von strategischer und projektorientierter Planung. Diese Be-

griffe und die dahinterliegenden Theorien bzw. Konzepte bilden daher den Rahmen 

dieser Untersuchung. Dabei kommt ihnen eine unterschiedliche Funktion zu: Wäh-

rend Regional Governance als übergeordneter Rahmen für die Strukturierung der 

Analyse herangezogen wird, dienen die hiermit verbundenen Aspekte aus den Berei-

chen Partizipation und strategischer Planung der Konkretisierung einzelner Aspekte 

des analytischen Ansatzes und sind grundlegend für die theoretische Fundierung der 

Bewertungsmaßstäbe.  

3.1 Regional Governance  

"Governance literature stresses the fact that the governance of a country has to do 
with more than what happens in its parliament. Many rural development initiatives take 

place in both the private and voluntary sector, supplementing decisions taken by par-
liaments and locally elected councils" (THUESEN 2011, S. 577). 

Die Beliebheit vieler Begriffe begründet sich in ihrer Beliebigkeit (z.B. Nachhaltigkeit, 

vgl. BIRKMANN 2004, S. 21): Dies lässt sich auch für den Begriff ‚Governance‘ konstatie-

ren. STEURER bezeichnet beide Begriffe als „‘conceptual containers‘ for different (of-

                                                
24 Diese Aussage trifft DILLER in seiner Dissertation aus dem Jahre 2001 in Bezug auf die 

Begriffe Kooperation, Netzwerk und Region. Obwohl er viele Aspekte behandelt, die heute 
unter die Governancediskussion fallen, ordnet er seine Arbeit nicht explizit in die Gover-
nanceforschung ein (s. EBD. 2002). 
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ten conflicting) assumptions, ideologies, and principles“ (2010, S. 33; ähnlich auch BIER-

MANN 2008, S. 21). Das hängt zum einen mit den verschiedenen disziplinären Kontex-

ten zusammen, in denen Governance verwendet wird: Nach den Anfängen in der In-

stitutionenökonomie und Politikwissenschaften (vgl. u.a. BENZ ET AL. 2007, S. 10-11; 

GAWRON 2010, S. 14; MAYNTZ 2006, S. 14-15; SCHUPPERT 2008, S. 16), ist Governance mitt-

lerweile auch in den Raumwissenschaften ein gängiges Schlagwort. Zum anderen 

zeugt auch die Reichweite von Governance von einer gewissen Beliebigkeit: Wird 

Governance von einigen Autoren lediglich als Begriff verwendet, sprechen andere 

vom Governance-Ansatz, -Konzept oder von einer Governancetheorie25. STOKER be-

trachtet Governance dagegen als ein Bezugssystem (framework), das nicht der Ana-

lyse von Kausalitäten dient, sondern dem Verständnis von Steuerungs- und Rege-

lungsprozessen (vgl. EBD, 1998, S. 18). Ziel des Kapitels ist daher eine kritische Ausei-

nandersetzung mit Governance, v.a. mit dem in der räumlichen Planung und Entwick-

lung verbreiteten Regional Governance-Ansatz unter besonderer Berücksichtigung 

der Verwendung im Klimawandeldiskurs, und die Erklärung der Verwendungsweise 

in der vorliegenden Arbeit - um gleich zu Anfang dem (eventuellen) Verdacht zu be-

gegnen, bloß einer Modeerscheinung zu folgen. Denn wie OFFE treffend beschreibt: 

„[Der] Verbreitungserfolg des Begriffs kontrastiert mit seinem Informationswert; wenn 

man „Governance“ sagt, hat man noch nicht viel zum Ausdruck gebracht - gerade 

wegen der Vielfalt an möglichen Bedeutungen“ (2008, S. 66-67). 

3.1.1 Regional Governance in der räumlichen Planung und ländlichen Ent-

wicklung 

Wie in vielen anderen Disziplinen, ist der Begriff „Governance“ seit einigen Jahren 

auch in der räumlichen Planung und Entwicklung angekommen und (fast) nicht mehr 

weg zu denken. Nach BENZ (2005, S. 404) zielt der Begriff Governance in der räumli-

chen Planung und Entwicklung auf „Steuerungs- und Koordinationsformen“ in Regio-

nen und städtischen Räumen ab. „Regional Governance“ und „Urban Governance“ 

sind hierfür die Schlagworte. Längst hat diese Begriffsfamilie aber Zuwachs erhalten 

durch z.B. „Metropolitan Governance“ (z.B. bei FÜRST 2009; ZIMMERMAN, HEINELT 2012), 

„Rural Governance“ (z.B. bei CHESHIRE ET AL. 2007; DERICHS 2007; MARSDEN, MURDOCH 

                                                
25 Die Bezeichnung als Governancetheorie lässt sich in der englischsprachigen Literatur zwar 

häufig finden, es handelt sich aber vielmehr um Theorieansätze (vgl. PIERRE, PETERS 2000, 
S. 7) bzw. unterschiedliche und z.T. widersprüchliche Theoriezugänge (vgl. CHHOTRAY, STO-
KER 2009, S. 26; BENZ 2007, S. 10; BENZ ET AL. 2007, S. 16; BENZ, DOSE 2010, S. 33; PIERRE, 
PETERS 2000, S. 37). 
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1998) und „Local Governance“ (z.B. bei HOLTKAMP 2007) (vgl. PÜTZ 2004, S. 33; Ergänzun-

gen). Regional Governance ist aber als wichtigster Governancebegriff in räumlichen 

Zusammenhängen anzusehen (vgl. KILPER 2010, S. 15; PÜTZ 2004, S. 33). Über den Be-

griff „Rural Governance“ wird explizit eine Verbindung zwischen der Governancedis-

kussion in den Raumwissenschaften und der ländlichen Entwicklung geschaffen. 

Dennoch soll auf diesen Begriff hier nicht weiter eingegangen werden, da die ländli-

che (Regional-) Entwicklung über LEADER und ILE als Form von bzw. in Zusammen-

hang mit Regional Governance gesehen wird (vgl. BÖCHER 2008, S. 386; BÖCHER 2006, 

S. 131; BÖCHER ET AL. 2008, S. 14-15; DERICHS 2007, S. 64; GIESSEN 2010, S. 3; GRABSKI-

KIERON, KÖTTER 2012, S. 92-93; HAHNE 2008, S. 127; MOSE 2010, S. 155; MOSE ET AL. 2014, 

S. 5; ähnlich TRÄNKNER 2006, S. 214f.).  

3.1.1.1 Merkmale und Typen von Regional Governance 

Für Regional Governance wie für Governance gibt es weder eine allgemeingültige 

Definition (vgl. V. BLUMENTHAL 2005, S. 1153; BÖCHER 2008, S. 374; BULKELEY 2009, S. 284; 

FÜRST 2003, S. 443; LÖB 2006, S. 78; PIERRE, PETERS 2000, S. 7; PÜTZ 2004, S. 33, 2007, S. 

23) noch erscheint für Governance allgemein eine Übersetzung möglich (z.B. Regie-

ren oder Steuern), da sie die Bedeutung des Begriffs nicht vollständig erfassen könnte 

(vgl. V. BLUMENTHAL 2005, S. 1151). Nach der COMMISSION ON GLOBAL GOVERNANCE wird 

Governance definiert als  

„[…] die Gesamtheit der zahlreichen Wege, auf denen Individuen sowie öffentliche 
und private Institutionen ihre gemeinsamen Angelegenheiten regeln. Es handelt sich 

um einen kontinuierlichen Prozess, durch den kontroverse oder unterschiedliche Inte-
ressen ausgeglichen werden und kooperatives Handeln initiiert werden kann. Der Be-

griff umfaßt sowohl formelle Institutionen und mit Durchsetzungsmacht versehene 
Herrschaftssysteme als auch informelle Regelungen, die von Menschen und Institutio-

nen vereinbart oder als im eigenen Interesse angesehen werden“ (COMMISSION ON 

GLOBAL GOVERNANCE 1995 zit. in: FÜRST 2001, S. 370). 

Diese Definition betont als Aspekte von Governance sowohl die Prozesse des Inte-

ressensausgleichs verschiedener Akteure als auch formelle und informelle Institutio-

nen, die diesem Prozess zugrunde liegen. Der Governancebegriff ist daher durch eine 

„Doppelnatur“ (MAYNTZ 2006, S. 15) gekennzeichnet, da er seinen Blick sowohl auf den 

(Regelungs-) Prozess legt, als auch auf die diesen Prozess umgebende und das Han-

deln beeinflussende Struktur (vgl. EBD.; auch BENZ, DOSE 2010, S. 17; PIERRE, PETERS 

2000, S. 11 ff.)26. Diese Unterscheidung weist somit eine Nähe zu anderen Ansätzen 

auf, die in der Governanceforschung herangezogen werden, wie zum Beispiel der 

                                                
26 Auf die Struktur- und Prozessdimension geht besonders KOOIMAN (1993, 2000, 2006) ein, 

der das Konzept der Interaktionen / Interdependenzen zwischen öffentlichen und privaten 
Akteuren in den Mittelpunkt seiner Überlegungen stellt (vgl. EBD. 2000, S. 142). 
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Akteurzentrierte Institutionalismus (s. Kap. 3.1.2). In dem Zusammenwirken von Struk-

tur und Prozess kann die Unterscheidung verschiedener Governancemodi (z.B. Hie-

rarchie, Markt, Netzwerke, vgl. BENZ 2007, KOOIMAN 2000, PIERRE, PETERS 2000) vorge-

nommen werden, die sich aber in der Realität nicht in Reinform finden lassen („mixed 

modes of governance“) (vgl. KOOIMAN 2000, S. 138-139). 

Mit Regional Governance werden nach FÜRST (2010A, S. 49) „Formen der regionalen 

Selbststeuerung in Reaktion auf Defizite sowie als Ergänzung der marktwirtschaftli-

chen und der staatlichen Steuerung“ bezeichnet. Die Diskussion um Regional Gover-

nance nahm ihren Anfang in England (vgl. FALLER 2011, S. 34; FÜRST 2010A, S. 49, 2007, 

S. 353-354, 2003B, S. 442) und ist seit über einem Jahrzehnt27 auch in Deutschland 

angekommen. Dies wird als Konsequenz der immer wichtiger werdenden Bedeutung 

der regionalen Ebene gesehen. Als Gründe hierfür werden u.a. Globalisierung, De-

zentralisierung öffentlicher Aufgaben, Rückgang der Bedeutung des Staates als Steu-

erungsebene, zunehmende Komplexität von Aufgaben etc. genannt (vgl. BENZ, FÜRST 

2003A, S. 18-23; DANIELZYK 1999, S. 577-579; FÜRST 2011A, S. 56; MÜLLER 2004, S. 162; LÖB 

2006, S. 15ff). Maßgeblich zur Aufwertung der Ebene „Region“ hat auch die regionale 

Strukturpolitik und die Politik zur Entwicklung ländlicher Räume der EU beigetragen, 

deren Förderprogramme häufig auf der regionalen Ebene angesiedelt sind (vgl. MOSE 

2010, S. 155; DILLER 2012A, S. 11).  

Als wesentliches Merkmal von Regional Governance kann die räumliche Komponente 

ausgemacht werden. Dabei ist es ein Charakteristikum dieser Konzeption, dass sie 

Steuerungs- / Regelungssysteme auch außerhalb administrativer Grenzen in den 

Blick nimmt (vgl. V. BLUMENTHAL 2005, S. 1158). Es können daher ein territorialer (z.B. 

politisch-administrative Region) und ein funktionaler Ansatz unterschieden werden 

(vgl. FÜRST 2010A, S. 51; FÜRST 2003, S. 442). Beim funktionalen Ansatz bildet nicht eine 

auf administrativer Grundlage festgelegte Region die gemeinsame Handlungsbasis 

der Akteure, sondern ein konkretes Problem (vgl. EBD. 2003, S. 442). Die räumliche 

Abgrenzung ist also das Resultat der Kooperation, nicht die Voraussetzung.  

Die Verwendungsweise von Governance ist sehr unterschiedlich: Grundsätzlich kön-

nen eine analytische und normative bzw. enge und weite Verwendungsweise unter-

schieden werden. Diese Trennung wird im praktischen Gebrauch aber nicht immer 

vorgenommen (vgl. ALTROCK ET AL. 2004, S. 190; MAYNTZ 2004, S. 66). Abbildung 3 stellt 

                                                
27 Während Veröffentlichungen Ende der 1990er Jahre zu den Themen regionale Kooperatio-

nen (z.B. ADAM, WIECHMANN 1999; DANIELZYK 1999; MÜLLER 1999) noch ohne den Begriff 
Regional Governance auskamen, ist er heute bei diesen Thematiken weit verbreitet. 
DERICHS (2007, S. 65) und PÜTZ (2004, S. 33) datieren die Einführung des Begriffs in 
Deutschland auf den Anfang der 2000er Jahre. 
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diese Unterscheidung schematisch dar. Die Bedeutung der hierarchischen Steuerung 

ist dabei entscheidend: Während die weite Begriffsauslegung hierarchische Steue-

rung als Governanceform ausdrücklich berücksichtigt, wird sie in der engen Sicht-

weise abgelehnt oder nur im Zusammenspiel mit anderen Steuerungs- / Regelungs-

formen berücksichtigt (vgl. BRÖCHLER, V. BLUMENTHAL 2006, S. 11). Der Rolle des Staates 

bzw. von Government kommt in den unterschiedlichen Verwendungsweisen von 

Governance daher eine zentrale Bedeutung zu: Nach PIERRE UND PETERS (2000, S. 

29) ist sie als eine Variable anzusehen. Statt von einer Dichotomie der Governance-

konzepte sprechen sie von einem Kontinuum aus eher staats- und eher gesellschaft-

szentrierten Konzepten. Die analytische Sichtweise sieht den Perspektivenwandel 

daher als Vorteil des weiten bzw. analytischen Governancebegriffs (vgl. BENZ ET AL. 

2007, S. 17-18; SCHUPPERT 2011, S. 15-16, 33; V. BLUMENTHAL 2005, S. 1166). Es geht um 

einen veränderten Blick auf die Realität, da nicht alle ‚Veränderungen‘ als völlig neue 

Entwicklungen anzusehen sind (vgl. BENZ 2005, S. 405).  

 

Abb. 3: Kontinuum des Governancebegriffes 
Quelle: eigene Darstellung nach BENZ 2004, S. 17-18; BENZ ET AL. 2007, S. 13; V. BLUMENTHAL 

2005, S. 1163-1167; GAILING, KILPER 2010, S. 94; MAYNTZ 2008, S. 45-46, 2006, S. 15-16, 2004, 
S. 66; OFFE 2008, S. 63; SCHUPPERT 2008, S. 24, 2011, S. 33; STOKER 1998, S. 17 

Bei Regional Governance sind Parallelen zu den Diskussionen um den engen und 

weiten sowie normativen und analytischen Governancebegriff zu erkennen: So gibt 
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es diesbezüglich unterschiedliche Ansichten u.a. darüber, ob mit Regional Gover-

nance alle Koordinationsmechanismen (Hierarchie, Markt, Netzwerke) bezeichnet 

werden, oder ob der Begriff nur Netzwerke umfasst, neben der Planungs- auch die 

Umsetzungsphase einschließt und welcher Akteurskreis beteiligt ist (vgl. FÜRST 2007, 

S. 356). Daher wird von GAWRON auch die „[…] ungenügende[n] theoretische[n] 

Durchdringung des Begriffes in der Raum- und Planungswissenschaft […]“ kritisiert 

(EBD. 2010, S. 2). Der von FÜRST identifizierte Konsens in den Raumwissenschaften 

folgt eher einer engen Begriffsauslegung  

„von Regional Governance dann zu sprechen, wenn man sich auf netzwerkartige regi-
onale Formen der Selbststeuerung unter Einbezug von Akteuren aus Politik, Verwal-

tung, Wirtschaft und/oder Zivilgesellschaft bezieht und sich der Prozess darauf richtet, 
die regionale Entwicklung voranzutreiben“ (2007, S. 356). 

Für Regional Governance können ausgehend von dieser Definition und weiterer Er-

gänzungen Merkmale identifiziert werden, die Abbildung 4 zeigt. Aus dieser Abbil-

dung wird die häufig vorgenommene enge Begriffsauslegung und normative Akzen-

tuierung deutlich: Denn auch wenn eine analytische Verwendung möglich ist (vgl. 

BENZ, FÜRST 2003A, S. 12; BÖCHER 2008, S. 374), überwiegt häufig ein normatives Ver-

ständnis (sowohl explizit als auch implizit) bzw. eine enge Begriffsauslegung (vgl. BÖ-

CHER 2006, S. 119, 125; FÜRST 2003, S. 443; vgl. LÖB 2006, S. 78). Sowohl normative als 

auch die analytische Interpretation können aber wichtig sein, um regionale Steue-

rungs- / Regelungsstrukturen analysieren und anschließend bewerten zu können (vgl. 

PÜTZ 2007, S. 23; ähnlich BENZ, FÜRST 2003A, S. 14; BENZ 2005, S. 407; NUISSL UND HEINRICHS 

2011, S.55). SCHUPPERT (2011, S. 45) beschreibt dieses Verhältnis als „Zwei-Takt-Ver-

fahren“. In diesem werden in einem ersten Schritt die vorliegenden Governancestruk-

turen analysiert, und erst in einem zweiten Schritt erfolgt die Bewertung unter norma-

tiven Gesichtspunkten. BENZ betont allerdings, dass die Bewertung nicht ein „vorge-

fertigtes normatives Konzept von good governance [erfordert], sondern Kriterien, 

nach denen die Effektivität oder Effizienz von Problemlösungen wie auch die demo-

kratische Legitimation der Politik bestimmt werden könen“ (EBD. 2004, S. 27; Hervorhe-

bung im Original). Dennoch lässt sich aber eine enge Auslegung des Governancebe-

triffes bzw. die Verwendung in Form eines praktischen Konzepts häufig finden (s. z.B. 

DANGSCHAT ET AL. 2008, S. 359-361; DILLER, HEBECKER 2008, S. 68-69; MKRO 2014, S. 5; ML 

2013, S. 109). Neben der hier vorgenommenen Differenzierung zwischen engen und 

weiten bzw. normativen und analytischen Begriff existieren weitere Unterscheidun-

gen, auf die hier verwiesen wird28. Nach LÖB sollte Regional Governance im Sinne 

                                                
28 Z.B. nehmen BENZ (2007, S. 9), BENZ ET AL. (2007, S. 14-15) die Unterscheidung von de-

skriptivem Begriff, normativem Begriff und praktischem Konzept vor. 
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einer Steuerungsform eher als „Oberbegriff für eine große Bandbreite regional getra-

gener Formen der Entwicklungssteuerung“ angesehen werden (EBD. 2006, S. 78). 

 

Abb. 4: Merkmale von Regional Governance 
Quelle: BENZ 2005, S. 406-407; BENZ, FÜRST 2003A, S. 24-26; BÖCHER 2008, S. 377; FÜRST 

2001, S. 372, 377, 2003B, S. 443-444, 2010A, S. 50-54  

Typen von Regional Governance 

Auch wenn aufgrund der unterschiedlichen Strukturen in den Regionen die Merkmale 

von Regional Governance unterschiedlich ausgeprägt sind (vgl. BENZ, FÜRST 2003A, S. 

26; EBD. 2003B, S. 193; FÜRST 2001, S. 375; FÜRST 2003, S. 444; SEIMETZ 2009, S. 6; TRÄNK-

NER 2006, S. 219), gibt es Ansätze zur Bildung von Regional Governance-Typen. Zwei 

Punkte sind hier besonders wichtig bzw. werden diskutiert: Dies ist zum einen der 

Grad der Institutionalisierung der Kooperation selbst und zum anderen die externen 

Rahmenbedingungen, in die die regionale Kooperation eingebettet ist. Nach DILLER 

prägen diese Rahmenbedingungen „die Entstehung, den Verlauf, die Ergebnisse und 

die Leistungsfähigkeit von Regional Governance entscheidend […]“ (2006, S. 273)29. 

Hieran schließt sich auch die Frage nach der Kombination unterschiedlicher Steue-

rungsmodi an. Nach Benz treten Regulierung und Zwang eher in den Hintergrund (vgl. 

BENZ 2005, S. 406). Auf Seite der staatlichen Anreizsteuerung unterscheidet DILLER 

hier „harte institutionelle Ressourcen“ (Recht und Geld) und „weiche akteursbezo-

gene Ressourcen“ (Information, Kooperation, Moderation etc.) (vgl. 2006, S. 275). Da 

                                                
29 Nach Pütz ist jedoch „[d]ie konkrete Ausprägung von Regional Governance […] demnach 

weniger von institutionellen Rahmenbedingungen abhängig als vielmehr von Akteuren und 
Akteurkonstellationen“ (PÜTZ 2004, S. 164). 
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die institutionellen Ressourcen einer externen Kontrolle unterliegen, besteht eine Ab-

hängigkeit der Regionen von den externen Rahmenbedingungen (vgl. FÜRST 2007, S. 

361; ähnlich FÜRST ET AL. 2005, S. 331). FÜRST bezeichnet dieses auch als „Hierarchi-

sche Kontext-Steuerung“ (vgl. 2010A, S. 57). Neben dem Grad der Abhängigkeit von 

externen Rahmenbedingungen ist auch die interne Institutionalisierung wichtig. 

FÜRST ET AL. sprechen bei Regional Governance von einer eher schwachen Instituti-

onalisierung (vgl. 2005, S. 331), wobei für die Handlungsfähigkeit aber ein „Mindest-

maß“ benötigt wird (z.B. organisatorischer Kern, Ressourcen) (vgl. FÜRST 2003, S. 445).  

Die Ausprägungen dieser Faktoren lassen sich zu Regional Governance-Typen zu-

sammenfassen. DILLER schlägt zur Systematisierung eine breite Definition von Regi-

onal Governance vor, nach der er unter Rückgriff auf KOOIMAN (2003, S. 77 ff.) und 

ZÜRN (1998) drei analytische Formen unterscheidet (vgl. DILLER 2006, S. 273)30: 

 Governance without Government (regionale Selbststeuerung),  

 Governance with Government (horizontale Kooperation),  

 Governance by Government (top-down Vorgaben). 

Regionale Kooperationen lassen sich eher selten dem Typus „Governance without 

Governance“ zuordnen, da nur die wenigsten wirklich „von unten initiiert“ (Bottom-up), 

sondern überwiegend das Ergebnis staatlicher Anreize sind (vgl. DILLER 2006, S.274; 

ähnlich FRANK, CORMONT 2011, S. 4). Dies trifft auch auf die Regionalen Kooperationen 

der ländlichen Entwicklung LEADER und ILE zu, die Gegenstand dieser Arbeit sind. 

Die Anreize für Kooperationen in ländlichen Räumen können häufig extern verortet 

werden (z.B. Förderprogramme) (vgl. DANIELZYK 1999, S. 583). Gailing und Kilper spre-

chen daher von „[…] einem geradezu prototypischen Beispiel einer „Governance with 

Government““ (GAILING, KILPER 2010, S. 103). Neben der o.g. Systematisierung von DIL-

LER (2006) existieren weitere Unterscheidungen von Regional Governance-Typen, 

wie von BENZ UND FÜRST (vgl. 2003A, S. 26-34).  

3.1.1.2 Governance im Klimadiskurs 

Der Klimadiskurs in der räumlichen Planung und Entwicklung wird sehr stark auf 

Governance bzw. Regional Governance bezogen. Dies zeigt sich häufig in der Beti-

telung als z.B. Climate Governance und in einigen Fällen in der Herausarbeitung kli-

mabezogener Governancekonzepte (s.u.). Auch hier zeigt sich eine unterschiedliche 

                                                
30 Ähnlich unterscheiden BEHRENS ET AL. (2002, S. 40) die Initiierung regionaler Kooperationen 

in Bottom-up, Top-Down und Down-up (zit. in FÜRST ET AL. 2005, S. 335). 
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Verwendungsweise von Governance: Während Forschungsprojekte bestehen, die 

Governance allgemein als theoretischen Ansatz zur Analyse von Prozessen zur An-

passung an den Klimawandel verwenden (s. z.B. BIRK ET AL. 2011; GRUNOW ET AL. 2011; 

KESKITALO 2010A) wird Governance in anderen Fällen als Lösungsansatz (d.h. prakti-

sches Konzept) v.a. für die Anpassung gesehen (s. z.B. BMVBS 2011c; SINNING, STEIL 

2011; OVERBECK ET AL. 2008). Im ersten Fall geht es z.B. um die Analyse der sektor- und 

ebenenübergreifenden Koordination verschiedener Politiken zur Anpassung an den 

Klimawandel (vgl. KESKITALO 2010B, S. 3), im zweiten Fall dagegen wird Governance 

als Kooperation bzw. hierarchieloser Diskurs von öffentlichen und privaten Akteuren 

als Handlungsansatz angesehen (vgl. BMVBS 2011C, S. 10; SINNING, STEIL 2011, S. 22-

23; OVERBECK ET AL. 2008, S. 37) und werden informelle Instrumente mit Governance 

gleichgesetzt (vgl. BMVBS, BBSR 2009A, S. 22-23). PÜTZ und KRUSE (2011, S. 64) nen-

nen Environmental Governance, Climate (Adaptation) Governance und Regional 

Governance als wichtigste Ansätze im Zusammenhang mit Klimawandel und Raum-

planung. An dieser Stelle sollen daher die wesentlichsten Aussagen dieser Gover-

nanceansätze in der klimabezogenen räumlichen Planung und Entwicklung zusam-

mengefasst und auf ihre Relevanz hin für die vorliegende Arbeit überprüft werden. 

Die meisten der hier betrachteten Ansätze entstammen der Publikation FROMMER ET 

AL. 2011C, in der verschiedene Ansätze zur Climate Adaptation Governance näher 

beleuchtet werden (s. Tab. 8). Generell kann festgestellt werden, dass die Ansätze 

meistens eine große Nähe zu Regional Governance aufweisen bzw. auf diesem Kon-

zept basieren. Den Ansätzen liegen aber unterschiedliche Governanceverständnisse 

zugrunde, die nicht immer explizit kenntlich gemacht werden. Gleichwohl sind aber 

alle betrachteten Governanceansätze mehr oder weniger konkrete praktische Kon-

zepte, die normative Elemente aufweisen (nur in einem Fall wird ausdrücklich ein 

normativer Ansatz verfolgt, s. PÜTZ, KRUSE 2011). Als praktische Konzepte enthalten 

diese Ansätze eher generelle Handlungsempfehlungen, da die Strukturen und Vo-

raussetzungen sowie die regionale Betroffenheit durch den Klimawandel von Region 

zu Region unterschiedlich sind. Es kann hinterfragt werden, ob die Bezeichnung z.B. 

als „Climate Adaptation Governance“ einen Mehrwert hat. Die Governanceperspek-

tive ist hilfreich bei der Betrachtung der Steuerungs- / Regelungssysteme vor Ort und 

der Frage, wie diese für die Anpassung an den Klimawandel bzw. auch den Klima-

schutz genutzt bzw. zusammengeführt werden können. Die Verwendung eines spe-

zifischen (englischsprachigen) Terminus erweckt aber den Eindruck eines bestehen-

den, allgemeingültigen Konzepts zur Anpassung an den Klimawandel bzw. zum Kli-

maschutz. Zudem tragen diese Ansätze unterschiedliche Titel, verweisen aber auf  
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Tab. 8: Gegenüberstellung ausgewählter klimabezogener Governanceansätze 
Quelle: eigene Darstellung 
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ähnliche Sachverhalte. Hier sollte man sich eher auf die Stärke von Governance als 

analytische Perspektive zurückbesinnen. Diese sollte genutzt werden, um unter den 

Anforderungen des Klimawandels die bestehenden Steuerungs- und Regelungssys-

teme hinsichtlich der Möglichkeiten für Klimaschutz und Anpassung an den Klima-

wandel zu untersuchen. Das in dieser Arbeit verfolgte Verständnis von Governance 

ist ein analytisches, daher sind diese eher praktisch-normativ ausgerichteten Ansätze 

als Forschungsperspektiven nicht geeignet. Diese Ansätze sind für das Erkenntnisin-

teresse aber insofern hilfreich, dass sie die im Zusammenhang mit dem Klimawandel 

formulierten Ansprüche an die räumliche Planung und Entwicklung stützen (s. Kap. 

2.2) und offene Punkte deutlich machen. Diese können zusammengefasst werden 

als: 

 regionale Unterschiede in der der räumlichen Betroffenheit durch den Klima-

wandel, der Bewältigungskapazitäten und der Regelungs- / Steuerungssysteme 

 Handeln unter Unsicherheit 

 Akteursbeteiligung zur Generierung oder Verbreitung von Wissen sowie zur 

Schaffung von Akzeptanz 

3.1.2 Regional Governance als Analyseansatz 

Als Analyseansatz werden bei Regional Governance die Merkmale einbezogen, die 

sich v.a. auf Aspekte der Organisations- und Steuerungsstruktur, Bedeutung von Akt-

euren, Kombination von Steuerungsmodi und Rahmenbedingungen der Kooperation 

richten (vgl. BENZ, FÜRST 2003A, S. 13-14). Unter Einbezug dieser Aspekte haben BENZ 

und FÜRST Faktoren herausgearbeitet, die eine regionale Kooperation „[…] grund-

sätzlich positiv oder negativ beeinflussen können“ (EBD., S. 35). Sie betonen, dass es 

nur um Einflussfaktoren auf Kooperationen geht und nicht auf deren Ergebnis (vgl. 

EBD., S. 35-36). Ihr analytischer Ansatz fußt auf dem akteurzentrierten Institutionalis-

mus von MAYNTZ und SCHARPF, nach deren Kategorisierung sie die Faktoren unter 

Einbezug von Literatur z.B. zu regionaler Kooperation, Regionalmanagement, Netz-

werken etc. inhaltlich bestimmt haben (vgl. EBD., S. 36-37)31. MAYNTZ und SCHARPF 

haben akteurs- und institutionenzentrierte Herangehensweisen in einem Ansatz zu-

sammengeführt (vgl. SCHARPF 2000, S. 73)  

                                                
31 (Regional) Governance ist nicht mit bestimmten Theorien oder Ansätzen verbunden (vgl. 

BENZ, FÜRST 2003A, S. 14; V. BLUMENTHAL 2005, S. 1166). Eine besondere Nähe weist je-
doch die analytische Verwendungsweise von Governance und der akteurzentrierte Institu-
tionalismus auf (vgl. V. BLUMENTHAL 2005, S. 1173). 
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„[…], der politische Prozesse erfassen kann, die von den Interaktionen individueller 
und korporativer Akteure mit spezifischen Fähigkeiten und spezifischen kognitiven und 
normativen Orientierungen bestimmt werden und die in einem gegebenen institutionel-

len Kontext und unter gegebenen Bedingungen in der Politik-Umwelt stattfinden“ 
(EBD., S. 75). 

Dem Ansatz liegt daher eine „Doppelperspektive auf Akteure und Institutionen“ (MA-

YNTZ, SCHARPF 1995, S. 46) zugrunde. Der akteurzentrierte Institutionalismus ist nicht 

als Theorie im Sinne eines Erklärungsmodells zu sehen, sondern als analytischer An-

satz (Forschungsheuristik) (vgl. EBD., S. 39; SCHARPF 2000, S. 75)32. Der akteurzentrierte 

Institutionalismus lässt Parallelen zum Governancebegriff / -ansatz erkennen (z.B. 

unterschiedliche theoretische Zugänge, Berücksichtigung von Struktur- und Prozess-

dimension, Fokus auf die Interaktion von Akteuren). Daher stellt er nach VON BLU-

MENTHAL auch eine Konkretisierung von Governance dar, v.a. weil bei dem analyti-

schen Governanceverständnis eine geringe Einheitlichkeit und Präzision von Begriff-

lichkeiten vorherrscht (vgl. 2005, S. 1174-1175). Aufgrund der Komplexität des akteur-

zentrierten Institutionalismus können jedoch nicht alle Aspekte dieses Ansatzes in 

einem Forschungsdesign bzw. einer empirischen Untersuchung berücksichtigt wer-

den (vgl. MAYNTZ, SCHARPF 1995, S. 66-67). Zur Auflösung dieses ‚Komplexitätsdilem-

mas‘, ist es daher ratsam, sich nur mit Ausschnitten des analytischen Ansatzes zu 

beschäftigen (vgl. EBD., S. 67)33. Die Weiterentwicklung zum analytischen Regional 

Governance-Ansatz von BENZ und FÜRST bietet für die vorliegende Forschungsfrage 

bereits eine erste Operationalisierung: Als Vorteil wird gesehen, dass das Grundge-

rüst des akteurzentrierten Institutionalismus auf regionale Kooperationen übertragen 

und hinsichtlich ihrer Spezifika modifiziert und ergänzt worden ist. Dies betrifft v.a. die 

Berücksichtigung kollektiver Akteure, die laut BENZ und FÜRST (2003A, S. 40) regionale 

Kooperationen prägen, sowie der Einbezug organisatorischer Charakteristika, regio-

naler Kooperationen und die Ausdifferenzierung des institutionellen Kontextes (ex-

terne und interne Rahmenbedingungen). Darüber hinaus ist der akteurzentrierte In-

stitutionalismus auf die „Erklärung vergangener politischer Entscheidungen“ ausge-

legt (SCHARPF 2000, S. 84-85). In dieser Untersuchung geht es jedoch darum, wie sich 

Einflussfaktoren auf regionale Kooperationen im Hinblick auf die Anforderungen von 

                                                
32 Für weitergehende Informationen wird auf die Veröffentlichungen MAYNTZ, SCHARPF (1995) 

und SCHARPF (2000) sowie NEUBERT 2015 verwiesen. Zentrale Begriffe werden in Anlage 
11.2 erläutert 

33 Aufgrund der verschiedenen Operationalisierungsmöglichkeiten wird der Ansatz in Unter-
suchungen unterschiedlich verwendet, wie DILLER (2013, S. 9) in einem Aufsatz für die 
räumliche Planung und Entwicklung zeigt. Viele Arbeiten verwenden den Ansatz lediglich 
zur Strukturierung und neigen zu einer unpräzisen Verwendung von Begrifflichkeiten. 
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Klimaschutz und Anpassung ausprägen. Die von BENZ und FÜRST ermittelten Fakto-

ren und ihre inhaltliche Bestimmung zeigt Abbildung 5.  

 

Abb. 5: Faktoren des analytischen Regional Governanceansatzes 

Quelle: eigene Darstellung nach BENZ, FÜRST 2003A, S. 38-46 

Als Schwachpunkte des analytischen Regional Governanceansatzes werden gese-

hen, dass auch er relativ breit bleibt und eine weitere Präzisierung auf die Fragestel-

lung hin erfordert. Gleichzeitig ist die Offenheit ein Vorteil, um eine Anpassung auf die 

eigene Fragestellung vorzunehmen. Wie beim akteurzentrierten Institutionalismus 

werden persönlichkeitsgebundene Faktoren eher ausgeklammert. Ein weiterer 

Schwachpunkt wird in dem Faktorenbündel prozess-endogene Faktoren / Prozess-

management gesehen, was relativ wage bleibt und Überschneidungen mit anderen 

Faktoren zulässt (z.B. Organisation der Öffentlichkeitsbeteiligung bei den internen 

Rahmenbedingungen mit dem Prozessmanagement). Einen großen Nachteil dieses 
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Ansatzes bildet, wie bei dem Governancebegriff bzw. vielen Governancekonzepten 

das Thema Macht, welches keine Berücksichtigung erfährt (s. Kapitel 3.1.3). Diese 

Darstellung zeigt, dass der analytische Regional Governance ein geeignetes Grund-

gerüst darstellt, um die regionalen Kooperationen LEADER und ILE, als Formen von 

Regional Governance, analysieren zu können. Allerdings wird auch deutlich, dass 

eine weitere Operationalisierung notwendig ist, da der Ansatz ansonsten recht weit 

bleibt. Die Offenheit dieses Ansatzes ist aber von Vorteil, da die eigene Fragestellung 

so integriert werden kann (vgl. NEUBERT 2015, S. 181). Die weitere Operationalisierung 

erfolgt auf Grundlage der in Kapitel 2.3 identifizierten Diskurse um Klimawandel und 

Raumplanung / -entwicklung. Da Regional Governance selbst nicht ausreichend ist, 

um die Fragestellung entsprechend analysieren zu können, muss auf weitere Theo-

rien bzw. Konzeptionen zurückgegriffen werden, v.a. aus dem Bereich der Partizipa-

tionsforschung, der Forschung zur kooperativen Raumentwicklung und der Strategi-

schen Planung. Zunächst erfolgt eine Auseinandersetzung mit der Rolle der Partizi-

pation im Governancediskurs und den Implikationen hieraus für die weitere Arbeit. 

3.1.3 Zwischenfazit: Mehrwert und Grenzen des (Regional) Governance-An-

satzes 

Die Einführung des Begriffs Governance wird als Reaktion darauf gesehen, dass mit 

„alten“ Konzepten bzw. Begrifflichkeiten die Realität nicht mehr abgebildet / nachge-

zeichnet werden kann (vgl. CHHOTRAY, STOKER 2009, S. 2; BENZ, DOSE 2010, S. 15). Mit 

der Verwendung von Governance soll zunächst ein Perspektivenwandel bzw. eine 

veränderte Wahrnehmung ausgedrückt werden (vgl. BENZ ET AL. 2007, S. 9; v. BLUMENT-

HAL 2005, S. 1173; SCHUPPERT 2008, S. 23; SELLE 2013, S. 109; auch ALTROCK ET AL. 2004, 

S. 190). Hiermit wird ein Wandel von Steuerungsformen zwar nicht ausgeschlossen, 

ein grundlegender Wandel aber nicht als zentrale Annahme vorausgesetzt. Ebenso 

löst sich die Governanceperspektive von der akteurszentrierten Sicht der Steuerungs-

theorie und richtet sich auf Regelungsstrukturen, in die die Akteure eingebettet sind 

(vgl. MAYNTZ 2006, S. 16-17; SCHUPPERT 2011, S. 18-19). In dieser Arbeit wird der Mehr-

wert von (Regional) Governance in seiner analytischen Funktion gesehen. Die nor-

mative Sichtweise findet z.T. Eingang in den Bewertungsvorgang, hierfür werden die 

Maßstäbe v.a. aus den Anforderungen abgeleitet, die in der Diskussion um Klima-

wandel an die Instrumente der räumlichen Planung und Entwicklung gestellt werden 

(s. Kapitel 2.2.2). Durch die Hinzunahme weiterer Theorien und Konzeptionen werden 

diese operationalisiert (s. Kapitel 3.2 und 3.3). Das folgende Kapitel behandelt dabei 

einen Aspekt, der auch Thema des Governancediskurses ist: der Governancebegriff 
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richtet seinen Fokus auf die Akteure und ihr Handeln. Besonders mit der engeren 

Begriffsauslegung rücken Fragen der bzw. Forderung nach mehr Partizipation in den 

Blickpunkt. Obwohl Governance in vielen Debatten „als ein Allheilmittel […] für die 

Behebung von demokratiepolitischen Defiziten“ (DANGSCHAT ET AL. 2008, S. 360) gese-

hen wird, wird häufig vor dem „demokratiegefährdende[n] Potenzial“ (FÜRST 2007, S. 

362) der mit Governance in Verbindung gesetzten informellen Instrumenten gewarnt 

(vgl. EBD.): Zu den Gefahren zählen die selektive Berücksichtigung von Akteuren, In-

teressen und Themen (vgl. FÜRST 2007, S. 362; DANGSCHAT ET AL. 2008, S. 360) und Ent-

scheidungsfindungen in nicht demokratisch legitimierten Gremien (vgl. DANGSCHAT ET 

AL. 2008, S. 360). Dies zeigt z.B. GIESSEN für die Implementation der integrierten länd-

lichen Entwicklung auf (vgl. GIESSEN 2010, S. 8). Darüber hinaus können weitere 

Schwachpunkte u.a. die fehlende Bindungswirkung von Entscheidungen (vgl. MAYNTZ 

2004, S. 72-73) und Entscheidungsfindungen bei konfliktträchtigen Themen sein (vgl. 

EBD.; BENZ, FÜRST 2003B, S. 194; FÜRST 2001, S. 376). Zu diesen konfliktbeladenen The-

men können auch der Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel zählen.  

3.2 Partizipation: Akteure im Fokus 

„Alle in den Dialog einbeziehen zu wollen wäre eine Überforderung des Kommunikati-
onssystems einer jeden Gesellschaft; nur auf die Wirkung von Information zu setzen, 

bleibt eine Illusion. Erst die richtige Mischung macht den Erfolg der Kommunikation 
aus.“ (CARIUS, RENN 2003, S. 585) 

Mit dem Blick auf Governance als Perspektivenerweiterung rücken das Zusammen-

wirken unterschiedlicher Akteure sowie ihrer Interaktionen und Interdependenzen in 

den Blickpunkt des Interesses. Hiermit sind implizit Fragen der Beteiligung / Partizi-

pation34 verbunden. Zudem wird mit Governance bzw. dem normativen Good Gover-

nance-Konzept die Bedeutung von u.a. Partizipation und Transparenz hervorgeho-

ben. Diese werden als ‚gute Regierungspraktiken‘ empfunden. Das Konzept partizi-

pative Governance (z.B. bei WALK 2008) schafft explizit die Verbindung zwischen 

Governance und Beteiligung. Dieses Konzept sieht in dem verstärkten Einsatz parti-

zipativer Elemente, ohne auch mögliche Gefahren einer Entdemokratisierung zu ver-

kennen, eine Voraussetzung für den weiteren Demokratisierungsprozess (vgl. EBD., S. 

14). Viele dieser Aspekte spiegeln sich auch in der Diskussion um Klimawandel und 

räumliche Planung und Entwicklung wider: So soll über die Beteiligung von Akteuren 

                                                
34 In dieser Arbeit werden die Begriffe Partizipation und Beteiligung synonym verwendet. 
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und konsensorientierten Verfahren die Legitimation von Entscheidungen unter Unsi-

cherheit erhöht werden (s. auch Kapitel 2.2.2). In der ländlichen Entwicklung ist die 

Beteiligung von verschiedenen Akteuren, v.a. über die Ansätze der endogenen Regi-

onalentwicklung und integrierten ländlichen Entwicklung ein zentrales Element. Da-

her setzt sich dieses Kapitel näher mit der Bedeutung und den Funktionen von Betei-

ligung auseinander. Es ist einerseits von Relevanz für die Erarbeitung der Kriterien 

und Indikatoren der Analyse, andererseits aber besonders für die Bewertung der Be-

teiligungsfunktion. Um die Bewertungsmaßstäbe erarbeiten zu können, ist es von 

grundlegender Bedeutung, die zentralen Begrifflichkeiten aufzuarbeiten und ihre Ver-

wendung in dieser Arbeit darzulegen.  

3.2.1 Beteiligungsformen 

Der Begriff Partizipation als Bestandteil von Kommunikation (vgl. BISCHOFF ET AL. 2007, 

S. 10) ist als ein Sammelbegriff für unterschiedliche Formen der Einbindung von Akt-

euren in Planungs- und Entwicklungsprozesse zu sehen. Generell wird Partizipation 

„[…] verstanden als Teilnahme oder Teilhabe an politischen und sozialen Entschei-

dungsprozessen“ (FÜRST, SCHOLLES 2008, S. 161). Da der Begriff sehr vielschichtig ist, 

ist es wichtig, mögliche Beteiligungsformen und -funktionen sowie die Rollen von Ak-

teure zu unterscheiden, denn der Begriff sagt noch nicht viel aus über den eigentli-

chen dahinterliegenden Akt der Beteiligung an sich. Zum einen ist es nach SELLE 

wichtig „[…] zu unterscheiden zwischen dem was Beteiligung sein soll(te) und dem, 

was sie ist“ (EBD. 2013, S. 48; Hervorhebung im Original). Fürst und Scholles bezeichnen 

diesen Umstand auch als „Ambivalenz der Partizipation“ (FÜRST, SCHOLLES 2008, S. 

161). Zum anderen ist Beteiligung bzw. Kommunikation nicht ausschließlich als positiv 

anzusehen, denn sie existiert nicht losgelöst von Machtverhältnissen und Interessen 

(vgl. SELLE 2005, S. 382). Als Konsequenz aus den verschiedenen Verständnissen von 

und Konnotationen mit dem Begriff Beteiligung schlägt SELLE die Unterscheidung ei-

nes engen und eines weiten Beteiligungsbegriffs vor (vgl. 2013, S. 57-63).  

Der weite Beteiligungsbegriff umfasst die Mitwirkung der Bürger und soll als umfas-

sender Begriff für die vielfältigen Möglichkeiten der Einflussnahme von Bürgern auf 

die räumliche Entwicklung stehen (vgl. SELLE 2013, S. 58). Der engere Begriff hingegen 

zielt auf die Bürgerbeteiligung im klassischen Sinne als Beteiligung an der Meinungs-

bildung und Entscheidungsfindung öffentlicher Akteure (vgl. EBD., S. 59-60). Diese 

kann sowohl aus der formalen, gesetzlich vorgeschriebenen Beteiligung bestehen, 

als auch aus informellen Verfahren (Formalisierungsgrad der Beteiligung) (vgl. EBD.; 
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SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG UND UMWELT BERLIN 2012, S. 21-26). Weiter 

kann danach differenziert werden, ob die Bürger direkt oder indirekt (über Interes-

sensvertreter) beteiligt sind (vgl. SELLE 2013, S. 59-60; SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENT-

WICKLUNG UND UMWELT BERLIN 2012, S. 20).  

 

Abb. 6: Beteiligungsformen 
Quelle: eigene Darstellung nach BISCHOFF ET AL. 2007, S. 10; SELLE 2013, S. 69-71; FISCHER 

ET AL. 2003 zit. in WALK 2008; ROTH 1997 zit. in EBD., S. 91; S. 96; WALK 2008, S. 239 

Abbildung 6 zeigt eine Übersicht über mögliche Beteiligungsformen. Hier wird nicht 

nach den Einflussmöglichkeiten von Beteiligungsformen differenziert35, da keine Wer-

tung nach z.B. Einflussmöglichkeiten vorgenommen werden soll. Denn nach SELLE 

gibt es keine ‚guten‘ und ‚schlechten‘ Beteiligungsformen: Die Qualität eines Beteili-

gungsprozesses wird nicht über die Gorm allein definiert, sondern auch über die Wir-

kung und dem Zweck der Beteiligung (vgl. 2013, S. 71-73).  

3.2.2 Beteiligungsfunktionen 

Wie schon verdeutlicht wurde, kann eine Beteiligung unterschiedlichen Zwecken die-

nen. Nicht immer steht hierbei die Teilhabe an politischen Entscheidungsprozessen 

im Vordergrund (vgl. WALK 2008, S. 98). Je nachdem, welche Perspektive auf Partizi-

pation eingenommen wird, kann die Funktion der Beteiligung unterschiedlich bewertet 

werden (vgl. EBD., S. 87).  

 

 

                                                
35 Wie bei der von ARNSTEIN im Jahr 1969 veröffentlichten und häufig zitierten Rangfolge von 

Beteiligungsformen („ladder of participation“) (vgl. SELLE 2013, S. 69-71) 
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Tab. 9: Beteiligungsfunktionen und ihre Ziele 
Quelle: eigene Darstellung nach WALK 2008, S. 90, 98, 118; FÜRST, SCHOLLES 2008, S. 171-
172; RIECHEL 2011, S. 198, 204-205; SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG UND UM-
WELT BERLIN 2012, S. 59-60; V. WINTERFELD 2012, S. 6-7; eigene Ergänzungen  

Funktion Ziel 

demokratische / 
Legitimationsfunktion 

• Legitimierung / Rechtfertigung von Entscheidungen und 
Maßnahmen 

• Schaffung von Akzeptanz 
• Aktivierung von Akteuren 

ökonomische Funktion • Erhöhung der Effizienz aufgrund verbesserter Informationen 

inhaltliche Funktion 
• Verbesserung der inhaltlichen Qualität von Entscheidungen 

und Maßnahmen 
• bedarfsgerechtere Planung  
• Wissensgenerierung / Erschließung von Wissensbeständen 
• Wissensdiffusion 

soziale / gesellschaft-
liche Funktion • Stärkung des Gemeinschaftsgefühls / der Identität  

emanzipatorische 
Funktion 

• Schaffung von Handlungskompetenz / Selbstbewusstsein 
• Befähigung zur Teilhabe 

 

Als politische Funktionen können u.a. Information, Legitimation, Erzielung eines Kon-

senses, Weiterentwicklung der Demokratie sowie bürgerschaftliches Engagement 

genannt werden (vgl. BISCHOFF ET AL. 2007, S. 23-24; SELLE 2013, S. 186-192). Aus plane-

rischer Sicht kann Beteiligung u.a. dazu dienen, Informationen zu beschaffen, als 

Frühwarnsystem zu fungieren, Konflikte zu vermeiden bzw. zu lösen, die Steuerungs-

ressourcen zu erweitern und eine beschleunigte Abstimmung zu erzielen (vgl. BI-

SCHOFF ET AL. 2007, S. 21-23; SELLE 2013, S. 193-197). Aus gesellschaftlicher Sicht treten 

hierzu noch die Ermittlung von Handlungsbedarfen, Entwicklung neuer Beteiligungs-

formen sowie Veränderung traditioneller Interaktionsformen und die Einbeziehung ge-

sellschaftlich benachteiligter Bevölkerungsgruppen (vgl. SELLE 2013, S. 183-186). Die 

rechtliche Sicht umfasst den Schutz von privaten Rechten sowie die Ermittlung rele-

vanter Belange (vgl. EBD.). Bei der Diskussion der Funktion von Beteiligung hinsichtlich 

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in der räumlichen Planung und Ent-

wicklung werden einige dieser Funktionen besonders hervorgehoben (s. auch Kapitel 

2.2.2). Neben der Schaffung von Akzeptanz und der Verbesserung der Informations-

grundlagen ist besonders die Funktion zur Erhöhung der Legitimierung von Entschei-

dungen auf Grundlage eines Konsenses oft formuliert und rezipiert worden. Beide 

Begriffe stehen für Theorien und Konzepte, die z.T. kontrovers diskutiert werden, aber 

für die Bewertung in dieser Arbeit einer Operationalisierung zugänglich gemacht wer-

den müssen. Sie erfordern eine kritische Auseinandersetzung, denn in der Planung 
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werden diese Leitbegriffe aus den Politikwissenschaften in Teilen eher unkritisch an-

gewendet (vgl. ALTROCK ET AL. 2004, S. 187). Dies lässt sich zweifellos auch für den 

Klimawandeldiskurs innerhalb der räumlichen Planung und Entwicklung konstatieren, 

in dem häufig eine normative Verwendung dieser Begriffe vorgenommen wird.  

Fokus: Legitimation und Konsens 

Als zentrale Begriffe im Klimadiskurs hinsichtlich der Beteiligung sind Legitimation 

und Konsens zu sehen (s. Kap. 2.2.2). Die Frage nach der Legitimität einer planeri-

schen Entscheidung hängt eng zusammen mit der Legitimität der diese Entscheidung 

getroffenen Institution und somit mit unserem (demokratischen) Staatsaufbau und 

seinen Strukturen. Aus Sicht der politikwissenschaftlichen Demokratietheorie scheint 

es, als ob „[…] Legitimation sich in einem Spannungsverhältnis zwischen demokrati-

scher Inklusion (d.h. der gleichberechtigten Mitbestimmung aller Entscheidungsbe-

troffenen) und professioneller Organisation (im Sinne der Ausdifferenzierung eines 

politisch-administrativen Systems […] bewegt“ (HAUS, HEINELT 2004, S. 167). Denn es 

kann nicht jeder an jeder Entscheidung beteiligt werden (z.B. aufgrund des organisa-

torischen Aufwands), so dass eine Delegation der Entscheidungskompetenzen erfolgt 

(vgl. EBD.; SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG UND UMWELT BERLIN 2012, S. 15-16).  

Das Konsensprinzip wird in der Demokratietheorie verhandelt und hier häufig in Ver-

bindung gebracht mit dem Ideal der machtfreien Sprechsituation bzw. der Theorie des 

kommunikativen Handelns nach Habermas (z.B. bei FUCHS-GOLDSCHMIDT 2008). In der 

Raumplanung sind diese Ansätze in der kommunikativen und kollaborativen Pla-

nungstheorie aufgegriffen worden (vgl. ALTROCK ET AL. 2004, S. 195). Konsensbildung 

zählt hier als Möglichkeit mit unsicheren, komplexen und kontroversen Aufgaben um-

zugehen (vgl. INNES, BOOHER 1999, S. 412). Der Konsens ist aber eher als normatives 

Prinzip oder Leitbild in der Planung anzusehen, dem man sich allenfalls annähern 

kann, denn die Erzielung eines allumfassenden Konsenses im Sinne „[…] eines ten-

denziell vollständigen Einverständnisses und einer tendenziell völligen Übereinstim-

mung […]“ ist nicht zu erzielen (GÜNTHER 2006, S. 33). Zusätzlich ist der Akteurskreis 

offener Beteiligungsangebote nicht repräsentativ für die gesamte Gesellschaft, son-

dern „immer sozial selektiv“ (vgl. SELLE 2004B, S. 238). Daher wird die Ausgestaltung 

der Planungs- bzw. Partizipationsprozesse in den Fokus genommen. So richtet sich 

die kommunikative Planungstheorie „[…] wesentlich auf die Qualifizierung des Pro-

zesses […]“ und legt „[…] eine möglichst faire Kommunikation unter Einbeziehung 

aller möglichen Beteiligten und mit dem Ziel der Erlangung von Konsens […]“ zu-

grunde (ALTROCK ET AL. 2004, S. 195). Ganz wesentlich ist aber, dass - obwohl dem 
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Ideal der machtfreien Sprechsituation nach Habermas folgend - Konsensbildungspro-

zesse nicht machtfrei verlaufen (vgl. EBD., S. 196-197). Somit kann zwischen der Her-

stellung eines Konsenses und seiner Inszenierung unterschieden werden, die das 

Ziel verfolgt unter der symbolischen Darstellung eines Konsenses Einigkeit und Zu-

stimmung sowie Identität zu erzeugen und darüber hinaus Machtverhältnisse zu si-

chern (vgl. HABSCHEID, KNOBLOCH 2009, S. 7-9). In diesem Sinne wird der Konsens, der 

allgemein als etwas Positives und Unantastbares angesehen wird (vgl. ANTOS 2009, S. 

122), zu einer Art Deckmantel für die Ausübung von Macht. Darüber hinaus sollten 

Dissens und Konflikte nicht ausgeblendet, sondern als positiv für den Planungspro-

zess aufgefasst werden (vgl. HUNING 2004, S. 53).  

Der Begriff des Konsenses, wie der der Legitimation, können sowohl auf das Verfah-

ren / den Prozess, als auch auf das Ergebnis bezogen werden: Nach SCHARPF kön-

nen (analytisch) zwei Legitimationsformen unterschieden werden: die Input- und die 

Outputlegitimation (vgl. SCHARPF 2000, S. 255). Im Sinne der Inputorientierung ist eine 

Entscheidung dann legitimiert, wenn sie im Rahmen demokratischer Verfahren unter 

der Zustimmung der Regierenden getroffen wurde (vgl. EBD., S. 255-256). Eine Output-

legitimation von Entscheidungen liegt dagegen dann vor, wenn die Entscheidung dem 

Allgemeinwohl dient, demokratische Prinzipien können hierfür hilfreich sein, sind aber 

nicht zwingende Voraussetzung (vgl. EBD.). Während bei der Inputlegitimierung der 

Prozess der Entscheidungsfindung im Vordergrund steht, ist es bei der Outputlegiti-

mierung die Qualität der Entscheidung bzw. des Ergebnisses. Bezogen auf Konsens-

bildungsprozesse, die im Klimawandeldiskurs betont werden, lassen sich Schwierig-

keiten erkennen. Denn laut INNES und BOOHER ist die Akzeptanz einer Entscheidung 

in Konsensbildungsprozessen wesentlich von dem Prozess der Entscheidungsfin-

dung abhängig:  

„No matter how good an agreement is by some standards, if it was reached by a pro-
cess that was not regarded as fair, open, inclusive, accountable, or otherwise legiti-

mate, it is unlikely to receive support“ (INNES, BOOHER 1999, S. 415). 

Prozess und Ergebnis können nach Meinung der Autoren nicht voneinander getrennt 

werden (vgl. EBD.; ähnlich LARSEN, GUNNARSSON-ÖSTLING 2009, S. 262; 264-265). Die Input- 

und Outputlegitimation wird von HEINELT durch die Throughput-Legtitimation ergänzt: 

Politische Entscheidungen legitimieren sich hier „[…] durch Transparenz und die 

Nachvollziehbarkeit der Entscheidungsfindung und von Entscheidungsalternativen 

sowie ihrer Begründungen“ (HEINELT 2006, S. 245).  
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Fokus: Wissenstransfer und Information 

Aus inhaltlicher Sicht soll Beteiligung zum einen dazu dienen, Wissen zu generieren 

und zum anderen Wissen und Informationen zu verbreiten. Auf lokaler und regionaler 

Ebene sind bei den Akteuren vielfältige Wissensbestände vorhanden (vgl. RIECHEL 

2011, S. 213). Über die Beteiligung von Akteuren können diese Wissensbestände er-

schlossen werden (Wissensgenerierung) (vgl. EBD., S. 198, 205). Gleichzeitig können 

die Akteure über die Beteiligung neues Wissen gewinnen und dieses über ihre Multi-

plikatorfunktion in ihren Arbeitsalltag oder auch in ein anderes Umfeld übertragen 

(Wissenstransfer) (vgl. EBD., S. 204-205). Es geht aber nicht nur um die reine Wissens-

vermittlung bzgl. Klimaschutz und Anpassung, sondern auch darum, über die Bereit-

stellung von Informationen grundsätzlich Aufmerksamkeit und eine Sensbilisierung 

für diese Thematiken zu erzeugen (vgl. EBD., S. 193; WANCZURA 2006, S. 180). Aus eman-

zipatorischer Sicht kann daher durch die Information über Klimaschutz und Anpas-

sung die Handlungskompetenz von Akteuren erhöht werden (vgl. HEINRICHS, GRUNEN-

BERG 2009, S. 46; s. Tab. 9). Denn Wissen ist zentral für (subjektives) Handeln (vgl. 

SCHAPER 2015, S. 97 in Bezug auf SCHÜTZ). Wissen allein bedingt aber noch kein Han-

deln: Dieses ergibt sich aus unterschiedlichen Relevanzsetzungen der Akteure (vgl. 

SCHÜTZ, LUCKMANN 2003 zit. in SCHAPER 2015, S. 253f.)36. Die Information über Klima-

schutz und Anpassung ist somit wie jeder Kommunikationsprozess kein linearer Pro-

zess im Sinne eines einfachen Sender-Empfänger-Modells (vgl. HEINRICHS, GRUNEN-

BERG 2009, S. 26), sondern ein sozialer Prozess, bei dem die gegebenen Informationen 

durch die „Empfänger“ u.a. selektiert und interpretiert werden (vgl. RUHRMANN, KOHRING 

1996 zit. in HEINRICHS, GRUNENBERG 2009, S. 26). Für die Wahrnehmung eines Themas 

und daraus resultierendes Handeln sind die Relevanzsysteme der Akteure bedeutend 

(vgl. SCHAPER 2015, S. 110). Relevanzsysteme entscheiden zum einen darüber, ob et-

was überhaupt wahrgenommen wird und danach zum anderen, ob Handeln erfolgt 

(vgl. EBD.). Die Verbreitung von Wissen allein reicht daher für die Schaffung von Hand-

lungskompetenz bzw. Umsetzung aber nicht aus, wenn andere Prioritäten gesetzt 

oder die Betroffenheit durch den Klimawandel nicht wahrgenommen wird. Die Wahr-

nehmung des Klimawandels und der Notwendigkeit entsprechender Maßnahmen 

kann von Akteur zu Akteur unterschiedlich sein (vgl. CHRISTMANN 2012, S. 5-6; FROMMER 

ET AL. 2011B, S. 262; ähnlich BIRKMANN ET AL. 2010, S. 16-17) und ist z.T. kaum vorhanden 

oder auch mit einer Ablehnung des Klimawandels verbunden (vgl. RIECHEL ET AL. 2009, 

S. 360). Zwar gibt es auch andere Bereiche (z.B. demographische und wirtschaftliche 

                                                
36 Studien zeigen, „dass Wissen nur bedingt Grundlage und Ausgangspunkt für Umwelt- und 

damit auch klimagerechtes Handeln ist“ (SCHAPER 2015, S. 145). 
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Entwicklung), die von Unsicherheiten gekennzeichnet sind, die Akteure aber nicht 

vom Handeln abbringen (vgl. FRANCK, PEITHMANN 2010, S. 13; KLEMME 2011, S. 132-133; 

NEUMANN 2010, S. 164). Der Klimawandel ist dagegen durch ein spezifisches Problem 

in der Wahrnehmung gekennzeichnet: 

„Climate change is invisible, intangible and to many rather esoteric - except of course 
when it manifests or appears to manifest itself in extreme events that trigger disasters” 

(HANDMER 2003, S. 219). 

Denn das ‚Klima‘ besteht aus statistischen Kenngrößen (Mittelwerte, Standardabwei-

chungen, Varianzen etc.) auf Grundlage langjähriger Wetterbeobachtungen (d.h. in 

der Regel 30 Jahre) (vgl. HÄCKEL 2005, S. 315-316; WALKENHORST, STOCK 2009, S. 1). Dies 

stellt für die Wahrnehmung des Klimas bzw. von Klimaänderungen eine Schwierigkeit 

dar, denn: „Ein Mensch kann zwar an seinem lokalen Standort das saisonale Wetter-

geschehen beurteilen, daraus aber nicht auf globale und langjährige Entwicklungen 

des Klimas schließen“ (STOCK 2013, S. 16). SCHAPER fasst diese Aspekte als räumli-

ches und zeitliches Problem in der Wahrnehmung des Klimawandels zusammen (vgl. 

SCHAPER 2015, S. 90-91, 94). Ein weiteres Problem in der Wahrnehmung für „Klima-

laien“ ergibt sich daraus, dass das Wissen über unser Klima ständig erweitert und 

auch revidiert wird (vgl. EBD., S. 150). Hierdurch steigt die Komplexität und führt mit 

dem hohen Abstraktionsgrad dazu, dass die Klimaproblematik für viele Menschen 

schwer zu fassen ist (vgl. EBD., S. 150-151). Bei Untersuchungen von Entscheidungen 

hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung ist daher die Analyse des Wissensstandes 

und der Wahrnehmung sowie der Akteure miteinzubeziehen (vgl. GÖRG 2009, S. 40). 

3.2.3 Akteursgruppen und Rollen von Akteuren 

Es ist wichtig, verschiedene Akteursgruppen zu unterscheiden, denn durch die Ak-

teursgruppen werden räumliche Entwicklungen einerseits unterschiedlich wahrge-

nommen und bewertet, andererseits stehen ihnen unterschiedliche Ressourcen zur 

Verfügung, um Einfluss auf die räumliche Entwicklung zu nehmen (vgl. SELLE 2005, S. 

112). Häufig wird eine grobe Unterscheidung in öffentliche und private Akteure vorge-

nommen, wobei die öffentlichen Akteure sowohl Angehörige der Verwaltung als auch 

Politiker und die privaten Akteure Vereine, Verbände, Unternehmen, als auch „Pri-

vate“ bzw. Bürger, die den anderen Gruppen nicht angehören, gleichermaßen umfas-

sen. Diese Bürger werden häufig als relativ homogene Gruppe dargestellt. Doch wie 

SELLE am Beispiel der Stadtentwicklung zeigt, können die „Bürger“ sehr unterschied-

liche Rollen einnehmen (z.B. als politische Akteure, Marktteilnehmer, Akteure der Zi-

vilgesellschaft und Betroffene agieren) (vgl. 2013, S. 48-52; s. auch LINDLOFF 2003, S. 69). 
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Darüber hinaus ist eine Unterteilung nach individuellen und komplexen (korporativen 

und kollektiven) Akteuren möglich (vgl. SCHARPF 2000, S. 101). Die komplexen bzw. 

organisierten Akteure sind häufig bei Kooperationen auf regionaler Ebene vertreten 

(vgl. FÜRST 2010A, S. 51; WIECHMANN 2008, S. 119). Individuellen bzw. nicht-organisierten 

Akteuren schreibt Fürst dagegen einen „implizit niedrigeren Status“ zu, da u.a.ihr Bei-

trag zur Problemlösung geringer ist (vgl. FÜRST 2010A, S. 51). In der ländlichen Entwick-

lung über LEADER und ILE wird zumeist nach öffentlichen Vertretern bzw. Vertretern 

der Kommunen, Wirtschafts- und Sozialpartnern (WiSo-Partner) und Bürgern unter-

teilt. Bei den WiSo-Partnern handelt es sich fast ausschließlich um organisierte Ak-

teure, wie z.B. Industrie- und Handelskammern, Tourismusverbänden, Landwirt-

schaftsverbänden u.ä.. Die Entscheidungsgremien von LEADER und ILE zeichnen 

sich durch einen hohen Anteil von öffentlichen Akteuren (Kommunen) und Vereinen 

und Verbänden (WiSo-Partner) aus (vgl. POLLERMANN ET AL. 2014, S. 132; NEUBERT 2009, 

S. 124). Weitere private Akteure, wie Bürger, die keine Organisation vertreten, und 

Unternehmen sind auch in die Prozesse der ländlichen Entwicklung eingebunden: Sie 

sind in den Entscheidungsgremien aber in geringerem Umfang vertreten und setzen 

weniger Projekte um als z.B. Kommunen (vgl. NEUBERT 2009, S. 88-90, 124; POLLERMANN 

ET AL. 2014, S. 133, 136). 

Die „organisatorische Herkunft“ der Akteure allein sagt aber noch nicht unbedingt et-

was über ihre Rollen in einer regionalen Kooperation aus und welche Bedeutung sie 

für die regionale Kooperation haben. DILLER unterscheidet einen inneren, mittleren 

und äußeren Kreis der Kooperation, dem die Akteure angehören (vgl. 2002, S. 101-

102). Den inneren Kreis bilden nach Diller die sog. „Promotoren“, dies sind Personen, 

„[…] die die Kooperation kontinuierlich stark vorantreiben […]“ (EBD., S. 104). Diese 

können weiter unterschieden werden in Macht-, Fach- und Prozesspromotoren (vgl. 

EBD.). Machtpromotoren sind häufig in Gremien ansässig, die die Richtung der Ko-

operation bestimmen (vgl. FÜRST, LÖB 1999, S. 70 zit. in DILLER 2002, S. 106). Fachpro-

motoren dagegen sind wesentlich verantwortlich für die inhaltliche Ausrichtung der 

Kooperation (vgl. DILLER 2002, S. 106). Im mittleren Kreis sind Akteure aktiv, die zumeist 

am Anfang oder am Ende einer Kooperation eine wichtige Rolle einnehmen oder für 

einen bestimmten Aspekt zuständig sind: Dies können Initiatoren und Kontrolleure 

(verantwortlich für die Rahmenbedingungen der Kooperation) sowie Projektträger und 

externe Berater bzw. eine wissenschaftliche Begleitung sein (vgl. EBD., S. 107-108). 

Der äußere Kreis der weniger aktiven Akteure ist nicht genau bestimmt (vgl. DILLER 

2002, S. 109). Die Akteure können aber, je nach Engagement, in andere Kreise wech-

seln (vgl. EBD.). DILLER kennzeichnet die Akteure entsprechend ihrem Engagement mit 
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„Motor“, „Bremser“, „Mitläufer“ und „Nachläufer“ (vgl. EBD., S. 111). Die weniger aktiven 

Akteure können nach RIECHEL ET AL. als „generell Interessierte[n]“, „Schläfer“ und 

„Bremser“ unterschieden werden (vgl. 2009, S. 361). Das unterschiedliche Verhalten 

kann z.B. über die Motivation und Werte der einzelnen Akteure erklärt werden (vgl. 

EBD., S. 363-366). Eine weitere Rolle besteht für die beteiligten Akteure in dem Weiter-

tragen des erlangten Wissens in andere Netzwerke, in die sie eingebunden sind (Mul-

tiplikatorenfunktion) (vgl. BAASCH ET AL. 2012, S. 193; RIECHEL 2011, S. 204). 

3.2.4 Zwischenfazit: Einordnung in die Forschungsarbeit  

Wie dieses Kapitel gezeigt hat, ist bei der Partizipation genau zu unterscheiden,  

 wer beteiligt wird, 

 zu welchem Zweck beteiligt wird, 

 welche Beteiligungsform gewählt wird und  

 welche Rollen die Akteure einnehmen. 

Die Darstellung von Beteiligungsprozessen kann von der Realität der Partizipation 

abweichen und oftmals scheinen sich überhöhte Hoffnungen mit der Partizipation zu 

verbinden. Daher sind die Beteiligungsprozesse auch in den untersuchten LEADER- 

und ILE-Regionen genau zu hinterfragen. Dies ist besonders wichtig, wenn, wie im 

Klimawandeldiskurs in der räumlichen Planung und Entwicklung, der Beteiligung be-

stimmte Funktionen zugeschrieben werden, wie die Legitimierung von Entscheidun-

gen und die Verbreitung von Informationen sowie die Generierung von Wissen. Legi-

timation und Informationsverbreitung (Wissenstransfer) sowie Wissensgenerierung 

sind als eigenständige Forschungsthemen grundsätzlich für eine tiefere Analyse ge-

eignet. In dieser Forschungsarbeit sind sie eingebettet in einen größeren Forschungs-

kontext. Daher verbleibt die Tiefe der Analyse in Abhängigkeit von den zur Verfügung 

stehenden Ressourcen und durchführbaren Methoden auf der Inputseite, d.h. es wer-

den die Voraussetzungen für diese Beteiligungsfunktionen untersucht. Die Wirkung, 

d.h. die Ebenen Output / Outcome, bleiben unberücksichtigt.  

Die in diesem Kapitel dargelegten Aspekte sind grundlegend für die Indikatorenent-

wicklung der Analyse: So wird unterschieden, welche Beteiligungsformen in den Pro-

zessen angewandt werden (Mitentscheidung, Anhörung, Information etc.), wer betei-

ligt wird (Akteursgruppen) und welche Rollen die Akteure einnehmen. In dieser Arbeit 

sind die Rollen der Akteure v.a. hinsichtlich des Themas Klimawandels, der Partizi-

pation und der Kooperation zwischen Regionalplanung und LEADER / ILE relevant. 

Des Weiteren wird analysiert, ob die Akteure eine Multiplikatorenfunktion hinsichtlich 
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Klimaschutz und Anpassung einnehmen. Die Akteursgruppen werden nach institutio-

nellen und organisatorischen Hintergrund unterschieden: So werden öffentliche Ak-

teure und Vereine / Verbände sowie weitere private Akteure (Bürger als Einzelperso-

nen und Unternehmen) unterschieden. Die Bewertungsmaßstäbe richten sich auf den 

Zweck bzw. die Funktion der Beteiligung: Die Bewertung, inwieweit die Beteiligung in 

den untersuchten LEADER- und ILE-Prozessen diesen beiden Funktionen entspricht, 

gründet sich auf die in Kapitel 3.2.2 dargestellte Inputlegitimierung und Faktoren der 

Wissensvermittlung. Für die Bewertungsmaßstäbe werden hier auf die Input- und 

Throughputlegitimation (vgl. SCHARPF 2000; HEINELT 2006) und die Kriterien zur Bewer-

tung von Konsensbildungsprozessen nach INNES UND BOOHER (1999) zurückgegriffen. 

3.3 Strategische Planung in der räumlichen Planung und Entwicklung 

„Von Strategien wird erwartet, dass sie Komplexität reduzieren und konsistentes Ver-
halten fördern“ (WIECHMANN 2011, S. 45). 

Wenn man sich mit der Thematik Klimawandel und räumliche Planung und Entwick-

lung beschäftigt, wird häufig die Kooperation oder Koordination von Instrumenten und 

Akteuren genannt, um ein strategisches Vorgehen zu ermöglichen. In diesem Zusam-

menhang wird immer wieder auf eine Abstimmung und Zusammenarbeit formeller 

und informeller Instrumente der räumlichen Planung und Entwicklung hingewiesen. 

Hier werden zwei konzeptionelle Stränge angesprochen, die Gegenstand planungs-

theoretischer Betrachtungen sind: Die der Strategischen Planung und die der Koordi-

nierten Raumentwicklung / Raumplanung (auch: Kooperative Raumplanung). Diese 

Konzeptionen weisen Schnittmengen auf, werden hier aber nicht als gegeneinander 

austauschbar verstanden37. Ziel des Kapitels ist es, den Begriff der Strategie und der 

strategischen Planung aufzubereiten und vor dem Hintergrund der Überlegungen zu 

koordinierter Raumentwicklung zu reflektieren sowie die Verwendung dieser Konzep-

tionen im weiteren Verlauf der Arbeit darzulegen. Sie könnten durchaus unter Gover-

nancegesichtspunkten behandelt werden.38 Zur besseren Nachvollziehbarkeit sollen 

beide Konzeptionen aber zunächst losgelöst von dieser Thematik betrachtet werden, 

im Kapitel 3.3.3 werden Unterschiede und Gemeinsamkeiten aufgezeigt.  

                                                
37 HUTTER kritisiert, dass häufig planungstheoretische Ansätze (wie z.B. strategische und ko-

operative Planung) unkritisch nebeneinandergestellt werden (vgl. EBD. 2007, S. 1-2). 
38 Als theoretischen Bezugsrahmen für die kooperative Regionalplanung benennt z.B. 

KNIELING das Konzept Regional Governance (vgl. KNIELING 2006, S. 73). 
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Ebenso wie im Bereich der Partizipationsforschung ist auch die Literatur zur strategi-

schen Planung häufig auf städtischer Ebene angesiedelt (vgl. auch FÜRST 2012, S. 22). 

Es gibt aber auch Arbeiten, die die Ansätze der strategischen Planung auf die regio-

nale Ebene beziehen (z.B. WIECHMANN 2008, VALLÉE 2012A), hierzu zählen auch die Ar-

beiten zur Anpassung an den Klimawandel (s. FROMMER 2010A, FRANCK ET AL. 2013). 

Diese Arbeiten zeigen, dass auch auf städtischer Ebene entwickelte Ansätze auf die 

regionale Ebene und somit auch auf die ländliche Entwicklung übertragbar sind.  

3.3.1 Zum Begriff der strategischen Planung 

Der Begriff ‚Strategie‘ hat seinen Ursprung im Griechischen (‚Heeresführung‘) und 

bedeutet „[…] ein zielorientiertes Vorgehen nach einem bestimmten Plan“ (ZIBELL 

2008, S. 324). Ab Mitte der 1950er Jahre wurde der Begriff in den Wirtschaftswissen-

schaften bzw. im Management und ab Anfang der 1990er Jahre in der räumlichen 

Planung übernommen (vgl. KÜHN 2010, S. 87, 2008, S. 231; PIRHOFER 2005, S. 10-11; 

WIECHMANN 2008, S. 3-5; ZIBELL 2008, S. 325). Der Strategiebegriff des Managements 

wird somit auch als „Wurzel“ der strategischen Raumplanung gesehen (vgl. WIECH-

MANN, HUTTER 2010, S. 7). Strategische Planung ist bisher nicht eindeutig definiert und 

in der Praxis in unterschiedlichen Ansätzen verbreitet (vgl. ALBRECHTS 2004, S. 746; 

FÜRST 2012, S. 23; GREIVING 2011B, S. 392; KÜHN 2010, S. 86; DANGSCHAT ET AL. 2008, S. 

353). Strategische Planung kann daher über bestimmte Merkmale definiert werden, 

die aber durchaus unterschiedlich ausgeprägt sein können (s. Abb. 7). 

 

Abb. 7: Merkmale strategischer Planung 
Quelle: eigene Darstellung nach FREY ET AL. 2008, S. 27; HUTTER 2006, S. 210; PIRHOFER 

2005, S. 11-12; FÜRST 2012, S. 25-26  
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Ein Kernmerkmal strategischer Planung ist die „Gleichzeitigkeit von Orientierung und 

Umsetzung“ (KÜHN 2008, S. 234). Daneben ist strategische Planung durch weitere 

Gleichzeitigkeiten gekennzeichnet: KÜHN beschreibt strategische Planung als  

„[…] widersprüchliche Einheit von Gegensätzen: langfristige Leitbilder und kurzfristige 
Projekte, gesamträumliche Steuerung und teilräumliche Interventionen, öffentliche und 

private Akteure, hierarchische und netzwerkartige Steuerung“ (KÜHN 2008, S. 239).  

Strategische Planung ist daher auch als ein Steuerungsmix anzusehen (vgl. EBD.). Die 

Betrachtung nicht nur des Ziels der (strategischen) Planung, sondern v.a. die Ent-

wicklung und Umsetzung dieser Pläne unter Einbeziehung verschiedenster Akteure 

lässt den „Prozess“ in den Vordergrund rücken (vgl. HAMEDINGER 2008A, S. 151; ähnlich 

auch FÜRST 2012, S. 20, 26).  

Zwar zielt strategische Planung auf einen sektorübergreifenden Ansatz ab, im Ge-

gensatz zur integrierten Entwicklungsplanung der 1970er Jahre besteht aber nicht der 

Anspruch einer umfassenden Integration, sondern es erfolgt eine Gewichtung bzw. 

fachliche und räumliche Schwerpunktsetzung; zudem spielt die Umsetzungsorientie-

rung eine größere Rolle (vgl. ALBRECHTS 2004, S. 751-752; FROMMER 2009, S. 134; KÜHN 

2008, S. 233). Daher ist strategische Planung weniger als formales Dokument, son-

dern eher als Rahmen mit eher informellen Charakter anzusehen (vgl. FROMMER 2010A, 

S. 52; FROMMER 2009, S. 134; WIECHMANN, HUTTER 2008, S. 102; WIECHMANN 2008, S. 71; 

auch ALTROCK 2008, S. 62) und ist „nicht auf detailgetreuen Vollzug angelegt“ (RITTER 

2006, S. 143). Strategien werden als offen für Veränderungen erachtet (vgl. ZIMMER-

MANN 2010, S. 145). Ihre Funktion liegt daher in der eines Bezugsrahmens für Entschei-

dungen bzw. zur Beeinflussung des Handelns der Akteure (vgl. HEALEY 1997, S. 5; HUT-

TER, WIECHMANN 2005, S. 146-147). Dieser „Rahmen“ kann u.a. aus Leitbildern, Pro-

grammen, Zielsystemen, als auch aus Projekten und Akteurshandeln bestehen (vgl. 

PIRHOFER 2005, S. 11; WIECHMANN 2011, S. 46). Aus Sicht der strategischen Planung ist 

es nicht so sehr der Plan bzw. die Strategie an sich, der bzw. die koordinierend wirkt, 

sondern der soziale Prozess der Strategieformulierung (vgl. HEALEY 1997, S. 11). 

Obwohl die Trägerschaft strategischer Planungsprozesse bzw. die Verantwortlichkeit 

für die Definition der strategischen Ziele nicht eindeutig auszumachen ist (vgl. KÜHN 

2008, S. 239; IBERT, LELONG 2010, S. 44), kommt die Initiative nach KÜHN weniger aus 

den Städten und Regionen selbst (vgl. KÜHN 2008, S. 238). Die Impulse für strategische 

Planungsprozesse werden meistens von außen sowie „von oben“ (z.B. durch Förder-

programme der EU, des Bundes etc.) gesetzt (vgl. EBD.). So ist zwar strategische Pla-

nung kein formeller Prozess, wird aber häufig von den „goldenen Zügeln“ der Förder-

politiken geführt (vgl. EBD. 2010, S. 91). Daher wird strategische Planung auch nicht von 
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einem „Zentrum“ aus durchgeführt, sondern ist eher als eine „Struktur“, ein Netzwerk 

bzw. als „[…] eine „Kopplung“ verschiedener „Systeme“ […]“ zu sehen (PIRHOFER 2005, 

S. 32). Dieses Zusammenwirken von Akteuren durch verschiedene Handlungsmecha-

nismen zeigt Parallelen zur Governancediskussion auf. Ein Beispiel für die strategi-

sche Planung als informeller Ansatz, der aber wesentlich über Förderpolitiken initiiert 

und beeinflusst wird, ist die ländliche Entwicklung über LEADER und ILE (zur Einord-

nung der ländlichen Entwicklung in verschiedene Typen der Strategieentwicklung, s. 

folgender Abschnitt).  

Lineare und adaptive Strategieentwicklung 

Grundsätzlich können zwei Strategieansätze unterschieden werden: Die lineare und 

die adaptive Strategieentwicklung. Das lineare Strategiemodell korrespondiert mit 

dem rationalen Planungsverständnis, wonach in einem systematischen, formalisier-

ten Prozess ein Plan bzw. eine Strategie erarbeitet und bewusst umgesetzt wird (vgl. 

WIECHMANN 2008, S. 16-17, 66). Die adaptive Strategieentwicklung erkennt an, „dass 

nur ein Teil der realisierten Strategien bewusst geplant war“ (WIECHMANN 2011, S. 48, 

2008, S. 26; WIECHMANN, HUTTER 2008, S. 105)39 und zwischen der Formulierung einer 

Strategie und ihrer Umsetzung nicht klar getrennt werden kann (vgl. WIECHMANN 2008, 

S. 23). Aus diesem Blickwinkel sind Strategien als ein „Entscheidungsmuster“ bzw. 

ein „konsistentes Verhalten“ zu sehen (vgl. WIECHMANN, HUTTER 2008, S. 105; WIECHMANN 

2008, S. 26). Daher spricht man in diesem Zusammenhang von emergenten Strate-

gien, die nicht einem rationalen Planungsprozess entsprechen, sondern Folge unbe-

wussten Handelns sind (WIECHMANN 2011, S. 45). Aus der Sichtweise der strategischen 

Planung entfernt man sich - analog zum Governancediskurs - von dem Steuerungs-

anspruch der linearen Planung. Da eine Strategie im Sinne eines Musters auch un-

bewusste Entscheidungen enthält, ist der emergente Strategiebegriff von einer ge-

wissen Ambivalenz geprägt, da auch Entscheidungen als Strategie aufgefasst wer-

den, die nicht beabsichtig waren und somit die Gefahr besteht, dass „[…] damit der 

Begriff überdehnt wird“ (KÜHN 2010, S. 86). Auch WIECHMANN und HUTTER kritisieren 

am adaptiven Ansatz, dass kurzfristige Nutzenentscheidungen vor langfristige Kon-

zepte gestellt werden könnten (vgl. EBD. 2008, S. 106; ähnlich WIECHMANN 2008, S. 35). 

Gerade vor dem Hintergrund des Klimawandels ist es wichtig, vorausschauend zu 

handeln. Anpassung an den Klimawandel und v.a. Klimaschutz sind langfristige Ziele, 

                                                
39 MINTZBERG unterscheidet zwischen der beabsichtigten und der verwirklichten Strategie (vgl. 

EBD. 1995, S. 30).  
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deren Nutzen sich also erst auf eine längere Sicht hin zeigt und somit einer besonde-

ren Gefahr unterliegen durch kurzfristige Nutzenentscheidungen in Gefahr gebracht 

zu werden. Unter Einbeziehung sowohl des linearen als auch des adaptiven Ansatzes 

unterscheidet WIECHMANN verschiedene Typen regionaler Strategieentwicklung in 

Deutschland, die Abbildung 8 zeigt.  

 

Abb. 8: Typen regionaler Strategieentwicklung in Deutschland 

Quelle: eigene Darstellung nach WIECHMANN 2008, S. 142-146 

Regionale Kooperationen auf Grundlage von REK zeichnen sich im Gegensatz zur 

Raumplanung durch eine breitere Akteursbeteiligung aus (‚inklusiv‘). Obwohl eine 

Umsetzung über Projekte erfolgt, sieht WIECHMANN diese im Verständnis des linearen 

Strategiemodells, da der bewussten Erstellung eines Konzepts in der Regel eine Stär-

ken-Schwächen-Analyse und die Entwicklung von Leitbild und Zielen vorausgeht (vgl. 

EBD.). Eine eindeutige Zuordnung ist aber offenbar schwierig: z.B. ordnet WIECHMANN 

die regionale Kooperation „Aller-Leine-Tal“, die sich wesentlich auf die Förderung der 

ländlichen Entwicklung (AEP, LEADER) stützt (vgl. LANDKREIS HEIDEKREIS 2015), zwi-

schen den Typen Kooperative Planung (synoptisch und inklusiv) und projektorientier-

tes Networking (inkrementell und inklusiv) ein (vgl. WIECHMANN 2008, S. 146). 

Unter Berücksichtigung des linearen und adaptiven Paradigmas hat WIECHMANN ein 

Modell zur Analyse strategischer Prozesse auf regionaler Ebene entwickelt (vgl. 2008, 

S. 142). Im Vordergrund des Modells steht nicht der Prozess der Strategieformulie-

rung, sondern die Umsetzung (Strategiebildung) (vgl. EBD., S. 159). Auf das Modell soll 

an dieser Stelle nicht im Detail eingegangen werden. Für diese Arbeit wichtige As-

pekte sind der Stellenwert des „Strategischen Konzepts“ und des „Strategischen Dis-

kurses“ für das Handeln der Akteure: Das Verhalten der Akteure im Prozess der line-

aren Strategieentwicklung wird wesentlich durch das strategische Konzept beeinflusst 

(induziert). Nach der adaptiven Strategieentwicklung sind Strategien das Resultat des 

autonomen Handelns von Akteuren. Wichtiger als das strategische Konzept für das 
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Handeln der Akteure ist der strategische Diskurs, über den das Konzept indirekt Ein-

fluss ausüben kann (vgl. EBD., S. 163-165). Zudem betont das Modell das Verhältnis 

zwischen linearem Ansatz und autonomem Verhalten: Nur dem linearen Ansatz zu 

folgen, hieße das autonome Verhalten auszublenden, welches für die Erreichung der 

strategischen Ziele aber auch wichtig ist (vgl. EBD., S. 254). Vertraut eine Strategie aber 

nur auf autonomes Verhalten, besteht nur ein geringer Einfluss auf die regionale Stra-

tegiebildung, was zu unvorhersehbaren Resultaten führen kann (vgl. EBD., S. 254-255).  

3.3.2 Klimaschutz und Anpassung: Strategien durch Kooperationen 

Vor dem Hintergrund des Klimawandels werden in der Literatur Strategien bzw. stra-

tegisches Vorgehen in der räumlichen Planung und Entwicklung als notwendig ange-

sehen (s. Kapitel 2.2.2). Als Stärken der strategischen Planung werden hinsichtlich des 

Klimawandels die folgenden Aspekte genannt (vgl. FRANCK ET AL. 2013, S. 155; FROMMER 

2010A, S. 53, 55-56; FROMMER 2009, S. 135-136):  

 eher informelle Ausrichtung (z.B. Überwindung administrativer Grenzen) 

 Flexibilität (vorteilhaft für den Umgang mit Unsicherheit) 

 Kooperation, Abstimmung von Maßnahmen  

 Prozesse durch Konsens geprägt 

 Lerneffekte 

Als Nachteil wird benannt, dass, dem adaptiven Paradigma folgend, das Verhalten 

der Akteure nicht genau vorhersehbar und somit die Umsetzung der Strategie unsi-

cher ist (FROMMER 2010A, S. 56).  

Die o.g. Autoren nehmen im Zusammenhang mit dem Klimaschutz und der Anpas-

sung in der räumlichen Planung und Entwicklung direkt auf die Ansätze / Theorien 

strategischer Planung (s. Kap. 3.3.1) Bezug. Andere Autoren verweisen dagegen all-

gemein auf ein notwendiges strategisches bzw. abgestimmtes Vorgehen oder die 

Notwendigkeit zur Entwicklung einer Strategie und betonen hierbei v.a. das Erforder-

nis nach einer Kooperation von Akteursgruppen sowie dem formellen und informellen 

Instrumentarium (vgl. BAURIEDL 2011, S. 11; BIRKMANN ET AL. 2010, S. 32; FLEISCHHAUER, 

BORNEFELD 2006, S. 170; SCHLIPF ET AL. 2008, S. 80-81). Dieses Erfordernis nach verstärk-

ter Kooperation, welches im Klimawandeldiskurs identifiziert werden kann, steht im 

Einklang mit den generellen Entwicklungstendenzen in der räumlichen Planung und 
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Entwicklung: Kooperationen sind in den letzten zwei Jahrzehnten immer wichtiger ge-

worden (vgl. SELLE 2005, S. 52; ähnlich DILLER 2002, S. 35)40. Dies zeigt sich auf Landes- 

bzw. regionaler Ebene in der Rücknahme regulativer Instrumente zugunsten von In-

strumenten, die auf Verhandlungen, marktwirtschaftlichen Anreizen oder Wettbewer-

ben basieren (vgl. FÜRST 2011B, S. 52). Ausdruck hiervon sind z.B. regionale Entwick-

lungskonzepte (vgl. EBD.), wie sie auch in der ländlichen Entwicklung über LEADER 

und ILE gefördert werden. Die räumliche Planung und Entwicklung ist durch verschie-

dene Kooperationsformen gekennzeichnet: Von den Kooperationsformen nach § 13 

ROG, d.h. den Instrumenten der raumordnerischen Zusammenarbeit (vgl. SCHMIDT-

EICHSTAEDT 2011, S. 631 s. ausführlich JACOBY 2011), unterscheidet DILLER u.a. „struktur- 

und wirtschaftspolitische Ansätze“ (vgl. DILLER 2002, S. 69-80). Auf der regionalen 

Ebene bestehen u.a. durch die gestiegene Bedeutung von Fachplanungen und die 

diversen Fördermöglichkeiten eine Vielzahl an sektoralen räumlichen Entwicklungs-

aktivitäten (wie z.B. aus der Regional- und Agrarpolitik) (vgl. FÜRST 2011A, S. 56; WEICK 

2012A, S. 1; DILLER 2012A, S. 17; VALLÉE 2012B, S. 6-7). Hierzu zählt auch die Förderung 

über LEADER und ILE. Eine systematische Vernetzung der Strukturen und Akteure 

und eine Abstimmung von Aktivitäten wird jedoch als nicht gegeben angesehen (Pa-

rallelstrukturen) (vgl. VALLÉE 2012B, S. 6-7; WEICK 2012A, S. 1). Fürst spricht im Zusam-

menhang dieser „regionalen Kooperationsformen mit Raumentwicklungsfunktion“ da-

von, dass hier „[…] faktisch »räumliche Planung ohne die Raumplanung« betrieben“ 

(FÜRST 2010B, S. 106) und daher eine Abstimmung erforderlich wird. Diese Abstim-

mung wird nicht nur in dem Klima- sondern wurde auch schon in dem Nachhaltig-

keitsdiskurs gefordert sowie der hiermit verbundene Bedarf, „[…] die fragmentierten, 

sektoralisierten Politikstrukturen über räumliche Gesamtplanungen zu integrieren und 

über die Weiterentwicklung der Regionalplanung zum Regionalmanagement zu dy-

namisieren“ (KNIELING ET AL. 2003, S. 4). Über das aus diesen und weiteren Gründen 

gewandelte Planungsverständnis heraus wird seit vielen Jahren der Anspruch an die 

(formelle) Raumplanung bzw. v.a. an die Regionalplanung gerichtet, sich hin zu einer 

Entwicklungsplanung zu orientieren und kooperative Handlungsformen einzusetzen 

(vgl. KNIELING 2006, S. 74). Dies wird beschrieben als kooperative Regionalplanung (vgl. 

                                                
40 S. hierzu z.B. BLOTEVOGEL 2011, S. 189; FÜRST, KNIELING 2005, S. 531-532; DILLER 2002, 

S. 69; KNIELING 2003, S. 476. Der Begriff Kooperation ist z.T. nur schwer von anderen Be-
griffen abgrenzbar (vgl. FÜRST, KNIELING 2005, S. 531). Benachbarte Begriffe sind u.a.: Netz-
werke, Regional Governance, Informelle Planung, Regionalmanagement (vgl. EBD.; DILLER 

2002, S. 47). Koordination / Kooperation werden häufig synonym oder in ähnlichen Zusam-
menhängen verwendet. Dabei kann aber ihre Verwendungsweise unterschieden werden: 
Bei einigen Autoren zeigt sich die Verwendung von Koordination zur Beschreibung von for-
mellen Abstimmungsprozessen und von Kooperation für informelle Abstimmungsprozesse 
(vgl. z.B. DILLER 2002, S. 35; SCHMIDT-EICHSTAEDT 2011, S. 631; SELLE 1996, S. 65). 
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KNIELING ET AL. 2003) oder findet in aktuelleren Veröffentlichungen als „strategische Re-

gionalplanung“ 41 (vgl. ARL 2011a; VALLÉE 2012A) ihren Niederschlag.  

Kooperationen sind somit zum einen als (informelles) Instrument selbst bedeutender 

geworden sowie zum andern als Handlungsmodus in der formellen Raumplanung und 

durch das Erfordernis der Abstimmung von formellen und informellen Instrumenten 

der räumlichen Planung und Entwicklung. Diese Abstimmung wird, wie dargestellt, 

vor dem Hintergrund des Klimawandels als bedeutendes Element zur Erzielung einer 

Strategie, v.a. auf regionaler Ebene, erachtet. Das Zusammenwirken formeller und 

informeller Instrumente im Sinne einer koordinierten Raumentwicklung muss dabei 

nicht zwangsläufig einer strategischen Planung entsprechen – aber doch wird dieses 

Zusammenspiel von HUTTER (unter Bezugnahme auf HUTTER 2006 und WIECHMANN 2008) 

als „[…] ein zentrales Charakteristikum einer strategisch orientierten Regionalent-

wicklung […]“ bezeichnet (HUTTER 2012, S. 34). In diesem Sinne soll in dieser Arbeit 

die Kooperation von formellem und informellen Instrumentarium auf regionaler Ebene 

hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel genauer betrachtet wer-

den. Wird mit der Kooperation formeller und informeller Instrumente das ‚Was?‘ be-

nannt, wird mit der Verbindung zur strategischen Planung das ‚Wie?‘ näher bestimmt: 

In dem Verständnis von strategischer Planung als „kollektiven Prozess der Hand-

lungskoordination bezogen auf eine gemeinsame Handlungsrichtung“ (FÜRST 2011A, 

S. 60), geht es in dieser Arbeit darum zu untersuchen, ob eine Kooperation zwischen 

der formalrechtlichen Raumplanung und LEADER / ILE hinsichtlich eines abgestimm-

ten Handlens stattfindet. D.h. die Kooperation hat ein gemeinsames Ziel (hier: Klima-

schutz und Anpassung an den Klimawandel), auf den das Handeln ausgerichtet ist. 

Das Handeln wird geleitet durch ein strategisches Konzept bzw. einen strategischen 

Diskurs. LEADER und ILE sind Prozesse auf lokal-regionaler Ebene. Gemäß der Be-

deutung der regionalen Raumordnung in Prozessen zur kooperativen Raumplanung 

o.ä. (s.o.) und in dem Klimawandeldiskurs in der Raumplanung (s. Kap. 2.2.1), fokus-

siert sich diese Arbeit auf die Kooperation der LEADER- und ILE-Regionen mit der 

Regionalplanung. 

                                                
41 Das Modell der „Strategischen Regionalplanung“ wurde von dem gleichnamigen ARL-Ar-

beitskreis entwickelt (vgl. ARL 2011A; VALLÉE 2012A). Die Frage nach der Trägerschaft stra-
tegischer Planung stellt sich hier nicht - dieses Modell geht davon aus, dass vor dem Hin-
tergrund aktueller Herausforderungen (z.B. Klimawandel) eine Veränderung der Ordnungs- 
und Entwicklungsfunktion von Regionalplanung notwendig ist (vgl. VALLÉE 2012B, S. 4).  
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3.3.3 Zwischenfazit: Einordnung in die Forschungsarbeit 

Wie aufgezeigt, soll in dieser Forschungsarbeit untersucht werden, ob eine Koopera-

tion bzw. ein Zusammenwirken von Regionalplanung und LEADER / ILE im Sinne 

eines strategischen Vorgehens hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung an den Kli-

mawandel vorhanden ist. Die Analyse der Kooperation zwischen formellen und infor-

mellen Instrumenten der räumlichen Planung und Entwicklung bildet daher einen 

Baustein in dieser Untersuchung nach dem analytischen Regional Governancean-

satz. Strategische Planung wird von HAMEDINGER als „eine planungspolitische Wider-

spiegelung des Übergangs vom Government zum Governance“ angesehen (2008B, 

S. 124). Governance und strategischer Planung ist gemein, dass sie sich von einem 

eher linearen Steuerungsverständnis abwenden bzw. dieses um ein umfassenderes 

Steuerungsverständnis erweitern. In der strategischen Planung wird durch die Beto-

nung der Emergenz von Strategien anerkannt, dass eine umfassende Steuerung 

nicht möglich ist. Dies spiegelt sich auch im Governancediskurs wider, in dem im Ge-

gensatz zu der Steuerungstheorie nicht mehr von Steuerungssubjekt und -objekt aus-

gegangen, sondern zunehmend von ‚Regelung‘ gesprochen wird. Strategische Pla-

nung wie Governance betonen die stärkere Kooperation von Akteuren, gerade auch 

zwischen öffentlichen und privaten Partnern sowie die Integration von verschiedenen 

Politikfeldern (vgl. DANGSCHAT ET AL. 2008, S. 359; HAMEDINGER 2008A, S. 152). Die Be-

rücksichtigung von Akteuren und Institutionen wird als Gemeinsamkeit beider An-

sätze gesehen (vgl. WIECHMANN 2008, S. 139), wobei die Gewichtung unterschiedlich 

ist: „Analytisch betont ‚Regional Governance‘ die Gestaltung der ‚Context‘-Dimension 

von Strategieentwicklung, während die Strategieforschung den Blick stärker auf die 

Gestaltung der ‚Process‘-Dimension von Strategieentwicklung legt“ (EBD.)42. Strate-

gieforschung richtet seinen Blick eher auf das Handeln einzelner Akteure (vgl. EBD.). 

Die strategische Planung ist daher geeignet, um sie in die, durch den Regional Gover-

nanceansatz geleitete, Analyse dieser Arbeit einzubeziehen. 

Die in diesem Kapitel dargestellten Ansätze strategischer Planung werden in zweifa-

cher Weise verwendet: Zum einen dienen sie der Entwicklung von Analysekategorien, 

zum anderen zur Ableitung von Bewertungsmaßstäben. In der Analyse geht es in 

einem ersten Schritt darum, Interdependenzen zwischen der Regionalplanung und 

LEADER bzw. ILE zu identifizieren. Nach WEICK setzt die Koordination von verschie-

denen räumlichen Entwicklungsaktivitäten „interdependente Aktivitätsfelder“ voraus, 

                                                
42 „Context“-Dimension = Strukturen, Organisationen, Regeln, Normen; „Process“-Dimension 
= Konflikte, Konsens, Interessen, Macht (vgl. WIECHMANN 2008, S. 91). 



3 Aktuelle Konzeptionen in der räumlichen Planung und Entwickung  

74 

die sich auf die Problemlage, die Ziele und die zur Verfügung stehenden Mittel (z.B. 

finanziell, personell etc.) beziehen (vgl. 2012B, S. 5). Die Indikatoren beziehen sich 

somit auf die institutionellen Rahmenbedingungen, die beteiligten Akteure und die 

behandelten Themen. In einem zweiten Schritt geht es in der Analyse darum zu über-

prüfen, ob Elemente einer regionalen Strategiebildung nach linearem oder adaptivem 

Verständnis identifiziert werden können. Das Verständnis strategischer Planung und 

hier vor allem die Unterscheidung von linearem und adaptivem Strategieverständnis 

hilft die instrumentelle Zusammenarbeit differenzierter zu betrachten: Somit kann 

auch unbewusstes bzw. nicht direkt gesteuertes Handeln erfasst werden. Das bedeu-

tet in dieser Arbeit, dass eine „Strategie“ nicht aus einem formellen Konzept bzw. 

Dokument bestehen muss, sondern sich auch aus dem Diskurs und dem Handeln der 

Akteure ergeben kann.  

3.4 Zusammenfassung: Operationalisierung der Ansätze für die Me-

thodik 

In der Diskussion des Klimawandels in der räumlichen Planung und Entwicklung wird 

besonders auf die Ansätze und Konzepte zu (Regional) Governance, Partizipation 

und strategischer Planung Bezug genommen. Diese Ansätze wurden in diesem Ka-

pitel erläutert und auf ihre Relevanz für diese Arbeit hin geprüft. Dazu wurden die 

Beziehungen zwischen den einzelnen theoretischen und konzeptionellen Strängen 

dargestellt. Die Verwendung der theoretischen Ansätze wurde bereits in den jeweili-

gen Unterkapiteln dargestellt. An dieser Stelle soll ihre Relevanz für die Methodik der 

Arbeit zusammengefasst werden.  

Wie in Kapitel 3.1.3 dargestellt, wird die Analysefunktion des Governancekonzepts 

als ihr Vorteil und Mehrwert angesehen. Auch wenn einige Autoren zusätzlich das 

normative Governanceverständnis als geeignet ansehen, um das Steuerungshandeln 

bzw. Planungshandeln kritisch reflektieren zu können (also um eine Bewertung vor-

zunehmen), folgt diese Arbeit der Ansicht, dass das normative Governanceverständ-

nis als Bewertungsmaßstab nicht ausreicht. In der normativen Governancediskussion 

finden sich zwar Schlagworte wie „Transparenz“, „Partizipation“, „Legitimation“ u.ä. 

wieder. Diese sind aber nicht in einem einheitlichen „normativen Governancekonzept“ 

definiert, so dass für die Bewertung andere Maßstäbe zugrunde gelegt werden müs-

sen. Diese lassen sich in anderen theoretischen Ansätzen und Konzeptionen finden 

(s.u.). In dem Kapitel 3.2 wurden die für diese Arbeit grundlegenden Begrifflichkeiten 

Partizipation, Legitimation und Konsens geklärt und definiert. Diese dienen sowohl 
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der Präzisierung des analytischen Regional Governanceansatzes als auch der Ent-

wicklung der Bewertungsmaßstäbe für den Aspekt der Beteiligungsfunktion. Die Be-

griffe strategische Planung und Kooperation wurden im Kapitel 3.3 aufbereitet. 

Ebenso wie für die Partizipation (s.o.) werden mit Hilfe der dargestellten Konzepte 

und Ansätze zur strategischen Planung und Kooperation die Indikatoren für die Ana-

lyse nach dem Regional Governanceansatz entwickelt. Des Weiteren werden hieraus 

die Maßstäbe abgeleitet, um bewerten zu können, ob eine Kooperation zwischen 

LEADER / ILE und der formellen Raumplanung stattfindet, um ein abgestimmtes 

(strategisches) Vorgehen hinsichtlich des Klimaschutzes und der Anpassung an den 

Klimawandel zu erzielen.  

Tab. 10: Operationalisierung der Theorien / Konzeptionen für die Analyse und Bewer-
tung 
Quelle: eigene Darstellung 

 Bewertung Relevanz für die Methodik 

Regional 
Governance 

• analytischer Ansatz als Mehrwert 
• mit dem normativen Ansatz 

verbundene Schlagwörter (hier: 
Legitimation) als Bewertungs-
maßstab nicht ausreichend 

• Verwendung des analytischen 
Ansatzes (nach Benz, Fürst 
2003) als Rahmen für die 
Analyse 

• Konkretisierung der Evaluier-
ungsziele durch klimabezogene 
Governanceansätze  

Partizipation 

• Begriff Partizipation / Beteilig-
ung allein wenig aussagekräftig 

• Differenzierung von Beteilig-
ungsziel, -funktion, Akteurs-
gruppen und -rollen notwendig 

• Bewertung der Beteiligungs-
funktionen erfordert eine 
Ergänzung durch politik- und 
sozialwissenschaftliche Ansätze 

• Ergänzung des analytischen 
Regional Governanceansatzes 
(Analysekategorien) 

• Entwicklung der Bewertungs-
maßstäbe aus politik- und 
sozialwissenschaftlichen 
Ergänzungen hinsichtlich 
Legitimierung und Wissensver-
mittlung 

Strategische 
Planung 

• Konzept der strategischen 
Planung (linear / adaptiv) 
ermöglicht differenzierte 
Betrachtung als der Begriff 
Kooperation 

• Ergänzung des analytischen 
Regional Governanceansatzes 
(Analysekategorien) 

• Entwicklung der Bewertungs-
maßstäbe aus dem Modell zur 
regionalen Strategiebildung 
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4 Forschungsdesign und Methodik 

Das Forschungsdesign ist nach RAGIN als ein „Plan“ für die Datenerhebung 

und -analyse zu sehen, um eine Antwort auf die jeweilige Forschungsfrage zu erhal-

ten (vgl. RAGIN 1994, S. 191 zit. in: FLICK 2011A, S. 173). Neben der Zielsetzung und Fra-

gestellung der Untersuchung (s. Kap. 1.3.2) und der theoretischen Einbettung (s. Kap. 

2, 3) gehört zum Forschungsdesign u.a. die Darlegung der verwendeten Methoden 

und des ausgewählten Materials (vgl. EBD. 2010, S. 253). Die Forschungsarbeit folgt im 

Rahmen einer planungswissenschaftlichen Evaluation einem fallstudienbasierten An-

satz, der Methoden der qualitativen empirischen Sozialforschung berücksichtigt.  

4.1 Einordnung in die planungswissenschaftliche Evaluationsfor-

schung 

„Evaluation(sforschung) ist angewandte Sozialforschung. Und angewandte Sozialfor-
schung ist zum großen Teil Evaluation“ (V. KARDORFF2010, S. 239; Hervorhebung im 

Original). 

Eine Evaluation ist immer ein bewertender Vorgang (vgl. EBD., S. 243; STOCKMANN 

2010A, S. 17), nicht jede Bewertung stellt aber auch eine Evaluation dar (vgl. STOCK-

MANN 2010C, S. 9). Daher wird diese nach der Deutschen Gesellschaft für Evaluation 

(DeGEval) definiert als 

„die systematische Untersuchung des Nutzens oder Wertes eines Gegenstandes. […] 
Die erzielten Ergebnisse, Schlussfolgerungen oder Empfehlungen müssen nachvoll-

ziehbar auf empirisch gewonnenen qualitativen und/oder quantitativen Daten beru-
hen.“ (DEGEVAL 2008, 15).“ 

Bei Evaluationen handelt es sich demzufolge um einen systematischen und nachvoll-

ziehbaren Bewertungsvorgang. Der Gegenstand von Evaluationen kann sehr unter-

schiedlich sein: Neben Programmen, Gesetzen und Maßnahmen können auch Orga-

nisationen, Personen und Prozesse evaluiert werden (vgl. EBD.; STOCKMANN 2010B, S. 

67; WIDMER 2006, S. 86). Die Entwicklung der Evaluation ist eng gekoppelt an politische 

Bestrebungen (z.B. Reformen) und staatliche Nachfrage (vgl. STOCKMANN 2010A, S. 43). 

In der Stadt- und Regionalentwicklung nahm die Bedeutung von Evaluationen v.a. in 

den 1990er Jahren zu und spielt u.a. aus Gründen der Kontrolle der Mittelverwendung 

von EU-Programmen eine wichtige Rolle (vgl. SEDLACEK 2004, S. 19-22). Bei REK und 

beim RM sind Evaluationen Fördervoraussetzung (vgl. DILLER 2012B, S. 1). Diese Nähe 

von Evaluationen zur Politik und ihr wissenschaftlicher Anspruch zeigt die „Dualität“ 
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von Evaluation, „die darin zum Ausdruck kommt, dass sie einerseits Teil der empiri-

schen Sozialforschung ist und sich ihrer Theorien und Methoden bedient, aber ande-

rerseits auch Teil des politischen Prozesses, den sie selbst mit ihren Ergebnissen 

beeinflusst“ (STOCKMANN 2010B, S. 59). Evaluationen können wissenschaftliche Ziele 

verfolgen oder in Auftrag gegeben werden; letztere sind daher stark an außerwissen-

schaftlichen Zielen und Interessen ausgerichtet (vgl. EBD., S. 57; KROMREY 2002, S. 96f. 

zit. in: EBD.; STOCKMANN 2010B, S. 59). Bei dieser Forschungsarbeit handelt es sich um 

eine wissenschaftliche Evaluation, bei der folglich das Erkenntnisinteresse im Vorder-

grund steht (vgl. EBD. 2007, S. 37).  

Evaluationen können somit unterschiedliche Funktionen erfüllen: Während einerseits 

die reine Informationsgewinnung und Wissenserweiterung beabsichtigt wird, können 

Evaluationen andererseits auch strategisch und steuernd eingesetzt werden (Ent-

scheidungsvorbereitung, Legitimation von Entscheidungen, Optimierungsabsichten) 

(vgl. STOCKMANN 2010A, S. 16; EBD. 2010B, S. 64; WIDMER 2006, S. 88; WIECHMANN, BEIER 

2004, S. 388; WIECHMANN ET AL. 2012, S. 81). Die Evaluation dieser Arbeit dient sowohl 

der Informationsgewinnung und Wissensgenerierung, aber auch dazu das Instrumen-

tarium der ländlichen Raumentwicklung hinsichtlich des Klimaschutzes und der An-

passung an den Klimawandel zu optimieren. Die Evaluation ist auf unterschiedlichen 

Stufen dieser Prozesse angesiedelt. Nach DILLER können in der räumlichen Planung 

verschiedene Evaluationsstufen differenziert werden: angelehnt an den „policy cycle“ 

unterscheidet er verschiedene Evaluationsstufen bzw. -typen für die Regionalplanung 

(vgl. EBD. 2012B, S. 6-7). Diese können aber auch abgewandelt auf die in dieser Arbeit 

betrachteten Prozesse der ländlichen Regionalentwicklung übertragen werden. Dem-

nach werden die folgenden Stufen unterschieden: 

 Input: Organisationsmodell der Regionalplanung (hier: der LEADER- und ILE-

Regionen) 

 Throughput: Verhandlungsprozesse zur Planerstellung (hier: Verhandlungen in 

den Regionen zur Erstellung der Konzepte und Entscheidung über die Projekte) 

 Output: Ergebnisse der Abstimmung (hier: beschlossene / umgesetzte Projekte) 

 Outcome: Wirkungen mit verschiedener Reichweite (hier nicht berücksichtigt)43 

 Impact: Vergleich Outcome mit Entwicklungsindikatoren (hier nicht berücksich-

tigt) 

                                                
43 Der Begriff der „Wirkung“ ist in der Theorie nicht genau gefasst: Aufsätze zur Wirkungseva-

luation zeigen unterschiedliche Zuordnungen zu den Phasen des „policy cycle“, d.h. ob sie 
dem output (Leistungserbringung), dem outcome (Wirkung bei den direkten Adressaten) o-
der dem impact (gesellschaftliche Auswirkungen) zugeordnet werden (vgl. WIDMER 2006, S. 
86-87; STOCKMANN 2010B, S. 69). 
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Die vorliegende Dissertation ist eine Evaluation der LEADER- und ILE-Prozesse in 

ausgewählten Fallstudien (s. Kap. 4.4.2). Gegenstand der Evaluation sind also Pro-

zesse der ländlichen Entwicklung der Förderperiode der EU 2007 - 2013 in räumlich 

abgegrenzten Gebieten. Die Evaluation fand in den Jahren 2012-2014 statt, daher 

wird sie, obwohl die Prozesse noch nicht vollständig abgeschlossen waren, als Ex-

post-Evaluation eingeordnet. Ziel ist daher zunächst eine zusammenfassende Bewer-

tung (summative Evaluation) (zu den Analyseperspektiven einer Evaluation s. STOCK-

MANN 2010B, S. 75-76; WIECHMANN, BEIER 2004, S. 388). Da über die abgeleiteten Hand-

lungsempfehlungen hinaus auch Verbesserungsvorschläge für die zukünftige ländli-

che Regionalentwicklung gegeben werden, trägt diese Evaluation auch einen forma-

tiven Charakter. Da sie zum Teil prozessbegleitend durchgeführt wurde, wurde die 

Datenerhebung erleichtert: Die beteiligten Akteure konnten leichter angesprochen 

werden und ihre Erinnerung an den Prozess war aktueller. Es zeigte sich, dass viele 

Akteure Schwierigkeiten hatten, über den Prozessbeginn Auskunft zu geben. Auch 

der Zugang zu Dokumenten war hierdurch erleichtert (s. hierzu auch WIECHMANN ET AL. 

2012, S. 89). Die Perspektive der Evaluation ist auf die Ouputs der Prozesse im Sinne 

einer ersten Stufe der Wirkungsentfaltung (z.B. Strukturen, Projekte) sowie dem Input 

(Organisationsmodelle) und dem Throughput (Verhandlungsprozesse) gerichtet.  

Die Evaluation von Regionalen Entwicklungskonzepten, und somit der LEADER- und 

ILE-Förderung sollte aufgrund der genannten Schwierigkeiten (s.o.) mit qualitativen 

Methoden und Kriterien durchgeführt werden (vgl. WIECHMANN, BEIER 2004, S. 394). Das 

methodische Vorgehen der qualitativen Sozialforschung ist zudem geeignet, da das 

Verstehen sozialer Prozesse im Vordergrund steht (s. Kap. 4.4.1). Damit unterliegt die 

Arbeit den Prinzipien der qualitativen Sozialforschung, z.B. einer eingeschränkten 

Generalisierbarkeit (vgl. V. KARDORFF 2010, S. 245-246). Zwar ist eine Übertragbarkeit 

nicht ausgeschlossen, diese muss aber vor dem Hintergrund der jeweiligen Imple-

mentationsbedingungen gesehen werden (vgl. EBD., S. 246).  

4.2 Analyse und Bewertung 

Obwohl bei Evaluationen eine Bewertung vorgenommen wird, „[…] handelt es sich 

keineswegs um Werturteile, sondern die Ergebnisse werden anhand der im Entde-

ckungszusammenhang festgelegten Kriterien beurteilt“ (vgl. STOCKMANN 2010B, S. 60). 

Es ist wichtig die Sach- und Wertebene (bzw. indikative und normative Elemente) 

voneinander zu trennen, obwohl diese Forderung nicht immer einfach umzusetzen ist 

(vgl. JESSEL, TOBIAS 2002, S. 147; KNOSPE 2001, S. 55; SCHOLLES 2008A, S. 518). Diese 
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Trennung soll hier durch die Unterscheidung eines deskriptiven Teils auf Grundlage 

eines Kriterien- und Indikatorensets sowie dem Bewertungsteil vorgenommen wer-

den. Das Kriterien- und Indikatorenset für die Analyse sowie die Bewertungsmaß-

stäbe werden in den folgenden Kapiteln dargelegt. Die Grundlage für das Kriterien- 

und Indikatorenset bildet der analytische Regional Governanceansatz nach Benz und 

Fürst. Die Bewertungsmaßstäbe werden aus den Diskursen zu Klimawandel und 

räumlicher Planung / Entwicklung sowie aus theoretisch-konzeptionellen Arbeiten zu 

Partizipation und strategischer Planung abgeleitet.  

4.2.1 Kriterien- und Indikatorenset für die Analyse  

Das Kriterien- und Indikatorenset lehnt sich an den analytischen Regional Gover-

nance-Ansatz nach BENZ und FÜRST (2003) an (s. Kap. 3.1.2). Die von BENz und FÜRST 

identifizierten Einflussfaktoren auf regionale Kooperationen stellen hier die Kriterien 

der Analyse dar. Für die Operationalisierung werden diese Kriterien auf die Frage-

stellung dieses Forschungsprojekts angepasst und Indikatoren abgeleitet. Indikatoren 

werden als beobachtbare Sachverhalte definiert, mit denen nicht direkt messbare 

Umstände und komplexe Systeme erfasst werden können (Anzeigerfunktion) (vgl. 

BIRKMANN ET AL. 1999, S. 17-18; JESSEL, TOBIAS 2002, S. 137; KNOSPE 2001, S. 60; LAUTH ET 

AL. 2009, S. 236; MEYER 2007, S. 197,198; SCHNELL ET AL. 2011, S. 7; SCHOLLES 2008B, S. 

318-319). Die Auswahl der Indikatoren hat fachlich begründet zu erfolgen (vgl. JESSEL, 

TOBIAS 2002, S. 138).  

Die aus den Einflussfaktoren auf Regional Governance nach BENZ und FÜRST abge-

leiteten Analysekriterien und die entsprechenden Indikatoren können Anlage 11.3 

entnommen werden. Eine wesentliche Änderung im Vergleich zu den von Benz und 

Fürst dargestellten Kriterien ist der Bezug auf die Themen Klimaschutz und Anpas-

sung an den Klimawandel: In dieser Analyse wird das „Thema“ der Kooperation nicht 

als das Thema verstanden, zu dem die Akteure sich hauptsächlich zu einer regiona-

len Kooperation zusammengeschlossen haben, sondern es soll untersucht werden, 

welcher Stellenwert Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in der themati-

schen Ausrichtung der Kooperation zukommt. Dies gilt auch für die externen Rah-

menbedingungen, die danach untersucht werden, inwieweit Impulse für Klimaschutz 

und Anpassung gesetzt werden (über die Zielorientierung und die geförderten Maß-

nahmen). Ebenso richten sich die akteursbezogenen Kriterien, neben der Beteiligung 

der Akteure, ihren Rollen im Prozess etc., auf das Wissen und die Wahrnehmung des 

Klimawandels, da diese beiden Faktoren Entscheidungen beeinflussen können (s. 

Kap. 3.2.2).  
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Als Ergänzung zu dem ursprünglichen Analyseansatz ist der Kriterienbereich zur Un-

tersuchung der Zusammenarbeit zwischen den LEADER- und ILE-Regionen und der 

Regionalplanung enthalten. Die Zusammenarbeit setzt nach WEICK interdependente 

Aktivitätsfelder voraus (vgl. 2012B, S. 4-5). Deshalb wird mit den Kriterien zum einen 

untersucht, inwieweit Interdependenzen auf organisatorischer, personeller und inhalt-

licher Ebene gegeben sind. Zum anderen geht es um die Identifizierung bestehender 

Zusammenarbeitsformen und ob eine Abstimmung der Regionalplanung und LEA-

DER / ILE hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel stattfindet.  

4.2.2 Bewertungsrahmen 

Bei einer Evaluation ist es grundlegend, die angesetzten Wertmaßstäbe offen zu le-

gen (vgl. V. KARDORFF 2010, S. 243; STOCKMANN 2010A, S. 17). Die Kriterien für die Bewer-

tung des empirischen Materials werden theoretisch fundiert vorab definiert (vgl. MEYER 

2010, S. 232), d.h., es werden für die Bewertung Vergleichswerte gebildet (vgl. EBD. 

2007, S. 197). Die Vergleichswerte werden in dieser Arbeit durch die in Kapitel 3 vor-

gestellten Theorien und Konzepte gebildet. Aus ihnen werden die Bewertungsmaß-

stäbe abgeleitet. Die Bewertung erfolgt hinsichtlich der in Kapitel 2 identifizierten Dis-

kurse um die Anforderungen, die der Klimawandel an das Instrumentarium der räum-

lichen Planung und Entwicklung, besonders das informelle Instrumentarium, stellt. 

Diesbezüglich wird die Bewertung nach drei Dimensionen vorgenommen:  

1. Inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in 

die Prozesse und Ergebnisse der LEADER- und ILE-Regionen 

2. Funktion der Beteiligung hinsichtlich der Legitimation und Konsensbildung so-

wie der Informationsfunktion  

3. Kooperation von LEADER und ILE mit der Regionalplanung hinsichtlich einer 

regionalen Strategiebildung 

Die Bewertung erfolgt auf zwei Ebenen: Zum einen werden die Prozesse im Förder-

zeitraum 2007 - 2013 und die in diesem Zeitraum erzielten Ergebnisse (v.a. der um-

gesetzten Projekte) bewertet. Dies spiegelt den „Status quo“ wieder. Für die Ableitung 

der Möglichkeiten und Grenzen der Instrumente LEADER und ILE ist es zum anderen 

aber auch wichtig, Einflussfaktoren innerhalb der drei Dimensionen zu identifizieren. 

Daher werden auf einer zweiten Ebene die vorher analysierten Faktoren hinsichtlich 

ihrer fördernden oder hemmenden Wirkung bewertet. Dieses Vorgehen ist explorati-

ver angelegt und stützt sich weniger auf theoretische Annahmen, sondern auf die in 
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der Empirie erlangten Erkenntnisse. So wurde eine Einstufung als fördernd oder hem-

mend bereits durch die interviewten Experten vorgenommen.  

Die Bewertung folgt dem verbal-argumentativen Ansatz (vgl. SCHOLLES 2008C). Eine 

genaue Methodik ist nicht definiert, das verbal-argumentative Vorgehen umfasst ver-

schiedene Ansätze und ist sinnvoll, wenn eine quantifizierende Bewertung nicht mög-

lich ist (vgl. KNOSPE 2001, S. 95; SCHOLLES 2008C, S. 503-504). Der Ansatz „[…] basiert 

auf einer deskriptiven Bewertung […] durch logische Verknüpfungen von Sachinfor-

mationen […]“ (KNOSPE 2001, S. 6). In dieser Arbeit mündet die Bewertung in eine 

Rangordnung, bei der die Erfüllung der Kriterien argumentativ eingeordnet wird (vgl. 

SCHOLLES 2008C, S. 504). Im Folgenden werden die theoretische Fundierung der Be-

wertungsmaßstäbe und die zu Grunde liegenden Kriterien dargelegt. Die Darstellung 

der Bewertungsmaßstäbe erfolgt zur besseren Übersicht im Kapitel 7. 

Bewertung inhaltliche Integration 

Die Bewertung der inhaltlichen Integration stützt sich auf Erkenntnisse der Forschung 

zu Klimaschutz und Anpassung allgemein und im Zusammenhang mit der räumlichen 

Planung und Entwicklung (s. Kap. 1.3.1, 2.2 und 3.1.1.2). Demnach sind Klimaschutz 

und Anpassung an den Klimawandel als Querschnittsthemen in andere Themenfelder 

mit aufzunehmen.  

Tab. 11: Bewertungskriterien inhaltliche Integration 
Quelle: eigene Darstellung 

 Bewertungsziel berücksichtigte Kriterien 

Status 
Quo 

Inhaltliche Integration von 
Klimaschutz und Anpas-
sung an den Klimawandel 

1.1 Inhaltliche Ausrichtung der Zieleebene 

1.2 Inhaltliche Ausrichtung der Maßnahmen-
ebene 

1.4 Verhandlung des Klimawandels, Klima-
schutz und Anpassung 

Einfluss-
faktoren 

Einflussfaktoren auf die In-
tegration von Klimaschutz 
und Anpassung 

1. Thematische Ausrichtung und situative 
Rahmenbedingungen 

2. Akteure und Akteurskonstellation 

3. institutionelle Rahmenbedingungen - intern 

3. institutionelle Rahmenbedingungen - extern 

Auch wenn unbewusst zu Klimaschutz und Anpassung beigetragen werden kann, 

setzt eine vorausschauende Anpassung bewusst geplante Maßnahmen voraus. Dies 

gilt besonders, um mögliche Konflikte zwischen den verschiedenen Maßnahmen, 

auch des Klimaschutzes, identifizieren und lösen zu können. Für die Regionalent-



4 Forschungsdesign und Methodik  

82 

wicklung nach LEADER und ILE ist somit eine Integration auf zwei Ebenen erforder-

lich: Zum einen auf Ebene des regionalen Entwicklungskonzeptes, d.h. in der Erar-

beitung des Konzeptes und im Konzept selbst über die SWOT-Analyse, das Zielsys-

tem und die abgeleiteten Handlungsfelder. Zum anderen auf Ebene der Projekte, d.h. 

die Auswahl der Projekte (Projektbewertungskriterien und Diskussion der Projekte im 

Entscheidungsgremium) und die Inhalte der Projekte selbst.  

Bewertung der Funktion der Beteiligung 

Die Beteiligung in dem jeweiligen LEADER- oder ILE-Prozess wird dahingehend be-

wertet, inwiefern sich eine Legitimierung auf der Basis von Konsensbildungsprozes-

sen ergibt und inwiefern der Beteiligungsprozess in LEADER und ILE eine Informa-

tionsfunktion einnehmen kann (d.h. Verbreitung von Wissen über Klimaschutz und 

Anpassung sowie Generierung von Wissen im Prozess). Diese Informationsfunktion 

wird als erste Stufe der Befähigung von Akteuren für Klimaschutz und Anpassung 

(inhaltlich-emanzipatorische Funktion) und zusammen mit der Konsensbildung der 

Schaffung von Akzeptanz (Akzeptanzfunktion, s. Kap. 3.2.2) gesehen. Die unter-

schiedlichen Legitimations- und Konsensbegriffe sowie die Kritik an ihnen sind in Ka-

pitel 3.2.2 aufgearbeitet worden. Als Bewertungsmaßstäbe werden hier die Input- und 

Throughputlegitimation (vgl. SCHARPF 2000; HEINELT 2006) und Kriterien zur Bewertung 

von Konsensbildungsprozessen nach INNES und BOOHER (1999) verwendet. Die Be-

wertung beschränkt sich auf Input- und Throughput bzw. Prozesskriterien. Die Be-

wertung der Outputlegitimation ist aufgrund kaum vorhandener Projekte zu Klima-

schutz und Anpassung nicht möglich. Zudem wird in den Diskursen zu Klimawandel 

und Raumplanung die Prozessdimension betont. Im Rückgriff auf diese Konzepte und 

Theorien gründet sich der Bewertungsmaßstab auf: 

 den freien Zugang zur LAG, 

 die Wahl des Entscheidungsgremiums, 

 die Repräsentation verschiedener Akteursgruppen und Interessensvertreter, 

 diskursive Verfahren (Entscheidungen setzen Diskussionen voraus) und 

 dem Entscheidungsprinzip (Verhandlungen, Abstimmung nach dem Mehrheits- 

oder Einstimmigkeitsprinzip, Entscheidungen auf Basis klarer Regeln). 

Zudem ist der Gegenstand der Beteiligung bzw. der Konsensbildung, d.h. das „Was?“ 

der Beteiligung, in die Untersuchung von Beteiligungsprozessen einzubeziehen (vgl. 

SELLE 2000, S. 141).  
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Die Bewertung der Informationsfunktion schließt an die o.g. Kriterien an: Es geht nicht 

darum, zu bewerten, welches Wissen in dem Prozess generiert und weitergegeben 

wird (eigener Forschungsbereich Wissenstransfer), sondern die Arbeit fokussiert sich 

darauf zu bewerten, inwiefern die Beteiligung in dem Prozess die Information der Ak-

teure über Klimaschutz und Anpassung ermöglicht. Die Information von Akteuren und 

die Bewusstseinsbildung sind aufgrund der häufig fehlenden Problemwahrnehmung 

zentrale Komponenten im Prozessmodell für regionale Anpassungsstrategien an den 

Klimawandel von FROMMER (vgl. FROMMER 2010A, S. 57ff.). Frommer hebt hervor, dass 

neben der nicht-persönlichen Wissensvermittlung (z.B. Broschüren), die persönliche 

Wissensvermittlung über die Einbindung der Akteure wichtig ist (vgl. EBD., S. 57-59). 

Daher wird bewertet, ob und inwiefern in den verschiedenen Beteiligungs- und Infor-

mationsformaten (z.B. AGs, Entscheidungsgremium, Öffentlichkeitsarbeit) Wissen 

über den Klimawandel bzw. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel weiter-

gegeben wird. Eine wichtige Rolle nehmen hier organisierte Akteure ein, die als Mul-

tiplikatoren für die Informationsvermittlung dienen können (vgl. EBD., S. 60). 

Tab. 12: Bewertungskriterien Beteiligungsfunktion 
Quelle: eigene Darstellung 

 Bewertungsziel berücksichtigte Kriterien 

Status quo 
Beteiligungsfunktion 
(Legitimationsfunktion*, 
Informationsfunktion**) 

2.1 Akteurszusammensetzung (LAG / KK)* 

2.5 Machtverhältnisse* 

2.6 Präferierter Handlungsmodus* 

2.7 Umgang mit Interessenskonflikten* 

3.1 Organisations- und Entscheidungsstrukturen* 

2.2 Rollen der Akteure*, ** 

3.2 Organisation der Öffentlichkeitsbeteiligung*,** 

3.3 Öffentlichkeitsarbeit*,** 

1.3 Art der Projekte** 

1.5 Vorhandensein klimabezogener Strukturen / 
Aktivitäten** 

Einfluss-
faktoren 

Einflussfaktoren auf 
die Beteiligungsfunk-
tion 

2. Akteure und Akteurskonstellation 

3. institutionelle Rahmenbedingungen - intern 

3. institutionelle Rahmenbedingungen - extern 

Bewertung Kooperation im Sinne einer regionalen Strategiebildung 

Die Begriffe und Konzepte zu Kooperation und Strategischer Planung sind in Kapitel 

3.3 erörtert worden. An dieser Stelle wird noch einmal hervorgehoben, dass Koope-

ration nicht mit Strategischer Planung gleichgesetzt werden kann und eine Strategie 

nicht unbedingt eine unmittelbare Kooperation voraussetzt. Ein wesentlicher Bestand-
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teil des Klimadiskurses in der räumlichen Planung und Entwicklung rückt die Zusam-

menarbeit bzw. Abstimmung von formellen und informellen Instrumenten hinsichtlich 

eines gemeinsamen, strategischen Vorgehens in den Mittelpunkt. Somit gilt es hier 

zu bewerten, ob eine Kooperation bzw. Zusammenarbeit der Instrumente stattfindet 

und ob in dieser Kooperation Elemente der Strategieentwicklung (nach WIECHMANN 

2008) identifiziert werden können. Eine vollständige Strategiebildung liegt vor, wenn 

entweder nach dem linearen Verständnis ein strategisches Konzept, dadurch indu-

ziertes Verhalten und demzufolge eine Strategieumsetzung, oder nach dem adapti-

ven Verständnis ein strategischer Diskurs, autonomes strategisches Verhalten mit der 

Konsequenz der Strategieanwendung vorliegt. 

Tab. 13: Bewertungskriterien Beteiligungsfunktion 
Quelle: eigene Darstellung 

 Bewertungsziel berücksichtigte Kriterien 

Status quo 
regionale Strategiebildung / 
Kooperation LEADER / ILE 
und Regionalplanung 

4.2 strategische Kooperation LEADER / 
ILE und Regionalplanung 

Einfluss-
faktoren 

Einflussfaktoren auf die re-
gionale Strategiebildung / 
Kooperation LEADER / ILE 
und Regionalplanung 

2. Akteure und Akteurskonstellation 

3. institutionelle Rahmenbedingungen - 
intern 

3. institutionelle Rahmenbedingungen - 
extern 

4. regionale Strategiebildung 

4.3 Handlungsfelder für Klimaschutz und Anpassung an den Klimawan-

del in ländlichen Räumen  

Für die Analyse der Klimaschutz- und Anpassungsrelevanz der Ziele und Maßnah-

men bzw. Projekte der Entwicklungsstrategien und der Politiken reichen die Begriffe 

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel allein nicht aus. Wie das Kapitel 2 

gezeigt hat, verbergen sich hinter der Eindämmung des Klimawandels und der An-

passung an seine Folgen in der räumlichen Planung und Entwicklung Handlungsmög-

lichkeiten in den unterschiedlichsten Bereichen. Um daher nicht nur den beabsichtig-

ten (intendierten) Beitrag zu Klimaschutz oder Anpassung, sondern auch positive 

nicht-intendierte Wirkungen der Zielausrichtung und Maßnahmen der Förderpro-

gramme, der Zielstruktur der REKs und letztlich der in den Regionen umgesetzten 

Projekte erfassen zu können, wird in diesem Kapitel eine Systematik erarbeitet, in der 

auf Basis einer Literaturauswertung die Begriffe Klimaschutz und Anpassung an den 
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Klimawandel mit konkreten Handlungsmöglichkeiten hinterlegt werden. So kann ge-

währleistet werden, dass auch Ziele, Maßnahmen und Projekte erfasst werden, die 

nicht explizit auf den Klimaschutz oder die Anpassung ausgerichtet sind. 

Die Vulnerabilität ländlicher Räume und ihre Potentiale für den Klimaschutz lassen 

sich am Besten über die in den ländlichen Räumen wichtigsten Sektoren erschließen. 

Die Landwirtschaft als „flächenbezogener Wirtschaftszweig“ (LFULG 2009, S. 6) und 

größter Flächennutzer im ländlichen Raum ist als besonders wichtig anzusehen. In 

dieser Arbeit werden Klimaschutz- und Anpassungsmöglichkeiten nach den Hand-

lungsfeldern 

 Land- und Forstwirtschaft,  

 Siedlung und Verkehr,  

 Natur und Landschaft und  

 Tourismus 

unterschieden. Als Grundlage für die Abgrenzung der Handlungsfelder dient die Un-

terscheidung der durch den Klimawandel betroffenen Raumnutzungen nach BMVBS 

(vgl. BMVBS 2010A, S. 11-12). Die hier ausgewiesenen Raumnutzungen Energie- und 

Wasserwirtschaft werden nicht gesondert betrachtet, sondern in die relevanten Hand-

lungsfelder integriert. Überschneidungen zwischen einzelnen Handlungsfeldern sind 

daher möglich. Darüber hinaus sind für alle Handlungsfelder Maßnahmen zur Infor-

mationsverbreitung und zum Kapazitätsaufbau („Anpassungskapazität“) als Quer-

schnittsaufgaben aufgenommen. Der Kapazitätsaufbau ist auf allen Ebenen zu sehen 

und bezieht sämtliche Akteure (öffentlich, privat) mit ein.  

4.3.1 Land- und Forstwirtschaft 

Die Land- und Forstwirtschaft ist eng mit dem Klima bzw. den klimatischen Bedingun-

gen verbunden und von diesen abhängig (vgl. CHMIELEWSKI 2007, S. 75). Die Landwirt-

schaft ist hinsichtlich des Klimawandels durch eine Sonderrolle gekennzeichnet: Zum 

einen trägt sie in nicht unerheblichem Maße durch die Emission von Treibhausgasen 

(z.B. Tierhaltung, Düngung, Kraftstoffverbrauch) direkt und über Landnutzungsände-

rungen (z.B. Umbruch Grünland, Entwässerung von Mooren) ausgelöste THG-Emis-

sionen indirekt zum Klimawandel bei (v.a. Methan und Stickoxide) (vgl. CHMIELEWSKI 

2007, S. 75; KAPHENGST ET AL. 2009, S. 4-5; NABU 2010, S. 3-4; UBA 2005, S. 69; SMITH ET 

AL. 2014, S. 818; SRU 2008, S. 454-455). Zum anderen ist sie selbst stark von den Aus-

wirkungen des Klimawandels betroffen (vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2011A, S. 6; DASGUPTA 

ET AL. 2014, S. 631; KAPHENGST ET AL. 2009, S. 4; NABU 2010, S. 7). Darüber hinaus bindet 
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sie CO2 über den Pflanzenanbau und kann durch eine entsprechende Bewirtschaf-

tungspraxis eine Senkenfunktion für Treibhausgase einnehmen (vgl. CHMIELEWSKI 

2009, S. 28; SMITH ET AL. 2014, S. 818; UBA 2005, S. 69). Laut Chmielewski ist die Land-

wirtschaft somit „in dreifacher Hinsicht mit dem Klimawandel verbunden“ (CHMIELEWSKI 

2009, S. 28). Die THG-Emissionen der Landwirtschaft werden für das Jahr 2012 vom 

Bundesumweltministerium auf acht Prozent der gesamten THG-Emissionen (rund 76 

Mio. t CO2-Äquivalente) beziffert (vgl. BMUB 2014, S. 17). Nicht einbezogen werden in 

diese Rechnung allerdings Landnutzungsänderungen, wie sie sich z.B. aus dem 

Grünlandumbruch ergeben (vgl. EBD., S. 18). Der NABU beziffert den Anteil der aus 

Landnutzungsveränderungen hervorgerufenen THG-Emissionen an den Gesamte-

missionen der Landwirtschaft mit ca. 30 Prozent (vgl. 2010, S. 4-5). Auch die Forstwirt-

schaft wird in dieser Berechnung nicht entsprechend berücksichtigt (vgl. BMUB 2014, 

S. 18). Für die Land- und Forstwirtschaft ergeben sich zahlreiche Minderungspotenti-

ale für THG-Emissionen und Potentiale zur Kohlenstoffspeicherung (s. Tab. 14): u.a. 

Düngermanagement, energetische und stoffliche Nutzung von Biomasse, Art der 

Tierhaltung, Erhöhung des Kohlenstoffanteils im Boden, Aufforstung, (vgl. BMUB 2014, 

S. 18; CIPRA INTERNATIONAL 2011A, S. 13-19, 2012, S. 22-24; SMITH ET AL. 2014, S. 829). 

Die Vulnerabilität von Land- und Forstwirtschaft ist regional unterschiedlich und hängt 

z.B. von der naturräumlichen Ausstattung ab. Generell werden folgende Bereiche als 

betroffen angesehen (vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2011A, S. 9, 2012A, S. 9-14; MKULNV 

2011, S. 18-25; UBA 2005, S. 72-74; LFULG 2009, S. 47-71):  

 Veränderungen in den Wachstumsperioden 

 Verschiebung von Anbauregionen / Verbreitungsarealen  

 Ertragsausfälle / -einbußen infolge von Extremwetterereignissen und Pflanzen-

schädlingen bzw. höhere Anfälligkeit 

 Wasserhaushalt 

 Bodenerosion 

 Tierhaltung 

Generell ist von einer stärkeren Ertragsvariabilität auszugehen: Höhere Temperatu-

ren und günstiger Niederschlag können zu Ertragssteigerungen44 führen, Extremer-

eignisse (z.B. Hagelschlag, Dürren, Überschwemmungen) und eine stärkere Variabi-

lität bei Temperatur und Niederschlag können aber gegenteilig zu Ertragseinbußen 

oder gar -ausfällen führen (vgl. LFULG 2009, S. 47). 

                                                
44 Auf mögliche Ertragssteigerungen durch den CO2-Düngungseffekt wird nicht eingegangen, 

sondern stellvertretend verwiesen auf z.B. CHMIELEWSKI 2007, S. 76; UBA 2005, S. 68. 
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Tab. 14: Klimaschutz- und Anpassungsmöglichkeiten im Handlungsfeld Land- und 
Forstwirtschaft 
Quelle: eigene Zusammenstellung nach CHMIELEWSKI 2007; CIPRA INTERNATIONAL 2012A, 
2011A; HABER ET AL. 2010; HIRSCHFELD ET AL. 2009; MKULNV 2011; NIGGLI, FLIEßBACH 2009; 
PORTER ET AL. 2014; SCHLEYER ET AL. 2011; SRU 2008; SMITH ET AL. 2014; WBGU 2009; eigene 
Ergänzungen 

Klimaschutz 

Anbauverfahren 

Sortenwahl (Erhöhung C-Speicherung) 

In
fo

rm
a
ti

o
n

e
n

 /
 K

a
p

a
zi

tä
ts

a
u

fb
a
u

 

Fruchtfolgen 

Agroforstsysteme 

Forstmanagement  

schonende Bodenbear-
beitung 

Häufigkeit / Intensität 

Direktsaat 

Mulchverfahren 

Düngermanagement 

Ausbringrate /-häufigkeit / -zeitpunkt 

präzise Ausbringtechniken und Lagerung 

Düngemittelart 

Landnutzung 

Grünlandschutz, wasserspeichernde Böden 

Moorschutz / -rekultivierung 

Wieder- / Aufforstung 

energetische / stoffliche 
Verwertung von Bio-
masse 

Stromerzeugung 

Wärmeerzeugung 

(Biokraftstoffe) 

Substitution emissionsintensiver Materialien 

Tierhaltung 

Art der Haltung 

Bestands- / Besatzdichte 

Wirtschaftsdüngermanagement 

Bezug der Futtermittel 

Anpassung an 
den Klimawan-
del 

Anbauverfahren 

Sortenwahl / Waldumbau 

Saat- / Erntezeitpunkte 

Anbau- und Aussaatmethoden 

Schädlingsbekämpfung 

Bewässerung / Wasser-
management 

Wassersammlung 

Beregnungssysteme 

Wasserspeicherkapazität der Böden 

Vorkehrungen / Reaktio-
nen auf Extremereignis-
se 

Waldumbau / naturnahe Wälder 

Katastrophenschutz hinsichtlich Waldbrände 

Tierhaltung 

technische Anpassung an Hitzestress 

Schutz vor Krankheitsausbrüchen 

Änderungen Tierarten 

Anpassung Bestandsdichten  
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Ein Konflikt zwischen dem Klimaschutz und der Anpassung an den Klimawandel zeigt 

sich in den ländlichen Räumen sehr deutlich: die verstärkte Nutzung regenerativer 

Energien im Sinne des Klimaschutzes hat einen höheren Biomasseanbau und damit 

eine Intensivierung der Landnutzung zur Folge. Dies kann sowohl negativ für den 

Klimaschutz selbst sein (Grünland = Senke), als auch für die Anpassung an den Kli-

mawandel, da sich eine intensive Landnutzung negativ auf die Biodiversität auswirkt. 

4.3.2 Siedlung und Verkehr 

Der ländliche Raum verfügt zwar über eine geringere Siedlungsdichte als städtische 

Regionen, Klimaschutz- und Anpassungsmöglichkeiten im Handlungsfeld Siedlung 

und Verkehr sind dennoch auch hier relevant. Aufgrund der geringeren Dichte von 

ländlichen Siedlungen dürfte die Vulnerabilität hinsichtlich der Überhitzung nicht so 

ausgeprägt sein wie in größeren Städten. Infrastrukturen sind jedoch genauso gefähr-

det (z.B. bei Hochwasser), auch wenn die absolute Schadenshöhe aufgrund der ge-

ringeren Dichte kleiner ausfallen dürfte.  

Tab. 15: Klimaschutz- und Anpassungsmöglichkeiten im Handlungsfeld Siedlung und 
Verkehr 
Quelle: eigene Zusammenstellung nach CIPRA INTERNATIONAL 2010; DILLER, HEBECKER 2008; 
ENDLICHER, KRESS 2008; FLEISCHHAUER, BORNEFELD 2006; FROMMER 2009; GREIVING, FLEISCH-
HAUER 2008; RITTER 2007; SCHLIPF ET AL. 2008; eigene Ergänzungen 

Klimaschutz 

Energieerzeugung / -
versorgung 

Erneuerbare Energien (Solaranlagen, Holzpel-
lets, …) 

In
fo

rm
a
ti

o
n

e
n

 /
 K

a
p

a
zi

tä
ts

a
u

fb
a
u
 

Kraft-Wärme-Kopplung 

dezentrale Energiesysteme 

Siedlungsstruktur / 
Gebäude 

Lage und Dichte des Siedlungskörpers 

Ausstattung und Ausrichtung der Gebäude für 
die Nutzung von EE 

Energieeffizientes Bauen 

Gebäudestandort, -ausrichtung und -lage 

Infrastruktur 
Sicherung von Standorten und Trassen für Inf-
rastruktur 

Durchgrünung 
Bäume, Grünflächen, Parks 

Dachbegrünung 

Verkehr 

Senkung des autogebundenen Individual-
verkehrs:  
• Verbesserung ÖPNV-Angebot 
• alternative Verkehrskonzepte (E-Mobilität, 

Sharingkonzepte etc.) 

Senkung straßengebundener Güterverkehr 

(Kritische) Infrastruktur 
dezentrale Energieversorgung 

soziale Infrastruktur (Lage) 
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Anpassung an 
den Klima-
wandel 

Kanalnetz 

Siedlungsstruktur / 
Gebäude 

Frischluftschneisen 

Begrünung / Beschattung (z.B. auch kühlende 
Wasseroberflächen) 

bauliche Maßnahmen zum Schutz vor Naturge-
fahren 

Minimierung / Vermeidung der Siedlungstätig-
keit in gefährdeten Gebieten 

Hochwasserschutz 
(technisch) 

Hochwasserschutzanlagen (Mauern, Sperrwer-
ke, …) 

(Regen-) Rückhaltebecken 

Ein wichtiger Bereich ist der Verkehrssektor und hier v.a. der Personen- und Indivi-

dualverkehr, der im ländlichen Raum vorwiegend auf der Pkw-Nutzung basiert. Für 

den Verkehrssektor ist anzumerken, dass hier das Handeln für mehr Klimaschutz 

stark durch monetäre Maßnahmen beeinflusst werden kann (z.B. Maut, Aufhebung 

von Steuervergünstigen (Pendlerpauschale)) (vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2010, S. 11-13), 

die hier jedoch aufgrund der fehlenden Umsetzung über die Raumplanung und Regi-

onalentwicklung nicht explizit dargestellt werden. Viele der Klimaschutz- und Anpas-

sungsmöglichkeiten in diesem Handlungsfeld wurden bereits in Kapitel 2.2.1 thema-

tisiert und werden an dieser Stelle daher nicht weiter ausgeführt (s. Tab. 15).  

4.3.3 Tourismus 

Zwischen Tourismus und Klima besteht eine hohe Abhängigkeit: Das Klima stellt 

gleichzeitig eine Ressource und einen limitierenden Faktor dar, d.h. kann für den Tou-

rismus sowohl förderlich als auch hinderlich sein (vgl. SCOTT ET AL. 2012, S. 52). In die-

sem Handlungsfeld wird der Tourismus zwar allgemein, aber mit Fokus auf den Win-

tertourismus behandelt, was sich v.a. in den Möglichkeiten zur Anpassung widerspie-

gelt, da andere klimabeeinflusste Tourismusformen in den Fallstudien nicht so rele-

vant sind (z.B. Küstentourismus). Dazu weist der „schneeabhängige Wintertourismus“ 

eine der höchsten Vulnerabilitäten im Tourismus auf (vgl. TRAWÖGER, STEIGER 2009, S. 

138). Einige Anpassungsmöglichkeiten (z.B. Angebotsausrichtung) sowie die meisten 

Klimaschutzmöglichkeiten gelten aber allgemein und sind auf andere Tourismusfor-

men übertragbar. Im Wintertourismus stehen derzeit noch technische Anpassungs-

maßnahmen im Vordergrund (u.a. Beschneiung) (vgl. TRAWÖGER, STEIGER 2009, S. 140). 

Die Beschneiung wird aber häufig kritisch betrachtet, aufgrund ihres hohen Energie- 

und Wasserverbrauchs sowie des Einsatzes von Chemikaliens (vgl. CIPRA INTERNATI-

ONAL 2011B, S. 12-14; DOERING, HAMBERGER 2006 zit. in DE JONG 2012, S. 7; SCOTT ET AL. 
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2012, S. 273). Der hohe Energieverbrauch der Beschneiung und die damit verbunde-

nen THG-Emissionen stehen grundsätzlich dem Klimaschutz entgegen45. Daher wird 

die Beschneiung als Anpassungsmöglichkeit aufgrund dieser und weiterer negativer 

Umweltauswirkungen (vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2011B, S. 13), nicht berücksichtigt.  

Tab. 16: Klimaschutz- und Anpassungsmöglichkeiten im Handlungsfeld Tourismus 

Quelle: eigene Zusammenstellung nach CIPRA INTERNATIONAL 2011B; KREILKAMP 2011; MÜL-
LER, WEBER 2008 zit. in MÜLLER, LEHMANN FRIEDLI 2011; SIEGRIST, GESSNER 2011; SCOTT ET 

AL. 2012; TRAWÖGER, STEIGER 2009; eigene Ergänzungen 

Klimaschutz 

Transport 
(An- und Abreise, Aktivi-
täten) 

klimaneutrale/ autofreie Destination 

In
fo

rm
a
ti

o
n

e
n

 /
 K

a
p

a
zi

tä
ts

a
u

fb
a
u
 

Förderung ÖPNV / Verkehrsmanagement 

Verkehrsmittelabgabe (z.B. für Pkw, Flugzeug) 

klimafreundliche / -neutrale Angebote (z.B. DB-
Umweltticket) 

tourismusbezogene 
Infrastruktur 

Minimierung Energieverbrauch Unterbringung 
und aktivitätsbezogene Infrastruktur 

Einsatz erneuerbarer Energien (Unterbringung, 
Aktivitäten) 

Ver- und Entsorgungsstrukturen) 

Landnutzung 
Schutz und Entwicklung von best. Naturräumen 
(naturverträglicher Tourismus) 

Anpassung an 
den Klima-
wandel 

technische Anpassung / 
Sicherung der Angebote  
(Fokus Wintersport) 

(Beschneiungsanlagen) 

Pisten- und Schneemanagement 

Landschaftseingriffe 

Angebotsentwicklung / -
diversifizierung: schnee-
unabhängige Angebote /  
saisonunabhängige 
Angebote 

landschaftsgebundene Angebote (z.B. Wan-
dern, Natursport) 

landschaftsunabhängige Angebote (Wellness / 
Gesundheitstourismus; Indoor-Sportangebote; 
Kulturtourismus)  

Vernetzung bestehender Angebote 

Saisonale Ausrichtung 

Der für den Tourismus wichtigste Bereich für den Klimaschutz ist der Verkehr, denn: 

„Tourismus «ist» Verkehr“ (CIPRA INTERNATIONAL 2011B, S. 21). An- und Abreise, be-

sonders über Flugzeug und Pkw, erzeugen die meisten Emissionen im Tourismus 

(vgl. EBD.; SCOTT ET AL. 2008 zit. in SCOTT ET AL. 2012, S. 100). Da der freizeitinduzierte 

Verkehr immer mehr zunimmt, steigen die Emissionen in diesem Bereich immer wei-

ter an (vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2011B, S. 24). Neben dem Verkehr tragen auch die 

Unterbringung und die Freizeitaktivitäten zu den THG-Emissionen im Tourismus bei 

(vgl. ebd., S. 21; SCOTT ET AL. 2008 zit. in SCOTT ET AL. 2012, S. 100). 

                                                
45 Fragwürdig ist zudem, ob sich Beschneiungsanlagen aus Kosten-Nutzen-Sicht lohnen (vgl. 

CIPRA INTERNATIONAL 2011B, S. 23-24). 
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4.3.4 Natur, Freiraum und Landschaft 

Zwischen der „Natur“, d.h. den verschiedenen Ökosystemen und dem Klima bestehen 

komplexe Wechselwirkungen: Die ökosytemaren Komponenten (Boden, Wasser, 

Flora und Fauna) werden zum einen direkt durch das Klima beeinflusst, zum anderen 

beeinflussen sie das Klima mit - sowohl als Senken als auch als Emittenten (z.B. 

durch Landnutzungsveränderungen) (vgl. SRU 2008, S. 154; CIPRA INTERNATIONAL 

2009A, S. 7-9). Zudem sind die Ökosysteme bzw. der Naturschutz auch vom Klima-

schutz ‚betroffen‘, beispielsweise durch den Anbau von nachwachsenden Rohstoffen 

(vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2009A, S. 9). Wenngleich Klimaschutz und auch Anpassung 

somit nicht immer den Zielen des Naturschutzes dienen, trägt der Naturschutz we-

sentlich zu Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel bei (vgl. EBD.).  

Im Naturschutz bzw. in der Landnutzung ist eine Trennung zwischen Klimaschutz und 

Anpassung schwierig, da viele Maßnahmen grundsätzlich beide Funktionen erfüllen 

(vgl. SRU 2008, S. 159). Zum Beispiel dient der Erhalt und die Entwicklung von Mooren 

sowohl der Bindung von Treibhausgasen als auch der Wasserspeicherung (vgl. FREI-

BAUER ET AL. 2009, S. 23). Auch die Extensivierung der Landnutzung dient dem Schutz 

von Flora und Fauna sowie der Verringerung der Bodenerosion und der Erhöhung 

der Kohlenstoffspeicherung (vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2009A, S. 14,15). Problematisch 

bei Mooren ist, dass sie zwar über eine hohe CO2-Speicherfähigkeit verfügen, gleich-

zeitig aber auch durch die anaerobe Zersetzung CH4 (Methan) freigesetzen (vgl. 

CIPRA INTERNATIONAL 2009A, S. 13; FREIBAUER ET AL. 2009, S. 21; SRU 2008, S. 158). Ins-

gesamt überwiegt jedoch die Senkenfunktion von (intakten) Mooren (vgl. SRU 2008, S. 

159)46. Obwohl der Naturschutz zum Klimaschutz und zur Anpassung beiträgt, werden 

in der Analyse dieser Arbeit nicht pauschal alle Naturschutzmaßnahmen oder die Ziel-

orientierung auf den Naturschutz als Klimaschutz und Anpassung gewertet. Entschei-

dend ist, ob die Maßnahme oder das Ziel zu den in Tabelle 17 dargestellten, ausdif-

ferenzierteren Möglichkeiten beitragen. Das Gleiche gilt für die Biodiversität und den 

Erhalt und die Entwicklung der Kulturlandschaft. Neben dem Naturschutz umfasst 

dieses Handlungsfeld auch die Bereiche Landschaft bzw. Freiraum und die betreffen-

den Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen (z.B. Wassermanagement, erneuer-

bare Energien).  

 

 

                                                
46 ausführliche Informationen bei FREIBAUER ET AL. 2009 
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Tab. 17: Klimaschutz- und Anpassungsmöglichkeiten im Handlungsfeld Natur, Frei-
raum und Landschaft 
Quelle: eigene Zusammenstellung nach ARL 2009; BRONSTERT ET AL. 2003; CIPRA INTERNA-
TIONAL 2012B u. 2009A, B; FRERICHS ET AL. 2011; FROMMER 2009; HEILAND, KOWARIK 2008; 
FLEISCHHAUER, BORNEFELD 2006; RITTER 2007; SRU 2008; eigene Ergänzungen 

Klimaschutz 

erneuerbare Energien 

Standorte für Windkraftanlagen, Photovoltaik, 
Wasserkraftanlagen, … 

In
fo

rm
a
ti

o
n

e
n

 /
 K

a
p

a
zi

tä
ts

a
u

fb
a
u

 

Biomasse (Nutzung von Biomasse aus Pflege-
schnitten) 

Beitrag Senkenfunktion 

Renaturierung / Revitalisierung von Gewässern 

Wiedervernässung / Renaturierung von Feucht-
gebieten und Mooren 

Erhaltung und Wiederherstellung 

Walderhaltung / Aufforstung 

extensive Landnutzung und Bewirtschaftungs-
formen 

Anpassung an 
den Klima-
wandel 

Maßnahmen zum Schutz 
vor Naturgefahren 

Hochwasser / Überschwemmungen (Schaffung 
von Retentionsräumen; natürliche Fließgewäs-
serdynamik / Renaturierung von Gewässern) 

Massenbewegungen (Muren, Lawinen): Schutz-
wälder 

Landschaftswasser-
haushalt 

Erhöhung Infiltrationsfähigkeit der Böden 

Erhöhung der Rückhaltefunktion der Böden 

techn. Maßnahmen zur 
Wasserspeicherung 

Speicherbecken / Stauseen 

Erhaltung der Biodiversi-
tät 

Biotopvernetzung / -verbund 

Verringerung der Zerschneidung von Lebens-
räumen 

Schaffung / Erweiterung von Schutzgebieten 

naturverträgliche Landnutzung 

Funktionen für den Sied-
lungsraum (Überhitzung) 

Frischluftschneisen 

Kaltluftentstehungsgebiete 

4.3.5 Anwendung der Handlungsfelder 

Mit den in diesem Kapitel erarbeiteten Handlungsfeldern ist es möglich, über die rei-

nen Begrifflichkeiten des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel hin-

ausgehend, zu analysieren, ob von einem Ziel oder einer Maßnahme bzw. Projekt ein 

Beitrag für den Klimaschutz oder die Anpassung an den Klimawandel ausgeht. Dabei 

erfolgt jedoch keine Beurteilung der (quantitativen) Wirkung eines Ziels und einer För-

dermaßnahme bzw. eines Projekts: Ziele und Projekte werden danach eingeordnet, 

ob sie direkt auf den Klimaschutz und / oder die Anpassung an den Klimawandel 

abzielen oder in einen klimaschutz- und / oder anpassungsrelevanten Handlungsbe-

reich eingeordnet werden können. Zwischen den Handlungsfeldern sind Zielkonflikte 
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möglich: dies betrifft z.B. die Klimaschutzbelange des Naturschutzes und den Klima-

schutz über erneuerbare Energien sowie die Produktivität von Land- und Forstwirt-

schaft (vgl. CIPRA INTERNATIONAL 2009A, S. 17-19). Aus Komplexitätsgründen werden 

mögliche Zielkonflikte nicht in die Analyse einbezogen. Ebenfalls werden negative 

Auswirkungen auf den Klimaschutz und die Anpassung nicht berücksichtigt. 

Die Analyse der Klimaschutz- und / oder Anpassungfunktion eines Ziels oder eines 

Projektes nach diesen Handlungsfeldern ermöglicht ein einfaches, jedoch fundiertes 

Vorgehen. Hierfür müssen aber aufgrund der Komplexität der Themen Einschränkun-

gen vorgenommen werden, um eine Vergleichbarkeit gewährleisten zu können: Die 

Klimaschutz- oder Anpassungsfunktion eines Ziels oder Projekts kann je nachdem, 

welche zusätzlichen Faktoren und Effekte berücksichtigt werden, unterschiedlich in-

terpretiert werden (funktionelle Interpretationsproblematik). Daher wird Zielen und 

Projekten nur dann eine Klimaschutz- und / oder Anpassungsrelevanz zugeschrie-

ben, wenn diese unmittelbar und ohne Abhängigkeit von sich ändernden Rahmenbe-

dingungen eine solche Funktion übernehmen47. Beispiele hierfür sind z.B. die Förde-

rung regionaler Produkte und die Förderung von E-Bikes. Diesen wird häufig ein Bei-

trag zum Klimaschutz zugeschrieben, da sie Fahrten mit dem Pkw ersetzen können. 

Da ein solches Projekt jedoch nicht unmittelbar zum Klimaschutz beiträgt, sondern 

davon abhängig ist, dass tatsächlich Pkw-Fahrten reduziert werden, werden diese 

Projekte hier nicht als klimaschutzrelevant eingeordnet. 

Auf die Struktur der Programme und die Auswahl von Indikatoren haben die CMEF-

Indikatoren (Indikatoren des „Common Monitoring and Evaluation Framework“, d.h. 

des gemeinsamen Begleitungs- und Bewertungsrahmens)48 einen deutlichen Ein-

fluss. Es besteht ein Indikator mit direktem Bezug zum Klimawandel (SP 2, Nr. 6c 

Abschwächung des Klimawandels) und zwei mit indirektem Bezug (SP 2, Nr. 6 a Bio-

diversität und d Bodenqualität) (s. DG AGRI 2006, S. 11-12). Diese vorgegebenen Indi-

katoren sorgen dafür, dass bei den Fördermaßnahmen ein Klimaschutz- und Anpas-

sungsbezug unabhängig zur Maßnahmenbeschreibung häufig deutlich herausgestellt 

wird. Daher wurde überprüft, ob diese Ergebnisindikatoren sich in den Inhalten der 

Maßnahmen widerspiegeln. 

                                                
47 Fördermaßnahmen und Projekte mit konzeptioneller Ausrichtung wurden jedoch berück-

sichtigt. 
48 Die ELER-Förderung zeichnet sich durch eine umfangreiche Evaluierung aus, in der durch 

die Kommission Bewertungsfragen und -indikatoren vorgegeben werden. 



4 Forschungsdesign und Methodik  

94 

4.4 Angewendete Methoden der qualitativen Sozialforschung 

Im Zuge dieser Evaluation werden Methoden der qualitativen empirischen Sozialfor-

schung eingesetzt. Die qualitative Evaluationsforschung ist nicht an eine bestimmte 

Methodologie gebunden (vgl. LÜDERS 2011, S. 55). Die Auswahl der Methoden erfolgt 

daher v.a. vor dem Hintergrund der Fragestellung, dabei wird aber auch ein gewisser 

Pragmatismus zugrunde gelegt, da die zur Verfügung stehenden Ressourcen die 

Wahl der Untersuchungsmethoden mit determinieren (vgl. EINIG ET AL. 2009, S. 11). Das 

Kapitel beginnt mit einer kurzen Erläuterung der Prinzipien qualitativer Sozialfo-

schung und der Vorstellung der Fallstudien. Weiter folgen die Darstellung der Erhe-

bungsmethoden Dokumentenanalyse (s. Kapitel 4.4.3) und Leitfadeninterview (s. Kapi-

tel 4.4.4) sowie die Beschreibung der Auswertungsmethode (s. Kapitel 4.4.5).  

4.4.1 Prinzipien qualitativer Sozialforschung 

Das Ziel qualitativer Forschung ist das Verstehen und Erklären sozialer Prozesse (vgl. 

BRÜSEMEISTER 2011, S. 31; FROSCHAUER, LUEGER 2003, S. 17), d.h. die Interaktion von 

Menschen mit ihrem Umfeld (vgl. FROSCHAUER, LUEGER 2003, S. 17). In dieser Arbeit 

steht das Handeln der Akteure der Regionalentwicklung mit ihren Werten, Zielen und 

Interessen innerhalb bestimmter Rahmenbedingungen im Fokus.  

Tab. 18: Kernkriterien qualitativer Forschung und ihre Darstellung in der Arbeit 

Quelle: eigene Darstellung nach STEINKE 2010, S. 324-331, verändert und ergänzt 

Kriterium 
Darstellung im 
Forschungsprozess 

Indikation des Forschungsprozesses   
Indikation des qualitativen Vorgehens Kapitel 4.41 
Indikation der Methodenwahl Kapitel 4.1 und 4.4 
Indikation der Transkriptionsregeln Kapitel 4.4.5 
Indikation der methodischen Einzelentscheidungen im 
Untersuchungskontext Kapitel 4 
Indikation der Bewertungskriterien  Kapitel 3, 4.2 und 4.3 
Empirische Verankerung Kapitel 6, 7 
Limitation (Grenzen der Verallgemeinerbarkeit) Kapitel 8, 9 
Kohärenz (Darlegung von offenen Fragen und Widersprüchen) Kapitel 9 

Qualitative Sozialforschung strebt v.a. nach der Entwicklung von Theorien auf der 

Basis empirischer Erkenntnisse (vgl. FLICK 2011A, S. 27). Theorien können in der qua-

litativen Sozialforschung - wie in dieser Arbeit - aber auch als „Kontext-Theorien“ 
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(EBD., S. 76, Hervorhebung im Original) dazu dienen, der Untersuchung einen Rahmen 

zu geben und das Thema zu fokussieren (vgl. EBD.; MEINEFELD 2010, S. 273; s. Kap. 3). 

Die Darlegung des (qualitativen) Forschungsprozesses folgt den „Kernkriterien quali-

tativer Forschung“ nach STEINKE. Die für diese Arbeit relevanten Kernkriterien und 

ihre Darstellung im Forschungsprojekt sind Tabelle 18 zu entnehmen. 

4.4.2 Fallstudien 

Die Untersuchung erfolgt in vier Fallstudien. Die Verwendung von Fallstudien ist an-

gebracht, wenn der Untersuchungsgegenstand einen hohen Kontextbezug aufweist: 

Nach YIN (2014, S. 2) untersucht eine Fallstudie  

„a contemporary phenomenon (the “case”) in its real-world context, especially when 
the boundaries between phenomenon and context may not be clearly evident“. 

Ein „Fall“ wird von Yin als eine abgrenzbare Einheit gesehen, ist aber breit gefasst 

(z.B. Personen, soziale Gemeinschaften, Organisationen, Institutionen, Entscheidun-

gen) (vgl. EBD., S. 35; FLICK 2010, S. 253-254). Zudem kann ein Fall sowohl räumlich als 

auch zeitlich mit seinem Kontext verschwimmen (vgl. YIN 2012, S. 6). Die in dieser Ar-

beit untersuchten Fälle weisen Verflechtungen in räumlicher und zeitlicher Hinsicht 

auf: Als Fallstudien werden LEADER- und ILE-Regionen definiert, deren räumliche 

Begrenzung an administrativen Einheiten (Gemeinden) festgemacht werden kann. Es 

bestehen jedoch Verflechtungen über die eigentliche LEADER- / ILE-Region hinaus 

(z.B. Einbindung von Organisationen, die in anderen räumlichen Zuschnitten operie-

ren). In zeitlicher Hinsicht werden die „Fälle“ auf den Förderzeitraum 2007 - 2013 

begrenzt. Auch die zeitliche Abgrenzung ist nicht eindeutig, da beide untersuchten 

LEADER-Regionen zuvor an LEADER+ teilgenommen hatten und sich hierdurch Ab-

grenzungsschwierigkeiten zum vorangegangenen Prozess zeigten.  

 

Abb. 9: Kriterien für die Auswahl der Fallstudienregionen 

Quelle: eigene Darstellung nach NEUBERT 2015, S. 181 

Im Sinne des multiple-case study designs (vgl. YIN 2014, S. 51) wird eine vergleichende 

Fallstudie vorgenommen. Die Auswahl der Fälle erfolgt begründet anhand definierter 
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Kriterien (s. Abb. 9), die eine breite Untersuchung des Forschungsfeldes ermöglichen 

(im Gegensatz zur tiefgründigen Analyse, vgl. FLICK 2011A, S. 167). Orientiert an den 

Einflussfaktoren auf regionale Kooperationen nach dem analytischen Regional 

Governanceansatz, sollen anhand der Kriterien möglichst unterschiedliche Regionen 

(Fälle) erfasst werden. Nach diesen Kriterien wurden je 2 LEADER- und 2 ILE-Regi-

onen ausgewählt (s. Abb. 10). 

 

Abb. 10: Lage der Fallstudien 

Quelle: eigene Darstellung (Datengrundlage: Bundesamt für Kartographie und Geodäsie) 
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4.4.3 Dokumentenanalyse 

Die Dokumentenanalyse dient in dieser Arbeit vor allem dazu, die institutionellen Rah-

menbedingungen (intern / extern) sowie die inhaltliche Ausrichtung der Region auf 

Ziel- und Maßnahmenebene zu erschließen. Da einige dieser Bereiche auch durch 

die Interviews abgedeckt werden (s.u.), kann hier von einer „Triangulation“ gespro-

chen werden (vgl. FLICK 2011B, S. 161). Die Funktion zur Validierung der Interviews 

muss aber eingeschränkt werden, da es sich um bereits existierende Dokumente han-

delt und somit ihr jeweiliger Entstehungskontext bei der Interpretation mitbeachtet 

werden muss (vgl. FLICK 2011A, S. 323, 327, 331). In dieser Forschungsarbeit werden 

bereits bestehende Dokumente aus verschiedenen Quellen analysiert. Dies sind zum 

einen die Förderprogramme und Richtlinien zur ländlichen Entwicklung auf Ebene der 

EU, der nationalen und der Ebene der Bundesländer. Zum anderen finden vielfältige 

Dokumente auf Ebene der regionalen Entwicklungsprozesse wie das regionale Ent-

wicklungskonzept, die Geschäftsordnung, Projektlisten etc. Eingang in die Analyse. 

Darüber hinaus spielen auch die jeweiligen regionalen Raumordnungsprogramme 

eine wichtige Rolle, da hieraus Aussagen über die Verbindung von regionaler Raum-

ordnung und ländlicher Entwicklung getroffen werden sollen. Eine Übersicht über die 

analysierten Dokumente und eine Einordnung zu den Analysebereichen gibt die An-

lage 11.4.  

Bei der Analyse des Klimabezugs der durch die Entwickungsprogramme geförderten 

Maßnahmen werden die eigenen Ergebnisse mit einer Analyse von Stratmann (vgl. 

STRATMANN 2008A, 2008B) gespiegelt. Die Ergebnisse dieser Analyse konnten nicht ins-

gesamt übernommen werden, da ein einheitliches Kriterienraster für alle Analysebe-

reiche (d.h. auch der REK) benötigt wird, und die Kriterien bei Stratmann bei der An-

passung und z.T. beim Klimaschutz (z.B. Einbezug CO2-Senken) zu kurz greifen.  

4.4.4 Leitfadengestützte (Experten)Interviews 

Einen wesentlichen Teil der Datenerhebung bildet die Durchführung von Interviews 

mit Akteuren der regionalen Entwicklung und der Regionalplanung. Als Interviewform 

wurde das Leitfadeninterview gewählt, welches innerhalb der (qualitativen) empiri-

schen Sozialforschung zu den halbstandardisierten Interviewformen zählt (vgl. HOPF 

2010, S. 351). Für die Interviews wurden insgesamt zwei unterschiedliche Leitfäden 

nach dem „SPSS-Prinzip“ (s. HELFFERICH 2009, S. 182-185) angefertigt, einen für die 

regionalen Akteure der LEADER- und ILE-Prozesse und einer für die Vertreter der 
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Regionalplanung (s. Anlage 11.5). Der Leitfaden für die Akteure der Regionalentwick-

lung gliedert sich in drei inhaltliche Bereiche, die sich der inhaltlichen / thematischen 

Ausrichtung der Region, der Prozessorganisation sowie der Akteurszusammenset-

zung und den Rollen der Akteure widmen. Der Leitfaden zielt nicht nur auf eine Be-

schreibung der Ausprägung und Entwicklung der Faktoren, sondern auch eine Iden-

tifikation möglicher hemmender und fördernder Faktoren durch die Experten. Der Leit-

faden für die Vertreter der Regionalplanung widmet sich vorrangig der inhaltlichen 

und prozessualen Ausrichtung und einer möglichen Kooperation mit den LEADER-

Regionen. Als optionaler Frageblock sind Fragen zu dem jeweiligen LEADER- / ILE-

Prozess enthalten, für den Fall, dass die Interviewpartner in LEADER / ILE einbezo-

gen waren. 

Die durchgeführten Interviews werden als Experteninterviews eingeordnet. Bei Unter-

suchungen in raumwissenschaftlichen Zusammenhängen werden diese oft einge-

setzt, „[…] da die Analyse komplexer Entscheidungsprozesse an die Kenntnis von 

Kommunikationsvorgängen, Hierarchien, politischen Wertentscheidungen usw. ge-

bunden ist“ (POHL 1998, S. 106). Die Experten können zudem über ein Wissen verfü-

gen, für das ansonsten viele weitere Akteure interviewt werden müssten (Stellvertre-

terfunktion) (vgl. BOGNER, MENZ 2005, S. 7). Da in den Sozialwissenschaften weder ein-

deutig festgelegt ist, was unter einem ‚Experteninterview‘ verstanden wird (vgl. EBD. 

2009A, S. 17; BRÜSEMEISTER 2011, S. 76), noch eine systematische Verwendung erfolgt 

(vgl. MEUSER, NAGEL 2005, S. 72; EBD. 2011, S. 57), ist eine genaue Definition notwendig, 

wer als Experte angesehen wird49. In dieser Arbeit wird einer engen Auslegung des 

Expertenbegriffs gefolgt. Beachtet werden muss jedoch, dass auch ein Experte keine 

vollständig objektiven Informationen liefern kann (vgl. BOGNER, MENZ 2009A, S. 15, 

2009B, S. 72; HELFFERICH 2009, S. 165; WEISCHER 2007, S. 281). Bei den Interviewpartnern 

standen v.a. die Wissensbestände hinsichtlich der Interessen der Akteure, der Ak-

teursbeteiligung und Rollen der Akteure, dem Prozessverlauf, der inhaltlichen 

Schwerpunktsetzung der Region und der Zusammenarbeit mit der Regionalplanung 

im Vordergrund. Wichtig ist bei den in diesem Forschungsprojekt durchgeführten In-

terviews, dass die Interviewpartner nicht als Experten für den Klimawandel befragt 

wurden, sondern als Experten für den regionalen Entwicklungsprozess.  

                                                
49 In einer weiten Definition sind alle Menschen Experten ihrer Lebenswelt (vgl. HELFFERICH 

2009, S. 163; MEUSER, NAGEL 2011, S. 57). Die enge Definition umfasst dagegen eine 
„Funktionselite“ (vgl. HELFFERICH 2009, S. 163). Hier steht nicht die Privatperson mit ihrem 
persönlichen Wissen im Vordergrund, sondern der Interviewte gilt aufgrund seines Status, 
seines fachlichen Wissens, seines Zugangs zu Informationen etc. als Experte (vgl. 
BORCHARDT, GÖTHLICH 2009, S. 38; HELFFERICH 2009, S. 163; MEUSER, NAGEL 2011, S. 57, 
2005, S. 73; WEISCHER 2007, S. 279). 
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Bei der Auswahl der Interviewpartner für qualitative Interviews steht nicht die Reprä-

sentativität der Interviewpartner im Vordergrund, sondern ihre Eignung für das Thema 

(bestimmte Erfahrungen, Kompetenzen wie Funktion, Position usw.) (vgl. HONER 2011, 

S. 95). In dieser Arbeit wird eine breite Auswahl der Interviewpartner vorgenommen. 

Dies wird als notwendig angesehen, da eine regionale Kooperation aus Akteuren mit 

unterschiedlichen organisatorischen Zugehörigkeiten, thematischen Hintergründen 

und ihren spezifischen Handlungslogiken und Sichtweisen besteht. Für das Sampling 

der ‚Stichprobe‘ der zu interviewenden Personen wird eine kriteriengestützte Auswahl 

mit dem „Schneeballprinzip“ (vgl. PRZYBORSKI, WOHLRAB-SAHR 2010, S. 72, 181) kombi-

niert. Die Größe der hier vorliegenden ‚Stichprobe‘ ergibt sich zum einen aus den 

festgelegten Interviewgruppen und definierten Kriterien (vgl. NEUBERT 2015, S. 181). 

Diese geben eine gewisse Mindestgröße der Stichprobe vor. Zum anderen wird das 

Prinzip der „theoretischen Sättigung“ zugrunde gelegt, welches besagt, dass die 

Stichprobe ausreichend ist, wenn sich durch weitere Interviews keine neuen Informa-

tionen mehr ergeben (vgl. BERTAUX 1981 zit. in HELFFERICH 2009, S. 174-175; KVALE 1996, 

S. 102 zit. in MERKENS 2010, S. 294). Die Auswahl nach bestimmten Kriterien soll ge-

währleisten, dass die Interviewpartner aufgrund der Zugehörigkeit zu verschiedenen 

thematischen Bereichen, Akteursgruppen etc. verschiedene Perspektiven einnehmen 

(s.u.) und somit die Schwäche des Schneeballverfahrens, evtl. nur in bestimmten 

Netzwerkstrukturen verhaften zu bleiben (vgl. PRZYBORSKI, WOHLRAB-SAHR 2010, S. 181), 

ausgeglichen wird. Die Kriterien für die Auswahl der Interviewpartner unterscheiden 

drei verschiedene Gruppen. Dies sind die Regionalmanager der LEADER- und ILE-

Regionen, die aufgrund ihrer Arbeit in den Regionen die zentralen Ansprechpartner 

darstellen und über einen guten Überblick verfügen. Die zweite Gruppe bilden die 

Akteure der regionalen Kooperation. Hier wird weiter differenziert nach  

 institutionellen50 (organisatorischen) Hintergründen 

 öffentliche Akteure 

 private, korporative Akteure (z.B. Verbände wie IHK, Tourismusverband, Unterneh-

men) 

 private, individuelle Akteure 

 fachlichen Hintergründen 

 Landwirtschaft 

 Tourismus 

                                                
50 In den Interviews wurde im Gegensatz zu dem Institutionenbegriff im akteurszentrierten 

Institutionalismus Institution mit Organisation gleichgesetzt. Dies erschien erforderlich, da 
unter einer Institution im Allgemeinen (außerhalb der Forschung) eine Organisation verstan-
den wird. 
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 Wirtschaft 

 Naturschutz 

 Siedlung / Verkehr 

Die dritte Gruppe bilden Vertreter der Regionalplanung bzw. regionalen Planungsge-

meinschaft(en), in denen die LEADER- und ILE-Regionen verortet sind. Diese hier-

nach getroffene Auswahl wurde dann mit anderen Akteuren vor Ort modifiziert und 

ergänzt. Die Interviews wurden hauptsächlich vor Ort bei den Interviewpartnern, in 

vier Fällen jedoch als telefonisches Interview durchgeführt.  

Nach diesem Vorgehen wurden insgesamt 44 Personen in 40 Interviews (ca. 10 in 

jeder Region, z.T. Doppelinterviews) interviewt. Die Verteilung der Interviewpartner 

nach den Interviewgruppen kann der folgenden Tabelle entnommen werden. Die 

Darstellung der interviewten Akteure nach Akteursgruppen und vertretenen Themen 

zeigt Anlage 11.6. 

Tab. 19: Anzahl der Interviewpartner 
Quelle: eigene Darstellung 

 

4.4.5 Auswertungsmethode 

Die Dokumente und die Interviews wurden nach der qualitativen Inhaltsanalyse nach 

Mayring (2010A und B) ausgewertet. Die auf Tonband aufgezeichneten Interviews wur-

den hierfür transkribiert.  

Die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring ist für diese Arbeit geeignet, da keine 

statistische Auswertung der Daten vorgenommen wird. Dieses Verfahren lässt sich 

auch als „kategoriengeleitete Textanalyse“ bezeichnen (vgl. MAYRING 2010A, S. 13). Mit 

der von ihm entwickelten Inhaltsanalyse beabsichtigt Mayring eine systematische, 



4 Forschungsdesign und Methodik  

101 

nach klaren Regeln und unter der Beachtung von Gütekriterien durchgeführte Ana-

lyse, ohne allzu schnell in Quantifizierungen zu verfallen (vgl. EBD. 2010B, S. 469). Von 

den von Mayring unterschiedenen grundlegenden Prinzipien der Interpretation (Zu-

sammenfassung, Strukturierung und Explikation) kommt die Analysetechnik „inhaltli-

che Strukturierung“ zur Anwendung (vgl. EBD. 2010A, S. 66). Dieses Auswertungsver-

fahren steht im Einklang mit der Erhebungsform des Experteninterviews, bei dem die 

Auswertung entlang thematischer Einheiten des Textes erfolgt (vgl. MEUSER, NAGEL 

2011, S. 58; 2009, S. 56; 2005, S. 81). 

Ein zentraler Arbeitsschritt bei der Inhaltsanalyse ist die Definition von Kategorien (vgl. 

ATTESLANDER 2010, S. 203; MAYRING 2010A, S. 49) und der Zuordnung von Textstellen zu 

diesen Kategorien („Kodierung“) (vgl. KELLE, KLUGE 2010, S. 58). Die Analysekategorien 

werden gemäß der Analysetechnik der inhaltlichen Strukturierung vorab definiert (ex 

ante; vgl. ATTESLANDER 2010, S. 203; KELLE, KLUGE 2010, S. 70) und entsprechen dem in 

Kap. 4.2.1 vorgestellten Kriterien- und Indikatorenset. Bei Bedarf können neue Kate-

gorien hinzugefügt bestehende ad hoc verändert werden (vgl. KELLE, KLUGE 2010, S. 

70). Hiermit verbunden sind daher mehrere Analysedurchläufe. Die Auswertung er-

folgt unter Zuhilfenahme des Programms MAXQDA zur Analyse qualitativer Daten. 

Der Vorteil besteht in einer erleichterten Auswertung, gerade bei großen Datenmen-

gen (vgl. KELLE, KLUGE 2010, S. 59-60, 2011, S. 29; YIN 2012, S. 15). Die Software dient 

aber nur zur Unterstützung der Analyse und übernimmt nicht die Analyse an sich (vgl. 

FLICK 2011A, S. 471; KELLE 2011, S. 30; KUCKARTZ 2010, S. 13; YIN 2012, S. 15). 
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5 Politikfeld Ländliche Entwicklung (Analyse I) 

Die Förderung der ländlichen Entwicklung über den ELER erfolgt mehrstufig. In die-

sem Kapitel erfolgt daher zunächst die Analyse der Dokumente auf EU- und nationa-

ler Ebene. Diese bilden den Rahmen für die „Entwicklungsprogramme Ländlicher 

Raum“ (EPLR) auf Ebene der Bundesländer, welche für die Förderung der LEADER- 

und ILE-Regionen unmittelbar relevant sind. Die EPLR werden daher innerhalb der 

Fallstudienanalyse berücksichtigt. Das Kapitel startet mit einer kurzen Darstellung der 

Organisation der ländlichen Entwicklung in Deutschland und der Programmierung von 

LEADER und ILE. Das Kapitel schließt mit einem Ausblick der ELER-Förderung in 

der neuen Förderperiode 2014-2020.  

5.1 Ländliche Raumentwicklung in Deutschland 

5.1.1 Politik der ländlichen Entwicklung 

Die ländliche Entwicklung ist nicht Aufgabe einer Politik, sondern ist auf verschiedene 

Politikbereiche verteilt (vgl. WEINGARTEN 2008, S. 202). Neben der Agrarpolitik kommt, 

besonders für die Landnutzung im ländlichen Raum, auch der Raumordnungspolitik 

eine bedeutende Rolle zu (vgl. KAUFER ET AL. 2013, S. 381). Des Weiteren spielt die 

„Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 

in die Politik für ländliche Räume hinein (vgl. OECD 2007, S. 106). Die Politik zur länd-

lichen Entwicklung über die GAP und die GAK, also die Agrarstrukturpolitik, ist aber 

als der wichtigste Politikbereich anzusehen. Die Agrarpolitik hat sich von ihrem Be-

ginn bis heute von einer rein auf die Landwirtschaft ausgerichteten Politik hin zu einer 

Politik der ländlichen Entwicklung gewandelt, die den vielfältigen Handlungserforder-

nissen in ländlichen Räumen Rechnung trägt (zum Wandel des Politikfelds s. z.B. KNÖBL 

2002). Ausdruck der Veränderungen in diesem Politikfeld ist die Schaffung der sog. 

‚zweiten Säule‘51 innerhalb der GAP und des ELER als eigenen Fonds zur Finanzie-

rung von Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung (vgl. GRABSKI-KIERON, KRAJEWSKI 

2007, S. 16; GRAJEWSKI 2007, S. 17). Die ländliche Entwicklung als zweite Säule der 

                                                
51 Die zweite Säule der GAP wurde durch die Reformen im Zusammenhang mit der „Agenda 

2000“ und der Konferenz von Cork (1996) eingeführt. In dieser zweiten Säule wurden alle 
Maßnahmen der Struktur- und Agrarpolitik zusammengefasst, die die ländliche Entwicklung 
betreffen (vgl. GRAJEWSKI 2007, S. 17; KNÖBL 2002, S. 29-30; KOM 2006, S. 4; TAMÁSY 

2012, S. 12). 
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GAP weist aufgrund ihrer agrarpolitischen Wurzeln nach WEINGARTEN aber Pfadab-

hängigkeiten auf, „die zu Inkonsistenzen und einem Nebeneinander von Zielen und 

Maßnahmen führen, die nicht bestmöglich aufeinander abgestimmt sind“ (EBD. 2008, 

S. 202). Zudem ist die zweite Säule der GAP weiterhin sektoral auf die Landwirtschaft 

und die landwirtschaftlichen Betriebe (z.B. Einkommenssteigerung, -sicherung) aus-

gerichtet (vgl. TIETZ 2007, S. 167). 

Für die Umsetzung der Maßnahmen des ELER sind in Deutschland die Bundesländer 

zuständig (vgl. DVS 2010B, S. 12). Daraus ergibt sich eine insgesamt dreistufige Pro-

grammplanung, mit den folgenden Dokumenten auf den drei Ebenen im Förderzeit-

raum 2007-2013 (vgl. BMELV 2012, S. 7): 

 EU: ELER-VO, Strategische Leitlinien 

 Nationale Ebene: Nationaler Strategieplan 

 Bundesländer: Entwicklungsprogramme Ländlicher Raum 

 

Abb. 11: Mehrstufige Programmplanung des ELER im Zusammenhang mit der GAK 

Quelle: eigene Darstellung nach DVS 2010B, S. 9, verändert 

Die Entwicklungsprogramme der Bundesländer enthalten zusätzlich zu den ELER-

Maßnahmen, die in der GAK angebotenen Maßnahmen (vgl. DVS 2010B, S. 8-9). Den 

Zusammenhang dieser beiden Politiken zeigt Abbildung 11. Wie schon im Methodik-

kapitel beschrieben (s. Kap. 4.1), wird in dieser Arbeit im Sinne einer ex-ante-Evaluie-

rung der Förderzeitraum 2007-2013 betrachtet, um sowohl die Programmierung als 
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auch die Umsetzung der Förderung mit in die Analyse einbeziehen zu können. Ände-

rungen, die sicch ab 2014 ergeben, bleiben daher unberücksichtigt. Einen Ausblick 

auf die aktuelle Förderperiode 2014-2020 gibt Kapitel 5.2. 

Die EU gibt auf Basis des ELER ein Maßnahmenspektrum vor und definiert über die 

Strategischen Leitlinien die strategische Ausrichtung der ländlichen Entwicklung. 

Diese finden ihren Niederschlag in dem Nationalen Strategieplan, der die Verbindung 

zwischen den Strategischen Leitlinien der EU und den Entwicklungsprogrammen der 

Bundesländer gewährleisten soll (vgl. BMELV 2011, S. 3). Werden in einem Mitglieds-

staat die Entwicklungspläne bzw. -programme auf regionaler Ebene erarbeitet, d.h. 

wie in Deutschland auf Ebene der Bundesländer, kann über eine Nationale Rahmen-

regelung das Maßnahmenspektrum der Programme gesteuert werden (Art. 15 Abs. 3 

ELER-VO). Die Rahmenregelung legt gemeinsame Bestandteile der Programme fest 

(vgl. BMELV 2012, S. 7), hierbei handelt es sich um Maßnahmen der Bund-Länder-

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

(GAK) (vgl. EBD.). Die Länder müssen aber nicht das gesamte Maßnahmenspektrum 

des ELER und der GAK anbieten, sondern können aus diesen wählen52 (vgl. DVS 

2010B, S. 13). Während des Förderzeitraums werden die Programme laufend ange-

passt, z.B. an Veränderungen der Förderung auf EU-Ebene (vgl. EBD., S. 12), für den 

Bereich Klimawandel spielte hier der „Health Check“ im Jahr 2008 eine wichtige Rolle 

(s. Kap. 5.2). Aus den Entwicklungsprogrammen der Länder leiten sich wiederum 

Richtlinien für die Einzelprogramme ab (vgl. EBD.).  

5.1.2 Instrumente: LEADER und ILE 

Die folgenden beiden Kapitel gehen kurz auf die Programmierung der in dieser Arbeit 

analysierten Instrumente LEADER und ILE ein, die über den ELER und die GAK ge-

fördert werden. Die Charakteristika von LEADER und ILE in Hinblick auf die Prinzipien 

der Regionalentwicklung und in der Regional Governance-Diskussion sind bereits in 

den Kapiteln 2.1.2 und 3.1.1 behandelt worden. Die Umsetzung von LEADER und 

ILE erfolgt in den untersuchten Bundesländern unterschiedlich. Daher beinhaltet die-

ses Kapitel einen kurzen Vergleich, die genaue Umsetzung ist Gegenstand der Fall-

studienanalyse. 

                                                
52 An den Maßnahmen der GAK beteiligt sich der Bund i.d.R. mit 60, die Länder mit 40 Prozent. 

Zwar können viele Maßnahmen der GAK auch aus dem ELER mitfinanziert werden; ist dies 
nicht der Fall, erfolgt eine Finanzierung aus Mitteln der EU und des jeweiligen Bundeslandes 
(vgl. DVS 2010B, S. 12; OECD 2007, S. 203). 
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5.1.2.1 LEADER 

Als Gemeinschaftsinitiative wurde LEADER (frz.: Liaison entre actions de développe-

ment rurale) im Jahr 1991 als Bottom-up-Ansatz für die ländliche Entwicklung in die 

EU-Strukturpolitik aufgenommen. Als erfolgreicher Ansatz zur ländlichen Regional-

entwicklung gewertet (vgl. OECD 2006, S. 90), wurde LEADER im Förderzeitraum 

2007-2013 Teil der Regelförderung der ländlichen Entwicklung („Mainstreaming“) in-

nerhalb des ELER (vgl. DLKG 2011, S. 38; GRABSKI-KIERON, KÖTTER 2012, S. 102; RAUE 

2007, S. 155). Der ELER besteht aus drei thematischen Schwerpunkten und LEADER 

als methodischem Ansatz, welcher als horizontaler Schwerpunkt zu der Umsetzung 

der drei anderen Schwerpunkte und ihrer Maßnahmen beitragen soll (vgl. GRABSKI-

KIERON, KÖTTER 2012, S. 102; s. Abb. 12). Die Bundesländer bestimmen über ihre Ent-

wicklungsprogramme, welche der drei Schwerpunkte und welche Maßnahmen der 

Schwerpunkte über LEADER umgesetzt werden können (vgl. BMELV 2012, S. 177). 

Über die konkreten Maßnahmen hinaus können auch Projekte über LEADER umge-

setzt werden, die grundsätzlich den Zielen eines Schwerpunkts entsprechen und sich 

durch einen „innovativen Charakter“ auszeichnen (vgl. EBD.). 

Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raumes (ELER) 
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Schwerpunkt 4: LEADER (methodischer Ansatz) 

 

Abb. 12: Die Schwerpunkte des ELER 

Quelle: eigene Darstellung  

Weitergehend werden in den Länderprogrammen folgende Punkte hinsichtlich der 

Ausgestaltung und Umsetzung von LEADER festgehalten (vgl. BMELV 2012, S. 177): 

 Auswahlverfahren der LAGs inkl. Zeitplan und „objektiver“ Auswahlkriterien 

 vorgesehene LAG-Anzahl / Anteil der mit LAGs abgedeckten ländlichen Gebiete 

 Projektauswahlverfahren der LAGs  

 LAG-Finanzmanagement  
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5.1.2.2 Integrierte ländliche Entwicklung (ILE) 

Die integrierte ländliche Entwicklung ist auf nationaler Ebene als Fördergrundsatz der 

GAK im Jahr 2004 durch die Verbindung der agrarstrukturellen Entwicklungsplanung 

(AEP) mit weiteren investiven Instrumenten der Landentwicklung (z.B. Bodenordnung 

und Dorferneuerung) entstanden (vgl. DLKG 2006, S. 24, 2011, S. 44; THIEMANN 2007, S. 

12). Mit der Einführung von ILE wurde der Ansatz der integrierten ländlichen Entwick-

lung bzw. der endogenen Regionalentwicklung von z.B. LEADER in die GAK übertra-

gen (vgl. GRABSKI-KIERON, KÖTTER 2012, S. 97). Grundlegend für die ILE-Förderung ist 

die Erstellung eines „Integrierten ländlichen Entwicklungskonzepts“ (ILEK), an wel-

ches sich ein Regionalmanagement zur Umsetzungsbegleitung anschließen kann 

(vgl. DLKG 2006, S. 24).  

Neu in die ELER-VO wurde für den Förderzeitraum die Maßnahme 341 „Kompetenz-

entwicklung, Förderveranstaltungen und Durchführung“ aufgenommen, die die Ent-

wicklung und Durchführung von lokalen Entwicklungsstrategien durch öffentlich-pri-

vate Partnerschaften auch außerhalb von LEADER ermöglicht (vgl. TIETZ 2007, S. 150). 

ILEK und RM als Fördergrundsätze der GAK werden in der Nationalen Rahmenrege-

lung unter dieser Maßnahme dargestellt (vgl. EBD., S. 151-152).  

5.1.3 Umsetzung von LEADER und ILE in den untersuchten Bundesländern 

Obwohl LEADER und ILE ähnlich ausgerichtet sind, bestehen in programmatischer 

Hinsicht einige Unterschiede: LEADER bildet einen eigenen Schwerpunkt, dagegen 

sind das ILEK und seine Umsetzung im Schwerpunkt 3 („Maßnahmen zur Kompeten-

zentwicklung und Sensibilisierung im Hinblick auf die Ausarbeitung und Umsetzung 

einer lokalen Entwicklungsstrategie“ Art. 52 lit. d ELER-VO) enthalten. Während der 

LEADER-Ansatz grundsätzlich zur Umsetzung aller drei Schwerpunkte dienen soll, 

liegt der Fokus der Maßnahme 341 (ILEK und RM) auf den Maßnahmen des Schwer-

punkts 3 (Art. 59 lit. e ELER-VO). Gemäß den Strategischen Leitlinien soll aber auch 

LEADER besonders zur Umsetzung von Maßnahmen des Schwerpunkts 3 beitragen 

(Nr. 3.4 BESCHLUSS 2006/144/EG). Der Schwerpunkt der angebotenen LEADER-Maß-

nahmen in den Entwicklungsprogrammen der Länder ist auf den Schwerpunkt 3 ge-

richtet (vgl. RAUE 2007, S. 159-160).  

Die mehrstufige Programmplanung bedingt, dass die LEADER- und ILE-Förderung in 

den einzelnen Bundesländern unterschiedlich umgesetzt wird: Während in einigen 

Bundesländern LEADER und ILE als eigenständige Förderungen bestehen, werden 
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diese in anderen Bundesländern kombiniert (vgl. DLKG 2011, S. 46; RAUE 2007, S. 165-

166). Einige Bundesländer setzen die Maßnahme 341 außerhalb der Nationalen Rah-

menregelung um (d.h. nicht als ILE, z.B. in Baden-Württemberg als Naturparkförde-

rung) (vgl. TIETZ 2007, S. 151-153). Ein weiterer Unterschied ist in den genaueren An-

forderungen zu sehen, die innerhalb des Schwerpunkt 4 an die LEADER-Regionen 

gestellt werden, im Gegensatz zu den Festlegungen innerhalb der Maßnahme 341 

(vgl. RAUE 2007, S. 165). Die programmatische Umsetzung von LEADER und ILE in 

den Fallstudien zeigt Tabelle 20. 

Tab. 20: Umsetzung von LEADER und ILE in den untersuchten Bundesländern (im je-
weiligen Bundesland untersuchtes Instrument hervorgehoben) 
Quelle: eigene Darstellung nach RAUE 2007, S. 158-161, 165-166; TIETZ 2007, S. 151-153 

 LEADER ILE 

Baden-
Württemberg 

• nur Maßnahmen des 
Schwerpunkt 3 (ohne 311, 331) 

• beschäftigungswirksame 
Maßnahmen gemäß den Zielen 
des SP 1 

• Umsetzung der Maßnahme 
341 in PLENUM-Gebieten und 
Naturparks (z.B. Studien, 
Bereitstellung von 
Informationen, Schulungen) 

Brandenburg • alle Schwerpunkte angeboten 
• Umsetzung von ILE in 

LEADER integriert 

Niedersachsen • alle Schwerpunkte angeboten 
(Schwerpunkt 3 ohne 341) 

• ILE-Förderung wird angeboten, 
thematischer Fokus 

Sachsen 

• Schwerpunkt 1: nur 121 
(Modernisierung landwirtschaftl. 
Betriebe) 

• Schwerpunkt 3 
• beschäftigungswirksame 

Aktionen gemäß den Zielen der 
SP 1 und 3 

• ILEK Voraussetzung für die 
Bewerbung als LEADER-
Region 

• nicht anerkannte LEADER-
Regionen werden als ILE-
Region gefördert 

 

5.2 Analyse I: Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in der 

Politik zur ländlichen Entwicklung auf europäischer und nationaler 

Ebene  

Dieser erste Analyseteil der externen Rahmenbedingungen hat zum Ziel, den Klima-

schutz- und Anpassungsbezug der Dokumente auf den ersten beiden Programmie-

rungsstufen der ländlichen Entwicklung, EU- und nationaler Ebene, zu analysieren. 

Wie im Methodikkapitel herausgestellt, wird zum einen geprüft, ob die Ziele und Maß-

nahmen direkt auf Klimaschutz und Anpassung gerichtet sind, und zum anderen, ob 

Bezüge zu klimaschutz- und anpassungsrelevanten Themen bestehen (s. Kap. 4.3.5). 

Die Agrarpolitik wird nicht im Ganzen analysiert, dem Klimaschutz oder der Anpas-

sung entgegenwirkende Förderziele und -maßnahmen sind nicht Gegenstand dieser 



5 Politikfeld Ländliche Entwicklung (Analyse I)  

108 

Analyse. Hierzu zeigen bspw. KAUFER ET AL., dass trotz der Ausrichtung der Agrarpo-

litik auch auf ökologische Zielsetzungen ökonomische Interessen auf der Instrumen-

ten- und Maßnahmenebene überwiegen und diese dem Schutz regionaler Ressour-

cen abträglich sind (vgl. 2013, S. 394). Der SRU macht deutlich, dass der Schwerpunkt 

der Agrarpolitik weiterhin auf der 1. Säule der GAP und somit der Einkommenssiche-

rung in der Landwirtschaft liegt, während die 2. Säule, die wesentlich stärker auf Um-

weltaspekte gerichtet ist, in ihrer Bedeutung (finanzielle Ausstattung) deutlich hinter 

der 1. Säule zurücksteht (vgl. EBD. 2008, S. 458).  

Europäische Ebene: ELER-Verordnung und Strategische Leitlinien  

Die ELER-Verordnung („Verordnung über die Förderung der Entwicklung des länd-

lichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 

ländlichen Raums“) ist maßgebend für die Finanzierung bzw. der Umsetzung der Po-

litik zur ländlichen Entwicklung der EU. In die Analyse finden die ELER-Verordnung 

in der ersten Fassung (VERORDNUNG (EG) NR. 1698/2005), sowie die zahlreichen Ände-

rungen Berücksichtigung (VERORDNUNG (EG) NR. 1463/2006, 1944/2006, 2012/2006, 

146/2008, 2009/74, 473/2009, 1312/2011). Der Verordnung Nr. 2009/74 kommt dabei die 

größte Bedeutung zu, da sie diejenigen Änderungen enthält, welche im Rahmen des 

Health Checks am ELER vorgenommen wurden. Die ELER-Verordnung wird als „[…] 

das wichtigste Finanzierungsinstrument für eine umweltverträgliche Landnutzung und 

eine Umsetzung von Klimaschutz-Maßnahmen in der Landwirtschaft“ gesehen (NABU 

2010, S. 14). Bei dem „Health Check“ („Gesundheitscheck“) im Jahr 2008 handelte es 

sich um eine Überprüfung der GAP-Reform aus dem Jahr 2003 (vgl. MASSOT 2014, S. 

3). In diesem Zuge wurden fünf „neue Herausforderungen“ für die europäische Land-

wirtschaft benannt, zu denen auch der Klimawandel zählt (Abs. 1 Änderung ELER-VO 

NR. 74/2009). Diese neuen Herausforderungen sind im Zusammenhang zu sehen, da 

zwischen ihnen Wechselwirkungen bestehen (vgl. KAPHENGST ET AL. 2009, S. 4; s. auch 

Abs. 4 und 5 Änderung ELER-VO NR. 74/2009): 

 Klimawandel 

 erneuerbare Energien 

 Wasserwirtschaft 

 biologische Vielfalt 

 Umstrukturierung der Milchwirtschaft 

Die Herausforderung „Klimawandel“ umfasst sowohl den Klimaschutz als auch die 

Anpassung an den Klimawandel (vgl. Abs. 3, 4 und 5, Anhang ÄNDERUNG ELER-VO NR. 
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74/2009; vgl. BAASCH ET AL 2012, S. 197). Im Anhang der Verordnung sind mögliche Vor-

haben („Indikative Liste“, Anhang ÄNDERUNG ELER-VO NR. 74/2009) und ihre potentiellen 

Wirkfolgen für die fünf „Prioritäten“ aufgeführt. Die Mitgliedsstaaten mussten aufgrund 

des Health Checks ihre Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum überarbei-

ten, um die neuen Prioritäten mit aufzunehmen (Abs. 9 ÄNDERUNG ELER-VO NR. 

74/2009), konnten dabei aber selbst über geeignete Maßnahmen für den Klimaschutz 

und die Anpassung an den Klimawandel entscheiden (vgl. WEHRHEIM 2008, S. 24).  

Die Maßnahmenbeschreibungen in der ELER-Verordnung sind sehr allgemein gehal-

ten, was die Analyse hinsichtlich der Klimabezüge erschwert. Eine Auflistung der E-

LER-Maßnahmen lässt sich der Anlage 11.7 entnehmen. In der ELER-Verordnung 

für den Förderzeitraum 2007 bis 2013 bestanden auch vor dem Health Check schon 

zahlreiche Bezüge zum Klimawandel, die aber vielfach durch die Änderungen der 

Verordnung Nr. 74/2009 ergänzt und um Bezüge in anderen Maßnahmen erweitert 

wurden. Auffällig ist, dass im Schwerpunkt 2 schon vor dem Health Check Bezüge zu 

Klimaschutz und Anpassung erkennbar waren, während im Schwerpunkt 1 zum Teil 

und im Schwerpunkt 3 ausschließlich die Bezüge nach dem Health Check ergänzt 

wurden. Die Inhalte des Schwerpunkts 2 umfassen Maßnahmen zur Förderung der 

nachhaltigen Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen und bewaldeten Flächen. In 

diesem Schwerpunkt lassen (fast) alle Maßnahmen einen Klimabezug erkennen. Be-

sonders die Agrarumwelt- und Waldmaßnahmen, Ausgleichszahlungen im Rahmen 

von Natura 2000 und die Erstaufforstungsmaßnahmen sind hier zu nennen. Sie kön-

nen u.a. dazu dienen, die Senkenfunktion des Grünlandes und des Waldes zu be-

wahren bzw. zu entwickeln, die Biodiversität zu stärken sowie den Waldumbau zu 

unterstützen. Die Maßnahmen des Schwerpunkt 1 zielen auf die Förderung der Stär-

kung des Humanpotenzials und der Umstrukturierung / Weiterentwicklung des Sach-

kapitals sowie der Innovationsförderung. Der mögliche Beitrag der Maßnahmen zu 

Klimaschutz und Anpassung lässt sich v.a. indirekt über Berufsbildungs- und Bera-

tungsmaßnahmen herstellen sowie über Maßnahmen zur Modernisierung landwirt-

schaftlicher Betriebe (z.B. in Bezug auf Düngung) sowie dem Wiederaufbau nach Na-

turkatastrophen. Auch die Entwicklung von neuen Verfahren und Technologien kann 

zum Klimaschutz und zur Anpassung beitragen. 

Der Schwerpunkt 3 unterscheidet sich von den anderen beiden Schwerpunkten, da 

die Maßnahmen mit Ausnahme der „Erhaltung und Verbesserung des ländlichen Er-

bes“ sich nur auf erneuerbare Energien beziehen (Klimaschutz). Die Erhaltung und 

Verbesserung des ländlichen Erbes dient dagegen der Biotoppflege und -vernetzung 
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und ist somit auch für die Anpassung relevant. Die Klimaschutz- und Anpassungsbe-

züge des Schwerpunkts 3 sind gegenüber dem Schwerpunkt 1 und besonders 2 deut-

lich eingeschränkt. Der Schwerpunkt 4, d.h. der LEADER-Ansatz, weist in der ELER-

Verordnung keine Bezüge zu Klimaschutz oder Anpassung auf. Da LEADER aber zur 

Umsetzung der Ziele der Schwerpunkte 1, 2 und insbesondere des Schwerpunkts 3 

beitragen soll, ist die Ausrichtung dieser Schwerpunkte auch für LEADER relevant. 

Die Strategischen Leitlinien für die Entwicklung des ländlichen Raums (Anhang BE-

SCHLUSS 2006/144/EG) zielen darauf, eine Kohärenz zwischen der Entwicklung der 

ländlichen Räume und den Prioritäten der EU (Nachhaltigkeitsziele von Göteborg, 

Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung), sowie anderen Maßnahmen 

und Politiken der EU herzustellen (Nr. 1 Anhang BESCHLUSS 2006/144/EG). Die Strategi-

schen Leitlinien formulieren für die einzelnen Schwerpunkte Prioritäten und Kernakti-

onen. Die Analyse der Strategischen Leitlinien stärkt die Erkenntnisse aus der ELER-

Verordnung. Zwar sind diese wieder auch sehr allgemein gehalten, was sich aus dem 

dreistufigen Programmplanungsansatz ergibt, dennoch sind Bezüge zum Klimawan-

del vorhanden (v.a. im Schwerpunkt 2). Auffällig ist, dass wiederum nach dem Health 

Check die Bedeutung des Klimawandels in den Strategischen Leitlinien gestärkt 

wurde: In allen Schwerpunkten wurden Kernaktionen ergänzt, die zumeist indirekt auf 

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel zielen. Im Gegensatz zur ELER-

Verordnung umfassen die Strategischen Leitlinien im Schwerpunkt 3 auch schon vor 

dem Health Check die Förderung von erneuerbaren Energien. Besonders bemer-

kenswert ist auch der Schwerpunkt 4 (LEADER). Während in der ELER-Verordnung 

noch keine klimarelevanten Bezüge hergestellt werden, sollen die LEADER-Entwick-

lungsstrategien auch die Förderung erneuerbarer Energien und die Anpassung an 

den Klimawandel miteinbeziehen. Für beide Bereiche wird der integrative LEADER-

Ansatz als gut geeignet angesehen:  

„Da alle ländlichen Gebiete mit Fragen des Klimawandels und erneuerbarer Energien 
konfrontiert sind, können die Mitgliedstaaten den lokalen Aktionsgruppen in Schwer-

punkt 4 (Leader) nahe legen, diese als Querschnittsthemen in ihre lokale Entwick-
lungsstrategien aufzunehmen. Die Gruppen sind besonders gut geeignet, zur Anpas-

sung an den Klimawandel und zu Lösungen für erneuerbare Energien beizutragen, die 
auf die lokalen Gegebenheiten abgestimmt sind“ (Anhang Abs. 3 BESCHLUSS 

2009/61/EG). 

Die Strategischen Leitlinien stellen somit die Bedeutung des LEADER-Ansatzes für 

den Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel deutlich heraus. 
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Nationale Ebene: Nationaler Strategieplan und Nationale Rahmenregelung  

Auf nationaler Ebene werden der Nationale Strategieplan und die Nationale Rah-

menregelung analysiert. Da die GAK-Rahmenpläne die Grundlage für den Strategie-

plan darstellen (vgl. BMELV 2011, S. 3) und viele Maßnahmen aus dem ELER vollstän-

dig oder in Teilen mitfinanziert werden können (vgl. EBD. S. 39), werden die GAK-Rah-

menpläne nicht gesondert betrachtet. Der Strategieplan und die Rahmenregelung lie-

gen nur in ihrer letzten Fassung vor, d.h. die Veränderungen durch den Health Check 

können hier nicht nachvollzogen werden.  

Der Nationale Strategieplan benennt gemäß dem Health Check die „neuen Heraus-

forderungen“ als veränderte Rahmenbedingungen für ländliche Räume und greift 

diese ergänzend zu seinen zentralen Zielen auf (vgl. EBD., S. 30, 32-33). Demnach sind 

neben ordnungsrechtlichen Maßnahmen insbesondere die freiwillige Mitarbeit, Bera-

tungs- und Informationsleistungen, Agrarumweltprogramme und kooperative Ansätze 

wichtig, um der Herausforderung Klimawandel aber auch der Erhaltung der Biodiver-

sität und dem nachhaltigen Wassermanagement zu begegnen (vgl. EBD., S. 32-33). 

Beispiele für den Klimaschutz werden im Anbau nachwachsender Rohstoffe, in der 

Verringerung der Stickstoffüberschüsse, der Kohlenstoffspeicherung (Pflanzen und 

Boden) und in energiesparenden Investitionen gesehen (vgl. EBD.). Die zentralen Ziele 

im eigentlichen Sinne sind dagegen allgemeiner gehalten und orientieren sich stark 

an der Struktur der Schwerpunkte. Sie zielen auf den Anbau von NawaRo im Zusam-

menhang mit der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit bzw. der Schaffung von Arbeits-

plätzen und mit der Förderung der Biodiversität innerhalb der Stärkung des Umwelt- 

und Naturschutzes und der Sicherung und Entwicklung von Kulturlandschaften auf 

klimarelevante Belange ab (vgl. EBD.). Die schwerpunktspezifischen Ziele und dazu-

gehörigen Maßnahmen sind wie die zentralen Ziele allgemein formuliert. Auch hier 

zeigt sich deutlich die Maßnahmenstruktur der ELER-Verordnung. Die Analyse zeigt, 

dass ein Zielbezug zu Klimaschutz und / oder Anpassung in allen Schwerpunkten 

gegeben ist, besonders im Schwerpunkt 2. Der LEADER-Schwerpunkt und der für 

LEADER und ILE besonders wichtige Schwerpunkt 3 weist v.a. einen Bezug zum 

Klimaschutz über das Thema der erneuerbaren Energien auf.  

Die Erstellung einer „Nationalen Rahmenregelung“ ist optional für Mitgliedsstaaten 

mit regionaler Programmplanung zur Bestimmung gemeinsamer Bestandteile der 

Programme (vgl. BMELV 2012, S. 7). In Deutschland werden diese gemeinsamen Be-

standteile durch die Maßnahmen der GAK gebildet (vgl. EBD.) GAK-Maßnahmen kön-

nen in den Länderprogrammen auch durch nationale Mittel finanziert werden. Hieraus 
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geht auch die Klimaschutz- und Anpassungsrelevanz der einzelnen Maßnahmen her-

vor. Die Analyse des Nationalen Strategieplans wird bestätigt, die Rahmenregelung 

enthält darüber hinaus aber einige Konkretisierungen. Demnach sind im Schwerpunkt 

1 neben den erneuerbaren Energien und dem Hochwasser- und Küstenschutz auch 

anpassungsrelevante Bereiche wie Wassermanagement / Bewässerung und die Be-

ratung hinsichtlich einer an den Klimawandel angepassten Landwirtschaft enthalten. 

Im Schwerpunkt 2 sind v.a. die Agrarumweltmaßnahmen mit ihrem Maßnahmenspek-

trum zu nennen, die auf vielfache Weise zu Klimaschutz und Anpassung beitragen 

können (z.B. Extensivierung, Förderung von Grünland, Düngemittelreduzierung, 

schonende Bodenbearbeitungsverfahren). Dazu treten Aufforstungs- und Waldum-

baumaßnahmen sowie Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen im Wald, die zu der Er-

höhung der Biodiversität beitragen können. Der Schwerpunkt 3 weist v.a. Bezüge 

zum Klimaschutz über die Förderung von erneuerbaren Energien auf. Aber auch 

Maßnahmen, die zu der Förderung der Biodiversität beitragen, sind berücksichtigt. 

Der Schwerpunkt 4 dagegen enthält keine eigenen Klimaschutz- oder Anpassungs-

maßnahmen, dient aber zur Umsetzung der drei anderen Schwerpunkte.  

Ausblick: Änderungen in dem neuen Förderzeitraum (2014 – 2020) 

Im Förderzeitraum ab 2014 wird die grundsätzliche GAP-Architektur aus zwei Säulen 

beibehalten und die Förderung der ländlichen Entwicklung innerhalb der GAP als 

zweite Säule fortgeführt (vgl. DG AGRI 2013, S. 1; KOM 2010, S. 2)53. In Abstimmung mit 

den Zielen der GAP und der Strategie „Europa 2020“ werden als strategische Ziele 

für die Entwicklung des Ländlichen Raumes im Förderzeitraum 2014 bis 2020 die 

 „Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft,  

 Gewährleistung einer nachhaltigen Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen 

sowie Klimaschutz und 

 ausgewogene räumliche Entwicklung der ländlichen Wirtschaft und der ländli-

chen Gemeinschaften, einschließlich der Schaffung und der Erhalt von Arbeits-

plätzen“  

benannt (DG AGRI 2014). Hier wird eine starke Verknüpfung zu den drei inhaltlichen 

Schwerpunkten des ELER im vorangegangenen Förderzeitraum deutlich. Statt der 

drei inhaltlichen Schwerpunkte und dem LEADER-Schwerpunkt im Zeitraum 2007 - 

2013 sieht die neue Verordnung nun sechs Prioritäten vor (vgl. BMEL 2014A; DG AGRI 

                                                
53 Auf die Verknüpfung des ELER mit den Struktur- und Investitionsfonds zu den sog. „Euro-

päischen Struktur- und Investitionsfonds“ (ESI-Fonds) (s. Abs. 2 GSR-VO) soll an dieser 
Stelle nicht weiter eingegangen werden. 
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2014; FÄHRMANN, GRAJEWSKI 2014, S. 15; Art. 5 ELER-VO 2014-2020). Diese sechs Priori-

täten lauten (DG AGRI 2014):  

1. „Förderung von Wissenstransfer und Innovation in der Land- und Forstwirt-

schaft und den ländlichen Gebieten“ 

2. „Verbesserung der Lebensfähigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe und 

der Wettbewerbsfähigkeit aller Arten von Landwirtschaft sowie Förderung in-

novativer Bewirtschaftungsmethoden und nachhaltiger Forstwirtschaft“ 

3. „Förderung einer Organisation der Nahrungsmittelkette, des Tierschutzes 

und des Risikomanagements in der Landwirtschaft“ 

4. „Wiederherstellung, Erhaltung und Verbesserung der mit der Land- und 

Forstwirtschaft verbundenen Ökosysteme“ 

5. „Förderung der Ressourceneffizienz und Unterstützung des Agrar-, Ernäh-

rungs- und Forstsektors beim Übergang zu einer kohlenstoffarmen und kli-

maresistenten Wirtschaft“ 

6. „Förderung der sozialen Eingliederung, der Bekämpfung der Armut und der 

wirtschaftlichen Entwicklung in den ländlichen Gebieten“ 

Der LEADER-Ansatz wird in dem neuen Förderzeitraum fortgeführt. Neu ist, dass der 

LEADER-Ansatz als „Community-Led Local Development“ (CLLD) grundsätzlich den 

Fonds ELER, EFRE und ESF offensteht (vgl. SCHEELE 2014, S. 13; SPULLER 2014, S. 24) 

und die Umsetzung über mehrere Fonds möglich ist (vgl. DVS 2015; ENRD O.J.B, O.J. C; 

WEHMEYER, BARTELT 2011, S. 46). Aber nur im ELER sind lokale Entwicklungsstrategien 

ein verpflichtender Bestandteil (vgl. DVS 2015; ENRD O.J. C). Die Möglichkeit der fonds-

übergreifenden LEADER-Förderung wird nur in Sachsen-Anhalt umgesetzt (vgl. 

MANTE 2014, S. 22). In vielen Bundesländern wird die Anzahl der LEADER-Regionen 

erhöht, so dass in Deutschland voraussichtlich insgesamt 300 Regionen gefördert 

werden (vgl. WEHMEYER 2014, S. 25). Die ILE-Förderung aus der GAK wird es auch im 

neuen Förderzeitraum geben: So wird sie in einigen Bundesländern in die LEADER-

Förderung einfließen (z.B. REK-Erstellung), in Niedersachsen, Bayern und neu in Ba-

den-Württemberg wird es ILE-Regionen geben (vgl. DVS 2014; WEHMEYER 2014, S. 25).  

Der Klimawandel bzw. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel sind in der 

ELER-Verordnung und der Nationalen Rahmenregelung wie folgt berücksichtigt:  

 ELER-Verordnung 2014-2020:  

 Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel als übergreifende Zielsetzungen, 

Aufnahme von Klimaschutz sowie anpassungsrelevanten Themen in die sechs Prio-

ritäten der Verordnung (Art. 5) 
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 Möglichkeit zur Erstellung thematischer Teilprogramme hinsichtlich Klimaschutz und 

Anpassung (Art. 7 Abs. 1 lit. f) 

 Vorgaben für die Entwicklungsprogramme der Mitgliedsländer: Berücksichtigung von 

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in der SWOT-Analyse und Strategie 

(Art. 8 Abs. 1 lit. b-c) 

 nominell stärkere Berücksichtigung in den Maßnahmen (z.B. Umbenennung der AUM 

in „Agrarumwelt- und Klimamaßnahme“ (Art. 28), „Waldumwelt- und -klimadienstleis-

tungen und Erhaltung der Wälder“ (Art. 34)), Klimaschutz und Anpassung betreffende 

Maßnahmen ähnlich wie im vorangegangenem Förderzeitraum; LEADER: keine ex-

plizite Nennung von Klimaschutz oder Anpassung 

 Nationale Rahmenregelung (vgl. BMEL 2014B): Beschreibung und Begründung 

der Maßnahmen: stärkerer Bezug zum Klimawandel wird hergestellt 

Zwar wird deutlich, dass Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel im ELER 

deutlich hervorgehoben sind. Unklar ist allerdings noch, ob dies in der Förderpraxis 

wirklich zu einer stärkeren Integration von Klimaschutz und Anpassung führen wird. 

So ist zu hinterfragen, ob neben der prominenten Platzierung in Prioritäten und Maß-

nahmen wirklich eine differenzierte Betrachtung der tatsächlichen Wirkung vorgenom-

men werden kann. FÄHRMANN UND GRAJEWSKI kritisieren die pauschale Festlegung 

von Klimaschutzwirkungen je nach Priorität, da z.B. alle Maßnahmen innerhalb der 

Priorität „Wiederherstellung, Erhaltung und Verbesserung der mit der Land- und 

Forstwirtschaft verbundenen Ökosysteme“ zu 100 % zum Klimaschutz beitragen (vgl. 

FÄHRMANN, GRAJEWSKI 2014, S. 15).  

Inwieweit Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in den LEADER-Regio-

nen berücksichtigt werden, kann derzeit noch nicht abgesehen werden. Einige Bun-

desländer machen den LEADER-Regionen aber thematische Vorgaben, dabei wird 

in zwei Fällen auch der Klimawandel / Klimaschutz mitaufgegriffen (Sachsen-Anhalt: 

verpflichtend Klimawandel & Energie; Niedersachsen: Klima / Umweltschutz) (vgl. 

DVS 2014).  

5.3 Zwischenfazit: Rahmenbedingungen der ländlichen Entwicklung 

auf europäischer und nationaler Ebene für Klimaschutz und Anpas-

sung an den Klimawandel 

Wie die Analyse zeigt, weisen die Dokumente auf europäischer und nationaler Ebene 

einige Ansatzpunkte für Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel sowohl auf 

Ziel- als auch auf Maßnahmenebene auf. Ein starker Einfluss auf die Berücksichtung 
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von Aspekten des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel ging von 

dem Health Check aus. Eine besonders deutliche Relevanz für den Klimaschutz und 

die Anpassung weist der Schwerpunkt 2 auf, v.a. über die Agrar- und Waldumwelt-

maßnahmen. Auch der Schwerpunkt 1 verfügt über Bezüge v.a. zum Klimaschutz 

aber auch zur Anpassung, die hauptsächlich in den Bereichen erneuerbare Energien 

/ Energieeffizienz und dem Küsten- / Hochwasserschutz liegen. Die Bedeutung der 

für LEADER bzw. ILE relevanten Schwerpunkte 3 und 4 für Klimaschutz und Anpas-

sung ist dagegen deutlich geringer: Im Schwerpunkt 3 sind einige Maßnahmen im 

Bereich der erneuerbaren Energien und zur Erhaltung der Biodiversität genannt, die 

übergeordnete Zielstellung dieses Schwerpunkts und der überwiegende Anteil der 

Maßnahmen ist dagegen auf die wirtschaftliche Entwicklung ländlicher Räume und 

auf die Erhaltung der Lebensqualität gerichtet. Die Bedeutung des LEADER-Ansatzes 

(Schwerpunkt 4) für Klimaschutz und Anpassung ist unterschiedlich zu sehen: Zwar 

stehen überwiegend die methodischen Aspekte des LEADER-Ansatzes im Vorder-

grund, es wird aber auch auf die inhaltliche Ausrichtung eingegangen, wobei Klima-

schutz und Anpassung in den verschiedenen Dokumenten eine unterschiedliche 

Rolle zukommt. Während die ELER-Verordnung und die Nationale Rahmenregelung 

Klimaschutz und Anpassung im Schwerpunkt 4 selbst nicht aufgreifen, sehen die stra-

tegischen Leitlinien der EU und der Nationale Strategieplan in LEADER die Möglich-

keit zur Erarbeitung von abgestimmten Konzepten für erneuerbare Energien. Darüber 

hinaus heben die strategischen Leitlinien die Bedeutung von LEADER für die Anpas-

sung an den Klimawandel hervor.  

Die in diesem Kapitel analysierten Dokumente bilden die wesentlichsten Grundlagen 

für die Erarbeitung der regionalen Programme auf Ebene der Bundesländer. Den 

Bundesländern steht dabei offen, auch Maßnahmen anzubieten, die über diesen Rah-

men hinausgehen und dann jedoch aus eigenen Mitteln bezahlt werden müssen. Bei 

einer starken Ausrichtung an den von der EU und im Rahmen der GAK angebotenen 

Maßnahmen wird sich das hier erhaltene Bild in der Analyse der Länderprogramme 

bestätigen. Jedoch sind andere Schwerpunktsetzungen in den Programmen der Bun-

desländer zu erwarten. 
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6 Fallstudien (Analyse II) 

In diesem Kapitel erfolgt die Analyse der Fallstudien nach dem in Kapitel 3.1.2 und 

4.2.1 vorgestellten analytischen Regional Governanceansatz und den hieraus abge-

leiteten und auf die Fragestellung hin angepassten Kriterien und Indikatoren. Die Ana-

lyse stellt die Ergebnisse der Dokumentenanalyse (s. Kap. 4.4.3) und der Expertenin-

terviews (s. Kap. 4.4.4) dar. Die Fallstudienanalysen beginnen zunächst mit den allge-

meinen Kriterien (Kurzvorstellung der Region = situative Rahmenbedingungen; E-

LER-Förderung in dem jeweiligen Bundesland = externe instiutionelle Rahmenbedin-

gungen), danach folgen die weiteren regionsspezifischen Kriterien (interne institutio-

nelle Rahmenbedingungen, thematische Ausrichtung der Region, Akteure und Ak-

teurskonstellationen, Kooperation mit der Regionalplanung). Die Indikatoren sind im 

Text hervorgehoben. Am Ende eines jeden Unterkapitels ist die Analyse nach den 

Kriterien tabellarisch zusammengefasst (Zwischenbewertung).  

A LEADER 

6.1 LEADER Nordschwarzwald 

6.1.1 Kurzvorstellung der Region (situative Rahmenbedingungen) 

Die LEADER-Region Nordschwarzwald liegt im Bundesland Baden-Württemberg und 

umfasst Teile der Landkreise Rastatt, Calw und Freudenstadt (vgl. LAG NSW 2007, S. 

6). Sie ist damit eine von acht LEADER-Regionen in Baden-Württemberg (vgl. MLR 

2011, S. 24) und gehört zum nördlichen Teil des Naturraums Schwarzwald, der sich 

im Landesvergleich durch einen überdurchschnittlich hohen Waldanteil (knapp 80%) 

und starke Höhenunterschiede mit Höhenlagen bis zu über 1.000 Meter auszeichnet 

(vgl. LAG NSW 2007, S. 16). Die LEADER-Region liegt im Naturpark Nordschwarzwald 

(vgl. EBD., S. 19). Die wichtigsten strukturellen Merkmale der Region können Tabelle 

21 entnommen werden. Besonders hervorzuheben sind  

 die hohe Bedeutung des Tourismus (aber rückläufige Übernachtungszahlen, vgl. 

EBD., S. 30), 

 eine zukünftig nur geringe negative Bevölkerungsentwicklung und  

 eine geringe Arbeitslosenquote. 
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Foto 1: Blick auf die Gemeinde 
Baiersbronn (BAIERSBRONN TOURIS-
TIK O.J.) 

 
Tab. 21: Regionalprofil der LEADER-Region Nordschwarzwald 

Quelle: eigene Darstellung nach 1LAG NSW 2007; 2BBSR O.J.A; 3BFN 2014; 4STATISTISCHES 

LANDESAMT BADEN-WÜRTTEMBERG 2014A, eigene Berechnung; 5STATISTISCHES LANDESAMT BA-
DEN-WÜRTTEMBERG 2014B, eigene Berechnung 

Regionalprofil LEADER-Region Nordschwarzwald 
Abgrenzung

1 Teile der Landkreise Rastatt, Calw und Freudenstadt 

Raumtyp
2
 

(nach BBSR) 
2/3 der Gemeinden ländlich peripher und ländlich zentral  
(die übrigen Gemeinden teilweise / überwiegend städtisch zentral und peripher) 

Gemeinden
1
 

(* nur Teile der Ge-
meinde) 

Landkreis Calw:  
• Altensteig* 
• Bad Herrenalb* 
• Bad Liebenzell* 
• Bad Teinach-Zavelstein 
• Bad Wildbad 
• Calw* 
• Dobel 
• Ebhausen 
• Enzklösterle 
• Neubulach 
• Neuweiler 

• Oberreichenbach 
• Schömberg* 
• Simmersfeld 
 
Landkreis Freuden-
stadt:  
• Alpirsbach 
• Bad Rippoldsau-

Schapbach 
• Baiersbronn 
• Freudenstadt* 
• Grömbach 

• Loßburg 
• Pfalzgrafenweiler 
• Seewald 
• Waldachtal 
• Wörnersberg 
 
Landkreis Rastatt:  
• Forbach 
• Gernsbach 
• Loffenau 
• Weisenbach 

Größe
1 1.338 km

2
  

Bevölkerung
1 

Einwohner: 148.048 EW (31.12.2005) 

Einwohnerdichte: 111 EW/km² 

Bevölkerungsentwicklung: 
• 1995-2005: 1,3% (Landesschnitt: 3,1 %) 
• 2005-2025: -2,1% (Landesschnitt: -1,0 %) 

Großlandschaft / 

Landschaftstyp
3
  

• Großlandschaft: Südwestdeutsches Mittelgebirgs- / Stufenland  
• Landschaftstyp: v.a. Waldlandschaft (Rein und strukturreich) 

Landnutzung
1
 

(Stand: 2007) 
• Wald: 77,6% (Baden-Württemberg: 38,1 %) 
• Landwirtschaft: 19,2% (Baden-Württemberg: 46,3 %) 
• Siedlung und Verkehr: 3,0% (Baden-Württemberg: 13,6 %) 
• Wasser: 0,2% (Baden-Württemberg: 1,0 %) 

Wirtschafts-
struktur 

Erwerbstätige am Arbeitsort (Jahresschnitt 2007)
4
: 

• Land- und Forstwirtschaft; Fischerei: 1,3 % 
• Produzierende Gewerbe: 38,2 % 
• Dienstleistungsbereiche: 60,5 % 
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Arbeitslosenquote
5
: 4,47 % (Jahresschnitt 2007) 

(Quoten der Kreise gewichtet nach Anzahl der Gemeinden in der LEADER-Region) 
Land- und Forstwirtschaft

1
:  

• v.a. Grünlandbewirtschaftung in der Landwirtschaft 
• Rückgang der Betriebe von 1979-2005: 62,4 % 
• 57 % der Betriebe Klein- und Kleinstbetriebe (2-10 ha) (2005); am 

stärksten vom Rückgang betroffen 
• 9,6 % der Betriebe bewirtschaften >50 ha (nehmen am stärksten zu) 

(2005) 
• Brachfallen der Hochflächen im Schwarzwald (Problem der Offenhal-

tung der Landschaft) 
• Nebenerwerb: 78 %; Haupt- oder Vollerwerb: 22 % (2003) 
• Waldbesitzarten (2007) 
 Staatswald: 44 % 
 Gemeindewald: 34 % 
 Privatwald: 22 % 

Tourismus
1
:  

• Übernachtungen: 2,3 Mio (2006); Entwicklung rückgängig (Übernach-
tungen ausländischer Gäste ansteigend) 

• Anzahl der Betriebe rückläufig (1987: 764; 2006: 442) 
• durchschnittliche Aufenthaltsdauer rückläufig (1987: 7,1 Tage; 2006: 2,7 

Tage) 

 

 

 

 

 

 

Foto 2: Hochmoore (hier: Wild-
seemoor) zählen neben den Wäl-
dern zu bedeutenden Lebensräu-
men in der LEADER-Region54 (IN-
FOZENTRUM KALTENBRONN O.J.) 

Die LEADER-Region Nordschwarzwald zählt zu den gering bis mäßig anfälligen 

Regionen in Deutschland gemäß der Darstellung der kumulierten Klimaanfälligkeits-

klassen nach BMVBS / BBSR. Werden die einzelnen Betroffenheits-Raumtypen 

genauer betrachtet ergibt sich für die LEADER-Region Schwarzwald folgendes Bild 

(vgl. BMVBS 2010A, S. 51-53):  

 Problemkomplex 1 (sommertypische Auswirkungen): mäßig bis starke Betroffen-

heit 

 häufigere Hitzeperioden oder Hitzewellen und steigende Waldbrandgefahr (Stufe 3) 

 steigende Gefährdung der Artenvielfalt und Einschränkung der als Brauchwasser 

nutzbaren Wasserressourcen (Stufe 2)  

                                                
54 vgl. LAG NSW 2007, S. 19 
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 Problemkomplex 2 (wintertypische Auswirkungen): mäßig-geringe Betroffenheit  

 Veränderung von Frequenz und Stärke von Flusshochwässern, häufigere Starkrege-

nereignisse und Sturzfluten, zunehmender Verlust des Oberbodens durch Wasserero-

sion und steigende Gefahr von gravitativen Massenbewegungen (Stufe 2) 

 Problemkomplex 3 (Beeinträchtigung und Zerstörung der Infrastruktur): „mittel“, 

für den äußersten nordwestlichen Bereich (Teile des Landkreises Rastatt) „stark“  

Ein Akteur berichtet aus seiner eigenen (beruflichen) Wahrnehmung von schleichen-

den Veränderungen, z.B. Verschiebung der Jahreszeiten, Verteilung der Nieder-

schläge, instabilere Wetterlagen, und weitere Akteure von Extremereignissen wie 

Starkregen, Trockenheit und Sturmereignissen, sowie weiteren möglichen Folgen des 

Klimawandels wie vermehrter Schädlingsbefall in den Wäldern.  

Einige Interviewpartner geben an, dass es in vielen Gemeinden und Landkreisen Kli-

maschutz- und Energieprojekte bzw. -konzepte und Einrichtungen wie z.B. Ener-

gieagenturen gebe. Daneben liegt die LEADER-Region innerhalb der Gebietskulisse 

des Modellvorhabens der Raumordnung Raumentwicklungsstrategien zum Kli-

mawandel (KlimaMORO) Mittlerer Oberrhein / Nordschwarzwald. Die Modellregion 

umfasst die Regionalverbände Mittlerer Oberrhein und Nordschwarzwald. Inhaltlich 

richtete sich das Modellvorhaben auf die Bereiche „Siedlung / Hochwasser“ und „Tou-

rismus, Land- und Forstwirtschaft und Naturschutz“ (vgl. BMVBS 2010B, S. 19, 2011B, 

S. 17) Eine Verbindung zwischen dem KlimaMORO und LEADER wurde laut einem 

Interviewpartner jedoch nicht hergestellt. Der überwiegende Anteil der LEADER-Ak-

teure ist in den Interviews nicht auf das KlimaMORO eingegangen.  

6.1.2 Institutionelle Rahmenbedingungen (extern) 

Die Umsetzung von Maßnahmen in LEADER werden hauptsächlich nach dem „Ent-

wicklungsprogramm ländlicher Raum“ (ELR) bewilligt, sowie für den Bereich „Erhal-

tung und Verbesserung des ländlichen Erbes durch wirtschaftliche Inwertsetzung so-

wie Erhaltung und Verbesserung des natürlichen Erbes und Entwicklung der Kultur-

landschaft“ nach der Landschaftspflegerichtlinie (LPR) (vgl MLR 2010, S. 455). Für die 

Umsetzung von LEADER ist das ELR von zentraler Bedeutung (vgl. EBD. 2011, S. 35, 

41).  
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Tab. 22: Analyse der externen institutionellen Rahmenbedingungen 
Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

In
s
ti

tu
ti

o
n

e
ll
e
 R
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h
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n

b
e

d
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g
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n
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e
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x
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3.4 Förderprogramme und 
Richtlinien: Zielebene (Leitbild, 
Ziele, SWOT) 

• SWOT-Analyse:  
 Klimaschutz und Anpassung v.a. im Bereich 

der Land- und Forstwirtschaft thematisiert 
(z.B. Emission von THG-Emissionen in der 
LW, Nachfrage Biomasse als Chance) 

 in anderen Bereichen indirekte Bezüge 
• Leitbild: Berücksichtigung nur in schwerpunktspe-

zifischen Zielen 

3.5 Förderprogramme und 
Richtlinien: Maßnahmenebene 

• v.a. Maßnahmen der Schwerpunkte 1 und 2 für 
Klimaschutz und Anpassung relevant 

• Schwerpunkt 3 und LEADER: wenige Bezüge (re-
generative Energien, Biodiversität) 

3.6 Förderprogramme und 
Richtlinien: Regelungen zur 
Prozessorganisation 

• Abgrenzung LEADER-Regionen: kann unabhän-
gig zu administrativen Einheiten erfolgen 

• Institutionalisierung LEADER-Regionen: Einrich-
tung Geschäftsstelle / Personalausstattung 

• Inhaltliche Anforderungen: nur indirekt für Klima-
schutz / Anpassung relevant 

• Akteursbeteiligung:  
 Akteure aus verschiedenen Sektoren, reprä-

sentativ für das Gebiet 
 Anteil WiSo-Partner nach ELER-Vorgabe 

• Kooperation Regionalplanung: -  

3.7 Festlegungen in weiteren 
Regelsystemen zu Klima-
schutz und Anpassung 

- 

3.8 Mehrebenenproblematik: 
Koordination Bund, Land u. EU - 

EPLR und Richtlinien: Zielebene 

Bezüge zum Klimawandel sowie Klimaschutz und zur Anpassung in der SWOT-Ana-

lyse lassen sich überwiegend den Bereichen Land- und Forstwirtschaft zuordnen 

(z.B. THG-Emissionen als Schwäche der Landwirtschaft, Betroffenheit der Landwirt-

schaft, mögliche Anpassungsstrategien in den Bereichen Sortenanbau, Bewässerung 

und Tierhaltung, Beitrag zum Klimaschutz über die Nutzung von NawaRo und Bio-

masse). In diesen Bereichen werden die Notwendigkeit und die Möglichkeiten zum 

Klimaschutz und zur Anpassung direkt benannt. In den anderen Bereichen sind 

nur indirekte Bezüge vorhanden (z.B. Ausbau der erneuerbaren Energien). 

Das Leitbild und die allgemeinen Ziele greifen Klimaschutz und Anpassung nicht auf. 

Anders sieht dies in den schwerpunktspezifischen Zielen aus: hier bestehen v.a. Be-

züge im Schwerpunkt 2. Im Schwerpunkt 3 werden zwar klimaschutz- und anpas-
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sungsrelevante Thematiken benannt, es stehen aber v.a. die Entwicklung der Wirt-

schaft im ländlichen Raum (z.B. Diversifizierung, Sicherung von Arbeitsplätzen), die 

Verbesserung der Lebensqualität und die Kulturlandschaftsentwicklung im Vorder-

grund (vgl. MLR 2014, S. 156-157, 2011, S. 24).  

Die Zielausrichtung der für LEADER relevanten Richtlinien, ELR und LPR, enthalten 

keine expliziten Klimabezüge. Die Hauptziele des ELR, als „das Instrument zur För-

derung der Dorfentwicklung in Baden-Württemberg“ (ELR NR. 1), richten sich auf die 

Lebens- und Arbeitsbedingungen im ländlichen Raum, der Abwanderung, dem land-

wirtschaftlichen Strukturwandel und den natürlichen Lebensgrundlagen. Die LPR ist 

auf den Naturschutz, die Landschaftspflege und die Kulturlandschaftspflege gerichtet. 

Klimaschutz und Anpassung werden nicht direkt fokussiert, wobei der Schutz von 

Tier- und Pflanzenarten und der Schutz und die Entwicklung von Lebensräumen 

grundsätzlich auch klimarelevante Aspekte mit umfassen.  

EPLR und Richtilinien: Maßnahmenebene 

Die Umsetzung der LEADER-Entwicklungsstrategien ist in Baden-Württemberg über 

bestimmte Maßnahmen des Schwerpunkts 3 möglich (s. Tab. 23). Darüber hinaus 

können Projekte gefördert werden, die den Zielen der Maßnahmen des Schwerpunkts 

3 dienen (sog. Direktbewilligung, vgl. MLR 2012, S. 54, 2010, S. 456). Eine Förderung 

im Rahmen der Schwerpunkte 1 und 2 ist für LEADER-Projekte in Baden-Württem-

berg nicht möglich (vgl. MLR 2010, S. 456; STRATMANN 2008C). Die Vorhaben der Direkt-

bewilligung sollen insbesondere zur Steigerung der Lebensqualität im ländlichen 

Raum, der Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft, der Erhaltung des natürlichen 

Erbes, der Eindämmung des Landschaftsverbrauchs, zum schonenden Umgang mit 

den Ressourcen und zum Umgang mit dem demographischen Wandel beitragen (vgl. 

MLR 2014, S. 556, 2010, S. 456). Dazu gibt es noch die Möglichkeit der Bewilligung 

durch das Sonderprogramm „Initiativen der LEADER-Aktionsgruppen“ (ILAG), das 

während des Förderzeitraums eingeführt wurde, um den Förderbedarf in besonders 

wichtigen Themenbereichen zu decken (vgl. EBD. 2012, S. 58-59). Es zielt auf Barriere-

freiheit, Innenentwicklung, Gesundheitsvorsorge, die Förderung von Kultur und Rad-

verkehr (vgl. EBD.) und somit nicht auf Klimaschutz oder Anpassung. Im Schwerpunkt 

3, zu dessen Umsetzung LEADER maßgeblich beitragen soll, lassen sich – im Ge-

gensatz zu Schwerpunkt 2 und z.T. 1 - nur wenige Bezüge zu Klimaschutz und An-

passung finden. Die einzige über LEADER förderfähige Maßnahme, die einen Bezug 

zum Klimaschutz aufweist, ist die Maßnahme 322 (Dorferneuerung und -entwicklung), 
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die als Beispiele für Renovierungsmaßnahmen in der Dorferneuerung Isolations- und 

Energiesparmaßnahmen enthält.  

Tab. 23: Angebotene Maßnahmen im MEPL II mit Klimabezug 

Quelle: eigene Darstellung nach Auswertung MLR 2014, S. 214-577 

 

Über das ELR wird privaten Vorhaben, die auf Energieeinsparung und den Einsatz 

erneuerbare Energien / nachwachsender Rohstoffe setzen, ein Fördervorrang einge-

räumt (ELR NR. 5.1 ABS. 3), für kommunale Projekte ist dies Fördervoraussetzung (vgl. 

EBD.). Hier ist somit ein indirekter Bezug zum Klimaschutz gegeben. Die LPR fördert 

neben dem Vertragsnaturschutz (SP 2) den Maßnahmenbereich „Erhaltung und Ver-

besserung des ländlichen Erbes durch wirtschaftliche Inwertsetzung sowie Erhaltung 
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und Verbesserung des natürlichen Erbes und Entwicklung der Kulturlandschaft“ in-

nerhalb des Schwerpunkts 3 (vgl. MLR O.J., 2011, S. 38-39). Die Maßnahmen richten 

sich auf die Extensivierung (Vertragsnaturschutz), den Biotop- und Artenschutz sowie 

auf die Förderung von Grunderwerb, Investitionen und Dienstleistungen zur (Kultur-) 

Landschaftspflege und zum Naturschutz. Bezüge zu Klimaschutz (CO2-Senken durch 

Extensivierung) und Anpassung an den Klimawandel (Biodiversität) sind somit nur 

indirekt gegeben. 

Regelungen zur Prozessorganisation 

Von den Regelungen zur Prozessorganisation sind v.a. die inhaltlichen Anforderun-

gen an die LEADER-Regionen für die Fragestellung dieser Arbeit relevant: Die Ent-

wicklungsstrategien der LEADER-Regionen haben sich an den Zielen der ländlichen 

Entwicklung in Baden-Württemberg zu orientieren (vgl. MLR 2014, S. 165). Neben den 

wirtschaftlichen und sozialen Aspekten des allgemeinen Ziels „Förderung der Lebens-

qualität im ländlichen Raum und Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft“, sollen die 

Strategien auch auf die Erhaltung und Pflege des natürlichen Erbes, insbesondere 

der Kulturlandschaften, abzielen (vgl. EBD.). Weitere inhaltliche Anforderungen werden 

über die Auswahlkriterien der LEADER-Aktionsgebiete definiert, die als bedeutende 

Bewertungskriterien der Entwicklungsstrategien die Integration und die Nachhaltig-

keit, sowie die Bereiche Chancengleichheit und Verbesserung der Umweltsituation 

festlegen (vgl. EBD., S. 547-548). Neben dem demographischen Wandel, der Förderung 

regionaler Baukultur, der Eindämmung des Landschaftsverbrauchs, dem Schutz von 

Natur und Landschaft und der Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte wird auch 

das Thema Energie (moderne Technologien, Energieeffizienz, Modernisierung) als 

Kernthema für LEADER benannt (vgl. EBD. 2008, S. 11-15). 

6.1.3 Institutionelle Rahmenbedingungen (intern) 

Die LEADER-Region verbindet Teile der drei Landkreise Rastatt, Calw und Freuden-

stadt und definiert seine Abgrenzung selbst nach naturräumlichen, strukturellen und 

funktionalen Kriterien (z.B. Zugehörigkeit zum Naturraum Schwarzwald, ähnliche 

Landschafts-, Siedlungs- und Wirtschaftsstrukturen) (vgl. LAG NSW 2007, S. 6). Die 

Gebietskulisse wird von einigen Interviewpartnern als Konstrukt gewertet, da sie ge-

mäß den vorgegebenen Einwohnerzahlen angepasst worden sei.  
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Die Geschäftsstelle der LEADER-Region ist bei dem Landratsamt Calw angesiedelt. 

Der organisatorische Aufbau und die Entscheidungsstrukturen sowie die Aufga-

ben / Kompetenzen der Gremien der LAG NSW können Abbildung 13 entnommen 

werden. Besonders hingewiesen wird auf die Mitgliederversammlung als zentrales 

Beratungs- und Entscheidungsorgan der LAG NSW, das den Prozess initiiert und die 

Umsetzung begleitet. Als wesentlichste Aufgabe der LAG wird in den meisten Inter-

views die Beratung über und der Beschluss von Projekten genannt.  

 

Abb. 13: Organisations- und Entscheidungsstrukturen der LAG NSW 
Quelle: eigene Darstellung nach LAG NSW 2007; GESCHÄFTSORDNUNG DER LAG NSW; INTER-
VIEWS  

Je nach Prozessphase (Erstellung REK, Umsetzung) kann eine unterschiedliche Ak-

teursbeteiligung ausgemacht werden, die Mitarbeit von Bürgern, die nicht in Verei-

nen / Verbänden organisiert sind, ist eingeschränkt. Die Erarbeitung des REK erfolgte 

nach Aussage einiger Interviewpartner hauptsächlich durch die Geschäftsstelle, es 

gab vereinzelt Veranstaltungen, die sich hauptsächlich auf Organisationen, Verbände 

und Kommunen gerichtet haben (vgl. LAG NSW 2007, S. 14). In der Umsetzungsphase 

gab es - abgesehen von der Umsetzung von Projekten - für die Bevölkerung kaum 

Möglichkeiten zur Beteiligung im Sinne einer Mitarbeit. Diese hat projektorientiert 
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stattgefunden, z.B. über das Projekt „Lebensqualität durch Nähe“, welches nach Aus-

sage von einem Drittel der Interviewpartner eine aktive Bürgerbeteiligung verfolgt hat 

und „[…] eigentlich wirklich so ein richtiger Bottom-Up-Ansatz“ war (INTERVIEW NSW_9). 

Die Mitgliederversammlung tagt regelmäßig. 

Für die Öffentlichkeitsarbeit kann keine spezielle Zielgruppe ausgemacht werden 

(Bevölkerung der LEADER-Region). Neben der Information über umgesetzte Projekte 

enthält die Homepage der LEADER-Region (vgl. LAG NSW 2014) Informationen zu 

dem Gebiet, den Fördermöglichkeiten, dem Aufbau der LAG und LEADER-Projekten. 

Zusätzlich sind das REK und andere Dokumente (z.B. Konzeptionen) eingestellt. In-

formationen zu den LAG-Sitzungen (Termine, zu beschließende Projekte) sind erst 

gegen Ende des Förderzeitraums aufgenommen worden.  

6.1.4 Thematische Ausrichtung der LEADER-Region 

Tab. 24: Analyse der thematischen Ausrichtung 
Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

T
h
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m

a
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s
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e
 A

u
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c
h

tu
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g
 Inhaltliche Ausrichtung auf den 

Klimawandel - Zielebene 

• SWOT-Analyse:  
 Bezüge zu den Themen Klimawandel, Klima-

schutz und Anpassung v.a. im Bereich der 
Forstwirtschaft bzw. der energetischen Ver-
wertung von Holz 

 Nennung der Gefahr der Zunahme von Ext-
remwetterereignissen im Zuge des Klimawan-
dels, aber keine systematische Analyse der 
Vulnerabilität / Auswirkungen des Klimawan-
dels  

 einige genannte Aspekte für Anpassung / Vul-
nerabilität relevant, aber nicht hiermit in Ver-
bindung gesetzt (z.B. sturmbedingte Wald-
schäden, Abhängigkeit des Tourismus von 
Schneesicherheit) 

• Ziele:  
 Klimaschutz und Anpassung von untergeord-

neter Bedeutung 
 bis auf eine Ausnahme nur indirekte Bezüge 

Inhaltliche Ausrichtung auf den 
Klimawandel – Maßnahmen-
ebene (Projekte) 

• die meisten Projekte betreffen den Bereich Tou-
rismus und sind investiv ausgerichtet 

• keine Projekte mit direktem Bezug zu Klima-
schutz / Anpassung 

• Bewertungskriterien Projekte: kein Bezug zu Kli-
maschutz / Anpassung 

Verhandlung des Klimawan-
dels 

• keine Verhandlung des Klimawandels in REK 
oder LAG 
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Thematische Ausrichtung der Region: Zielebene 

Die Stärken- und Schwächenanalyse der Region benennt als wichtigste Stärken 

die gute Wirtschaftsstruktur, die Attraktivität der Landschaft, den hohen Waldanteil 

und die Tourismusdestination Schwarzwald; als Schwächen werden die Grundver-

sorgung und Infrastruktur, der Flächenverbrauch, die demographische Entwicklung, 

der Strukturwandel in der Landwirtschaft, der Landnutzungswandel und strukturelle 

Probleme im Tourismus genannt (vgl. LAG NSW 2007, S. 34-39). Bezüge zu den The-

men Klimawandel, Klimaschutz und Anpassung sind hauptsächlich im Bereich der 

Forstwirtschaft bzw. der energetischen Verwertung von Holz gegeben.  

 

 

 

 

 

Foto 3: Problemkomplex Offenhaltung der Land-
schaft: Durch die Aufgabe landwirtschaftlicher 
Nutzung kann die Offenhaltung der Landschaft 
nicht mehr gewährleistet werden. Diesen Flä-
chen kommt aber für den Naturschutz und den 
Tourismus eine große Bedeutung zu55 (NEUBERT 

2012) 

Die Zielstruktur des REK richtet sich v.a. auf die Sicherung der Lebensqualität, die 

Tourismusförderung sowie den Schutz, die Pflege und nachhaltige Nutzung der na-

türlichen Ressourcen (vgl. EBD., S. 40). Mit dem Unterziel „Vermarktung des Rohstof-

fes Holz als Baustoff und Energielieferant“ wird explizit - neben der Erhöhung der 

regionalen Wertschöpfung – auch auf den Klimaschutz abgestellt (vgl. EBD., S. 53,54). 

Weitere Ziele, die direkt auf Klimaschutz oder Anpassung zielen, können nicht identi-

fiziert werden. Indirekte Bezüge lassen sich aber für beide Bereiche finden. So kön-

nen die Schaffung eines „dezentralen, umweltfreundlichen Freizeitverkehrs“ sowie die 

Sicherung der extensiven Landnutzung indirekt zum Klimaschutz beitragen (vgl. EBD., 

S. 46, 52). Im Tourismus wird zwar die Neupositionierung und die Schaffung zusätzli-

cher Angebote angestrebt (vgl. EBD., S. 45, 51-52), aber nicht direkt auf die Anpassung 

an den Klimawandel bezogen. Einige Interviewpartner verweisen ebenfalls darauf, 

dass Klimaaspekten kein hoher Stellenwert in den Zielen der Region zukommt. 

                                                
55 vgl. LAG NSW 2007, S. 20,22 
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Thematische Ausrichtung der Region: Maßnahmenebene 

In die Analyse der Maßnahmenebene gingen die bewilligten und abgeschlossenen 

Projekte mit dem Stand Juli 2013 ein (insgesamt 78 Projekte). In den meisten Fällen 

lag zudem eine Beschreibung der Projekte vor. 

 

Abb. 14: Anzahl der Projekte in der LEADER-Region Nordschwarzwald nach Hand-
lungsfeldern 

Quelle: eigene Darstellung nach Auswertung von LAG NSW 2013 

Wie Abbildung 14 zeigt, lassen sich die meisten Projekte dem Bereich Tourismus 

zuordnen. Dies wird auch von vielen Interviewpartnern bestätigt. Da eine eindeutige 

Zuordnung der Projekte nicht möglich war, sind Doppelzuordnungen erfolgt (20 Pro-

jekte). Diese betreffen überwiegend Projekte im Bereich Tourismus / Kultur sowie Na-

tur und Umwelt (auf den Naturschutz und die Landschaftsentwicklung ausgerichtete 

Projekte, die aber gleichzeitig touristische Ziele verfolgen). Projekte, die sich direkt 

dem Klimaschutz und der Anpassung widmen, konnten nicht identifiziert werden. 

Dies deckt sich mit den Aussagen vieler Interviewpartner, dass Klima (fast) kein 

Thema in der LEADER-Region ist. Ein Vergleich mit den Ergebnissen der MEPL II-

Halbzeitbewertung zeigt, dass in Baden-Württemberg insgesamt (bis Ende 2009) die 

Hälfte der Mittel an touristische Projekte gegangenen sind, gefolgt von Projekten zur 

Dorfentwicklung und Grundversorgung, während Projekten mit landschaftspflegeri-

scher Ausrichtung ein untergeordneter Stellenwert zukommt (vgl. MLR 2010, S. 459). 

Damit fügt sich diese LEADER-Region in das Gesamtbild in Baden-Württemberg ein. 
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Der Bewertungsbogen für Projektanträge enthält zwar Bewertungskriterien, die den 

Umweltbezug bzw. naturschutzrelevante Aspekte prüfen (vgl. LAG NSW O.J.). Sie blei-

ben allgemein und lassen keinen Bezug zu Klimaschutz oder Anpassung erkennen.  

Verhandlung des Klimawandels 

Im REK wird der Klimawandel bis auf die Bezüge in der Stärken- und Schwächen-

Analyse und der Zielausrichtung nicht als eigenständiges Thema oder systema-

tisch behandelt. In der LAG wurde der Klimawandel bzw. wurden Klimaschutz und 

Anpassung nach Aussage der Hälfte der Akteure nicht thematisiert bzw., wenn 

überhaupt, nur indirekt über andere Themen.  

 

 

 

 

 

 

Foto 4: Projektbeispiel „Glashütte 
Buhlach“ (NEUBERT 2012) 

6.1.5 Akteure und Akteurskonstellationen 

Akteurszusammensetzung  

Die Zusammensetzung der Akteure in der LAG richtet sich nach den Vorgaben des 

ELER und des MEPL II, d.h. der Anteil der öffentlichen Akteure an den Mitgliedern 

der LAG liegt unter 50 %. Laut der Geschäftsordnung können als stimmberechtigte 

Mitglieder alle natürlichen Personen über 16 Jahren (Wohnsitz in der LEADER-Re-

gion) und alle juristischen Personen (überwiegend in der LEADER-Region tätig) ge-

wählt werden. Das REK beschreibt die Mitgliedschaft jedoch als „nicht personen- son-

dern organisationsbezogen“ (LAG NSW 2007, S. 9). Dieses Prinzip bestätigen auch die 

meisten Interviewpartner. Aufgrund des „Vertretungsprinzips“ besteht die LAG aus-

schließlich aus organisierten Akteuren. Die privaten Akteure (WiSo-Partner) beste-

hen daher aus Vertretern von Vereinen, Verbänden, Kammern etc. (vgl. LAG NSW 

2007, S. 10-11). Die durch die Akteure vertretenen Themen umfassen die Land- und 

Forstwirtschaft, den Tourismus / die Kultur, die Wirtschaft und den Naturschutz (vgl. 
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EBD.). Die Mitglieder der LAG weisen somit verschiedene thematische Hinter-

gründe auf. Aus den vorliegenden Projektbeschreibungen geht hervor, dass der 

überwiegende Anteil der Projekte (ca. 80 %) von öffentlichen Akteuren, v.a. den Kom-

munen, umgesetzt wird. Die weiteren Projekte wurden von privaten Akteuren und Un-

ternehmen beantragt, Vereine und Verbände spielen eine untergeordnete Rolle.  

Tab. 25: Analyse der Akteure und Akteurskonstellationen 

Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 
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Akteurszusammensetzung 

• LAG-Mitgliedschaft nicht personen-, sondern or-
ganisationsbezogen: ausschließlich organisierte 
Akteuren (verschiedene Themen vertreten) 

• Anteil öffentlicher Akteure <50% 
• Projekte werden hauptsächlich von öffentlichen 

Akteuren umgesetzt 

Rollen der Akteure 

• Prozesspromotoren: Geschäftsstelle der LAG 
• Machtpromotoren: Mitglieder der LAG 
• Fachpromotoren für Klimaschutz / Anpassung 

fehlen 

Interessen der Akteure: 
Stellenwert von Klimawandel / 
Klimaschutz und Anpassung 

• geringer Stellenwert Klimaschutz und Anpassung  
• andere Entwicklungen / Themen wichtiger (z.B. 

demographischer Wandel)  

Wissen und Wahrnehmung der 
Akteure 

• unterschiedliches Wissen über Klimaschutz, häu-
fig Verengung auf Energiethemen 

• Anpassung z.T. nicht bekannt oder schwierig ein-
ordbar 

• Betroffenheit der Region an Extremwetterereig-
nissen festgemacht 

• Informationsangebot ausreichend, Problem des 
Aufwands zur Informationsverarbeitung 

Machtverhältnisse 
• Zugang zur LAG eingeschränkt: Mitglieder zwar 

gewählt, aber im Vorfeld z.T. benannt 

Präferierter Handlungsmodus 
bei Entscheidungen 

• Mehrheitsentscheidungen  

Umgang mit 
Interessenskonflikten 

• keine konfliktträchtigen Entscheidungen 

Rollen der Akteure 

Obwohl einige Akteure keine besonders dominanten Akteure ausmachen konnten, 

bezeichnen knapp die Hälfte der interviewten Personen die öffentlichen Vertreter 

(Landratsämter, Kommunen) als die dominantesten Akteure. Der Geschäftsstelle 

kommt in der Akteurskonstellation eine zentrale Rolle zu: Durch ihre Beratungsfunk-

tion und die Vorbereitung der Projekte kann sie als Prozesspromotor ausgemacht 

werden. Durch die Beratung seien die Projekte so gut vorbereitet, dass nach Aussage 
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knapp der Hälfte der Interviewpartner eine Ablehnung schwierig sei. Die Mitglieder 

der LAG können als Machtpromotoren in diesem Prozess angesehen werden, da 

ihnen die Entscheidung über die Projekte obliegt. Von diesen Akteuren sind aber nicht 

alle gleichermaßen aktiv (s.o.). Fachpromotoren für die Themen Klimaschutz und 

Anpassung können nicht identifiziert werden. Die Zusammensetzung durch organi-

sierte Akteure ist stark mit deren Multiplikatorenfunktion verknüpft. 

Präferierte Handlungsmodi 

Die Geschäftsordnung legt die Machtverhältnisse und die Handlungsmodi fest. Die 

Mitgliedschaften in LAG und Vorstand sind über Wahlen geregelt, als Handlungsmo-

dus sind Mehrheitsentscheidungen festgelegt. Dieser Handlungsmodus wird von 

allen Interviewpartnern bestätigt. Eine interviewte Person schränkt jedoch ein, dass 

die Projekte schon so weit in die Wege geleitet wurden, dass nur noch zugestimmt 

werden konnte. Dies dürfte auch durch das Bewilligungsverfahren56 bedingt sein, das 

darauf beruht, dass die Anträge vor der Beratung in der LAG vorab durch die Bewilli-

gungsbehörde geprüft werden.  

Machtverhältnisse  

Die Mitglieder der LAG werden zwar gewählt, laut knapp der Hälfte der interviewten 

Personen wurden sie im Vorfeld aber direkt angesprochen bzw. benannt. Die Kriterien 

für die Zusammensetzung der LAG geben diese stark vor, so dass der Zugang ein-

geschränkt ist. 

Interessen der Akteure: Stellenwert Klimawandel 

Zwei Interviewpartner geben an, dass Klimaschutz und Anpassung keinen hohen 

Stellenwert bei den Interessen der Akteure hätten. Vor allem vor dem Hintergrund 

anderer Probleme (z.B. demographischer Wandel), deren Konsequenzen für die Ak-

teure sichtbarer sind, tritt der Klimawandel in den Hintergrund: Ursache sei „[…] dass 

es […] noch nicht so dramatisch spürbar ist […]. Da drängen sich noch andere All-

tagsproblemchen ein bisschen in den Vordergrund […]“ (INTERVIEW NSW_2).  

                                                
56 Bevor die Projekte in der LAG beraten und beschlossen werden, werden die Anträge durch 

die Bewillungsstelle und ggf. andere Behörden vorab geprüft (Vorprüfverfahren). 
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Wissen und Wahrnehmung der Akteure 

Die Auswirkungen des Klimawandels bzw. die Betroffenheit der Region durch den 

Klimawandel wird von vielen Interviewpartnern als gegeben bzw. hoch eingeschätzt. 

Es werden v.a. die Auswirkungen auf den Wald, aber auch auf die Landwirtschaft und 

den Tourismus genannt. Die Betroffenheit wird überwiegend an Extremwetterereig-

nissen festgemacht, hier waren im Schwarzwald vorwiegend Sturmereignisse bedeu-

tend, aber auch Trockenperioden und Starkniederschläge werden von einigen Akteu-

ren aufgeführt. Schleichende Veränderungen werden kaum benannt und werden all-

gemein kaum wahrgenommen:  

„[I]ch glaube, den Leuten ist das einfach noch nicht ganz so bewusst, wie stark wir 
schon betroffen sind und dass wir eigentlich mittendrin sind im Klimawandel. Ich habe 
immer so das Gefühl, die warten auf den Morgen, wo sie aufwachen und hier ist alles 
Saharawüste. Dass es aber ein schleichender Prozess ist, das ist vielen, glaube ich, 
noch gar nicht so richtig bewusst“ (INTERVIEW NSW_1).  

Die Hälfte der Interviewpartner stuft die Auswirkungen des Klimawandels als noch 

nicht spürbar genug ein, um Anpassungsmaßnahmen zu ergreifen. „Das ist für mich 

eigentlich noch zu weit weg [...]" (INTERVIEW NSW_9). 

Das Wissen der Akteure über Klimaschutz und Anpassung ist unterschiedlich: Wäh-

rend die Einordnung von Klimaschutz allen Akteuren möglich ist, ist der Umgang mit 

dem Begriff der Anpassung für einige Akteure schwierig, d.h. der Begriff ist nicht be-

kannt oder kann nur allgemein bzw. an konkreten Beispielen eingeordnet werden. 

Andere nehmen dagegen eine differenzierte Betrachtung vor. Dass der Klimaschutz 

den Interviewpartnern präsenter ist, zeigt auch, dass in den Interviews hauptsächlich 

die Begriffe Klimaschutz und Klimawandel verwendet werden, obwohl die Fragen Kli-

maschutz und Anpassung an den Klimawandel enthalten. Häufig findet beim Klima-

schutz eine Definition über Energiethemen und die Verringerung von Emissionen 

statt, die Betrachtung von Treibhausgassenken wird nicht vorgenommen.  

Obwohl ein Interviewpartner mehr Informationen über den Klimawandel und seine 

Auswirkungen, sowie Klimaschutz- und Anpassungsmöglichkeiten wünscht, erachtet 

die Hälfte der Interviewpartner das Informationsangebot als ausreichend, welches 

überwiegend durch den Arbeitsalltag der Akteure gegeben ist (insbesondere in den 

Verwaltungen). Dem ausreichenden Angebot steht vielmehr das Problem gegenüber, 

dass laut der Interviewpartner die eigene Intitiative gefragt ist und mit der Höhe der 

Informationen der Aufwand zur Verarbeitung und Selektion zunehme. 
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6.1.6 Strategiebildung LEADER / Regionalplanung 

Tab. 26: Analyse der Strategiebildung 

Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 
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Interdependenzen LEADER / 
ILE und Regionalplanung 

• LEADER-Region liegt in zwei Planungsverbän-
den, überwiegend im Regionalverband 
Nordschwarzwald 

• Landesplanungsgesetz enthält keine Festlegun-
gen hinsichtlich der Beteiligung von LEADER-Re-
gionen, es sollen jedoch Verbände / Vereinigun-
gen beteiligt werden, die für die regionale Ent-
wicklung wichtig sind 

• Regionalplan: bei der Freiraumentwicklung sollte 
eine Koordinierung anderer Programme / Pro-
jekte erfolgen, z.B. LEADER 

• Regionalverband nicht in LEADER einbezogen  
• einige thematische Schnittmengen, z.T. auch für 

Klimaschutz / Anpassung relevant 

Strategische Kooperation • keine Kooperation 

Zu einer Kooperation zwischen der LEADER-Region und dem Regionalverband 

Nordschwarzwald konnten nur wenige Akteure Auskunft geben. Demnach hat laut 

diesen Interviewpartnern keine Zusammenarbeit stattgefunden, dazu wird zum einen 

keine Notwendigkeit gesehen, zum anderen der regionale Planungsverband als eine 

andere Institution mit anderer Funktion gesehen. 

In dem KlimaMORO wurde sich mit dem formellen und informellen Instrumentarium 

der räumlichen Planung und Entwicklung auseinandergesetzt, LEADER-Regionen 

wurden aber nicht mit einbezogen. Als Grund wird durch die Regionalplanung eine 

fehlende Wahrnehmung der LEADER-Regionen angegeben: „Weil wir sie in dem 

Zuge gar nicht auf dem Radar hatten“ (INTERVIEW NSW_8). Zu LEADER werden keine 

Schnittstellen gesehen. 



6 Fallstudien (Analyse II)  

133 

6.2 LEADER Storchenland Prignitz 

6.2.1 Kurzvorstellung der Region (situative Rahmenbedingungen) 

Die LEADER- / ILE-Region Storchenland Prignitz57 liegt im Nordwesten Branden-

burgs und ist von ihrer Abgrenzung mit dem Landkreis Prignitz identisch (vgl. REGIO-

NALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007, S. 1). Im Westen und Südwesten bildet die Elbe 

die Grenze zu den Bundesländern Sachsen-Anhalt und Niedersachsen (vgl. EBD.). Im 

Norden grenzt die Region an das Bundesland Mecklenburg-Vorpommern (vgl. EBD.). 

Der Landkreis Prignitz zählt zu den am dünnsten besiedelten Landkreisen in Bran-

denburg (vgl. MIL 2014, S. 31).  

 

 

 

 

 

 

Foto 5: Siedlung in der LEADER-
Region (NEUBERT 2012) 

Die wichtigsten strukturellen Faktoren zeigt Tabelle 27, folgende Aspekte sollen her-

vorgehoben werden:  

 starker Bevölkerungsrückgang, Überalterung der Region (vgl. REGIONALFÖRDE-

RUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007, S. 9) 

 hohe Arbeitslosenquote  

 Erzeugung von erneuerbaren Energien, v.a. Biogas und Photovoltaik, wird zu-

nehmend wichtiger (vgl. LANDKREIS PRIGNITZ O.J.) 

 länderübergreifendes UNESCO-Biosphärenreservat „Flusslandschaft Elbe“ (vgl. 

REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007, S. 11; s. Foto 9). 

                                                
57 Im Folgenden LEADER-Region Storchenland Prignitz 
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Foto 6: Biogasanlage in der Prignitz (NEUBERT 2012) 

Foto 7: Der Maisanbau hat sich als Folge der Biogasnutzung stark ausgeweitet 
(NEUBERT 2012) 

 

 

 
 
 
 
Foto 8: Der Landkreis Prignitz 
bzw. der Nordwesten Branden-
burgs ist einer der Schwerpunkte 
von Windenergieanlagen in 
Deutschland58 (NEUBERT 2012) 

 
Tab. 27: Regionalprofil LEADER-Region Storchenland Prignitz 

Quelle: eigene Darstellung nach 
1
REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007; 

2
BBSR O.J.A; 

3
BFN 2014; 

5
STATISTISCHE ÄMTER DES BUNDES UND DER LÄNDER 2014A; 

5
STATISTISCHE ÄMTER 

DES BUNDES UND DER LÄNDER 2014B; 
6
LASA 1998, S. 37 

Regionalprofil LEADER-Region Storchenland Prignitz 

Abgrenzung
1
 Landkreis Prignitz 

Raumtyp
2
 

(nach BBSR) 

• überwiegend sehr peripher ländlich 
• sehr peripher, teilweise städtisch: Stadt Perleberg, Stadt Pritzwalk, 

Gemeinde Weisen, Stadt Wittenberge 

Gemeinden
1
 

(* nur Teile der 
Gemeinde) 

• Kreisstadt Perleberg 
• Stadt Pritzwalk 
• Stadt Wittenberge* 
• Amt Bad-Wisnack / 

Weisen 

• Amt Meyenburg 
• Amt Lenzen- Elbtalaue 
• Amt Putlitz-Berge 
• Gemeinde Groß Pan-

kow 

• Gemeinde Gumtow 
• Gemeinde Platten-

burg 
• Gemeinde Karstädt 

Größe
1
 2.123 km² 

Bevölkerung
1
 

Einwohner: 87.590 (2006) 
Einwohnerdichte: 41 EW/km²  
(ohne den Verflechtungsraum Wittenberg-Perleberg <20 EW/km²) 

                                                
58 vgl. BBSR 2012, S. 95 
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Bevölkerungsentwicklung 2005-2030: -25,5 % (Land Brandenburg: -13,4 
%) 

Großlandschaft / 

Landschaftstyp
3
 

• Großlandschaft: Norddeutsches Tiefland 
• Landschaftstyp:  
 Ackergeprägte offene Kulturlandschaft (größter Bereich der Region) 
 Grünlandgeprägte offene Kulturlandschaft (Flusslandschaft Elbe, Südwes-

ten der Region) 
 (andere) waldreiche Landschaft (v.a. Süden der Region) 
 Gehölz- bzw. waldreiche ackergeprägte Kulturlandschaft (Norden der Re-

gion) 

Landnutzung
4
 

(Stand: 2008) 

• Landwirtschaft: 68,1 % (Brandenburg: 49,3 %) 
• Waldfläche: 22,9 % (Brandenburg: 35,5 %) 
• Siedlungs- und Verkehrsfläche: 6,7 % (Brandenburg: 9,1 %) 
• Erholungsfläche: 0,3 % (Brandenburg: 0,6 %) 

Wirtschafts-

struktur
5
 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsbereichen:  
• Land- und Forstwirtschaft: 6,6 % 
• Verarbeitendes Gewerbe; Baugewerbe: 27,3 % 
• Dienstleistungsbereich: 63,4 % 

Arbeitslosenquote: 18,7 % (Dezember 2006) 

Landwirtschaft:  
• Bewirtschaftungsform: Grünlandwirtschaft 
• Anzahl der Betriebe: 629 (2007; 1999: 695) 
• Anteil kleiner Betriebe (2-10 ha): 160 (2007; 1999: 189) 
• Anteil Betriebe >50 ha: 298 (2007; 1999: 304) 
• Nebenerwerb: 151; Haupt- oder Vollerwerb: 284 (Landwirtschaftliche Be-

triebe mit der Rechtsform Einzelbetrieb) 

Tourismus: 
• Übernachtungen: 204.392 (2007; 1995: 171.526) 
• Verweildauer: 2,4 Übernachtungen (2007; 1995: 4,2) (Übernachtungen / An-

künfte) 
• Anzahl der Betriebe: 62 (2007; 1995: 36) 

Tourismusform
6
: Natur- und Erholungstourismus, v.a. Radtourismus, 

Reittourismus, Wandern 

Das BMVBS / BBSR hat für die Region Prignitz eine mäßige Klimawandelanfällig-

keit ermittelt. Nach den Betroffenheits-Raumtypen ergeben sich für die Region Prig-

nitz bzw. die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz Oberhavel, die neben dem 

Landkreis Prignitz noch die Landkreise Ostprignitz-Ruppin und Oberhavel umfasst, 

die folgenden Betroffenheiten (vgl. BMVBS 2010a, S. 51-53): 

 Problemkomplex 1 (sommertypische Auswirkungen): mittlere Betroffenheit  

 besonders ausgeprägt: steigende Waldbrandgefahr (Stufe 3) 

 zunehmende Hitzeperioden / Hitzewellen, zunehmende Schwankung des Grundwas-

serspiegels, Einschränkung der als Brauchwasser nutzbaren Wasserressourcen und 

steigende Gefährdung der Artenvielfalt (Stufe 2)  

 Problemkomplex 2 (wintertypische Auswirkungen): geringere Betroffenheit  

 besonders relevant: Veränderung von Frequenz und Stärke von Flusshochwässern, 

häufigere Starkregenereignisse und Sturzfluten und zunehmender Verlust des 

Oberbodens durch Wassererosion (Stufe 3) 
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 Problemkomplex 3 (Beeinträchtigung und Zerstörung der Infrastruktur): mittlere 

Betroffenheit  

Die Region war in der Vergangenheit von Flusshochwassern betroffen, besonders in 

den Jahren 2002 und 2013 (nach Durchführung der Interviews) (s. LANDKREIS PRIGNITZ 

2016; MLUL 2013). Diese Extremereignisse könnten als Folge des Klimawandels zu-

nehmen. 

 

 

 

 

 

Foto 9: Flusslandschaft Elbe 
(NEUBERT 2012) 

Als für den Klimaschutz relevante Einrichtung verweisen zwei Interviewpartner auf 

den Energieberatungsverein emma e.V.. Die „Europäische Energiemanagement-

Agentur für Elbtalaue-Prignitz- Wendland“ mit Sitz beim Landkreis Lüchow-Dannen-

berg bietet Kommunen, Privatpersonen und Unternehmen Beratungsleistungen bei 

der Energieerzeugung, -verteilung und -einsparung (vgl. EMMA E.V. 2014). Eine direkte 

Verbindung zu Aktivitäten der LEADER-Region kann in der Analyse allerdings nicht 

ausgemacht werden. 

6.2.2 Institutionelle Rahmenbedingungen (extern) 

In Brandenburg ist die Umsetzung von Maßnahmen der integrierten ländlichen Ent-

wicklung an die LEADER-Förderung gekoppelt: Eine Förderung von ILE-Maßnahmen 

(v.a. Maßnahmen des Schwerpunkts 3 und der ländliche Wegebau) ist nur auf Grund-

lage einer „gebietsbezogenen lokalen Entwicklungsstrategie“ (GLES) im Rahmen des 

LEADER-Ansatzes möglich (vgl. BONNEVAL ET AL. 2010, S. 260). Über die ILE-Maßnah-

men hinaus ist eine Förderung gemäß den maßnahmenspezifischen Zielen innerhalb 

der Schwerpunkte 1, 2 und 3 möglich (eigentliche LEADER-Förderung) (vgl. EBD.; 

STRATMANN 2008C; S. BUCHSTABE H ILE-LEADER-RICHTLINIE). Grundlegend für die Förde-

rung ist die Richtlinie „über die Gewährung von Zuwendungen für die Förderung der 

integrierten ländlichen Entwicklung (ILE) und LEADER“ (ILE-LEADER-Richtlinie). 
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Tab. 28: Analyse der externen institutionellen Rahmenbedingungen 
Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 
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3.4 Förderprogramme und 
Richtlinien: Zielebene (Leitbild, 
Ziele, SWOT) 

• SWOT-Analyse: 
 kein Kapitel zum Klimawandel, CO2-Emissionen 

allgemein thematisiert 
 klimarelevante Aspekte v.a. bei der Land- und 

Forstwirtschaft behandelt 
• Leitbild / Ziele: Berücksichtigung von Klimaschutz 

und Anpassung nur in den spezifischen Zielen der 
Schwerpunkte 1 und 2 

3.5 Förderprogramme und 
Richtlinien: Maßnahmenebene 

• alle Schwerpunkte mit Bezügen zu Klimaschutz / 
Anpassung 
- Klimaschutz: v.a. Schwerpunkt 1 
- Anpassung: v.a. Schwerpunkt 2 

• Bezüge im Schwerpunkt 3  

3.6 Förderprogramme und 
Richtlinien: Regelungen zur 
Prozessorganisation 

• administrative, aber auch funktionelle, strukturelle 
oder landschaftliche Abgrenzung der Regionen 
möglich 

• Ansiedlung des Regionalmanagements außer-
halb der Verwaltung 

• LAG als rechtsfähige Zusammenschlüsse 
• keine inhaltlichen Anforderungen bzgl. Klima-

schutz / Anpassung 
• keine speziellen Vorgaben hinsichtlich der Ak-

teursbeteiligung / Beteiligung der Regionalpla-
nung 

3.7 Festlegungen in weiteren 
Regelsystemen zu 
Klimaschutz und Anpassung 

- 

3.8 Mehrebenenproblematik: 
Koordination Bund, Land u. EU - 

EPLR und Richtlinien: Zielebene 

Die SWOT-Analyse enthält keine systematische Analyse der Auswirkungen des Kli-

mawandels und der Vulnerabilität. Bezüge zu Klimawandel, Klimaschutz und Anpas-

sung werden v.a. in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft (besonders Produkti-

onsbedingungen und Bewirtschaftung) hergestellt. Zumeist sind diese Bezüge indi-

rekter Natur über anpassungsrelevante Handlungsfelder (Waldumbau, Waldbrandge-

fahr, Biodiversität, Wasserhaushalt, Hochwasser, Bodenfunktionen) (vgl. MIL 2014, S. 

80-82). Der Klimawandel selbst und klimatische Veränderungen werden als Risiko für 

die Land- und Forstwirtschaft sowie für den Wasserhaushalt gesehen.  Im Themen-

bereich „Ländlicher Raum“ werden nur wenige indirekte Bezüge über Hochwasser-

gefahren und nachwachsende Rohstoffe als Chance für die Wertschöpfung im länd-

lichen Raum hergestellt. 
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Die Ziele des EPLR BB beziehen sich hauptsächlich die wirtschaftliche Entwicklung 

bzw. Diversifizierung der Landwirtschaft und des ländlichen Raums. Bezüge zu Kli-

maschutz und Anpassung sind sind in Schwerpunkt 1 und 2 enthalten. Im Schwer-

punkt 2 zielt die Strategie direkt auf die Anpassung an den Klimawandel (angepasste 

Landbewirtschaftung, vgl. MIL 2014, S. 88) und zielt zudem auf den Ausgleich klima-

schützend wirtschaftender Betriebe (vgl. EBD., S. 92). Der für die LEADER- / ILE-För-

derung wichtige Schwerpunkt 3 zeigt dagegen in seinem Zielsystem keine Bezüge zu 

Klimaschutz und Anpassung an den Klimwandel. Auch die Ziele der Richtlinie über 

die Gewährung von Zuwendungen für die Förderung der integrierten ländlichen Ent-

wicklung (ILE) und LEADER (ILE-LEADER-Richtlinie) zeigen keine konkreten Bezüge 

zu Klimaschutz und / oder Anpassung an den Klimawandel. 

EPLR und Richtlinien: Maßnahmenebene 

Die Auswertung des EPLR BB zeigt, dass alle thematischen Schwerpunkte Bezüge 

zu Klimaschutz und Anpassung aufweisen. Eine Konzentration von Maßnahmen, die 

direkt auf den Klimaschutz abzielen bzw. Bezüge zu Handlungsfeldern des Klima-

schutzes aufweisen, zeigt sich in Schwerpunkt 1 (v.a. Energieeinsparung). Es wird 

aber auch die Anpassung über den Hochwasserschutz und indirekt über die Bewäs-

serung thematisiert. Eine Konzentration von Handlungsfeldern für die Anpassung an 

den Klimawandel findet sich in Schwerpunkt 2 (Handlungsfelder Wasserhaushalt, Si-

cherung der Biodiversität, Waldumbau / Erhöhung der Widerstandsfähigkeit der Wäl-

der), besonders durch die Maßnahmen 213 und 214 (Maßnahmen im Rahmen von 

Natura 2000 und Agrarumweltmaßnahmen). Im für die ländliche Entwicklung beson-

ders relevanten Schwerpunkt 359 können für vier der sieben Maßnahmen ein Bezug 

zum Klimaschutz (vorwiegend erneuerbare Energien) und für eine ein Bezug zur An-

passung (Biodiversität und Wasserhaushalt) ausgemacht werden. Sowohl das EPLR 

BB als auch die ILE-LEADER-Richtlinie zeigen für den horizontalen Schwerpunkt 4 

(LEADER) keine Bezüge zu Klimaschutz oder Anpassung. Die Analyse der ILE-LEA-

DER-Richtlinie zeigt, dass die für den Klimaschutz und die Anpassung an den Klima-

wandel bedeutsamen Fördergegenstände der Maßnahme 32360 keine LEADER-Ent-

wicklungsstrategie als Fördervoraussetzung benötigen; diese sind u.a. an Natura 

2000-Gebietskulissen gebunden (vgl. TEIL I NR. 4.2, TEIL II F.1 ILE-LEADER- RICHTLINIE). 

                                                
59 Laut Halbzeitbewertung des EPLR BB (s. BONNEVAL ET AL. 2010) können fast alle der in den 

Regionen umgesetzten Vorhaben den ILE-Maßnahmen (Schwerpunkt 3) zugeordnet wer-
den (ca. 95 Prozent). Von den eigentlichen LEADER-Vorhaben ist der überwiegende Anteil 
in dem Schwerpunkt 3 eingeordnet ist (vgl. EBD., S. 263-264). 

60 Teil F der ILE-LEADER-RICHTLINIE 
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Der Klimaschutzbezug der Maßnahme 312 (Gründung und Entwicklung von Klein-

stunternehmen) ist insoweit eingeschränkt, dass Vorhaben, die der Erzeugung von 

Strom dienen, von der Förderung ausgeschlossen sind) (vgl. TEIL II NR. C.1.5.4 ILE-

LEADER-RL). In einem Interview wurde der Richtlinienpunkt D.1.3 (Vorhaben junger 

Familien zum Erhalt ländlicher Bausubstanz für Wohnzwecke) erwähnt, welcher 

Dämmmaßnahmen enthielte, seit 2010 sei diese Maßnahme nicht mehr in der Richt-

linie enthalten. Weitere klimaschutz- oder anpassungsrelevante Handlungsfelder sind 

der Richtlinie nicht zu entnehmen. 

Tab. 29: Klimabezug der geförderten Maßnahmen 
Quelle: eigene Darstellung nach Auswertung von MIL 2014, S. 119-212 

 

 



6 Fallstudien (Analyse II)  

140 

Regelungen zur Prozessorganisation 

Die Festlegungen zur Abgrenzung der LEADER-Regionen und zu den inhaltlichen 

Anforderungen zeigen keine für den Klimaschutz oder die Anpassung an den Klima-

wandel relevanten Aspekte. Der LEADER-Ansatz zielt in Brandenburg auf eine Sta-

bilisierung der Bevölkerungsentwicklung im ländlichen Raum (vgl. MIL 2014, S. 208). 

Die LEADER-Regionen sollen sich auf maximal zwei Themen beschränken, als Bei-

spiele werden ländlicher Tourismus, Landschaftsschutz, regionale Wertschöpfungs-

ketten sowie Stadt-Umland Beziehungen aufgeführt (vgl. EBD., S. 209). 

Bezüglich der Institutionalisierung ist festgelegt, dass das Regionalmanagement au-

ßerhalb der öffentlichen Verwaltung angesiedelt sein soll (NR. 2.7 UND G.1.1 ILE-LEA-

DER-RICHTLINIE) zudem werden die LAGs als „Rechtsfähige Zusammenschlüsse von 

verschiedenen Akteuren mit Einbindung von Gemeinden oder Gemeindeverbänden“ 

beschrieben (NR. G.2 ILE-LEADER-RICHTLINIE). Die weiteren Vorgaben zur Akteursbe-

teiligung sind allgemeiner Natur und richten sich nach den ELER-Vorgaben (mindes-

tens 50 Prozent WiSo-Partner). Festlegungen zur Zusammenarbeit mit der regionalen 

Raumordung bestehen nicht, außer, dass die Förderung auch an den Zielen der 

Raumordnung und Landesplanung ausgerichtet sein soll (vgl. MIL 2014, S. 182, 185, 

188; NR. 6.3 ILE-LEADER-RICHTLINIE). 

6.2.3 Institutionelle Rahmenbedingungen (intern) 

Die Abgrenzung der Region wird in der GLES funktional und historisch begründet 

(z.B. einheitliche Zuständigkeiten bei der Kreisentwicklung und im Tourismus, lang-

jährige Kooperationserfahrung) (vgl. REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007, S. 1). 

Träger der LAG der LEADER- / ILE-Region Storchenland Prignitz ist der „Verein Re-

gionalförderung Prignitzland e.V.“ (Organisationsform) (vgl. EBD. O.J.A, 2007, S. 20). Der 

Verein wurde 1991 zur Entwicklung der Prignitz gegründet (z.B. Förderung von Ar-

beitslosen), ist seit LEADER II für die Umsetzung von LEADER in der Region zustän-

dig (vgl. EBD. 2007, S. 20) und führt das Regionalmanagement durch bzw. beauftragt 

dieses (vgl. EBD., S. 21-22). Das Regionalmanagement wird aus einem Manager und 

einem Managementassistenten gebildet. Das Entscheidungsgremium der LAG bildet 

der Beirat des Vereins (vgl. EBD., GESCHÄFTSORDNUNG LAG PRIGNITZ § 2).  

Eine Übersicht über die Organisations- und Entscheidungsstrukturen in der LEADER-

Region sind in Abbildung 1 dargestellt.  
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Abb. 15: Organisations- und Entscheidungsstrukturen in der LEADER-Region Stor-
chenland-Prignitz 
Quelle: eigene Darstellung nach REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007, S. 20-22; GE-
SCHÄFTSORDNUNG DER LAG PRIGNITZ; SATZUNG DES REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZ E.V.; INTER-
VIEWS 

Wichtigstes Element der Akteursbeteiligung ist der Beirat als Entscheidungsgre-

mium, welcher regelmäßig tagt. Die Häufigkeit der Sitzungen ist nach Aussage einiger 

Interviewpartner abhängig von der Anzahl der Projektanträge und dem Zeitbudget der 

Mitglieder. Die Mitgliederversammlung des Vereins wird jährlich abgehalten (SATZUNG 

DES REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. § 6 ABS. 1, 2). Jährlich führt der Beirat zudem 

eine Bereisung der Region61 durch, bei der umgesetzte Projekte besucht werden und 

eine Sitzung des Beirats stattfindet (vgl. PROTOKOLL TEILNEHMENDE BEOBACHTUNG). Diese 

Bereisung wird von zwei Interviewpartnern als positiv erachtet, weil neben den 

Informationen über die Projekte Raum für Diskussionen und für die Gestaltung der 

Regionalentwicklung besteht. Dagegen werde in der Umsetzungsphase im Beirat 

nach Meinung eines interviewten Akteurs eigentlich nur auf Anträge reagiert. Eine 

                                                
61 Die Bereisung wurde in Form einer teilnehmenden Beobachtung im September 2012 be-

gleitet. 
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weitere Form der Beteiligung der regionalen Akteure sind der Verein bzw. die LAG 

und das in diesem Zusammenhang jährlich durchgeführte Regionalforum (vgl. GE-

SCHÄFTSORDNUNG DER LAG PRIGNITZ § 4; REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007, S. 

22). Die Regionalforen dienen der Berichterstattung, Information, Diskussion; hierzu 

werden lauter einiger Interviewpartner auch Vertreter anderer Regionen oder Exper-

ten eingeladen.  

Die Öffentlichkeitsarbeit richtet sich gemäß einer Interviewaussage allgemein an 

die Bevölkerung. Als Hauptmedium werden nach Aussage der meisten Interview-

partner regelmäßig Zeitungsberichte eingesetzt, die Intensität der eigenen Pressear-

beit wird jedoch in einzelnen Interviews kritisch hinterfragt. Ein weiteres Medium stellt 

die Internetseite der LEADER-Region dar, die aber nach Meinung einiger Inter-

viewpartner eher unregelmäßig aktualisiert werde. Daneben nennen einzelne Akteure 

ein Video, Radiobeiträge sowie ein Flyer als Einzelaktionen. Neben Informationen zur 

Förderung werden nach Aussage einiger Interviewpartner hauptsächlich umgesetzte 

Projekte dargestellt.  

6.2.4 Thematische Ausrichtung der LEADER-Region 

Tab. 30: Analyse der thematischen Ausrichtung 
Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

T
h

e
m

a
ti

s
c
h

e
 A

u
s

ri
c
h

tu
n

g
 

Inhaltliche Ausrichtung auf den 
Klimawandel - Zielebene 

• SWOT-Analyse: keine Bezüge zu Klimaschutz / 
Anpassung 

• das Zielsystem enthält keine Bezüge zu Klima-
schutz / Anpassung, in den Leitthemen z.T. Be-
züge zum Klimaschutz vorhanden 

Inhaltliche Ausrichtung auf den 
Klimawandel – Maßnahmen-
ebene (Projekte) 

• überwiegender Anteil im Handlungsfeld „Siedlung 
und Verkehr“: 
- Häusersanierung, Aus- und Umbau 
- straßenbauliche Projekte 

• Klimaschutz / Anpassung kein Ziel der Projekte 
• indirekte Bezüge vorhanden 

- Studie zur Sicherung der Energieversorgung 
durch Biogasanlagen 

- Wärmedämmung bei gebäudlichen Maßnah-
men 

- Moorschutz 
- Naturschutz (Biotopvernetzung) 

• fast ausschließlich baulich-investive Projekte 
• Klimaschutz / Anpassung kein Kriterium bei der 

Auswahl der Projekte 

Verhandlung des Klimawan-
dels 

• im REK und Beirat keine Thematisierung des Kli-
mawandels bzw. Klimaschutz / Anpassung 



6 Fallstudien (Analyse II)  

143 

Thematische Ausrichtung der Region: Zielebene 

Die Stärken- und Schwächen-Analyse62 enthält keine relevanten Bezüge zu Klima-

schutz oder Anpassung an den Klimawandel.Die wichtigsten Stärken werden in der 

Ausstattung und Attraktivität der Natur- und Kulturlandschaft (v.a. für den Tourismus) 

und der Verkehrsanbindung, die Hauptschwächen in der negativen Bevölkerungsent-

wicklung, der unzureichenden Infrastrukturausstattung, der hohen Arbeitslosigkeit, 

Nutzungskonflikten mit dem Naturschutz und der Struktur der Land- und Forstwirt-

schaft genannt (vgl. EBD.).  

Die Leitbild- und Zielentwicklung baut auf den vorangegangenen REK, LEADER+ 

(2002) und ILEK (2005 bzw. 2006), auf (vgl. REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007, 

S. 16). Die Strategie besteht im Weiteren aus „Hauptthemen“, „Inhaltlichen Schwer-

punkten“ und „Leitthemen“. Die Haupthemen und inhaltlichen Schwerpunkte lassen 

keine Bezüge zu klimarelevanten Aspekten erkennen. Direkte und indirekte Bezüge 

zum Klimaschutz sind dagegen in einigen Leitthemen genannt (Nutzung von eE und 

NawaRo aufgrund der Bedeutung des Klimawandels, Förderung der autofreien 

Mobilität) (vgl. EBD., S. 24-25, 28). Ziel dieser Leitthemen ist aber nicht zwingend der 

Klimaschutz, sondern das Entgegenwirken der Abwanderung, die Schaffung von 

Arbeitsplätzen und die Steigerung der touristischen Attraktivität (vgl. EBD., S. 25). Die 

Interviews mit den regionalen Akteuren stützen die in der GLES genannten Haupt- 

und Leitthemen. In den meisten Interviews wird v.a. auf die Ziele Erhalt und Schaffung 

von Infrastruktur, Schaffung von Arbeitsplätzen, Entgegenwirken der Abwanderung 

(v.a. Förderung junger Familien63) und Erhalt der Gebäudesubstanz Bezug genom-

men. Daneben werden von einzelnen Akteuren auch die natürlichen und kulturellen 

Potentiale, die Vernetzung der Akteure der Altkreise Pritzwalk und Perleberg und der 

Tourismus genannt. In einem Interview wird angegeben, die Ziele dienen allgemein 

der Erhaltung der Lebensqualität der Region. Die Ziele der GLES seien daher breit 

formuliert, so dass keine Themen von vornherein ausgeschlossen würden. 

Thematische Ausrichtung der Region: Maßnahmenebene 

Bis Ende Mai 2012 wurden in der LEADER-Region Storchenland Prignitz über 250 

Projekte umgesetzt. Die Analyse der umgesetzten und genehmigten Projekte zeigt, 

dass diese vorwiegend im Handlungsfeld Siedlung und Verkehr (s. Abb. 16) angesie-

                                                
62 Die Analyse nennt keine Chancen und Risiken. 
63 Förderung junger Familien 2010 aus der Richtlinie gestrichen (Förderpunkt D 1.3) (vgl. IN-

TERVIEW PRG_6, 9).  
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delt sind (zum einen Aus- und Umbau sowie Sanierung von Wohnhäusern, Hofge-

bäuden etc., zum anderen straßenbauliche Projekte wie Bau bzw. Ausbau von Stra-

ßen, Gehwegen, Brücken, Anlage von Straßenbeleuchtung etc.). Danach folgen die 

Handlungsfelder Tourismus und Kultur, Wirtschaft, Soziales, sowie Natur und Land-

schaft. Auch fast alle befragten Akteure sehen die meisten Projekte in den Bereichen 

Dorferneuerung und Infrastruktur (Siedlung und Verkehr), Schaffung von Arbeitsplät-

zen (Wirtschaft) und Tourismus. Zu wenige Projekte werden im Bereich Regionalver-

marktung und Landwirtschaft ausgemacht. Rund ein Drittel der Projekte konnte nicht 

eindeutig einem Handlungsfeld zugeordnet werden, sondern gehören zwei oder z.T. 

sogar drei Handlungsfeldern an. Die meisten der Doppelzuordnungen betreffen die 

Projekte aus den Bereichen Tourismus und Kultur, Wirtschaft sowie Soziales, die 

häufig mit dem Um- und Ausbau eines Wohnhauses, einer Hofstelle, Scheune o.ä. 

verbunden sind. Dies spiegelt sich auch in den Interviews wider, wo einzelne Akteure 

die Querbezüge zwischen den Handlungsfeldern Wirtschaft sowie Tourismus und der 

Dorferneuerung (Nutzung leerstehender Gebäude, Verschönerung des Dorfbildes) 

herausstellen. Hierdurch wird nochmals die starke siedlungsstrukturelle Ausrichtung 

der Maßnahmen dieser LEADER-Region deutlich.  

 

 

 

 

 

 

Foto 10: Projektbeispiel: Schwei-
zer Haus an der Plattenburg 
(NEUBERT 2012) 

In der landesweiten Betrachtung zeigt sich, dass im Durchschnitt in allen LEADER-

Regionen in Brandenburg (gemäß der Halbzeitbewertung) die meisten Projekte im 

Themenbereich Siedlung und Verkehr64, gefolgt von Tourismus und Wirtschaft (Ge-

werbeförderung) liegen (vgl. BONNEVAL ET AL. 2010, S. 266).  Zudem zeigt sich, dass die 

LAGen in Brandenburg sich vorwiegend auf den ILE-Bereich konzentriert haben (Ver-

ordnungen und Richtlinien wirken hemmend auf die Umsetzung von Projekten in an-

deren Schwerpunkten) (vgl. EBD., S. 268). 

                                                
64 thematische Förderbereiche der Halbzeitbewertung: Verkehrs-, Versorgungsinfrastruktur, 

Dorfgestaltung, Gemeindeeinrichtungen, Wohnen (vgl. BONNEVAL ET AL. 2010, S. 266) 
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Direkt auf Klimaschutz oder Anpassung an 

den Klimawandel zielt keines der Projekte, 

soweit dies aus den Beschreibungen der Pro-

jektliste entnommen werden konnte. Im Falle 

des Klimaschutzes weisen acht, im Falle der 

Anpassung neun Projekte dagegen einen in-

direkten Bezug zu relevanten Handlungsfel-

dern auf. Die Bezüge zum Klimaschutz wer-

den überwiegend über Wärmedämmung im 

Themenbereich Siedlung und Verkehr (be-

sonders, wenn KfW-Kredite genutzt werden) 

und Moorschutz im Themenbereich Natur 

und Landschaft hergestellt. 

Foto 11: Projektbeispiel: Radknotenpunktkon-
zeption (NEUBERT 2012) 

Herauszustellen ist eine Studie zur Sicherung der Energieversorgung durch Biogas-

anlagen. Diese Studie wird von vielen Interviewpartnern hervorgehoben und als das 

Projekt mit Bezug zum Klimawandel bzw. zum Klimaschutz gesehen. Auch wenn ein 

Interviewpartner die Erwartungen an die Wirkung der Studie, auf die Entwicklungen 

im Bereich Bioenergie in der Region Einfluss nehmen zu können, nicht besonders 

hoch einschätzt, verbinden zwei andere Interviewpartner hiermit jedoch die Hoffnung, 

durch die Aufarbeitung der Faktenlage den Akteuren eine „Diskussionsgrundlage“ für 

Entscheidungen zu geben. Zu nennen sind im Bereich der erneuerbaren Energien 

ebenfalls drei beantragte investive Projekte für Biogas- und Wasserkraftanlagen, die 

jedoch nicht genehmigt worden sind. Die anpassungsrelevanten Projekte liegen aus-

nahmslos im Themenbereich Natur und Landschaft, hierbei handelt es sich um Pro-

jekte zur Biotopvernetzung und Verbesserung des Wasserhaushalts (Entwicklung 

von Mooren). In der Matrix zur Bewertung und Priorisierung der Projektanträge spie-

len Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel bzw. relevante Handlungsfelder 

keine Rolle.  

Definition und Verhandlung des Klimawandels 

In der GLES werden bis auf die genannten Bezüge in der SWOT-Analyse und im 

Zielsystem keine Auswirkungen des Klimawandels oder Erfordernisse von Klima-

schutz und Anpassung behandelt. Auch im Beirat wurden diese Themen einem Inter-

viewpartner zufolge nicht betrachtet. 
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Abb. 16: Anzahl der Projekte nach Handlungsfeldern in der LEADER-Region Storchen-
land Prignitz 

Quelle: eigene Darstellung nach Auswertung REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. O.J.B 

6.2.5 Akteure und Akteurskonstellationen 

Akteurszusammensetzung 

Die Analyse der Akteurszusammensetzung konzentriert sich auf den Verein und den 

Beirat (Entscheidungsgremium), da hierfür belastbare Daten zur Verfügung stehen. 

Der Verein Regionalförderung Prignitzland e.V. als LAG hatte zum Zeitpunkt der 

Erarbeitung der GLES 55 Mitglieder (vgl. REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007, S. 

53-54). Rund die Hälfte der Mitglieder stellen Vereine und Verbände dar, 30 % sind 

private und 20 % öffentliche Akteure. Der Verein besteht somit sowohl aus organi-

sierten als auch aus individuellen Akteuren. Die Themenbereiche sind durch die Mit-

glieder des Vereins annähernd ausgewogen vertreten. Diese breite thematische und 

institutionelle Aufstellung des Vereins teilt auch ein Interviewpartner, der betont, dass 

die Mitgliedschaft freiwillig ist und kein Einfluss auf die Zusammensetzung ausgeübt 
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wird. Jedoch wurden, wie einige Interviewpartner angeben, in der Vergangenheit An-

tragssteller zur Mitgliedschaft verpflichtet, die später wieder ausgetreten sind (häufig 

private Akteure). Einige Interviewpartner geben an, dass die Beteiligung in der Phase 

der Strategieentwicklung höher war als in der Umsetzungsphase.  

Tab. 31: Analyse der Akteure und Akteurskonstellationen 

Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

A
k
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a
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Akteurszusammensetzung 

• Verein Regionalförderung Prignitzland e.V. 
 mehr private als öffentliche Akteure 
 individuelle und organisierte Akteure 
 unterschiedliche thematische Hintergründe 

• Beirat 
 Pflichtmitglieder und gewählte Mitglieder 
 mind. 50% WiSo-Partner 
 unterschiedliche thematische Hintergründe 

Rollen der Akteure 

• Prozesspromotoren: Mitglieder des Beirats 
• hemmend für den Prozess: Bewilligungsstelle 
• keine Fachpromotoren für Klimaschutz / Anpas-

sung 

Interessen der Akteure: Stel-
lenwert von Klimawandel / Kli-
maschutz und Anpassung 

• Stellenwert Klimaschutz / Anpassung gering (v.a. 
gegenüber anderen Herausforderungen wie dem 
demographischen Wandel) 

• hohe Bedeutung der erneuerbaren Energien 
(aber nicht vorrangig als Klimaschutzthema) 

Wissen und Wahrnehmung der 
Akteure 

• Sichtweise auf den Klimawandel schwankt zwi-
schen ablehnend und positiv aufgeschlossen 

• Klimaschutz vorrangig als Energiethema wahrge-
nommen 

• keine differenzierte Betrachtung von Klimaschutz 
/ Anpassung; z.T. kann Anpassung nicht einge-
ordnet werden 

• Akteure fühlen sich unzureichend informiert, ob-
wohl genügend Informationen zur Verfügung ste-
hen 

Machtverhältnisse 

• Verein offen 
• Beirat: grundsätzlich offen, obwohl ein Teil der 

Plätze fest vergeben ist 

Präferierter Handlungsmodus 
bei Entscheidungen 

• Mehrheitsentscheid 

Umgang mit Interessenskon-
flikten 

• Diskussionen 
• Kompromissfindung 

Der Beirat besteht aus 15 Mitgliedern, die sich in „geborene“ und „gewählte“ Mitglie-

der unterteilen. Die Pflichtmitglieder (geborene Mitglieder) setzen sich sowohl aus öf-

fentlichen Vertretern (Kommunen, Landkreis) als auch aus Vereinen und Verbänden 

zusammen, die verschiedene Themenbereiche (Tourismus, Natur und Landschaft, 
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Landwirtschaft, Wirtschaftsförderung) repräsentieren, sowie aus weiteren Vorstands-

mitgliedern des Vereins (vgl. Regionalförderung Prignitzland e.V. o.J.a). Diese Form 

der Zusammensetzung war laut einem Interviewpartner eine bewusste Entscheidung 

auf Grundlage der Erfahrungen aus vergangenen Förderperioden. Die gewählten Mit-

glieder sind dem privaten Bereich zuzuordnen und lassen sich überwiegend in die 

Landwirtschaft einordnen (vgl. Regionalförderung PRIGNITZLAND E.V. O.J.A). Die Zusam-

mensetzung des Beirates wird von allen relevanten Akteuren als gut und breit aufge-

stellt angesehen. Von einem Interviewpartner wird besonders die Rolle der Ehren-

amtlichen, also nicht berufsbedingt im Beirat engagierten Akteure hervorgehoben, da 

„[…] man vielleicht so manches Mal so ein bisschen Berufsblindheit hat und da wieder 

mal aufgeweckt wird, um mal die Sache von einer ganz anderen Seite zu betrachten“ 

(INTERVIEW PRG_2). 

Rollen der Akteure 

Die Akteure lassen sich hinsichtlich ihrer Aktivität grundsätzlich in zwei Gruppen ein-

teilen: Als erste Gruppe benennen einzelne Akteure insbesondere die Mitglieder des 

Beirates als Promotoren des Prozesses. Die zweite Gruppe bilden die Antragssteller, 

die gemäß einem Interviewpartner zumeist nur für die Zeit bis zum Abschluss des 

Projekts aktiv sind und somit nur für diesen bestimmten Zeitraum als aktive Akteure 

bezeichnet werden können. Sofern auch ein Vereinsbeitritt erfolgt ist (früher Pflicht-

mitgliedschaft, s.o.), erfolgt in diesem Zusammenhang oft auch ein Austritt aus dem 

Verein. Die Mitglieder des Beirates sind dagegen für einen längeren Zeitraum aktiv, 

aber auch hier können Unterschiede gemacht werden: So werden von den meisten 

Interviewpartnern besonders die (beteiligten) Kommunen und der Tourismusverband 

als Prozesspromotoren angesehen. Die Rollen haben sich im Verlauf des Prozesses 

geändert: War die Biosphärenreservatsverwaltung zu Beginn des LEADER-Prozes-

ses an der Erarbeitung der GLES beteiligt, ist sie inzwischen laut einzelner Inter-

viewpartnern inaktiver. Fachpromotoren für die Bereiche Klimaschutz und Anpassung 

an den Klimawandel können nicht identifiziert werden.  

Präferierte Handlungsmodi / Umgang mit Interessenskonflikten 

Die Entscheidungen im Beirat über die Projekte werden auf Basis einer Bewertungs-

matrix getroffen (Vorschlag einer Bewertung durch das Regionalmanagement), die 

Projekte würden nach Aussage der meisten regionalen Akteure diskutiert und dann 

per Mehrheitsentscheid empfohlen. Zwei Interviewpartner merken einschränkend an, 
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dass der Beirat eine Priorisierung / Einordnung der Projekte durchführt, die letztend-

liche Entscheidung über die Förderung wird in der Fördermittelstelle gefällt. 

Interessenskonflikte konnten laut der meisten Interviewpartner durch Diskussionen 

und Kompromissfindung aufgelöst werden. Ein Problem, das ein Interviewpartner für 

den ländlichen Raum ausmacht, ist der relativ überschaubare Kreis an Akteuren, der 

sich in verschiedenen Zusammenhängen häufig sehe und dadurch Meinungen vorab 

schon gebildet seien. 

Machtverhältnisse  

Nach Beantragung entscheidet der Vorstand des Vereins (Mehrheitsentscheid) über 

die Mitgliedschaft (vgl. SATZUNG DES REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. § 6 ABS. 1, 2). 

Die Aussagen der Hälfte der Interviewpartner belegt, dass der Verein offen für neue 

Mitglieder ist und auch Aktionen zur Werbung neuer Mitglieder durchführt. Über die 

Presse wurde die Bevölkerung informiert und zur Mitarbeit aufgerufen, in der Vergan-

genheit noch nicht beteiligte Akteure (Kommunen, Verbände) wurden gezielt ange-

sprochen (vgl. REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007, S. 12). Durch die Zusam-

mensetzung des Beirats aus ‚geborenen‘ und ‚gewählten‘ Mitgliedern ist ein Teil der 

Beiratsplätze für bestimmte Mitglieder vorgesehen (stabiler Akteurskreis), ein kleiner 

Teil der Plätze ist aber durch die Wahl von Vereinsmitgliedern auch anderen Akteuren 

zugänglich.  

Interessen der Akteure: Stellenwert Klimawandel 

Im LEADER-Prozess ist der Stellenwert von Klimawandel, Klimaschutz und Anpas-

sung für fast alle Akteure des LEADER-Prozesses gering, v.a. wenn diese mit den in 

der Region virulenten Problemen der Arbeitsmarktsituation und des demographi-

schen Wandels, der Abwanderung und den hiermit verbundenen Auswirkungen auf 

Versorgung und Infrastruktur verglichen werden. Diese „existentiellen Probleme“ 

überlagen das Problem Klimawandel:  

„Also, wenn wirklich die Leute auch Existenzängste haben und nicht wissen, ob sie ihre 
Häuser halten können oder ob sie die verkaufen oder ob sie die Gegend verlassen oder 
in die Stadt gehen […]. Dass dann der Klimawandel sicherlich auch ein existentielles 
Problem ist, aber im Moment nicht im Vordergrund steht. Sondern dass man dann das 
hintenan stellt und wirklich überlegt, wie kann ich über die Runden kommen und kann 
es hier sein oder werde ich die Region verlassen“ (INTERVIEW PRG_9)? 

Die in der LEADER-Region vorrangig verfolgten Interessen stellen gemäß den meis-

ten Interviewpartnern folglich der Erhalt und die Schaffung von Infrastruktur, das Ent-
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gegenwirken des demographischen Wandels und der Abwanderung und die Schaf-

fung von Arbeitsplätzen bzw. Wirtschaftsförderung dar. Ein Interviewpartner kritisiert 

jedoch, dass in dem LEADER-Prozess nicht langfristig genug gedacht werde: „Also, 

das Hemd ist in der Regel näher als die Hose“ (INTERVIEW PRG_8). Direkt ist der Stel-

lenwert zwar gering, als Energiethema aber, als das der Klimawandel in den meisten 

Interviews wahrgenommen wird, fällt dem Klimaschutz ein immer stärkeres Gewicht 

zu: Durch die hohe gefühlte Betroffenheit (s.u.), verursacht durch den Ausbau der 

erneuerbaren Energien (speziell Windkraft und Biogas; s.u.) findet eine Diskussion in 

der Region statt und das Bedürfnis, diese Thematik aufzugreifen, steigt, was sich z.B. 

in der Studie zu Biogasanlagen zeigt.  

Wissen und Wahrnehmung der Akteure 

Der Klimawandel wird von einigen Akteuren als globales und mediales Thema wahr-

genommen. In allen Akteursgruppen ist sowohl ein generelles (privates) Interesse an 

der Thematik vorhanden als auch eine negative Wahrnehmung. Diese wird in Aussa-

gen deutlich wie der Klimawandel sei „Geschäftemacherei“ (INTERVIEW PRG_1), die 

Auswirkungen würden dramatisiert und die Berücksichtigung von Klimawandelaspek-

ten in den Projekten (z.B. Wärmedämmung) führe zu einer Verteuerung der Projekte. 

Die Betroffenheit durch den Klimawandel wird von vielen Akteuren über den Ausbau 

der erneuerbaren Energien definiert: Sie fühlen sich nicht direkt von den Auswirkun-

gen des Klimawandels betroffen, sondern von der Klimaschutz- und Energiepolitik 

bzw. den hiermit verbundenen Maßnahmen, so  

„[…] dass einige in der Region sich von diesen Auswirkungen des Kampfes gegen den 
Klimawandel viel mehr betroffen fühlen, als vom Klimawandel“ (INTERVIEW PRG_9). 

Einige Akteure verschiedener Gruppen beschreiben auch direkte Auswirkungen des 

Klimawandels bzw. sehen diese für die Zukunft als relevant an (z.B. Hochwasserer-

eignisse, Schädlingskalamitäten, Veränderungen des Wasserhaushalts, Steigerung 

der Temperaturen). Für knapp die Hälfte der regionalen Akteure hingegen sind die 

Auswirkungen zu gering oder noch nicht spürbar genug, um sich prognostizierte Aus-

wirkungen vorstellen zu können. Zudem findet von einigen Akteuren eine Relativie-

rung der Auswirkungen (andere Regionen seien stärker betroffen) bzw. der Notwen-

digkeit zum Handeln (es sei schon viel gemacht worden) statt. Die Auswirkungen des 

Klimawandels bzw. der Klimapolitik werden aber nicht nur negativ gesehen: Ein Ak-

teur verweist auf positive Auswirkungen, ein anderer von der steigenden Akzeptanz 

des Ausbaus erneuerbarer Energien, sofern man selbst davon profitiert.  
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Das Wissen der Interviewpartner über die Themen Klimaschutz und Anpassung ist 

unterschiedlich. In ein paar Fällen wird nicht zwischen den Begriffen differenziert und 

in vielen Fällen kann der Begriff der Anpassung an den Klimawandel nicht eingeord-

net werden. Dagegen stehen Akteure, die den Begriff zwar nicht direkt verwenden, 

im Interviewverlauf dann aber konkrete Anpassungsmaßnahmen nennen sowie Ak-

teure, die Schutz und Anpassung differenzieren. Der Begriff Klimaschutz wird in den 

meisten Interviews häufiger verwendet, beschränkt sich jedoch zumeist auf Ener-

giethemen oder die Senkung von Emissionen und wird von einigen Akteuren unter-

schiedlichster Gruppen unscharf zu verwandten Themen verwendet (z.B. FCKW, 

Luftreinhaltung).  

Viele Interviewpartner fühlen sich unzureichend bzw. gering informiert, so dass Aus-

wirkungen nicht wahrgenommen werden können oder aufgrund der fehlenden Fach-

kenntnis bei den Projekten Klimaschutzaspekte nicht aufgegriffen werden können. 

Gründe hierfür sehen einige Interviewpartner zum einen in der Komplexität der The-

matik, zum anderen in dem Umstand, dass es sich um ein „neues“ Thema handelt.  

Die Gründe für dieses Gefühl der mangelnden Informiertheit kann allerdings nicht un-

bedingt darauf zurückgeführt werden, dass zu wenige Informationen zur Verfügung 

stehen: Zwar herrscht z.T. Unsicherheit vor, woher man Informationen über die Aus-

wirkungen des Klimawandels und den entsprechenden Maßnahmen erhalten kann, 

der eigene Kenntnisstand wird aber auch vom eigenen Engagement abhängig ge-

macht. Die Hälfte der Akteure nimmt viele Veröffentlichungen zu dem Thema wahr, 

z.B. auch über das Internet. Zwei Akteure des öffentlichen Bereichs machen eine re-

gelrechte „Informationsflut“ aus: Es herrsche schon ein ‚zu viel‘ an Informationen vor, 

z.B. über entsprechende E-Mailverteiler. „[…] wir werden ja so zugeschüttet mit Infor-

mationen, dass man ja Mühe hat, seinen eigenen Weg da zu finden […]“ (INTERVIEW 

PRG_5). Hier bestehe das Problem, diese Fülle an Informationen auf die jeweils rele-

vanten Aspekte filtern und überhaupt bearbeiten zu können (Zeitfaktor). Generell ma-

chen viele Akteure ein Defizit in der Vertrauenswürdigkeit (Internet) sowie in der Frage 

nach der Qualität und der Passgenauigkeit (z.T. zu abstrakt und nicht auf die Prob-

leme vor Ort bezogen) der Informationen aus.  

6.2.6 Strategiebildung LEADER / Regionalplanung 

Auf Akteursebene sind keine Interdependenzen erkennbar. Die ländliche Entwick-

lung verfüge nach Meinung der Regionalplanungsvertreter auf Landkreisebene über 

eigenständige Strukturen, die nicht in Verbindung mit der Regionalplanung stünden. 
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Das regionale Energiekonzept wurde unter Beteiligung verschiedener öffentlicher und 

privater Akteure erstellt (vgl. ERNST BASLER + PARTNER GMBH 2013, S. 51-55). Die LEA-

DER-Region selbst wird in dem Konzept nicht als Akteur geführt. Inwieweit andere 

Akteure, die auch in LEADER tätig sind, an der Erstellung des Regionalen Energie-

konzepts beteiligt waren, ist nicht ersichtlich.  

Tab. 32: Analyse der Strategiebildung 

Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

S
tr

a
te

g
ie

b
il
d

u
n

g
 

Interdependenzen LEADER / 
ILE und Regionalplanung 

• LEADER-Region Teil der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Prignitz-Oberhavel 

• Leitbild Planungsregion: Identifizierung regionaler 
Kooperation; ländliche Entwicklung nicht berück-
sichtigt 

• keine akteursbezogene Interdependenzen er-
kennbar 

• inhaltliche Interdependenzen: erneuerbare Ener-
gien 

Strategische Kooperation 
• keine Zusammenarbeit über vereinzelte Abstim-

mungsgespräche hinaus 

Als klimarelevantes Schnittstellenthema sind die erneuerbaren Energien zu sehen, 

wo beide Gruppen aktiv sind (Regionalplanung: regionales Energiekonzept, LEA-

DER-Region: Biogasstudie). Über Abstimmungen hinaus hat aber keine Zusammen-

arbeit stattgefunden (s.u.). Beide Akteursgruppen sehen wenige Schnittmengen in 

ihren jeweiligen Aufgaben. Aus Sicht der Regionalplanung lässt sich dies weiter kon-

kretisieren: Die LEADER-Regionen würden keine raumordnerischen Belange bear-

beiten, die thematische Fokussierung auf Tourismus und Kleingewerbe biete wenig 

Ansatzpunkte für die Regionalplanung. Als Schnittstellenthema hatte die Regional-

planung in der Vergangenheit die Daseinsvorsorge identifiziert, jedoch sei eine Ko-

operation u.a. daran gescheitert, dass dieses Thema nach Vorgabe des Landes nicht 

mehr auf regionaler Ebene bearbeitet werden dürfte.  

Sowohl viele Akteure der LEADER-Region als auch die interviewten Vertreter der Re-

gionalplanung geben an, dass es im Grunde keine Zusammenarbeit zwischen der 

Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz und der LEADER-Region Storchenland 

Prignitz gegeben hat. Es gab vereinzelt Abstimmungen (z.B. Datenabfragen, Einla-

dung der LAG zu Sitzungen der Regionalen Planungsgemeinschaften, Unterstüt-

zungszusicherung der LAG für einen Projektantrag). Im Zuge der Erstellung der Bio-

gasstudie erfolgte nach Aussage einiger LEADER-Akteure eine Abstimmung mit der 

Regionalplanung, damit es keine doppelte Bearbeitung gibt. Zudem sollen die Ergeb-
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nisse der Biogasstudie zur Verfügung gestellt werden. Zwar sollte im fertigen Ener-

giekonzept die Biogasstudie laut einem Interviewpartner der Planungsgemeinschaft 

kurz aufgegriffen werden an, dass im Konzept zeigen sich aber keine Bezüge zu der 

Studie, obwohl es sich in einem Kapitel mit schon vorhandenen Konzeptionen in der 

Region beschäftigt (vgl. ERNST BASLER + PARTNER GMBH 2013, S. 18-24). Dies bedeutet 

aber nicht, dass eine Kooperation nicht erwünscht ist: Die Regionalplanung habe 

nach eigener Aussage am Anfang den Kontakt zu den LEADER-Regionen ge-

wünscht, während der ILE-Förderung seien sie noch einbezogen gewesen. Auch in 

die Erarbeitung des regionalen Leitbilds sind ILE-Gruppen einbezogen worden, es 

gibt aber keine Hinweise darauf, welche Gruppen und welche Personen konkret be-

teiligt wurden (vgl. RPLG PRIGNITZ-OBERHAVEL O.J.A; REGIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND 

E.V. 2007, S. 7).  
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B ILE 

6.3 ILE Südliches Osnabrücker Land 

6.3.1 Kurzvorstellung der Region (situative Rahmenbedingungen) 

Die ILE-Region Südliches Osnabrücker Land 

(SOL) ist - wie es der Name sagt - im südlichen 

Teil des Landkreises Osnabrück an der Grenze 

zu Nordrhein-Westfalen gelegen. Die Region 

wird aus den Städten Bad Iburg und Dissen 

a.T.W. sowie den Gemeinden Bad Laer, Bad 

Rothenfelde, Glandorf und Hilter a.T.W. gebil-

det, die ca. 15 - 25 km vom nächstgelegenen 

Oberzentrum Osnabrück entfernt liegen.  

Foto 12: Blick über den Solarpark Schwege in 
Richtung Teutoburger Wald (NEUBERT 2014) 

Die wichtigsten strukturellen Faktoren sind in Tabelle 33 zusammengefasst, es wird 

v.a. auf die folgenden Aspekte hingewiesen:  

 geringe Arbeitslosenquote 

 stabile Bevölkerungsentwicklung (bis 2030 leichte Rückgänge prognostiziert) 

 Ausläufer des Ostmünsterlandes als strukturreiche und ackergeprägte offene 

Kulturlandschaft im Süden und im Norden der Osnabrücker Osning als Ausläufer 

des Mittelgebirges Teutoburger Wald (vgl. BFN 2014; LK OSNABRÜCK 2004, S. 52) 

 Flächennutzung durch Land- und Forstwirtschaft dominiert, Konzentration der 

Landwirtschaft v.a. im südlichen Teil der Region (vgl. PRO-T-IN 2008A, S. 16-19)  

 

Tab. 33: Regionalprofil der ILE-Region SOL 
Quelle: eigene Darstellung nach 1PRO-T-IN 2008A; 2BBSR O.J.A 3eigene Berechnung nach NSL 

2007, S. 86; 4eigene Berechnung nach LSN 2014A; 5eigene Berechnung nach BERTELSMANN 

STIFTUNG 2014; 6eigene Berechnung nach LSN 2014B; 7BFN 2014 

Regionalprofil ILE-Region Südliches Osnabrücker Land 
Abgrenzung

1 Gemeinden im südlichen Bereich des Landkreises Osnabrück 

Raumtyp
2 

(nach BBSR) 
• überwiegend städtisch, zentral (Bad Iburg, Bad Rothenfelde, Dissen) 
• teilweise städtisch, zentral (Bad Laer) 
• ländlich, zentral (Glandorf, Hilter aTW) 

Gemeinden
1 

• Stadt Bad Iburg 
• Gemeinde Bad Laer 
• Gemeinde Bad Rothenfelde 

• Stadt Dissen aTW 

• Gemeinde Glandorf 
• Gemeinde Hilter aTW 
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Größe
3 246 km² (Stand: 31.12.2004) 

Bevölkerung (ver-
gleichbare Zahlen für 
die ILE-Region und 
das Land liegen nicht 
vor) 

Einwohner
4
: 54.600 (Stand: 31.12.2011) 

Einwohnerdichte
4
: 254 EW/km² (Stand: 31.12.2011) 

Bevölkerungsentwicklung
5
:  

• 2006-2012: 0,7 %  
• 2009-2030: -1 % 

• Landkreis Osnabrück 2008-2030: - 6,8%
6
 

• Niedersachsen 2008-2030: -6 %
6
 

Großlandschaft / 

Landschaftstyp
7
  

• Großlandschaft: Norddeutsches Tiefland; Zentraleuropäisches Mittel-
gebirgs- / Stufenland 

• Landschaftstyp:  
 strukturreiche bzw. ackergeprägte offene Kulturlandschaft 
 andere waldreiche Landschaft (Norden der Region) 

Landnutzung 
(Stand: 2008) 

• Landwirtschaft: 58,3 % (Niedersachsen: 60,4 %) 
• Waldfläche: 23,8 % (Niedersachsen: 21,5 %) 
• Gebäude- und Freifläche: 9,5 % (Niedersachsen: 7,2 %) 
• Betriebsfläche: 0,2 % (Niedersachsen: 0,7 %) 
• Verkehrsfläche: 5,5 % (Niedersachsen: 5,1 %) 
• Erholungsfläche: 0,7 % (Niedersachsen: 0,9 %) 
• Wasserfläche: 1,8 % (Niedersachsen: 2,3 %) 
• andere Nutzung: 0,2 % (Niedersachsen: 1,9 %) 

Wirtschafts-
struktur 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsbereichen
6
:  

• Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft: 1,5 % (Niedersachsen: 1,2 %) 
• Produzierendes Gewerbe: 35,7% (Niedersachsen: 32 %) 
• Dienstleistungsbereich: 62,8 % (Niedersachsen: 66,8 %) 

Arbeitslosenquote
1
: 4,5 % (Niedersachsen: 8,1 %: Stand 03/2008) 

Land- und Forstwirtschaft
1
:  

• Anzahl Betriebe: 550 (2005, -15 % zu 2001) 
• Haupterwerb: 41 %, Nebenerwerb: 59 % (2003) 
• durchschnittliche LFN der Betriebe: 27,8 ha (2005, +18,3 % zu 2001) 
• Schwerpunkt: Nahrungsmittelanbau 

Tourismus
1
: 

• Anzahl Beherbergungsbetriebe: 68 (2007, -15,6 % zu 1995) 
• Übernachtungen: 772.380 (2007) 
• Auslastung: 58,9 % (2007) 
• durchschnittliche Aufenthaltsdauer: 5,8 Tage 
• Schwerpunkt: Gesundheitstourismus (drei Heilbäder) 

Die Anfälligkeit der ILE-Region SOL bzw. des Landkreises Osnabrück wird nach den 

Klimawandelanfälligkeitsklassen des BMVBS / BBSR als mäßig bis gering einge-

stuft, die ermittelten Klimawandelbetroffenheits-Raumtypen prägen sich wie folgt 

aus (vgl. BMVBS 2010A, S. 51-53):  

 Problemkomplex 1 (sommertypische Problemfolgen): mittlere Betroffenheit 

 mittlere Ausprägung (Stufe 2 von 3) aller betrachteten Wirkfolgen (häufigere Hitzepe-

rioden oder Hitzewellen, steigende Waldbrandgefahr, zunehmende Schwankungen 

des Grundwasserspiegels, Einschränkung der als Brauchwasser nutzbaren Wasser-

ressourcen, steigende Gefährdung der Artenvielfalt)  
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 Problemkomplex 2 (wintertypische Wirkfolgen): mäßige - starke Betroffenheit  

 stark ausgeprägt: Veränderung von Frequenz und Stärke von Flusshochwässern, 

häufigere Starkregenereignisse und Sturzfluten, zunehmender Verlust des Oberbo-

dens durch Wassererosion (Stufe 3) 

 mittlere Ausprägung: steigende Gefahr von gravitativen Massenveränderungen (Stufe 

2) 

 Problemkomplex 3 (häufigere Beeinträchtigung und Zerstörung der Infrastruktur): 

starke Betroffenheit 

Für die Region sind keine nennenswerten Extremereignisse bekannt. In einem Inter-

view wird von einem Überschwemmungsereignis in einem Teil der Region im Jahr 

2010 berichtet (s. auch LK OSNABRÜCK 2016). Darüber hinaus konnten keine Hinweise 

auf weitere ausßergewöhnliche Ereignisse gefunden werden.  

 

 

 

 

 

Foto 13: Landwirtschatliche Flä-
chen im Süden der Region 
(NEUBERT 2014) 

Im Landkreis Osnabrück wurde ein integriertes Klimaschutzkonzept erarbeitet, 

welches seit Ende 2010 vorliegt (vgl. LK OSNABRÜCK 2011, S. 8). Dem Konzept liegt ein 

Beteiligungsprozess zugrunde, in denen auch Akteure (private, Städte und Ge-

meinde) des ILE SOL vertreten waren (vgl. EBD., S. 161-164). Zu der Umsetzung des 

Konzepts und Förderung des Klimaschutzes besteht die Klimaschutzinitiative des 

Landkreises Osnabrück, welche die ILE-Regionen im Landkreis nach Aussage des 

Regionalmanagements und der Klimaschutzinitiative mit einbezieht, um bewusst vor-

handene Akteursstrukturen zur Kommunikation zu nutzen und um Impulse setzen zu 

können. Dazu finden mit der Klimaschutzinitiative regelmäßige Treffen statt. 

6.3.2 Institutionelle Rahmenbedingungen (extern) 

In Niedersachsen wird die Möglichkeit zur Förderung von Integrierten ländlichen Ent-

wicklungskonzepten (ILEK) und eines Regionalmanagements zur Organisation und 

Begleitung dieser Prozesse auf Basis der GAK im Rahmen der ELER-Maßnahme 341 
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„Kompetenzentwicklung, Förderveranstaltung und Durchführung“ genutzt. Die ILEK 

können insbesondere über die Maßnahmen des Schwerpunkts 3, aber auch über die 

Flurbereinigung umgesetzt werden (vgl. ML 2013, S. 179, 389). Zur Umsetzung von 

ILEKs steht den Regionen im Gegensatz zu LEADER aber kein eigenes Budget zur 

Verfügung (vgl. FENGLER, RAUE 2010, S. 20). Für die Förderung von Projekten können 

auch andere Förderinstrumente herangezogen werden (vgl. ML 2013, S. 389). Die 

Halbzeitbewertung zeigt aber, dass die ILE-Regionen die Umsetzung v.a. auf die 

„Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur integrierten ländlichen Ent-

wicklung“ (ZILE) ausrichten (vgl. FENGLER, RAUE 2010, S. 20).  

Tab. 34: Analyse der externen institutionellen Rahmenbedingungen 
Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

In
s
ti

tu
ti

o
n

e
ll
e
 R

a
h

m
e
n

b
e

d
in

g
u

n
g

e
n

 -
 e

x
te

rn
 

3.4 Förderprogramme und 
Richtlinien: Zielebene (Leitbild, 
Ziele, SWOT) 

• SWOT-Analyse: 
 Kapitel „Klimawandel und Luftqualität“: Beitrag 

LW zu THG skizziert, Anpassung nicht thema-
tisiert 

 in den weiteren Kapiteln direkte und indirekte 
Bezüge zu Klimaschutz / Anpassung, v.a. im 
Bereich Umwelt und Landschaft; Bioenergie 
hervorgehoben 

• Leitbild / Ziele: 
 Leitbild / Hauptziele: keine Bezüge zu Klima-

schutz / Anpassung 
 keine Bezüge in dem für ILE relevanten SP 3 

• Richtlinie: - 

3.5 Förderprogramme und 
Richtlinien: Maßnahmenebene 

• Bezüge zu Klimaschutz und Anpassung in allen 
Schwerpunkten 

• SP 3: erneuerbaren Energien, Biodiversität und 
Hochwasserschutz  

3.6 Förderprogramme und 
Richtlinien: Regelungen zur 
Prozessorganisation 

• räumlicher und funktionaler Zusammenhang der 
Gebiete 

• keine thematische Schwerpunktsetzung 
• Institutionalisierung: keine Vorgaben 
• Akteursbeteiligung:  

 Beteiligung relevanter Verbände und der loka-
len Bevölkerung  

 Bildung der Steuerungsgruppe aus Gemein-
devertretern und ggf. weiteren Akteuren 

3.7 Festlegungen in weiteren 
Regelsystemen zu 
Klimaschutz und Anpassung 

- 

3.8 Mehrebenenproblematik: 
Koordination Bund, Land u. EU

- 
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EPLR und Richtlinien: Zielebene  

Die Analyse der Ausgangssituation als Grundlage der SWOT-Analyse enthält ein ei-

genes Kapitel „Klimawandel und Luftqualität“ (vgl. ML 2013, S. 76): Schleichende Ver-

änderungen und Extremereignisse werden nur allgemein benannt (globale Verände-

rungen), auf die Anpassung an den Klimawandel wird in diesem Kapitel nicht einge-

gangen. Der Beitrag der Landwirtschaft zu den THG-Emissionen und Möglichkeiten 

zum Klimaschutz werden kurz skizziert (Viehhaltung, Düngermanagement, Energie-

erzeugung aus Biomasse), aber generell als „sehr eingeschränkt“ eingeschätzt (vgl. 

EBD, S. 77). In den anderen Kapiteln sind direkte und indirekte Bezüge zu Klimaschutz 

und Anpassung zu finden, insbesondere im Bereich Umwelt und Landschaft (z.B. 

Waldumbau, Aufforstung, Moorschutz und -pflege, Hochwassergefahren etc.). Die 

Erzeugung von Bioenergie, u.a. durch NawaRO, wird als Möglichkeit zur Reduzierung 

der CO2-Emissionen und als „[d]eutlicher Beitrag zum Klimaschutz“ (EBD., S. 89) be-

sonders hervorgehoben. In den Kapiteln „Wirtschaftsförderung und Lebensqualität in 

ländlichen Räumen“ und „Integrierte Entwicklungsstrategien“, die für die ILE-Förde-

rung besonders relevant sind, sind jedoch keine Bezüge zum Klimaschutz oder zur 

Anpassung an den Klimawandel vorhanden.  

Bezüge zu klimarelevanten Aspekten sind in dem Leitbild und den Zielen von PRO-

FIL nicht zu erkennen. In den Unterzielen dagegen wird die „Bekämpfung des Klima-

wandels“ explizit als Ziel des Schwerpunkts 2 genannt (vgl. EBD., S. 115). Die Beschrei-

bung der Unterziele und Prioritäten des Schwerpunkts 2 und in geringerem Umfang 

des Schwerpunkts 1 lassen Bezüge zu Klimaschutz und Anpassung erkennen. Der 

für die ILE-Förderung besonders bedeutsame Schwerpunkt 3 enthält in den Unterzie-

len keine für den Klimaschutz oder die Anpassung relevanten Ziele (vgl. EBD.). Die 

meisten Unterziele im Schwerpunkt 3 richtet sich auf die Diversifizierung der ländli-

chen Wirtschaft, die Aufrechterhaltung von Versorgungsstrukturen, die Dorfentwick-

lung etc. (vgl. EBD., S. 137-140).  

EPLR und Richtlinien: Maßnahmenebene  

Die in PROFIL angebotenen Maßnahmen weisen in allen Schwerpunkten Bezüge zu 

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel auf (s. Tab. 35). Es zeigt sich, dass 

besonders in den Schwerpunkten 2 und 1 Fördermaßnahmen direkt oder indirekt auf 

den Klimaschutz oder die Anpassung an den Klimawandel zielen. Hier ist aber nur 

die Maßnahme 125 (Flurbereinigung, Wegebau) für die ILE-Förderung relevant: 

Diese Maßnahme weist über die Förderung von Beregnung und Bewässerung einen 

Bezug zur Anpassung auf. In dem für die ILE-Förderung wichtigen Schwerpunkt 3 
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sind die Maßnahmen nicht direkt auf Klimaschutz oder Anpassung gerichtet, weisen 

aber in drei Fällen sowohl Bezüge zum Klimaschutz als auch zur Anpassung auf. Für 

den Klimaschutz ist die mögliche Förderung von erneuerbaren Energien innerhalb der 

Maßnahme 321 (Dienstleistungseinrichtungen) relevant. Die ZILE-Richtlinie konkreti-

siert die Förderung von erneuerbaren Energien: bei Anlagen zur Stromproduktion für 

Dritte und Förderung nach EEG erfolgt eine Verringerung des Fördersatzes; die För-

derung von Bioenergieanlagen ist auf landesweit einmalige Pilotprojekte und die Pro-

zesswärmeverwertung) beschränkt (NR. 5.3.6 ZILE-RL). Die Maßnahmen 322 (Dorfer-

neuerung) und 323 (Ländliches Erbe) enthalten für die Anpassung an den Klimawan-

del relevante Fördergegenstände (Biodiversität und Hochwasserschutz). 

Tab. 35: Angebotene Maßnahmen in PROFIL mit Klimabezug 
Quelle: eigene Darstellung 
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Regelungen zur Prozessorganisation 

Die Regelungen zur Abgrenzung der Region und die inhaltlichen Vorgaben berück-

sichtigen keine für den Klimaschutz oder die Anpassung an den Klimawandel rele-

vanten Aspekte. Neben einer Mindestgröße für die Bevölkerungszahl soll das Gebiet 

nur allgemein einen räumlichen und funktionalen Zusammenhang aufweisen (vgl. Nr. 

7.2.1 ZILE). Zur Institutionalisierung bestehen ebenfalls keine Vorgaben. Hinsichtlich 

der Akteursbeteiligung schreibt das Förderprogramm PROFIL vor, relevante Akteure 

der Region (z.B. landwirtschafltiche Vertreter, IHK, Umweltverbände etc.) und die ört-

liche Bevölkerung in Form von Veranstaltungen, Arbeitskreisen und Öffentlichkeitsar-

beit einzubinden (vgl. ML 2013, S. 389; NR. 7.2.3 ZILE). Das Entscheidungsgremium wird 

aus Gemeindevertretern gebildet, es können aber auch „andere Akteure“ in dem Gre-

mium vertreten sein (vgl. EBD.).  

6.3.3 Institutionelle Rahmenbedingungen (intern) 

Die Analyse der Organisationsstruktur der Region (s. Abb. 17) stützt sich auf weni-

ger Dokumente als in den anderen Regionen, z.B. fehlt eine Geschäftsordnung. Her-

vorzuheben ist, dass die Lenkungsgruppe nur für gemeindeübergreifende Projekte 

zuständig ist, Projekte, die sich auf eine Gemeinde beschränken („örtliche Projekte“) 

werden laut dem Regionalmanagement nicht in der Lenkungsgruppe behandelt.  

Die Organisation der Akteursbeteiligung ist nach der Phase der Erstellung und der 

Umsetzung des ILEK zu unterscheiden. Während der ersten Prozessphase (Erstel-

lung des ILEK) wurde zunächst als „ländliche Raum-Klassiker“ (INTERVIEW SOL_7) eine 

Auftaktveranstaltung abgehalten, aus der, laut der Mehrzahl der beteiligten Inter-

viewpartner, thematische Arbeitskreise auf regionaler (in zwei Runden) und lokaler 

Ebene hervorgingen: Diese Beteiligungsformen als Mischung aus Information und 

Mitarbeit dienten dazu, einen Überblick über die ILE-Förderung zu geben, die SWOT-

Analyse zu erstellen, Ideen und Projektvorschläge zu sammeln und diese zu disku-

tieren (vgl. EBD.). Diese Beteiligung in der ersten Prozessphase wurde von vielen In-

terviewpartnern als sehr intensiv, aber von einigen auch als inhaltlich zu gedrängt und 

oberflächlich empfunden. Insgesamt fanden im Zeitraum von April bis September 24 

Arbeitskreissitzungen plus Auftaktveranstaltung statt (vgl. PRO-T-IN 2008A, S. 26-28). In 

der ersten wie in der zweiten Prozessphase (Umsetzung des ILEKs) tagt nach Aus-

sage eines Akteurs die Lenkungsgruppe regelmäßig ca. alle sechs bis acht Wochen. 

Davon abgesehen findet die Beteiligung von regionalen und lokalen Akteuren laut 

zwei Personen projektbezogen und in Form von Informationsveranstaltungen statt. 
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Ein Interviewpartner benennt explizit einen Bruch in der Beteiligung: Die während des 

intensiven Beteiligungsprozesses zu Beginn gesammelten Ideen müssten vom Regi-

onalmanagement intensiver aufgegriffen und verfolgt werden, in der Umsetzungs-

phase verließe man sich zu sehr auf die Initiative der Akteure: „Dieser zweite Schritt 

ist für mich nur halbherzig vollzogen worden. Dieser Wechsel vom ILEK zum Regio-

nalmanagement“ (INTERVIEW SOL_10). 

 

Abb. 17: Organisations- und Entscheidungsstrukturen der ILE-Region SOL 

Quelle: eigene Darstellung nach PRO-T-IN 2008A, S. 24-30; INTERVIEWS  

Die Öffentlichkeitsarbeit ist im Wesentlichen beim Regionalmanagement angesie-

delt und gründet sich nach einigen Interviewpartnern verschiedener Akteursgruppen 

hauptsächlich auf die Medien Presse (lokale Zeitungen), Internet und Newsletter (vgl. 

auch PRO-T-IN 2008A, S. 29-30). Gerade zu Beginn des Prozesses ist regelmäßig Pres-

searbeit betrieben worden, z.B. nennt das Regionalmanagement eine Artikelserie im 

Lokalteil der regionalen Zeitung (vgl. auch Pressespiegel im ILEK, EBD., S. 96ff.).  

In der Umsetzungsphase baut die Öffentlichkeitsarbeit stark auf die Homepage der 

ILE-Region (www.ilek-so.eu). Diese enthält allgemeine Informationen zur Region und 

zur Förderung, aktuelle Entwicklungen in den Förderrichtlinien, Vorstellung von Pro-
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jekten, Ansprechpartner, Ausrichtung der ILE-Region im neuen Förderzeitraum, An-

kündigung von Veranstaltungen etc. (vgl. STADT BAD IBURG ET AL. 2014). Die Internetseite 

der ILE-Region hält zudem Dokumente der Veranstaltungen zu Prozessbeginn (z.B. 

Präsentationen, Protokolle) bereit (vgl. EBD.). Die Informationen werden regelmäßig 

aktualisiert: dies wird z.B. an dem auf der Internetseite eingestellten Newsletter er-

sichtlich, welcher mehrmals im Jahr erscheint.  

6.3.4 Thematische Ausrichtung der ILE-Region 

Tab. 36: Analyse der thematischen Ausrichtung 
Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

T
h

e
m

a
ti

s
c
h

e
 A

u
s

ri
c
h

tu
n

g
 Inhaltliche Ausrichtung auf den 

Klimawandel - Zielebene 

• SWOT-Analyse: 
 Bezüge zum Klimaschutz im Handlungsfeld 

Wald und Energie 
• hoher Anteil an Waldflächen als Chance für 

die Energiegewinnung 
• nachteilig für die energetische Nutzung des 

Waldes: Nutzungskonflikte (z.B. Natur-
schutz), kleinteilige Struktur, mangelhafte 
Erschließung 

 kritische Betrachtung anderer eE-Formen 
• Ziele:  

 Wald und Energie: Energieerzeugung und -ver-
sorgung aus NawaRo und eE, Steigerung der 
Energieeffizienz 

 Natur und Tourismus: Bezüge zu Klimaschutz 
und Anpassung (Erhalt und Sicherung von 
Senken, Hochwasserschutz) 

 Ländliche Wirtschaft: Bezüge zu Klimaschutz 
und Anpassung (Ausweitung ÖPNV, Forum für 
die Landwirtschaft zum Austausch über klimati-
sche Veränderungen) 

Inhaltliche Ausrichtung auf den 
Klimawandel – Maßnahmen-
ebene (Projekte) 

• die meisten Projekte dem Bereich Tourismus zu-
geordnet 

• drei von 19 Projekten mit Klimabezug (Energiebe-
ratung, Nutzung eE, Biotopverbund) 

• Projektauswahlkriterien: keine Bezüge zu klimare-
levanten Aspekten 

Verhandlung des Klimawan-
dels 

• während der ILEK-Erstellung in den AGs Klima-
schutz (indirekt über eE) und Anpassung im Be-
reich der Landwirtschaft diskutiert 

Thematische Ausrichtung der Region: Zielebene 

Der Klimawandel und seine Auswirkungen sowie Klimaschutz und Anpassung an den 

Klimawandel werden in der SWOT-Analyse nicht direkt thematisiert. Bezüge zu kli-

maschutzrelevanten Aspekten werden ausschließlich im Handlungsfeld Wald und 
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Energie vorgenommen (andere Handelungsfelder: Ländliche Wirtschaft, Natur und 

Tourismus, Lebensraum und Gesellschaft). Die Bezüge richten sich v.a. auf die Forst-

wirtschaft als Chance für die Gewinnung erneuerbare Energien, aber auch auf andere 

Formen erneuerbarer Energien, die z.T. kritisch gesehen werden (Konkurrenz Bio-

gasanalagen / Lebensmittelproduktion). 

Die Ziele des ILEK SOL richten sich nach den vier in der Stärken- und Schwä-

chenanalyse genannten Handlungsfeldern. Ziele mit Bezug zum Klimaschutz und 

auch zur Anpassung sind überwiegend den Handlungsfeldern Wald und Energie, 

Ländliche Wirtschaft sowie Natur und Tourismus zugeordnet. In dem Handlungsfeld 

Wald und Energie bestehen Bezüge zum Klimaschutz über Ziele, die auf erneuerbare 

Energien und die Steigerung der Energieeffizienz abzielen. Z.T. wird auch direkt auf 

den Klimaschutz abgezielt. Während den Energiethemen im Handlungsfeld Wald und 

Energie eine hohe Bedeutung zukommt, sind die Bezüge zu Klimaschutz und Anpas-

sung in den weiteren Handlungsfeldern zwar vorhanden, aber weniger ausgeprägt: 

Im Vordergrund stehen die wirtschaftliche Entwicklung (auch Tourismus), die Siche-

rung der Versorgungsstrukturen, Bewältigung des demographischen Wandels etc. 

(vgl. EBD., S. 47-71). 

Thematische Ausrichtung der Region: Maßnahmenebene 

In der ILE-Region sind zwei verschiedene Projektgruppen zu unterscheiden: Zum ei-

nen gibt es lokale Projekte, zum anderen gemeindeübergreifende Projekte auf regio-

naler Ebene (laut telefonischer Mitteilung RM SOL, 23.10.2012). Diese lokalen Projekte 

sind zahlreich vorhanden, werden aber fast gar nicht durch das Regionalmanagement 

begleitet, daher fehlt eine umfassende Übersicht (vgl. EBD.). Aus diesem Grund be-

schränkt sich die Analyse der Maßnahmenebene auf die gemeindeübergreifenden, 

regionalen Projekte. Insgesamt konnten 19 Projekte analysiert werden (s. Abb. 18). 

Der Bereich Tourismus kann als der Bedeutendste bei der Umsetzung des ILEK an-

gesehen werden (knapp die Hälfte der Projekte), dies bestätigen auch die Interviews 

mit den meisten Akteuren des Prozesses. Weniger ausgeprägt sind die Themenbe-

reiche Siedlung und Verkehr, Natur und Landschaft sowie Soziales. Jeweils nur ein-

mal konnten Projekte den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, Energie und Wirt-

schaft zugeordnet werden. Knapp die Hälfte der Projekte verfolgt Zielstellungen aus 

mehreren Themenbereichen, die Hälfte der Doppelzuordnungen entfällt auf die The-

menbereiche Tourismus und Kultur sowie Siedlung und Verkehr.  
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Für den Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel relevant werden drei 

der 19 analysierten Projekte eingeordnet: Das Projekt „Gemeinsame Energiebera-

tung für die Städte und Gemeinden im Südlichen Osnabrücker Land“, umfasst eine 

energetische Erfassung der kommunalen Gebäude in den Gemeinden und zielt auch 

direkt auf die Herausforderungen des Klimawandels ab (vgl. RM SOL 2012E, S. 3). Ein 

weiterer Bezug zum Klimaschutz verfügt das Projekt zur Einrichtung von E-Bike-La-

destationen, da jede Station ihren Strom aus einer Photovoltaikanlage erhält. Über 

einen Bezug zur Anpassung verfügt das Projekt „Einrichtung eines Feuchtbiotops in 

Glandorf Schwege“. Dieses im Kern auf den Natur- und Artenschutz zielende Projekt 

(vgl. EBD., S. 7) lässt sich der Biotopvernetzung zuordnen und dient somit dem anpas-

sungsrelevanten Handlungsfeld Erhaltung der Biodiversität. Die umgesetzten, analy-

sierten Projekte auf regionaler Ebene liegen überwiegend im (baulich-) investiven Be-

reich, hier sind auch die Projekte mit Klimabezug verortet. 

 

Abb. 18: Anzahl der regionalen Projekte nach Themenbereichen 
Quelle: eigene Darstellung nach Auswertung von RM SOL 2010A,B, 2011A-D, 2012A-E, 2013A-
D, 2014 

Ein Blick in den Prozessverlauf zeigt, dass noch weiteres Potential für Projekte mit 

Bezug zu Klimaschutz und Anpassung vorhanden ist: Die während der ILEK-Erstel-

lung gesammelten Projektvorschläge (s. PRO-T-IN 2008A, S. 85-95) enthalten einige Pro-

jekte, die klimaschutz- und anpassungsrelevante Aspekte berühren. Diese liegen, wie 

die zwei o.g. Projekte, im energetischen und im Naturschutzbereich. Darüber hinaus 

ist laut Projektliste ein Projekt zur Erstellung eines Fernwärmekonzeptes in Vorberei-



6 Fallstudien (Analyse II)  

165 

tung (vgl. RM SOL 2012E, S. 4), und im Zuge der „Gesundheitspfade“ wurde in der Ge-

meinde Bad Laer ein geologischer Lehrpfad mit EFRE-Mitteln umgesetzt, der auf die 

Entwicklung des erdgeschichtlichen Klimas, die aktuelle Klimadiskussion und erneu-

erbare Energien Bezug nimmt (vgl. EBD. 2012C, S. 3, 2013B, S. 3).  

 

 

 

 

 

Foto 14: Projektbeispiel Feuchtbi-
otop in Glandorf-Schwege 
(NEUBERT 2014) 

 

 

 

 

 

 

Foto 15: Projektbeispiel E-Bike-
Ladestation (NEUBERT 2014) 

Ein Vergleich mit den Ergebnissen der Halbzeitbewertung von ILE in Niedersachsen 

zeigt, dass die Regionen insgesamt v.a. auf den Bereich Tourismus sowie Siedlung 

ausgerichtet sind (vgl. FENGLER, RAUE 2010, S. 25). Darüber weisen auch fast die Hälfte 

der Regionen eine Bearbeitung des Themas erneuerbare Energien auf (vgl. EBD.).  

Verhandlung des Klimawandels 

Über die SWOT-Analyse und die Zielausrichtung hinaus war der Klimawandel in der 

Erstellung des ILEKs und seiner Umsetzung einem Interviewpartner zufolge nicht von 

Bedeutung. Klimawandel bzw. Klimaschutz wurden laut einiger Interviewpartner nur 

indirekt über das Thema regenerative Energien im Prozess behandelt. Die AG zur 

Land- und Forstwirtschaft hat einem beteiligten Akteur zufolge auch das Thema Ener-

gie behandelt (s. auch Präsentationen und Protokolle), der Klimawandel bzw. Klima-

schutz wurde aber nach Aussage einiger Akteure nicht direkt thematisiert. Über die 



6 Fallstudien (Analyse II)  

166 

Anpassung sei aber zwei Interviewpartnern zufolge im Bereich Land- und Forstwirt-

schaft (im Zusammenhang mit Ernteeinbußen und Waldumbau) diskutiert worden, 

dies spiegelt sich aber nicht in der Strategie oder ihrer Umsetzung wider. 

6.3.5 Akteure und Akteurskonstellationen 

Tab. 37: Analyse der Akteure und Akteurskonstellationen 
Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

A
k
te

u
re

 u
n

d
 A

k
te

u
rs

k
o

n
s

te
ll
a
ti

o
n

e
n
 

Akteurszusammensetzung 

• Arbeitsgruppe: 
 private und öffentliche Akteure (viele organi-

sierte Akteure) 
 Themenbereiche ausgewogen vertreten 

• Lenkungsgruppe: 
 ausschließlich öffentliche Akteure (Bürger-

meister, Landkreisvertreter, Bewilligungs-
stelle) 

 Regionalmanagement beratende Funktion 
• Projekte: 

 v.a. Kommunen 
 im Verlauf des Prozesses auch Vereine und 

weitere private Akteure 

Rollen der Akteure 

• Prozess- / Machtpromotoren: Lenkungsgruppe / 
Bürgermeister 

• Prozesspromotor: Regionalmanagement 
• Fachpromotoren: (Klimaschutzinitiative des Land-

kreis Osnabrücks) 

Interessen der Akteure: Stel-
lenwert von Klimawandel / Kli-
maschutz und Anpassung 

• geringer Stellenwert des Klimawandels 
• bei Klimaschutzprojekten eher finanzielle Interes-

sen im Vordergrund 

Wissen und Wahrnehmung der 
Akteure 

• unterschiedliche Wahrnehmung der Betroffenheit 
• Klimawandel negativ besetzt sowie als abstrakt 

und komplex wahrgenommen 
• unterschiedliches Wissen über Klimaschutz und 

Anpassung 
• viele Informationen vorhanden, z.T. zu viel 

Machtverhältnisse 
• Erstellung ILEK: offen 
• Umsetzung ILEK: geschlossen 

Präferierter Handlungsmodus 
bei Entscheidungen 

• Diskussion, Verhandlung, Abstimmung 

Umgang mit Interessenskon-
flikten 

• unterschiedliche Angaben zu Interessenskonflik-
ten 

• Tendenz zu Ausweichverhalten 
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Akteurszusammensetzung 

Die Zusammensetzung der Akteure unterscheidet sich in der Umsetzungsphase stark 

von der Erstellung des REK. In den Arbeitskreisen zur REK-Erstellung sind die The-

menbereiche und Akteursgruppen relativ ausgewogen vertreten: Die Hälfte der Ak-

teure stellen private Akteure dar, rund ein Drittel öffentliche Akteure, am wenigsten 

waren Vereine und Verbände repräsentiert. Es ist jedoch im Verlauf des Prozesses 

zu einer Reduzierung der Beteiligten gekommen: Von den insgesamt 173 Akteuren 

nahmen an der ersten Runde der AKs 114, in der zweiten Runde nur noch 69 teil, 

von diesen viele öffentliche Akteure. 

In der Phase der Umsetzung hingegen ist das Bild ein anderes: ausschließlich aus 

öffentlichen Akteuren, d.h. den Bürgermeistern der beteiligten sechs Kommunen, ei-

nem Vertreter des Landkreises Osnabrück und der Bewilligungsstelle (vgl. PRO-T-IN 

2008B, S. 7). Dazu ist auch das Regionalmanagement anwesend. Wie aus der Mitglie-

derliste (Stand 05/2008) hervorgeht, ist die Lenkungsgruppe ausschließlich mit Män-

nern besetzt (vgl. PRO-T-IN 2008B, S. 7). Auch bei den Projektträgern dominieren die 

Kommunen, im Verlauf des Prozesses sind aber auch Vereine und weitere private 

Akteure hinzugekommen. 

Rollen der Akteure 

Für den gesamten Prozess, aber besonders für die zweite Phase der Umsetzung des 

ILEKs können die Lenkungsgruppe bzw. die Bürgermeister als Prozess- und Macht-

promotoren identifiziert werden. Die „Macht“ der Bürgermeister wird aber durchaus 

unterschiedlich gesehen: Während ein Interviewpartner betont, dass die Bürgermeis-

ter die Themen umsetzen, die vorher im Konsens erarbeitet wurden, erachten einige 

andere, überwiegend nicht-öffentliche Akteure, die Kommunen unabhängiger von 

vorher erarbeiteten Themen: Hier herrscht die Meinung vor, dass nur die Dinge um-

gesetzt werden, die die Kommunen selbst als wichtig erachten.  

„Der Prozess ist schon ganz klar kommunal geprägt. […] in der Lenkungsgruppe sind 
die Vertreter der Kommunen. Die Kommunen haben den Hut auf, die Kommunen sind 
die Initiatoren. Die Kommunen sind letztlich die, die auf andere zugehen, um das Be-

teiligungsverfahren, das Mitwirken zu ermöglichen. So gesehen ist es auch weitge-
hend eine kommunale Veranstaltung“ (INTERVIEW SOL_7). 

Ob und inwieweit die Klimaschutzinitiative als Fachpromotor für den Prozess ange-

sehen werden kann, ist zu dem Zeitpunkt der Analyse nicht ersichtlich.  
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Präferierte Handlungsmodi & Umgang mit Interessenskonflikten 

In der Lenkungsgruppe und in den AKs wird von einer guten und konstruktiven Zu-

sammenarbeit berichtet, vor Entscheidungen wurde diskutiert, verhandelt und abge-

stimmt Zu möglichen Interessenskonflikten gibt es unterschiedliche Angaben: Viele 

Interviewpartner haben Konflikte wahrgenommen, v.a. zwischen Land- und Forstwirt-

schaft und dem Naturschutz sowie der Landwirtschaft und dem Tourismus. Der Um-

gang mit Konflikten wird den Akteuren unterschiedlich gewertet: Zwar wird das ILEK 

als gute Diskussionsplattform gesehen (auch aufgrund der guten Organisation und 

Moderation), die auf Kompromisse ausgelegt ist („kleinster gemeinsamer Nenner“), 

jedoch wird von einer Tendenz zu Ausweichverhalten berichtet. 

Machtverhältnisse 

In der ersten Phase (Erstellung des ILEK) ist der Prozess als offen anzusehen: Laut 

der meisten Interviewpartner wurden Akteure sowohl bewusst ausgewählt und direkt 

angesprochen, aber auch z.B. über die Zeitung öffentliche Aufrufe zur Beteiligung 

veröffentlicht, die sich an die ganze Bevölkerung richteten (vgl. auch PRO-T-IN 2008A, S. 

25). In der zweiten Prozessphase richtet sich die Mitgliedschaft in der Lenkungs-

gruppe nach den beteiligten Kommunen bzw. der Zugehörigkeit zu anderen öffentli-

chen Institutionen (Landkreis, Bewilligungsstelle) und ist damit eher als geschlossen 

anzusehen.  

Interessen der Akteure: Stellenwert Klimawandel 

Der Stellenwert des Klimawandels bzw. des Klimaschutzes und der Anpassung an 

den Klimawandel wird in der Region von Akteuren verschiedener Gruppen als gering 

bewertet. Am Beispiel des Projekts der energetischen Gebäudeuntersuchung wird 

deutlich, dass hier das Hauptinteresse bei der Erzielung finanzieller Einsparungen lag 

und nicht beim Klimaschutz: dieser sei laut einiger Interviewpartner nachrangig bzw. 

ein zusätzlicher Effekt (z.B. zur Außendarstellung, „Vorbildfunktion“) gewesen. Ein 

weiterer Anreiz hierfür sei in der nach der Energieeinsparverordnung (EnEV) für öf-

fentliche Gebäude verpflichtende Ausstellung von Energieausweisen65 zu sehen. Ei-

nen hohen Stellenwert dagegen haben (v.a. zu Beginn einer Kooperation) nach Aus-

sagen von zwei Interviewpartnern einfache und positiv besetzte Themen, wie z.B. der 

                                                
65 Laut § 16 Abs. 3 EnEV hat der Besitzer eines Gebäudes mit mehr als 500 m² Nutzfläche 

bei starkem Publikumsverkehr, der auf behördlicher Nutzung beruht (ab 08. Juli 2015 250 
m²), für die die Ausstellung eines Energieausweises zu sorgen und muss diesen gut öffent-
lich sichtbar aufhängen. 
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Tourismus, bei denen es einfacher ist, einen gemeinsamen Nenner zu finden. Weitere 

vorrangige Interessen werden in den Bereichen Landwirtschaft, Natur und Einzelhan-

del und demographische Entwicklung gesehen.  

Wissen und Wahrnehmung der Akteure 

Die Wahrnehmung des Klimawandels und die Einschätzung der Betroffenheit der Re-

gion variieren stark. Einige Interviewpartner skizzieren Auswirkungen des Klimawan-

dels in der Region, andere machen nur eine geringe Betroffenheit aus (Klimawandel 

sei in den Medien stärker sichtbar als in der Region selbst). In einigen Interviews zeigt 

sich, dass der Klimawandel eher als negativ besetzt sowie als abstrakt und komplex 

angesehen wird: Einige Akteure sind sich unsicher, ob das, was sie im alltäglichen 

‚Wettergeschehen‘ wahrnehmen, auf den Klimawandel zurückgeführt werden kann:  

„Also, ich glaube, dass der Klimawandel vielfach mehr diskutiert wird, als er tatsäch-
lich fühlbar ist und Tendenzen, die irgendwie in der Region auftreten, wie Starkregen-

ereignisse, ganz schnell mal mit diesem Begriff belegt werden, obwohl es die vielleicht 
schon vor 30, 40 Jahren genauso gab, […]“ (INTERVIEW SOL_2). 

Das Wissen über Klimaschutz und v.a. Anpassung an den Klimawandel ist sehr un-

terschiedlich: Klimaschutz wird von vielen Interviewpartnern allgemein auf die Redu-

zierung von THG-Emissionen und den Energiebereich bezogen. Andere Inter-

viewpartner (aus dem Umweltbereich) hingegen thematisieren zusätzlich auch THG-

Senken als Beitrag zum Klimaschutz und weisen auf das Konfliktpotential der flächen-

intensiven Klimaschutzmaßnahmen (Biomassebedarf für Biogasanlagen) hin. Noch 

ausgeprägter sind diese Unterschiede bei der Anpassung an den Klimawandel: Wäh-

rend einige Akteure auf diesen Begriff nicht eingegangen sind bzw. ihn nicht zuordnen 

konnten, haben wiederum Akteure aus dem Umweltbereich den Begriff mit konkreten 

Maßnahmen verbunden. Im Verlauf der Interviews wurde meist nur über den Klima-

schutz gesprochen. 

Bis auf eine Ausnahme fühlt sich der überwiegende Anteil der Interviewpartner selbst 

gut informiert über den Klimawandel bzw. Klimaschutz und Anpassung, was auch z.T. 

über die berufliche bzw. universitäre Ausbildung und dem ausgeübten Beruf zu be-

gründen ist. Als Informationsmedien werden das Internet, E-Mail-Verteiler, Fachver-

anstaltungen, Experten in den eigenen organisatorischen Strukturen sowie die Fach-

presse gesehen. Der Zugang zu Informationen ist v.a. für öffentliche Akteure gege-

ben. Es wird aber auch auf ein ‚zu viel‘ an Informationen hingewiesen: Einerseits wirke 

die Vielfalt irritierend (v.a. bei widersprüchlichen Informationen) und abschreckend 
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und es fehle die Zeit, sich hiermit zu beschäftigten. Andererseits stünden in der länd-

lichen Entwicklung viele Themen gleichberechtigt nebeneinander, so dass es schwie-

rig sei, sich mit weiteren Themen zu beschäftigen.  

6.3.6 Strategiebildung ILE / Regionalplanung 

Tab. 38: Analyse der Strategiebildung 
Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

S
tr

a
te

g
ie

b
il
d

u
n

g
 

Interdependenzen LEADER / 
ILE und Regionalplanung 

• administrativ / akteursbezogen: Landkreis Träger 
der Regionalplanung und in den ILE-Prozess ein-
bezogen 

• prozessual: kooperative Ausrichtung der Regio-
nalplanung, ILEK nicht mit einbezogen (Förde-
rung bei Erstellung Regionalplanung nicht exis-
tent) 

• inhaltlich: theoretisch Schnittmengen vorhanden, 
für Klimaschutz eE relevant 

Strategische Kooperation 

• unterschiedliche Angaben Kooperationen 
• strategische Funktion des „integrierten Klima-

schutzkonzepts“ 

In Niedersachsen sind die Landkreise und kreisfreien Städte Träger der Regionalpla-

nung (§ 20 ABS. 1 NROG). Das Gebiet der ILE-Region SOL liegt somit in der Planungs-

region Landkreis Osnabrück. Theoretisch sind auf allen Ebenen (prozessual, inhalt-

lich, akteursbezogen) Interdependenzen zwischen dem ILE-Prozess und der Regi-

onalplanung vorhanden. Ausgeprägt sind sie v.a. auf Akteursebene, da verschiedene 

Landkreisvertreter, die auch die Regionalplanung repräsentieren über die Lenkungs-

gruppe und andere Gremien (AKs) in den ILE Prozess einbezogen wurden und auch 

eine Verbindung zur Klimaschutzinitiative des Landkreises schaffen. Die inhaltlichen 

Interdependenzen liegen mit Ausnahme der Förderung regenerativer Energien in 

Themenfeldern, die nicht für den Klimaschutz oder die Anpassung relevant bzw. zu 

unkonkret sind, um Relevanzen erkennen zu lassen. Der befragte Vertreter der Re-

gionalplanung, der auch in den ILE-Prozess eingebunden war, bestätigt, dass in ILE 

viele Themen diskutiert wurden, die auch im Regionalplan behandelt werden.  

Obwohl einige Interdependenzen erkennbar sind, sind keine direkten Auswirkungen 

für ein strategsiches Handeln (z.B. Kooperationsprojekt) ersichtlich. Die Zusammen-

arbeit mit der Regionalplanung wird unterschiedlich beschrieben als „ständige Rück-

kopplung“ bis hin zu keiner konkreten Zusammenarbeit. Mit dem „integrierten Klima-
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schutzkonzept“ besteht im Landkreis jedoch eine Konzeption, die unter der Einbezie-

hung verschiedenster Akteure erarbeitet wurde und zu deren Umsetzung Maßnah-

men für verschiedene Akteursgruppen (darunter Landkreisverwaltung / Regionalpla-

nung und Netzwerke / Regionalentwicklung) definiert wurden (vgl. LK OSNABRÜCK 2011, 

S. 146-156). Da die Umsetzung des Konzeptes aber in das Ende des Förderzeitraums 

der ILE-Förderung fällt, können Einflüsse dieses Prozesses auf die ILE-Region und 

die Regionalplanung nicht abgesehen werden.  

6.4 ILE Zwönitztal-Greifensteinregion 

6.4.1 Kurzvorstellung der Region (situative Rahmenbedingungen) 

Die Zwönitztal-Greifensteinregion wird von 14 Städten und Gemeinden des Erzge-

birgskreises gebildet und liegt südlich des Oberzentrums Chemnitz in der Nähe der 

tschechischen Grenze (vgl. BFS 2007A, S. 1-2). Tabelle 39 zeigt die wichtigsten struk-

turellen Faktoren der Region, folgende Aspekte werden hervorgehoben:  

 Lage im Naturraum Erzgebirge  

 überdurchschnittlich hoher Waldanteil  

 hohe Bedeutung des Tourismus 

 stark rückläufige Bevölkerungsentwicklung 

Tab. 39: Regionalprofil der Zwönitz-Greifensteinregion 

Quelle: eigene Darstellung nach 
1
BFS 2007A; 

2
BBSR O.J.A; 

3
BFN 2014; 

4
eigene Berechnung 

nach STATISTISCHEM LANDESAMT DES FREISTAATES SACHSEN 2008 

Regionalprofil ILE-Region Zwönitztal-Greifensteine 

Abgrenzung
1 

• Gemeinden und Städte der ehemaligen Landkreise Stollberg, Anna-
berg und dem Mittlerem Erzgebirgskreis 

• Lage: südlich von Chemnitz, zentral im Erzgebirge in der Nähe der 
Grenze mit Tschechien 

• funktionale Abgrenzung: gemeinsame Kulturgeschichte 

Raumtyp
2 

(nach BBSR) 
• Nord-Nordwesten: überwiegend städtisch, zentral (9 Kommunen) 
• Südosten: überwiegend bzw. teilweise städtisch, peripher (2 bzw. 1 

Kommune/n) 
• Süden: ländlich, peripher (2 Kommunen) 

Gemeinden
1 

• Gemeinde Amtsberg 
• Gemeinde Auerbach 
• Gemeinde Burk-

hardtsdorf 
• Gemeinde Drebach 

• Stadt Ehrenfrieders-
dorf 

• Stadt Elterlein 
• Gemeinde Gelenau 
• Stadt Geyer 
• Gemeinde Gornsdorf 

• Gemeinde Hormers-
dorf 

• Stadt Thalheim 
• Stadt Thum 
• Gemeinde Venusberg 
• Stadt Zwönitz 
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Größe
1 285,07 km² (Stand: 2005) 

Bevölkerung 

Einwohner
1
: 66.384 km² (Stand: 2005) 

Einwohnerdichte
1
: 232,8 EW/km² (Stand: 2005) 

Bevölkerungsentwicklung
1
:  

• 1990 – 2005: -10,4 % (Sachsen: -10,5 %) 
• Prognose 2005 – 2020:  

 < 15 Jahre: -16,5 % (Sachsen: -2,8 %) 
 15 – 64 Jahre: -25,6 % (Sachsen: -20 %) 
 > 65 Jahre: +18,3 % (Sachsen: +13,2 %) 

Großlandschaft / 

Landschaftstyp
3
  

• Großlandschaft: Zentraleuropäisches Mittelgebirgs- / Stufenland 
• Landschaftstyp: Gehölz- bzw. waldreiche Kulturlandschaft 

Landnutzung
1 

(Stand: 2005) 
• Siedlung- und Verkehr: 10,8 % (Sachsen: 11,7 %) 
• Landwirtschaft: 50,7 % (Sachsen: 55,7 %) 
• Wald: 36 % (26,8 %) 
• Sonstiges: 2,6 % (Sachsen: 5,8 %) 

Wirtschafts-

struktur
4 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsbereichen
 
(Erz-

gebirgskreis, Stand: 2006):  
• Primärer Sektor: 2,6 % (Sachsen: 2,2 %) 
• Sekundärer Sektor: 37,9 % (Sachsen: 26,5 %) 
• Tertiärer Sektor: 59,5 %) (Sachsen: 71,3 %) 

Arbeitslosenquote
 
(Erzgebirgskreis, Stand: 2007): 16,5 % (Sachsen: 16,4 %) 

Landwirtschaft
1
:  

• Anzahl Betriebe: 315 
• Haupterwerb: 26,7 %, Nebenerwerb: 47,6 %, Juristische Personen: 

25,7 % 
• durchschnittliche LFN der Betriebe:  
 Nebenerwerb: 1.265ha (9 %) 
 Haupterwerb: 2.257 ha (16 %)  
 Juristische Personen: 10.536 ha (75 %) 

• Schwerpunkt: Grünland, Getreide, Ackerfutter 

Tourismus: 
• Übernachtungen: < 30.000 (2005; 1998 – 2005: ca. -36 %) 

• Auslastung
1
: 26,2 % (2005) 

• durchschnittliche Aufenthaltsdauer
1
: 2,9 Tage (2005) 

• Schwerpunkt: Rad- und Wandertourismus, Wintertourismus, Naherho-
lung 

 

 
Foto 16: Erzgebirgslandschaft (NEUBERT 2013) 

Foto 17: Gemeinde Burkhardtsdorf (NEUBERT 2013) 
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Die Zwönitztal-Greifensteinregion weist nach den Klimawandelanfälligkeitsklassen 

des BMVBS / BBSR eine geringe bis mäßige Anfälligkeit gegenüber dem Klima-

wandel auf (Einheit: ehemalige Landkreise Annaberg, Stollberg und Mittlerer Erzge-

birgskreis). Der westliche Bereich der Zwönitztal-Greifensteinregion (ehemalige 

Landkreise Stollberg und Annaberg) wird als gering anfällig eingestuft, der östliche 

Bereich (ehemaliger Mittlerer Erzgebirgskreis) als mittel (vgl. BMVBS 2010A, S. 51-53).  

Die Klimawandelbetroffenheitsraumtypen wurden für die Planungsverbände ermit-

telt, dies ist für die Zwönitztal-Greifensteinregion der Verband Chemnitz-Erzgebirge, 

der seit 2008 mit dem Planungsverband Südwestsachsen den Regionalen Planungs-

verband Region Chemnitz bildet (ebd.).  

 Problemkomplex 1 (sommertypische Wirkfolgen): mäßig-starke Betroffenheit 

 stark ausgeprägt (Stufe 3): „Häufigere Hitzeperioden oder Hitzewellen“ und „Zuneh-

mende Schwankungen des Grundwasserspiegels“  

 ausgeprägt (Stufe 2): Wirkfolgen betreffen die Waldbrandgefahr, Wasserressourcen 

und Artenvielfalt  

 Problemkomplex 2 (wintertypische Wirkfolgen): mittlere Betroffenheit  

 stark ausgeprägt (Stufe 3) „zunehmender Verlust des Oberbodens durch Wasserero-

sion“ 

 ausgeprägt (Stufe 2): Wirkfolgen umfassen die Frequenz und Stärke von Flusshoch-

wässern, die Häufigkeit von Starkregenereignisse / Sturzfluten sowie die steigende 

Gefahr von gravitativen Massenbewegungen  

 Problemkomplex 3 (Häufigkeit der Beeinträchtigung und Zerstörung der Infra-

struktur): „mittel“; im direkt angrenzenden Planungsverband jedoch starke Betrof-

fenheit 

 

 

 

 

Foto 18: Beengte Lage im Sied-
lungsraum: Der Fluss Zwönitz in 
Burkhardtsdorf. In der Region hat 
es in den vergangenen Jahren 
starke Hochwasserereignisse ge-
geben. (NEUBERT 2013) 

Die Gemeinde Burkhardtsdorf setzt das Projekt „Burkhardtsdorf 2050“ um. Es ver-

folgt v.a. das Ziel die Energieeffizienz in der Gemeinde langfristig zu verbessern, um-

fasst aber auch Umwelt- und Hochwasserschutz (vgl. GEMEINDE BURKHARDTSDORF 2015). 
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Nach Aussage des verantwortlichen Akteurs sind die Maßnahmen in diesem Projekt 

(z.B. Straßenbeleuchtungen) aber aufgrund der langwierigen Verfahren weniger über 

ILE, sondern mehr über andere Richtlinien, wie die Energie- und Klimaschutzrichtlinie 

in Sachsen, umgesetzt worden.  

6.4.2 Institutionelle Rahmenbedingungen (extern) 

Tab. 40: Analyse der externen institutionellen Rahmenbedingungen 
Quelle: eigene Darstellung  

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

In
s
ti

tu
ti

o
n

e
ll
e
 R

a
h

m
e
n

b
e

d
in

g
u

n
g

e
n

 -
 e

x
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3.4 Förderprogramme und 
Richtlinien: Zielebene (Leitbild, 
Ziele, SWOT) 

• SWOT-Analyse: 
 Kapitel „Luftverschmutzung und Klimawandel“: 

allgemeine Folgen des Klimawandels, THG-
Emissionen der Landwirtschaft 

 eigenes Kapitel zu den Biogaspotentialen der 
Landwirtschaft 

 weitere Kapitel mit direkten/indirekten Bezügen 
zum Klimawandel (z.B. bzgl. Folgen des Klima-
wandels, NawaRO, Hochwasser, Waldumbau) 

• Leitbild: 
 schwerpunktübergreifende Ziele Klimaschutz di-

rekt als Ziel, Anpassung indirekt (z.B. biologi-
sche Vielfalt, Multifunktionalität der Wälder) 

 schwerpunktspezifische Ziele: (sozio-)ökonomi-
sche Ziele stehen im Vordergrund, Klimaschutz 
und Anpassung direkt und indirekt berücksichtig 
(z.B. eE, Hochwasserschutz) 

3.5 Förderprogramme und 
Richtlinien: Maßnahmenebene 

• viele Bezüge zu Klimaschutz und Anpassung in 
Schwerpunkt 2 

• in Schwerpunkt 3 weniger relevante Maßnahmen 
(z.B. eE, Energieeffizienz, Hochwasserschutz) 

3.6 Förderprogramme und 
Richtlinien: Regelungen zur 
Prozessorganisation 

• Abgrenzung: keine speziellen Vorgaben 
• Institutionalisierung: -  
• inhaltliche Vorgaben: Kriterien zur Auswahl der 

ILEKs enthalten für Klimaschutz und Anpassung 
relevante Aspekte 

• Akteursbeteiligung: Organisations- und Kommuni-
kationsstruktur ist darzustellen; LEADER-Vorga-
ben zur Orientierung 

• Kooperation Regionalplanung: keine Festlegungen 
zur Beteiligung der Regionalplanung, Regio-
nalpläne sollten berücksichtig werden 

3.7 Festlegungen in weiteren 
Regelsystemen zu 
Klimaschutz und Anpassung 

- 

3.8 Mehrebenenproblematik: 
Koordination Bund, Land u. EU

- 
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Das ILEK ist in Sachsen „das strategische Handlungskonzept, auf dessen Grundlage 

die meisten Maßnahmen des Schwerpunktes 3 und alle Maßnahmen des Schwer-

punkts 4 des EPLR sowie Maßnahmen anderer Ressorts umgesetzt werden“ (vgl. 

SMUL 2013A, S. 124). Die Förderung der Integrierten Ländlichen Entwicklung wird vor-

wiegend auf Basis von ILEK umgesetzt, sie dienen zur Bewerbung als ILE- oder LEA-

DER-Region, nicht anerkannte LEADER-Gebiete können als ILE-Regionen ernannt 

werden (vgl. EBD., S. 401). Es wurden 35 ILEKs erstellt, von denen zwölf als LEADER-

Region und 23 als ILE-Region anerkannt wurden (vgl. EBD. 2010, S. 133). Innerhalb des 

Schwerpunkts 3 erhalten ILE-Regionen bei der Förderung einen Vorrang vor anderen 

Regionen und erhöhte Fördersätze bei bestimmten Maßnahmen (vgl. EBD. 2013A, S. 

401). In anderen Richtlinien außerhalb des EPLR erhalten Projekte eines ILEK einen 

Fördervorrang (vgl. EBD. 2010, S. 125), darunter sind auch Richtlinien, die den Klima-

schutz und die Anpassung direkt oder indirekt betreffen (z.B. z.B. Förderrichtlinie 

Energieeffizienz und Klimaschutz, Förderrichtlinie Gewässer / Hochwasserschutz) (s. 

EBD. 2013B, S. 3). 

EPLR und Richtlinie: Zielebene  

Die SWOT-Analyse enthält ein eigenes Kapitel „Luftverschmutzung und Klimawan-

del“ (vgl. SMUL 2013A, S. 60). Dieses geht auf die Luftverschmutzung durch die Land-

wirtschaft sowie kurz auf die THG-Emissionen aus der Landwirtschaft ein und nennt 

allgemeine Folgen des Klimawandels. Eine differenzierte Betrachtung von z.B. THG-

Emittenten, Folgen des Klimawandels und Vulnerabilitäten unterschiedlicher Sekto-

ren findet nicht statt. Die „Veränderungen durch den prognostizierten Klimawandel“ 

(EBD., S. 71) werden zwar als Risiko eingestuft, jedoch wird nicht nach Handlungsbe-

reichen unterschieden. Ein eigenes Kapitel setzt sich mit den Potentialen der Bioener-

gie für die Landwirtschaft auseinander (vgl. EBD., S. 61ff.), jedoch ohne Verbindung 

zum Klimaschutz. Die weiteren Kapitel / Analysebereiche weisen direkte und indirekte 

Bezüge zum Klimawandel auf, jedoch nicht der Analysebereich „Ländlicher Raum“ 

(abgesehen vom Themenbereich). 

Das Leitbild bzw. die Ziele beinhalten auf allgemeiner Ebene den Klimaschutz direkt 

als Ziel sowie weitere Ziele, die der Anpassung an den Klimawandel dienen können 

(vgl. SMUL 2013A, S. 120-121). Die schwerpunktspezifischen Ziele sind, überwiegend 

indirekt, auch auf Klimaschutz und Anpassung gerichtet, v.a. innerhalb des Schwer-

punkts 2 (vgl. EBD., S. 137). Die Ziele der Schwerpunkte 1 und 3 sind vorwiegend auf 

die Verbesserung der ökonomischen Rahmenbedingungen in der Land- und Forst-

wirtschaft (Schwerpunkt 1) und Verbesserung der sozioökonomischen Situation und 
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der Versorgungsstruktur sowie Infrastruktur in den ländlichen Räumen gerichtet 

(Schwerpunkt 3) (vgl. EBD., S. 132, 141). Die Konkretisierung dieser Ziele über die maß-

nahmenspezischen Ziele beinhaltet auch den Klimaschutz (über die Förderung er-

neuerbarer Energien) und in Schwerpunkt 3 direkt auf die Anpassung an den Klima-

wandel gerichtete Hochwasserschutzmaßnahmen (vgl. EBD., S. 132-134, 141-146). Die 

Ziele des Schwerpunkts 4 sind methodisch ausgerichtet (z.B. stärkere Mobilisierung 

endogener Potentiale, Beteiligung von Akteuren) und enthalten keine Bezüge zu Kli-

maschutz und Anpassung (vgl. EBD., S. 149). 

EPLR und Richtlinie: Maßnahmenebene 

Das Förderprogramm weist in allen drei Schwerpunkten Maßnahmen Bezüge zu Kli-

maschutz und Anpassung auf (s. Tab. 41), insbesondere die Maßnahmen des Schwer-

punkts 2. Im für die ILE-Förderung besonders relevanten Schwerpunkt 3 stellen die 

Maßnahme 321 (Dienstleistungseinrichtungen) über erneuerbare Energien und Ener-

gieeffizienz und die Maßnahmen 322 (Dorferneuerung) und 323 (Ländliches Erbe) 

über die Biodiversität und den Hochwasserschutz die Klimaschutz- und Anpassungs-

relevanz her. Jedoch sind die Teilmaßnahmen 323 A und B, welche einen Beitrag zur 

Sicherung der Biodiversität leisten, nicht Bestandteil der ILE-Richtlinie in Sachsen, 

d.h. diese Maßnahmen können unabhängig von den ILEK umgesetzt werden. Inner-

halb der Förderung von Dienstleistungseinrichtungen und der Dorferneuerung umfas-

sen die Maßnahmen hinsichtlich erneuerbarer Energien und der Energieeffizienz die 

folgenden Fördergegenstände:  

 Ausbau von lokalen Wärmenetzen, die mit erneuerbaren Energien, insbesondere 

aus land- und forstwirtschaftlicher Produktion, betrieben werden, mit Ausnahme 

der Anlagen zur Erzeugung des Energieträgers (NR. A.1.4.4 RL ILE/2011) 

 Modernisierung oder Neubau von Schulgebäuden, Schulsporthallen, Schul-

sportaußenanlagen und Kindertageseinrichtungen (Zuwendungsvoraussetzung: 

Einhaltung bestimmter Werte der EnEV, NR. G.1.1.5, G.3.5 RL ILE/2011) 

 Förderung energieeffizienter Straßenbeleuchtung (NR. C.1.4, C.3.7 RL ILE/2011) 

Der Hochwasserschutz wird über die siedlungsökologischen Maßnahmen der Dorfer-

neuerung gefördert und umfasst den „Neubau und Erweiterung von baulichen Anla-

gen und Pflanzungen durch Gemeinden zum Schutz von Ortslagen vor wild abflie-

ßendem Wasser […] sowie erodiertem Boden in naturnaher Bauweise, insbesondere 

Rückhaltedämme, sonstige Schutzbauwerke und Schutzpflanzungen oder Anlagen 

zur Versickerung von nicht behandlungsbedürftigem Niederschlagswasser“ (NR. F.1.1 

RL ILE/2011). 
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Die Förderung zur Erstellung und Umsetzung von ILEKs (Maßnahme 341) umfasst 

den Klimaschutz direkt und die Anpassung indirekt (Biodiversität, Hochwasserschutz) 

über die Kriterien zur Auswahl der Regionen (vgl. SMUL 2013A, S. 397). 

Tab. 41: Angebotene Maßnahmen im EPLR SN mit Klimabezug 

Quelle: eigene Darstellung nach Auswertung von SMUL 2013A, S. 191-426 

 

Regelungen zur Prozessorganisation 

Die Regelungen zur Abgrenzung der Region und die inhaltlichen Vorgaben berück-

sichtigen keine für den Klimaschutz oder die Anpassung an den Klimawandel rele-

vanten Aspekte. Jedoch enthalten die Bewertungskriterien für die Konzepte ökologi-

sche Kriterien, die Klimaschutz und indirekt die Anpassung (u.a. über Hochwasser-

schutz) beinhalten. Zur Institutionalisierung und Akteursbeteiligung bestehen keine 

genauen Vorgaben. Die ILE-Regionen können sich bezüglich der Zusammensetzung 

der Entscheidungsgremien an den LEADER-Anforderungen orientieren, dies ist je-

doch keine Fördervoraussetzung (vgl. EBD., S. 399). Außer der Berücksichtigung der 
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Regionalpläne und möglichen Zielkonflikten in den Entwicklungskonzepten sind keine 

Regelungen zur Kooperation mit der Regionalplanung vorhanden (vgl. EBD., S. 393). 

6.4.3 Institutionelle Rahmenbedingungen (intern) 

Die Organisations- und Entscheidungsstrukturen mit den wichtigsten Gremien 

und Funktionen zeigt Abbildung 19. Die Gremien haben sich im Verlauf des Prozes-

ses verändert: Während der ILEK-Erstellung wurde eine LAG für die Koordination und 

Steuerung des Prozesses aus den 14 beteiligten Kommunen und weiteren 15 WISO-

Partnern gegründet und in den Verein „Zwönitztal-Greifensteinregion e.V.“ überführt 

(vgl. BFS 2007B, S. 3-5). Vorgesehen war, dass der vom Verein gewählte Vorstand 

(mind. 50 % WISO-Partner) als Entscheidungsgremium fungiert, diese Funktion 

nimmt aber heute der vom Vereinsvorstand ernannte Koordinierungskreis (KK) wahr 

(vgl. EBD.; § 8 ABS. 5 SATZUNG „ZWÖNITZTAL-GREIFENSTEINREGION E.V.“; § 2 ABS. 2 GESCHÄFTS-

ORDNUNG KK ILE ZWÖNITZTAL-GREIFENSTEINREGION).  

Der Prozess war durch verschiedene Formen der Akteursbeteiligung mit unter-

schiedlicher Reichweite gekennzeichnet: In der Erstellungsphase des ILEK bestan-

den eine Steuerungsgruppe, die LAG sowie Arbeitsgruppen. In der Umsetzungs-

phase ist der KK als wichtigstes Gremium anzusehen, welches jedoch nur einen klei-

nen Kreis an Akteuren umfasst (s. Kap. 6.4.5). Der KK tagt laut einem Interviewpartner 

regelmäßig vierteljährlich. Daneben besteht der aus der LAG hervorgegangene Ver-

ein, der mindestens einmal im Jahr seine Mitgliederversammlung abhält (§ 7 ABS. 5 

SATZUNG „ZWÖNITZTAL-GREIFENSTEINREGION E.V.“). Generell sei die Akteursbeteiligung 

über z.B. Versammlungen nach knapp der Hälfte der befragten ILE-Akteure nicht 

stark ausgeprägt gewesen. Als weiteres Beteiligungsformat wird durch das Regional-

management die Informationsveranstaltung „Tag der Region“ benannt, auf der das 

Förderprogramm und Beispielprojekte vorgestellt sowie Informationen zur Förderung 

gegeben würden, die Resonanz auf diese Veranstaltung sei aber eher gering.  

Die Öffentlichkeitsarbeit wurde über verschiedene Medien durchgeführt, die Wich-

tigsten scheinen die von den meisten Interviewpartnern genannten Amtsblätter der 

Gemeinden mit einer regelmäßigen Berichterstattung und die Internetseite der Re-

gion zu sein. Dazu seien laut einzelner Akteure weitere Publikationen (z.B. Flyer) und 

Pressemitteilungen herausgegeben worden. Auch über Ratssitzungen und Einwoh-

nerversammlungen der Kommunen seien Informationen verbreitet worden. Die 

Homepage der ILE-Region enthält neben allgemeinen Informationen zur Region, eine 

Darstellung des Vereins und des Koordinierungskreises, Informationen zur ländlichen 
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Entwicklung sowie eine Auflistung von Beispielprojekten (vgl. ZWÖNITZTAL-GREIFEN-

STEINREGION E.V. O.J.). Zusätzlich sind u.a. die Geschäftsordnung des KK und eine Pro-

jektantragsvorlage (vgl. EBD.). 

 

Abb. 19: Organisations- und Entscheidungsstrukturen in der ILE-Region Zwönitztal-
Greifensteine 
Quelle: eigene Darstellung nach BFS 2007B, S. 2ff.; SATZUNG „ZWÖNITZTAL-GREIFENSTEINRE-
GION E.V.“; GESCHÄFTSORDNUNG KK ILE ZWÖNITZTAL-GREIFENSTEINREGION; ZWÖNITZTAL-GREI-
FENSTEINREGION E.V. O.J.; INTERVIEWS 

6.4.4 Thematische Ausrichtung der ILE-Region 

Thematische Ausrichtung der Region: Zielebene 

In fast allen Bereichen der SWOT-Analyse werden direkt oder indirekt Bezüge zu 

den Themen Klimawandel bzw. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 

hergestellt. Das Thema Hochwasser stellt sich als besonders wichtig dar. Auch die 

Themen Erosionsanfälligkeit der Böden, erneuerbare Energien und Anpassung an 

den Klimawandel (im Forstbereich) werden in der SWOT-Analyse bzw. der Regions-

analyse thematisiert.  
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Tab. 42: Analyse der thematischen Ausrichtung 
Quelle: eigene Darstellung  

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

T
h

e
m

a
ti

s
c
h

e
 A

u
s

ri
c
h

tu
n

g
 Inhaltliche Ausrichtung auf den 

Klimawandel - Zielebene 

• SWOT-Analyse: 
 Bezüge zum Klimawandel / zu Klimaschutz 

und Anpassung in fast allen Bereichen 
 Hochwasserschutz besonders wichtig 

• Leitbild / Ziele: klimarelevante Bezüge vorhanden 

Inhaltliche Ausrichtung auf den 
Klimawandel – Maßnahmen-
ebene (Projekte) 

• umgesetzte Projekte v.a. im Bereich „Siedlung 
und Verkehr“ (Wieder-/Umnutzung von Gebäu-
den, Gebäuderückbau, Straßenerhalt / -ausbau) 

• geringe Bedeutung von Klimaschutz / Anpassung 
• Bewertungsverfahren Projektauswahl: eindeutige 

Bezüge zu Klimaschutz / Anpassung nicht er-
kennbar 

Verhandlung des 
Klimawandels 

• zwar im REK Klimaschutz und Anpassung disku-
tiert, jedoch kaum während der Beteiligung 

• keine große Bedeutung mehr in der Umsetzung 

Das Leitbild / die Ziele weisen z.T. klimarelevante Bezüge auf. Sie betreffen v.a. 

erneuerbare Energien (regionales Energiekonzept, Kompetenzzentrum, Energieau-

tarkie), den Hochwasserschutz und den Biotopverbund (vgl. BFS 2007A, S. 33-40). 

Thematische Ausrichtung der Region: Maßnahmenebene 

Der Analyse der Maßnahmenebene liegt eine Projektübersicht mit dem Stand No-

vember 2013 zu Grunde66. Die umgesetzten Projekte sind fast ausschließlich im The-

menbereich „Siedlung und Verkehr“ gelagert (s. Abb. 20). Knapp ein Viertel der Pro-

jekte lässt sich in den Bereich „Soziales“ einordnen, fast alle dieser Projekte sind aber 

auch dem Bereich „Siedlung und Verkehr“ zugeordnet, da es sich hier um die Sanie-

rung, Wieder- bzw. Umnutzung von Gebäuden handelt, die soziokulturellen / gemein-

schaftlichen Zwecken und zur Versorgung der Bevölkerung (z.B. mit Waren) dienen. 

Wenige Projekte betreffen die Bereiche „Wirtschaft“ und „Tourismus und Kultur“ (< 10 

Projekte), kaum Projekte sind in den Bereichen „Landwirtschaft“ und „Energie“ zu fin-

den (1 bzw. 2 Projekt/e). Die wirtschaftlich ausgerichteten Projekte sind zumeist auch 

mit der Sanierung bzw. Wieder- / Umnutzung von Gebäuden verbunden. Zusammen 

mit dem Ausbau und der Erhaltung von Straßen bilden diese Projekte den Großteil 

der umgesetzten Maßnahmen in der ILE-Region ab. Dazu gehört auch der Rückbau 

von nicht mehr genutzten Gebäuden. Die Ausrichtung der Maßnahmenebene der ILE-

                                                
66 Eingang in die Analyse fanden nur bewilligte Projekte (keine abgelehnte oder offene Pro-

jektanträge). Projekte das Regionalmanagement betreffend (Finanzierung des Manage-
ments, Zwischenbewertung etc.) wurden nicht berücksichtigt. 
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Region Zwönitztal-Greifensteine fügt sich in das Gesamtbild Sachsens ein: Wie die 

Halbzeitanalyse des EPLR Sachsen zeigt, zielen die meisten der bis zu diesem Zeit-

punkt bewilligten Projekte (Stand: 04/2010) auf die Bereiche physische und soziale 

Infrastruktur (darunter auch Umnutzung zu Wohnzwecken) (vgl. SMUL 2010, S. 143)67. 

 

Abb. 20: Anzahl der Projekte nach Themenbereichen 

Quelle: eigene Darstellung nach Auswertung von RM ILE ZWG 2013, 2014 

Die hohe Bedeutung des Themas Klimawandel auf Zielebene spiegelt sich nicht auf 

der Maßnahmenebene wider: Von den analysierten 182 Projekten weisen zwölf einen 

Bezug zum Klimaschutz auf, zielen aber nicht direkt hierauf ab. Es handelt sich aus-

schließlich um Maßnahmen im energetischen Bereich: Die Hälfte dieser Projekte um-

fasst (häufig im Rahmen eines Straßenausbaus) die Straßenbeleuchtung, bei der laut 

Richtlinie die Zuwendung davon abhängig ist, dass die Maßnahme „der Energieeffi-

zienz Rechnung trägt“ (C.3.7 RL/ILE 2011). Vier Projekte umfassen energetische Sa-

nierungen und Modernisierung, die übrigen zwei Wärmeversorgungsnetze, die mit 

erneuerbaren Energien betrieben werden (gemäß A.1.4.4 RL/ILE 2011). Eine Relevanz 

für die Anpassung an den Klimawandel kann zwei Projekten zugesprochen werden. 

Diese sind aber lediglich zur reaktiven Anpassung zu zählen, da sie der Beseitigung 

                                                
67 Die Halbzeitanalyse fasst die Projekte der LEADER- und der ILE-Regionen zusammen. 
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von Hochwasserschäden dienen. Ein Interviewpartner merkt zu den Möglichkeiten 

der Anpassung an den Klimawandel über ILE an, dass nur eine Schadenbeseitigung, 

jedoch keine vorbeugende Anpassung über Strategien möglich sei. 

Somit ist ein Bruch zwischen der Erstellung des ILEK und seiner Umsetzung hinsicht-

lich des Klimawandels festzustellen. Die hierzu befragten Akteure sind der Meinung, 

dass der Klimawandel bzw. Klimaschutz und Anpassung für die Antragsstellung, v.a. 

durch das verantwortliche Planungsbüro, aufgegriffen wurden („schmückende Rand-

betrachtung bei der Antragsstellung“, vgl. INTERVIEW ZWG_6). Dies wird neben der Ana-

lyse der Zielebene (s.o.) auch durch die Analyse der Projektvorschläge des ILEK (BfS 

2007m) und des Projektpools (O.A. 2007) (während der Erstellung gesammelte, aber 

nicht zwangsläufig umgesetzte Projektideen) bestätigt. Sie zeigt z.T. Verweise auf die 

Auswirkungen des Klimawandels und den Klimaschutz (regionales Energiekonzept, 

integriertes regionales Verkehrskonzept, regionale Radwegkonzeption, Aufforstung), 

auf die Anpassung an den Klimawandel wird indirekt Bezug genommen (Hochwas-

serschutzkonzepte und -maßnahmen, regionales Biotopverbundsystem, Beseitigung 

Sturmschäden, Katastrophenschutz). In der Umsetzung des ILEK finden sich diese 

Projekte jedoch überwiegend nicht wieder.  

Das Bewertungsverfahren zur Auswahl der Projekte (vgl. BFS 2007D) lässt keine ein-

deutigen Bezüge zu Klimaschutz oder Anpassung an den Klimawandel erkennen.  

Verhandlung des Klimawandels 

Im REK werden der Klimawandel sowie der Klimaschutz und die Anpassung thema-

tisiert (s. Analyse der Zielebene), spielten aber bei der Erstellung der Strategie bei 

den beteiligten Akteuren keine große Rolle: Die Analyse der AG-Protokolle (vgl. BFS 

2007G-L) zeigt keine direkte Beschäftigung mit diesen Themen. Knapp die Hälfte die 

Interviewpartner der ILE-Region gibt an, dass der Klimawandel bzw. Klimaschutz und 

Anpassung nur indirekt thematisiert wurden (z.B. über das Thema Dämmung) und 

keine große Bedeutung im Prozess hatte. Darüber hinaus wurden diese Themen in 

der Umsetzungsphase, z.B. auf den Sitzungen des KK, nicht behandelt.  

6.4.5 Akteure und Akteurskonstellationen 

Akteurszusammensetzung  

Der Vorläufer des Entscheidungsgremiums bildete eine LAG aus öffentlichen Akteu-

ren (Vertreter aller beteiligten Städte und Gemeinden) und mehr als 50 % WISO-
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Partnern zur Bewerbung als LEADER-Region (vgl. BFS 2007B, S. 4-5). Nach der Aner-

kennung als ILE-Region ist an die Stelle dieses nach LEADER-Kriterien gebildeten 

Gremiums der Koordinierungskreis (KK) getreten. Die fünf stimmberechtigten Mit-

glieder setzen sich aus zwei kommunalen Vertretern und weiteren Mitgliedern (Tou-

rismus-, Landwirtschaft- und Wirtschaftsvertreter) zusammen, die auf der Homepage 

als „WISO-Partner“ ausgewiesen sind (vgl. ZWÖNITZTAL-GREIFENSTEINREGION E.V. O.J.). 

Formal ist die Akteurszusammensetzung somit ausgeglichen, der Wirtschaftsvertre-

ter ist jedoch beim Landkreis beschäftigt und wird von einigen Akteureneher in dieser 

Funktion, d.h. als öffentlicher Akteur, wahrgenommen. Der KK besteht überwiegend 

aus organisierten Akteuren. Mitglieder des Vereins „Zwönitztal-Greifensteinregion 

e.V.“ können natürliche und juristische Personen, kommunale Gebietskörperschaften 

und berufsständige Vertretungen werden (§ 3 ABS. 2 UND 3 SATZUNG „ZWÖNITZTAL-GREI-

FENSTEINREGION E.V.“). Der Verein umfasst derzeit 25 Mitglieder, hierunter alle 12 Kom-

munen der ILE-Region68. Die Analyse der Zusammensetzung (nach ZWÖNITZTAL-GREI-

FENSTEINGREGION E.V. O.J.) ergibt, dass fünf der weiteren Akteure auch Bürgermeister 

der Gemeinden sind. Der Verein ist somit stark kommunal geprägt. Neben dem Ma-

nagement der ILE-Region (Regional- und Tourismusmanager) befinden sich nur we-

nige „private“ Akteure im Verein. 

Tab. 43: Analyse der Akteure und Akteurskonstellationen 
Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

A
k
te

u
re

 u
n

d
 A

k
te

u
rs

k
o

n
s

te
ll
a
ti

o
n

e
n
 

Akteurszusammensetzung 

• Verein: 
 stark kommunal geprägt 
 wenige private Akteure 

• Koordinierungskreis: 
 formal ausgeglichene Zusammensetzung 
 funktional überwiegen öffentliche Vertreter 

• Arbeitsgruppen: überwiegend kommunale Vertre-
ter 

• Projekte: mehrheitlich von den Kommunen getra-
gen 

Rollen der Akteure 

• Machtpromotoren: Koordinierungskreis, v.a. die 
vertretenen kommunalen Akteure 

• Prozesspromotor: Regionalmanagement 
• Fachpromotoren: / 

Interessen der Akteure: Stel-
lenwert von Klimawandel / Kli-
maschutz und Anpassung 

• geringer Stellenwert des Klimawandels 
• bei Klimaschutzprojekten eher finanzielle Interes-

sen im Vordergrund 

                                                
68 Zwei der sich im Jahre 2007 zur ILE-Region zusammengeschlossenen 14 Kommunen ge-

hören seit einer Gebietsreform im Jahr 2012 anderen Kommunen der ILE-Region an: Die 
Gemeinde Hormersdorf gehört nun zur Stadt Zwönitz, die Gemeinde Venusberg zu der Ge-
meinde Drebach.  
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Wissen und Wahrnehmung der 
Akteure 

• unterschiedliche Wahrnehmung der Betroffenheit 
• Klimawandel negativ besetzt sowie als abstrakt 

und komplex wahrgenommen 
• unterschiedliches Wissen über Klimaschutz und 

Anpassung 
• viele Informationen vorhanden 

Machtverhältnisse • geschlossen 

Präferierter Handlungsmodus 
bei Entscheidungen 

• Mehrheitsentscheidungen 

Umgang mit Interessenskon-
flikten 

• Diskussionen 
• strengere Auslegung der Bewertungskriterien 

Die Arbeitsgruppen zur Erstellung des ILEK waren stark kommunal geprägt, wie 

eine Analyse der Mitgliedslisten (vgl. BFS 2007E) zeigt: Kommunale Vertreter machten 

rund 80 % der Mitglieder aus, Vereine und Verbände waren dagegen nur mit einem 

Anteil von 3,5 % an den AG-Mitgliedern vertreten.  

Die Kommunen machen die Mehrheit der Projektträger aus (ca. 2/3 der umgesetzten 

Projekte). Während private Akteure zwar knapp 30 % der Projektträger ausmachen 

(überwiegend Umnutzung / Sanierung von Gebäuden zu Wohn- oder Gewerbezwe-

cken) waren Vereine und Verbände kaum (ca. 1% der umgesetzten Projekte) betei-

ligt. Diese Einschätzung belegen auch die Aussagen einiger Interviewpartner. 

Rollen der Akteure  

Als aktivste Akteure und Promotoren werden in diesem ILE-Prozess von den meisten 

Interviewpartnern die Kommunen bzw. ihre Bürgermeister identifiziert. Die Mitglieder 

des KK sind als Machtpromotoren des Prozesses zu sehen, dies gilt aber v.a. für 

die Kommunen: Nach Aussagen von zwei Interviewpartnern hätten z.B. die privaten 

Antragssteller erst ein positives Votum ihrer Kommune für die Antragsstellung benö-

tigt und sei seitens der Kommunen versucht worden, private Antragssteller „auszu-

bremsen“ (INTERVIEW ZWG_8). Es gibt in zwei Interviews Hinweise darauf, dass die 

übrigen Mitglieder eher Mitläufer sind, da sie meistens die Entscheidungen der Kom-

munen mitgetragen hätten. Auch dem Regionalmanagement, als Prozesspromotor, 

kommt ein gewisses Machtpotential zu, da es die Projektbewertung vornimmt, die in 

den meisten Fällen vom KK übernommen wurde, wie ein Interviewpartner angibt. Ein 

Fachpromotor für das Thema Klimawandel kann nicht identifiziert werden, wenn von 

dem Planungsbüro abgesehen wird, welches das ILEK erstellt hat. Nach Aussage 

einiger Interviewpartner war das Planungsbüro für die Aufnahme der Themen Klima-

wandel, Klimaschutz und Anpassung verantwortlich (s.o.). 
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Präferierte Handlungsmodi & Umgang mit Interessenskonflikten 

Der Handlungsmodus wird von den Akteuren als Mehrheitsentscheidung angege-

ben, wie es auch in der Geschäftsordnung des KK niedergeschrieben ist (vgl. § 5 GE-

SCHÄFTSORDNUNG KK ILE-ZWÖNITZTAL-GREIFENSTEINREGION). Aufgrund des kleinen Ak-

teurskreises des KK sei es aber laut einem KK-Mitglied (nicht öffentlicher Akteur) 

schwierig gewesen, überhaupt Gegenmehrheiten zu organisieren.  

Die Aussagen vieler Interviewpartner deuten darauf hin, dass es zum Anfang des 

Prozesses keine Interessenskonflikte gegeben habe, da ausreichend Fördermittel zur 

Verfügung standen und noch nicht so viele Projektanträge gestellt wurden. Gegen 

Ende des Prozesses seien die Fördermittel knapper geworden und Konflikte hätten 

darauf hin laut der Hälfte der Akteure zugenommen. Ein Interviewpartner betitelt diese 

als „extreme Interessenskonflikte“ (INTERVIEW ZWG_6). Diesem wurde mit einer stren-

geren Auslegung der Projektbewertungskriterien, Diskussionen und Gesprä-

chen begegnet. Es hat scheinbar aber auch dazu geführt, dass kommunale Projek-

tanträge bevorzugt behandelt wurden, wie ein Interviewpartner berichtet (eigene An-

träge wurden durch die Kommunen bevorzugt, private Anträge dagegen nicht prioritär 

behandelt bzw. sogar zurückgehalten).  

Machtverhältnisse  

Die Machtverhältnisse sind als eher geschlossen anzusehen: Zum einen ist der Ver-

ein stark kommunal geprägt (ein Interviewpartner setzt im Interview den Verein mit 

den Kommunen gleich, vgl. INTERVIEW ZWG_8) und die wichtigsten Gremien sind mit 

fast identischen Akteuren besetzt (s.o.). Zudem erfolgte die Besetzung der AGs durch 

die Kommunen, diese konnten Teilnehmer melden (vgl. BFS 2007F, S. 2). Die geschlos-

senen Machtverhältnisse können aber nicht unbedingt auf mangelnden Willen zur Be-

teiligung nicht-öffentlicher Akteure zurückgeführt werden. So geben einige Akteure 

an, dass die Resonanz der Bevölkerung auf z.B. die AGs bzw. das Engagement ge-

nerell gering sei. Das geringe Engagement widerspreche den Erwartungen der Be-

hörden, wonach „man davon ausgeht, dass die Bürger nur darauf lauern, dass sie da 

mitwirken können“ (INTERVIEW ZWG_8). 

Interessen der Akteure: Stellenwert Klimawandel 

Dem Klimawandel kommt im ILE-Prozess nur ein geringer Stellenwert zu, dies be-

legt die Analyse aller Interviews. Zwar wurde der Klimaschutz indirekt über erneuer-

bare Energien und energetische Sanierung thematisiert, knapp die Hälfte der Akteure 
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gibt hierzu allerdings an, dass finanzielle Aspekte im Vordergrund standen. Erneuer-

bare Energien sind „schon ein Thema, allerdings hauptsächlich auch auf der wirt-

schaftlichen Seite begründet“ (INTERVIEW ZWG_9). So hätte das Thema laut zwei Akt-

euren z.T. auch nur indirekt über gesetzliche Vorschriften (z.B. Dämmmaßnahmen 

bei Gebäudeumbauten) Einzug in den Prozess gehalten. Als vorrangig verfolgte 

Interessen gaben fast die Hälfte der interviewten ILE-Akteure Infrastrukturmaßnah-

men (Straßenausbau, soziokulturelle Infrastruktur), Gebäuderückbau und die Umnut-

zung / Sanierung von Gebäuden an. Der geringere Stellenwert des Klimawandels 

sowie von Klimaschutz und Anpassung wird in einem Interview besonders deutlich: 

Ein KK-Mitglied bezeichnet den Klimaschutz als „weichen Standortfaktor“ der gegen-

über den „harten Standortfaktoren“ wie den Infrastrukturmaßnahmen zurückstehe: 

Die Verbesserung der Infrastruktur sei prioritär und zudem dem Bürger leichter zu 

vermitteln, da diese sichtbarer als der Klimawandel seien.  

Wissen und Wahrnehmung der Akteure 

In der Wahrnehmung des Themas Klimawandel zeigt sich bei vielen Akteuren zwar 

keine ablehnende Haltung gegenüber klimarelevanten Thematiken, jedoch deutlich 

negative Assoziationen: Dies reicht von Einschränkungen über Restriktionen und Re-

gularien, einer Verteuerung von Projekten über die Komplexität des Themas hin zu 

unerwünschten Auswirkungen der Klimaschutzpolitik auf die Landschaft über den 

Ausbau von Windkraftanlagen. Darüber hinaus wird der Klimawandel von zwei Akt-

euren als ein globales Thema gesehen, welcher eine geringere Bedeutung hätte als 

lokale Themen. Die Betroffenheit durch den Klimawandel sehen viele Akteure in 

Extremwetterereignissen wie Hitzewellen, Stürmen, starken Niederschlagsereignis-

sen mit der Folge von Hochwasser, aber auch in dem Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien. Die Bewertung der Intensität dieser Ereignisse bzw. der Veränderungen insge-

samt fällt jedoch unterschiedlich aus und reicht von weniger stark bis stark69.  

Das Wissen der Akteure über Klimaschutz und Anpassung variiert stark: V.a. der 

Umgang mit dem Begriff der Anpassung an den Klimawandel ist für die meisten Ak-

teure schwierig. So wird im Interview der Begriff von den meisten Akteuren nicht auf-

gegriffen oder mit Energiethemen oder allgemeinen Begrifflichkeiten assoziiert, nur 

ein Akteur nimmt im Interview auch auf die Anpassung bewusst Bezug. Der Klima-

schutz wird von den meisten Akteuren auf Energiethemen (Stromeinsparung, spar-

                                                
69 Anmerkung: Dieses Interview wurde nach dem Hochwasserereignis im Mai / Juni 2013 

durchgeführt, während alle anderen Interviews in dieser Region zuvor stattfanden.  
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samer Energieeinsatz) bezogen. Jedoch fühlen sich bis auf eine Ausnahme alle Ak-

teure ausreichend informiert bzw. sind der Meinung, dass genügend Informationen 

zur Verfügung ständen (z.B. im Internet), jedoch aufgrund fehlender Priorisierung und 

Zeit nicht unbedingt genutzt würden. Ein Akteur sieht aber ein Problem in kleineren 

Kommunen, da sich wenige Personen mit einer großen Bandbreite an Themen be-

fassen müssten. Nur einer der Akteure macht den Bedarf an mehr Informationen, 

insbesondere durch Fachbehörden deutlich.  

6.4.6 Strategiebildung ILE / Regionalplanung 

Tab. 44: Analyse der Strategiebildung 

Quelle: eigene Darstellung 

 Kriterium Ergebnis der Analyse 

S
tr

a
te

g
ie

b
il
d

u
n

g
 

Interdependenzen LEADER / 
ILE und Regionalplanung 

• administrativ / akteursbezogen: gering 
• prozessual: Regionalplanung in Sachsen in Regi-

onalentwicklung eingebunden 
• inhaltlich: thematische Schnittmengen vorhanden, 

z.T. auch für Klimaschutz und Anpassung rele-
vant 

Strategische Kooperation 

• im Gegensatz zu anderen ILE-/LEADER-Regio-
nen in Sachsen keine Einbindung des Planungs-
verbandes  

• nur loser Informationsaustausch (seitens des Pla-
nungsverbandes) 

Die ILE-Region Zwönitztal-Greifenstein liegt in dem Regionalen Planungsverband 

Region Chemnitz, der im Jahr 2008 u.a. aus dem Planungsverband Chemnitz-Erge-

birge hervorgegangen ist (vgl. PV RC 2015a). Interdependenzen zeigen sich v.a. auf 

prozessualer Ebene: Laut Landesplanungsgesetz sollen die regionalen Planungsver-

bände die raumordnerische Zusammenarbeit unterstützen, u.a. durch die Initiierung 

und Koordinierung von regionaler und interkommunaler Kooperation sowie durch Ko-

operationsstrukturen (§ 13 Abs. 1 Nr. 2, 3 SächsLPlG). Der Planungsverband definiert 

in seiner Satzung als Ziel „auf die Verwirklichung der Raumordnungspläne hinzuwir-

ken und dabei die Zusammenarbeit der für die Verwirklichung maßgeblichen öffentli-

chen Stellen und Personen des Privatrechts zur Stärkung der regionalen Entwicklung 

zu unterstützen“ (§ 3 Abs. 2 Nr. 4 Satzung PV RC). In die Regionalentwicklung wird 

nach einem Vertreter der Regionalplanung auch die ländliche Entwicklung einbezo-

gen. Der Impuls zur Zusammenarbeit der Regionalen Planungsverbände mit der Re-

gionalentwicklung wurde in Sachsen nach Aussagen der befragten Vertreter der Re-

gionalplanung von staatlicher Seite gesetzt und hat sich über die Jahre verstetigt. Die 
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akteursbezogenen Interdependenzen sind gering: Gemeinde- bzw. TÖB-Vertreter, 

die in eine ILE-Region eingebunden sind und auch in der Verbandsversammlung ver-

treten oder in das Beteiligungsverfahren involviert sind, vertreten in der Versammlung 

ihre kommunalen oder fachlichen Interessen, sehen sich jedoch nicht als Vertreter 

einer ILE-Region, worauf die Aussagen eines betroffenen Interviewpartners hindeu-

ten.  

Zwischen dem Regionalplan und den Fortschreibungen (vgl. PV CE 2004, 2005, 

2008) sowie dem ILEK bestehen Schnittmengen in einigen Themenfeldern (u.a. Da-

seinsvorsorge / demographischer Wandel, Rückbau, Umnutzung von Gebäuden, Ar-

ten- und Biotopschutz / Biotopverbund, Abwasserentsorgungsinfrastruktur, regiona-

les Flächenmanagement, Sicherung und Entwicklung ÖPNV, Entwicklung des Tou-

rismus). Für die Anpassung an den Klimawandel und den Klimaschutz sind dabei der 

vorsorgende Hochwasserschutz und die Förderung erneuerbarer Energien sowie ent-

sprechende Versorgungskonzepte relevant. In der Praxis relativieren sich diese in-

haltlichen Interdependenzen: Die Regionalplanungsvertreter sehen wenige Schnitt-

mengen, da zum einen der überwiegende Anteil der ILE-Projekte auf lokaler Ebene 

angesiedelt ist und zum anderen viele Projekte Straßenbaumaßnahmen bilden. Somit 

sei in beiden Fällen eine Relevanz für die Regionalplanung nicht gegeben. 

Aufgrund der Vorgaben der Landesplanung (s.o.) ist die Regionalplanung in einigen 

LEADER- und ILE-Entscheidungsgremien in Sachsen sowohl als beratendes als 

auch als stimmberechtigtes Mitglied vertreten (vgl. PV RC 2015B). Über Beratungsge-

spräche zur Erstellung des ILEK hinaus zeigt sich jedoch keine weitergehende Ko-

operation in der ILE-Region Zwönitztal-Greifenstein, der Planungsverband ist kein 

Mitglied im KK (s. auch EBD.). Zwar steht der Planungsverband laut einem Vertreter 

der Regionalplanung für Rückfragen für Projekte zur Verfügung, zudem werden Infor-

mationen bspw. zu Fördermöglichkeiten (Abfrage von passenden Projekten) an die 

ILE- und LEADER-Regionen weitergeleitet. Eine Zusammenarbeit über den Informa-

tionsaustausch hinaus (der nach den Interviewinformationen eher von dem Planung-

verband ausgeht) habe nach Sicht vieler Interviewpartner nicht stattgefunden. Die 

Einflussnahme der Regionalplanung auf die Ausrichtung der Regionalentwicklung im 

Fall von LEADER und ILE scheint eher gering zu sein: Bei anderen Formen der Re-

gionalentwicklung seien die Einflussmöglichkeiten dagegen höher, hier gebe es grö-

ßere Handlungsmöglichkeiten, die nicht so stark eingegrenzt sind wie durch die ILE-

Richtlinie. Die interviewten Vertreter des Planungsverbandes sehen den Mehrwert 

der Zusammenarbeit mit den ILE- und LEADER-Regionen aber in den Informationen 
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darüber, womit sich die Regionen beschäftigen und welche Problemlagen vorliegen, 

sowie in der Möglichkeit zur Vernetzung und zur Nutzung der Kommunikationsstruk-

turen der Regionen für Anliegen der Regionalplanung.  

6.5 Zwischenfazit: Übergreifende Betrachtung der Fallstudien 

Die Analyse der vier Fallstudien zeigt zum Teil deutliche Gemeinsamkeiten, aber 

auch Unterschiede in den Analysebereichen.  

Die situativen Rahmenbedingunen sind in den Regionen unterschiedlich: Die größten 

strukturellen Probleme weisen die LEADER-Region Storchenland Prignitz und die 

ILE-Region Zwönitztal-Greifensteine auf, die eine starke Abwanderung und eine hohe 

Arbeitslosigkeit aufweisen. Die Klimawandelanfälligkeit ist in keiner Region stark aus-

geprägt70, jedoch weisen drei der untersuchten vier Regionen Extremereignisse auf, 

deren Häufigkeit bei Voranschreiten des Klimawandels wahrscheinlich zunehmen 

wird (Flusshochwasser, Hitzewellen, Stürme, Starkregen). Neben kleineren kommu-

nalen Projekten, ist als regionales klimawandelbezogenes Projekt das KlimaMORO 

im Nordschwarzwald zu nennen, was jedoch in keiner Beziehung zu der LEADER-

Region steht. Im Landkreis Osnabrück gibt es seit einigen Jahren eine Klimaschutzi-

nitiative, die auch die ILEKs verstärkt miteinbezieht - allerdings erst gegen Ende der 

Förderperiode.  

Die thematische Ausrichtung der Regionen zeigt keine starke bzw. systematische Be-

rücksichtigung der Themen Klimaschutz und Anpassung. In den Regionen werden 

vorwiegend Tourismus- und in den Regionen mit strukturellen Problemen Infrastruk-

tur- und Dorferneuerungsprojekte umgesetzt. Eine Ausnahme stellt die Entwicklungs-

strategie der ILE-Region Zwönitiztal-Greifensteine dar, die klimabezogene Themen 

stark aufgreift. Dies spiegelt sich jedoch nicht in der Umsetzung der Strategie wider.  

Auf Ebene der externen Rahmenbedingungen, d.h. den EPLR und relevanten Richt-

linien, findet sich in allen vier untersuchten Bundesländern eine Berücksichtigung der 

Themen Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel. Inwieweit der Health 

Check zu einer stärkeren Berücksichtigung dieser Themen geführt hat, lässt sich nicht 

nachverfolgen, jedoch wurden laut dem NABU der Klimaschutz nur stärker im ‚Word-

ing‘ der Maßnahmen berücksichtigt, anstatt die Ausrichtung der Maßnahmen zu än-

dern:  

                                                
70 In der zugrundeliegenden Kategorisierung wird v.a. den Städten eine stärkere Anfälligkeit 

zugesprochen (Anfälligkeitskriterien nicht auf ländliche Räume auslegt).  
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„Neue und innovative Klimaschutzmaßnahmen sind fast nicht zu finden, vielmehr wer-
den alte Förderprogramme als vermeintlich erfolgversprechende und ausreichende 

Beiträge zum Klimaschutz verkauft“ (NABU 2010, S. 16). 

In den Programmen bestehen besonders viele Bezüge in den Schwerpunkten 2, ins-

besondere den Agrarumwelt- und den Forstmaßnahmen, und dem Schwerpunkt 1 

finden. Diese beiden Schwerpunkte sind aber für die LEADER- und ILE-Regionen 

kaum von Bedeutung. Die ILE-Förderung ist ohnehin, abgesehen von der Flurberei-

nigung (Schwerpunkt 1) auf den Schwerpunkt 3, d.h. den Maßnahmen der ländlichen 

Entwicklung, gestützt. Die LEADER-Förderung bezieht nur in Brandenburg alle 

Schwerpunkte in die Förderung ein. Im Schwerpunkt 3 lassen sich auch Maßnahmen 

mit Bedeutung für den Klimaschutz und die Anpassung identifizieren, diese sind aber 

von geringerer Anzahl und sind vorwiegend in den Bereichen erneuerbare Energien 

und Förderung der Biodiversität angesiedelt. Der methodische Schwerpunkt 4 (LEA-

DER) weist kaum Bezüge auf. Festlegungen, die für eine inhaltliche Ausgestaltung 

der LEADER- und ILE-Prozesse hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung relevant 

sind, sind fast nicht vorhanden. Eine Ausnahme bildet Sachsen, die Klimaschutz und 

Anpassung als Bewertungskriterien der REKs definiert haben. Ebenfalls sind keine 

Festlegungen die Zusammenarbeit mit der Regionalplanung betreffend enthalten. Da-

gegen sind Vorgaben zur Akteursbeteiligung vorhanden, die v.a. aber die LEADER-

Regionen betreffen (Anteil der WiSo-Partner in den Entscheidungsgremien). Die In-

stitutionalisierung ist für die LEADER-Regionen festgelegt: Hier wird zum einen die 

Angliederung der LAG / des Regionalmanagements an eine Gebietskörperschaft (Ba-

den-Württemberg) und außerhalb der Verwaltung (Brandenburg) vorgeschrieben.  

Die internen Rahmenbedingungen spiegeln die Festlegungen bezüglich der Instituti-

onalisierung wider: Die LEADER-Region Storchenland Prignitz ist als Verein organi-

siert, die LAG und das Regionalmanagement sind in der LEADER-Region 

Nordschwarzwald (wie in den ILE-Regionen, für die es keine Vorgaben gibt) bei Ge-

bietskörperschaften angesiedelt. Bei den Beteiligungsstrukturen ist allen Regionen 

gemein, dass die Beteiligung in zwei Prozessphasen einzuteilen ist: Als erstes gibt es 

die Phase der Erstellung der Strategie, die in der Regel mit einer stärkeren Akteurs-

beteiligung verbunden ist. Hieran schließt sich die Phase der Strategieumsetzung an, 

in der, bis auf wenige Ausnahmen (z.B. Regionalforum in der LEADER-Region Stor-

chenland Prignitz), nur das Entscheidungsgremium tagt. Die Öffentlichkeitsarbeit be-

stimmt in allen Regionen die Information über umgesetzte Projekte und die Förder-

möglichkeiten, jedoch weniger über die Beschlüsse der Entscheidungsgremien. 

Das Entscheidungsgremium selbst ist in den LEADER-Regionen ausgewogen zu-

sammengesetzt, in den ILE-Regionen zeigt sich dagegen eine Dominanz öffentlicher 
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bzw. kommunaler Akteure. Der Zugang zu diesem Gremium ist, nur in einem Fall als 

offen anzusehen. In den meisten Fällen werden die Akteure direkt angesprochen und 

sind die Plätze für bestimmte Akteure vorgesehen. Fachpromotoren für das Thema 

Klimawandel werden in keiner Region mit einbezogen. Die ILE-Region Südliches Os-

nabrücker Land wird jedoch in die Klimaschutzinitiative des Landkreises Osnabrück 

einbezogen. Die Klimaschutzinitiative war aber nicht an der Erstellung des ILEK be-

teiligt, da sie zu diesem Zeitpunkt noch nicht bestand, und ist kein Mitglied des Ent-

scheidungsgremiums.  

Die Akteure zeigen zumeist keine Ablehnung der Themen Klimaschutz und Anpas-

sung, jedoch sind diese Themen häufig negativ konnotiert (Komplexität des Themas, 

Befürchtung, dass Projekte verteuert werden etc.). Zudem werden andere Themen, 

deren Auswirkungen sich nach Meinung der Akteure deutlich spürbarer in den Regi-

onen sind, deutlich priorisiert. Hiernach zählen v.a. der demografische Wandel und 

die Schaffung von Arbeitsplätzen. Im Wissen über die Themen Klimaschutz und An-

passung zeigt sich in allen Regionen, dass, bis auf einige Ausnahmen, der Klima-

schutz häufig nur als Energiethema wahrgenommen wird und das Wissen über die 

Anpassung an den Klimawandel nicht systematisch vorhanden ist. Jedoch wird in al-

len Regionen kein genereller Informationsmangel ausgemacht, eine Beschäftigung 

mit diesen Themen findet aber dennoch nicht ausreichend statt.  

Eine Kooperation zwischen der Regionalplanung und den LEADER- und ILE-Regio-

nen ist in keiner Fallstudie vorhanden. In der ILE-Region Südliches Osnabrücker Land 

wirkten Planungsvertreter jedoch in den AGs während der Strategieerstellung mit. In 

Sachsen findet zwar in vielen LEADER- und ILE-Regionen eine Zusammenarbeit mit 

der Regionalplanung statt, jedoch nicht in der untersuchten Region. 
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7 Bewertung: Anforderungen an informelle Instrumente der 

Raumentwicklung 

Die Bewertung der drei Dimensionen (inhaltliche Integration, Beteiligungsfunktion, 

Strategiebildung) erfolgt aufgrund der zahlreichen Wechselwirkungen zwischen den 

Faktoren und der fehlenden Quantifizierbarkeit v.a. akteursbezogener Faktoren (z.B. 

Wertehaltungen, Wahrnehmung) verbal-argumentativ (s. Kap. 4.2.2). Zum einen wird 

die aktuelle Ausprägung der drei Dimensionen bewertet, zum anderen mögliche Ein-

flussfaktoren. Die Bewertung der Einflussfaktoren stützt sich sowohl auf aus der Ana-

lyse abgeleitete Kausalitäten als auch auf von den Interviewpartnern identifizierte Ein-

flussfaktoren. Aus dieser Bewertung werden Möglichkeiten und Grenzen der Instru-

mente informeller ländlicher Regionalentwicklung abgeleitet, Klimaschutz und Anpas-

sung an den Klimawandel inhaltlich und prozessual zu integrieren, und Handlungs-

empfehlungen entwickelt (Kapitel 8).  

7.1 Inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpassung an den 

Klimawandel 

Tab. 45: Bewertungskriterien inhaltliche Integration 

Quelle: eigene Darstellung 

Dimension Bewertungskriterien 

Inhaltliche Integration 
von Klimaschutz und 
Anpassung an den 
Klimawandel 

hoch: Der Klimawandel, seine Auswirkungen sowie Klimaschutz 
und Anpassung werden im REK direkt aufgegriffen und im Pro-
zess verhandelt. Bezüge zu Klimaschutz und Anpassung beste-
hen in den relevanten Themenbereichen auf Ziel- und Maßnah-
menebene, es ist eine hohe Kohärenz zwischen Ziel- und Maß-
nahmenebene vorhanden. 

mittel: Der Klimawandel und seine Auswirkungen sowie Klima-
schutz und Anpassung werden im REK aufgegriffen, jedoch nicht 
systematisch. Bezüge zu Klimaschutz und Anpassung sind in ein-
zelnen Themenbereichen auf Ziel- und Maßnahmenebene, z.T. 
auch als direkter Bezug, gegeben.  

niedrig bis nicht vorhanden: Fast keine Berücksichtigung 
des Klimawandels, seiner Auswirkungen sowie von Klimaschutz 
und Anpassung. Bezüge zu Klimaschutz und Anpassung in den 
relevanten Themenbereichen sind kaum bis nicht vorhanden 

Einflussfaktoren auf 
die Integration von 
Klimaschutz und An-
passung 

fördernd: Von den analysierten Faktoren geht ein positiver Ein-
fluss auf die Berücksichtigung (direkt / indirekt) von Klimaschutz 
und Anpassung sowohl im REK als auch in der Umsetzung der 
Projekte aus.  
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neutral: Faktoren, die keine Wirkung ausüben bzw. deren Wir-
kung nicht eingestuft werden kann. 

hemmend: Faktoren, die Einfluss darauf haben, dass Klima-
schutz und Anpassung in dem REK und in den umgesetzten Pro-
jekten weniger oder gar nicht berücksichtigt werden.  

 

7.1.1 LEADER Nordschwarzwald 

7.1.1.1 Ausprägung der inhaltlichen Integration 

Die inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in 

der LEADER-Region Nordschwarzwald in dem Förderzeitraum 2007 - 2013 ist insge-

samt als niedrig bis nicht vorhanden einzustufen.  

Auf der Zielebene wurde im Rahmen der SWOT-Analyse der Entwicklungsstrategie 

keine systematische Betrachtung vorgenommen: Zwar können direkte und indirekte 

Bezüge zu Klimaschutz und den Auswirkungen des Klimawandels bzw. Anpassungs-

erfordernissen identifiziert werden. Diese sind aber v.a. auf die Forstwirtschaft / er-

neuerbare Energien und die Tourismuswirtschaft gerichtet. Das Zielsystem selbst 

greift den Klimaschutz nur einmal auf (in Verbindung mit der energetischen Verwer-

tung von Holz) und enthält weiter nur wenige für den Klimaschutz oder die Anpassung 

relevante Ziele. Als eigenständige Themen sind der Klimawandel, Klimaschutz und 

Anpassung nicht im REK behandelt worden. Auf der Maßnahmenebene zeigt sich 

keine Integration von Klimaschutz und Anpassung bei den umgesetzten Projekten. 

Im Prozess (z.B. Beratungen in der LAG) spielen diese Themen keine Rolle bzw. nur 

indirekt über andere Themen, wie z.B. die energetische Verwertung von Holz. 

7.1.1.2 Einflussfaktoren 

Die situativen Rahmenbedingungen können als ein hemmender Faktor für die the-

matische Ausrichtung identifiziert werden, entfalten ihre Wirkung jedoch erst im Zu-

sammenspiel durch die Wahrnehmung und Bewertung durch die handelnden Akteu-

re: Der hohe Stellenwert von Tourismus und Forstwirtschaft (und damit auch der ener-

getischen Verwertung von Holz) in der Region hat einen starken Einfluss auf die the-

matische Ausrichtung der LEADER-Region. Hinzu tritt die Versorgungssituation in 

den Dörfern, die fördernd für Projekte zur Aufrechterhaltung der Infrastruktur wirkt. 

Als positiver Faktor für den Tourismusbereich wird zudem die hohe Sichtbarkeit von 

touristisch ausgerichteten Projekten (z.B. Beschilderungssysteme) eingeordnet. 
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Hinzu kommen die touristischen Strukturen und Organisationen in der Region, die 

z.B. im Energiebereich fehlen. Ein Einfluss der Auswirkungen des Klimawandels, de-

nen Extremereignisse wie Sturm, Starkregen und Trockenheit sowie schleichende 

Veränderungen durch die befragten Akteure zugeordnet werden, ist nicht zu erken-

nen. Ebenso gingen von dem Forschungsprojekt KlimaMORO keine Einflüsse auf die 

LEADER-Region aus. 

Die institutionellen Rahmenbedingungen, d.h. die Organisation der Region, sind 

keine relevanten Einflussfaktoren für die thematische Ausrichtung der Region. Viele 

(öffentliche) Akteure verweisen aber auf die indirekt hemmende Wirkung der Gebiets-

kulisse, da Projekte - auch im Energiebereich - auf Landkreisebene nur schwer um-

gesetzt werden können.  

Die externen Rahmenbedingungen stellen einen wichtigen Einflussfaktor auf die 

thematische Ausrichtung der Region dar. In dem Förderprogramm und den Richtlinien 

sind, wie die Analyse zeigt, für Klimaschutz und Anpassung v.a. die Schwerpunkte 1 

und 2 wichtig. Diese sind aber für die LEADER-Förderung in Baden-Württemberg 

nicht relevant, da LEADER-Projekte nur innerhalb des Schwerpunkts 3 gefördert wer-

den. Im Schwerpunkt 3 sind Klimaschutz und Anpassung indirekt über erneuerbare 

Energien und Biodiversität angesprochen, die wirtschaftliche Entwicklung der Regio-

nen steht aber im Vordergrund. Den starken Einfluss der Förderprogramme stellen 

viele Interviewpartner heraus:  

„Wenn man vorgibt, was in einem Programm drin sein muss oder drin sein soll, dann 
ist das auch drin. Ob der, der das dann benutzt, will oder nicht, dann ist es drin. Wenn 
keine konkrete Vorgabe besteht, dann ist es nicht unbedingt drin“ (INTERVIEW NSW_5).  

Dies zeigt, dass fehlende Fördermöglichkeiten bzw. thematische Impulse aus den 

Förderprogrammend hemmend für die Integration von Klimaschutz und Anpassung 

wirken. 

Als stark hemmenden Faktor, v.a. für Energieprojekte, kann zudem der Vorrang der 

Fachförderung identifiziert werden. Dies verdeutlichte ein Akteur am Beispiel einer 

Energiekonzeption aus LEADER+, die aufgrund des Vorrangs nicht weiter umgesetzt 

werden konnte. Gerade im Klimaschutzbereich gibt es sehr viele Fachförderungen 

(z.B. KEA-Förderung71, Waldumbau, diverse Förderprogramme für Kommunen), die 

eine Förderung solcher Projekte über LEADER nicht möglich machen.  

                                                
71 Die Klimaschutz- und EnergieAgentur Baden-Württemberg GmbH steht Kommunen, Unter-

nehmen und weiteren Akteuren als Ansprechpartner zur Verfügung und betreut u.a. Förder-
programme (vgl. KEA 2016).  
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Neben den externen Rahmenbedingungen gehen von den akteursbezogenen Fak-

toren hemmende Einflüsse aus: Wie die Analyse zeigt, steht der Stellenwert des Kli-

mawandels deutlich hinter anderen Herausforderungen zurück (z.B. demographi-

scher Wandel), so dass dies zu einer stärkeren Priorisierung dieser Projekte führt 

(hemmender Faktor). Bei den Akteuren ist zwar eine Wahrnehmung der Betroffenheit 

vorhanden, trotzdem reicht sie noch nicht aus, um ein Handeln zu bewirken. Fehlen-

des Wissen ist als ein Hemmnis für vorauschauende und geplante Anpassung zu 

sehen. Zudem stehen die Themen Klimaschutz und Anpassung in starker Konkurrenz 

zu anderen Interessen und Herausforderungen, so dass auch vorhandenes Wissen 

nicht automatisch zu stärkerem Handeln führt. Informationen scheinen grundsätzlich 

vorhanden zu sein, werden aber aus verschiedenen Gründen (Zeitmangel, Themen-

konkurrenz) nicht wahrgenommen. Fehlende Fachpromotoren stellen einen hem-

menden Faktor dar, da keine Klimawandelexperten in den Prozess eingebunden sind. 

Tab. 46: Einflussfaktoren auf die inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpas-
sung an den Klimawandel in der LEADER-Region Nordschwarzwald 

Quelle: eigene Darstellung 

inhaltliche 
Integration 

Einflussfaktoren 

niedrig / 
nicht vor-
handen 

fördernd: / 

neutral:  
 situative Rahmenbedingungen:  

- Auswirkungen des Klimawandels 
- klimabezogende Strukturen: KlimaMORO 

 Akteure und Akteurskonstellationen:  
- wahrgenommene Auswirkungen des Klimawandels 
- Informationsangebot über Klimaschutz und Anpassung 

hemmend:  
 situative Rahmenbedingungen: 

- allgemeine struktuelle Rahmenbedingungen (abhängig von der Be-
wertung durch die Akteure) 

- fehlende Strukturen und Organisationen im Energiebereich 
 interne Rahmenbedingungen: Gebietskulisse 
 externe Rahmenbedingungen: 

- Richtlinien 
- Vorrang der Fachförderung 

 Akteure und Akteurskonstellationen:  
- niedrige Priorität von Klimaschutz und Anpassung 
- fehlendes Wissen 
- fehlende Fachpromotoren 
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7.1.2 LEADER Storchenland Prignitz 

7.1.2.1 Ausprägung der inhaltlichen Integration 

Die inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel ist in 

der LEADER-Region Storchenland Prignitz für den Förderzeitraum 2007 - 2013 ins-

gesamt als niedrig zu bewerten.  

Auf der Zielebene zeigt sich eine geringe Ausrichtung auf Aspekte des Klimawandels 

in der Entwicklungsstrategie. Die SWOT-Analyse bezieht klimaschutz- oder anpas-

sungsrelevante Themen nicht mit ein, das Zielsystem benennt zwar den Klimaschutz 

als Unterziel, berücksichtigt jedoch keine Ziele, die die Anpassung an den Klimawan-

del einbeziehen.  

Auf der Maßnahmenebene lassen sich Projekte ausmachen, die in klimaschutz- oder 

anpassungsrelevanten Bereichen liegen. Sie haben insgesamt aber nur einen gerin-

gen Anteil und liegen vorwiegend im Energiebereich und im Naturschutz. Der über-

wiegende Anteil aller Projekte ist im baulich-investiven Bereich angesiedelt, dies gilt 

auch für die klimaschutz- und anpassungsrelevanten Projekte. Eine Ausnahme bildet 

die Biogasstudie, welche eine konzeptionelle Ausrichtung verfolgt. Eine systemati-

sche Thematisierung von Klimaschutz oder Anpassung an den Klimawandel und 

möglicher Synergien und Konflikte ist jedoch nicht vorhanden.   

7.1.2.2 Einflussfaktoren 

Die situativen Rahmenbedingungen in der Region sind v.a. durch die dünne Be-

siedlung, den starken Bevölkerungsrückgang, die hohe Arbeitslosigkeit und die Infra-

struktursituation geprägt und stellen wichtige Einflussfaktoren dar. Die sich aus dem 

Der wichtige Stellenwert von Infrastrukturmaßnahmen (Straßenbau) wird als hem-

mend für klimarelevante Maßnahmen gewertet, da hier nur wenige Ansatzpunkte für 

den Klimaschutz gesehen werden.Zu diesen Rahmenbedingungen ist in den letzten 

Jahren der starke Ausbau der erneuerbaren Energien getreten, die fördernd auf die 

Auseinandersetzung mit erneuerbaren Energien in dem LEADER-Prozess wirken (je-

doch eher zum Ende der Förderperiode als zur Zeit der Erstellung der GLES). Zudem 

wird die fehlende Steuerung durch die Regionalplanung im Bereich der Bioenergie 

als fördernder Faktor genannt. Die Anfälligkeit gegenüber den Auswirkungen des Kli-

mawandels und vergangene Extremereignisse (Flusshochwasser) haben zwar in der 

Vergangenheit zu Anpassungsmaßnahmen in der Region geführt (z.B. Erneuerung 
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und Erhöhung von Deichen, Deichrückverlegung), auf die thematische Ausrichtung 

der LEADER-Region geht hiervon allerdings kein Einfluss aus (neutral). 

Auf Ebene der internen Rahmenbedingungen können keine eindeutigen Einfluss-

faktoren identifiziert werden. Jedoch deutet das Selbstverständnis der Gremien (nur 

Reagieren auf Projektanträge) darauf hin, dass diese keine Impulse für neue Themen 

setzen. 

Die externen Rahmenbedingungen in Form des Förderprogramms und der Richtli-

nie werden von vielen Interviewpartnern als wichtiger Einflussfaktor auf die Aktivitäten 

der Region gesehen. Die Ausrichtung der Projekte werde stark durch die Richtlinie 

vorgegeben. In Brandenburg sind LEADER-Projekte in allen drei Schwerpunkten 

möglich, in der Umsetzung ist aber v.a. der Schwerpunkt 3 wichtig. Im Schwerpunkt 

3 sind klimarelevante Maßnahmen gegenüber den Schwerpunkten 1 und 2 unbedeu-

tender (Bezüge über Energieeffizienz, Biodiversität), so dass von dem Förderpro-

gramm und der Richtlinie keine nennenswerten Impulse für Klimaschutz und Anpas-

sung ausgehen (neutral). Einige interviewte Akteure bewerten die durch das Förder-

programm gesetzten Anreize fördernd dafür, sich mit bestimmten Fragestellungen 

auseinanderzusetzen. Daher besteht ein hohes Potential auf Seiten der Förderung, 

Impulse und Anreize dafür zu schaffen, sich mit Fragestellungen des Klimaschutzes 

und der Anpassung auseinanderzusetzen.  

Auf Ebene der Akteure ist v.a. der geringe Stellenwert des Klimawandels gegenüber 

den anderen Herausforderungen in der Region als hemmender Faktor zu sehen. Wie 

sich aus der Analyse ergibt, hat zwar das Energiethema eine höhere Bedeutung, nicht 

aber unter dem Aspekt Klimaschutz, sondern aufgrund der Auswirkungen des Aus-

baus der erneuerbaren Energien (Nutzungskonflikte, Landschaftsbild etc.). Dieses 

Gefühl der negativen Betroffenheit ist als fördernder Faktor für die Auseinanderset-

zung mit erneuerbaren Energien (v.a. Biomasse) in dem LEADER-Prozess zu sehen 

(Bsp. Bioenergiestudie). Das Wissen zu Maßnahmen des Klimaschutzes und der An-

passung ist nach der Analyse als eher gering einzustufen, so dass eine vorauschau-

ende und geplante Integration von Klimaschutz und Anpassung hierdurch erschwert 

wird. Die zur Verfügung stehenden Informationen sind als neutraler Faktor zu sehen, 

aber fehlende Zeit, Unsicherheit ob der Vertrauenswürdigkeit der Quellen und ein 

fehlender Bezug zur lokalen Ebene wirken hemmend. Zudem wurden keine Fachpro-

motoren eingebunden, um über die Erstellung des REK hinaus Ideen zu finden und 

zu kommunizieren.  
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Tab. 47: Einflussfaktoren auf die inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpas-
sung an den Klimawandel in der LEADER-Region Storchenland Prignitz 
Quelle: eigene Darstellung 

inhaltliche 
Integration 

Einflussfaktoren 

niedrig  

fördernd:  
 situative Rahmenbedingungen (abhängig von der Bewertung durch die 

Akteure): 
- starker Ausbau erneuerbarer Energien 
- Planungslücke im Bereich Biogas 

 Akteure: gefühlte negative Betroffenheit durch den Ausbau erneuerbarer 
Energien 

neutral:  
 situative Rahmenbedingungen: Auswirkungen des Klimawandels 
 externe Rahmenbedingungen: EPLR und Richtlinie 
 Akteure: Informationsangebot zu Klimaschutz und Anpassung 

hemmend:  
 thematische Ausrichtung: wenig Ansatzpunkte für Klimaschutz und An-

passung 
 interne Rahmenbedingungen: fehlende Impulse durch Gremien 
 Akteure und Akteurskonstellationen:  

- niedriger Stellenwert von Klimaschutz und Anpassung 
- fehlende persönliche Betroffenheit durch den Klimawandel 
- fehlendes Wissen 
- negative Wahrnehmung des Themas Klimawandel 

 

7.1.3 ILE Südliches Osnabrücker Land 

7.1.3.1 Ausprägung der inhaltlichen Integration 

Die inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in 

der ILE-Region Südliches Osnabrücker Land ist für den Förderzeitraum 2007 - 2013 

insgesamt als niedrig zu bewerten.  

Auf der Zielebene zeigen sich in der SWOT-Analyse und direkt im Zielsystem mit der 

Steigerung der Energieeffizienz und dem Erhalt von THG-Senken Bezüge zum Kli-

maschutz. Mit der Schaffung eines naturnahen Gewässernetzes und dem Hochwas-

serschutz werden in geringem Maße anpassungsrelevante Themen benannt. Eine 

systematische Bearbeitung der Belange von Klimaschutz und Anpassung zeigt sich 

jedoch nicht, beide Bereiche sind eher selektiv aufgegriffen. Zudem stehen Ziele, die 

die wirtschaftliche Entwicklung und den Tourismus betreffen, deutlich im Vorder-

grund. 
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Auf Maßnahmenebene zeigen die untersuchten regionalen Projekte eine deutliche 

touristische Ausrichtung baulich-investiver Art, die aber nur in wenigen Fällen Rele-

vanz für Klimaschutz und Anpassung zeigen. Klimaschutz und Anpassung werden 

nicht systematisch in die umgesetzten Projekte einbezogen.  

7.1.3.2 Einflussfaktoren 

Die situativen Rahmenbedingungen zeigen eine wichtige Bedeutung der Themen 

Forstwirtschaft und Gesundheitstourismus und eine geringere Anfälligkeit gegenüber 

den Auswirkungen des Klimawandels. Als hemmend für Klimaschutz und Anpassung 

kann gesehen werden, dass zu der Zeit der Erstellung des ILEK andere Themen als 

präsenter beurteilt werden. Die Umsetzbarkeit der Projekte im Sinne eines schnellen, 

sichtbaren Erfolgs (z.B. Tourismus: Beschilderungssystem, finanzielle Anreize) wird 

zudem als wichtiger Einflussfaktor benannt. Die spezifischen Charakteristika von Kli-

maschutz- und Anpassungsprojekten, die oft erst auf lange Sicht spürbaren Resul-

tate, sind daher als hemmend für die Umsetzung in einem ILE-Prozess zu sehen.  

Die Klimaschutzinitiative kann als fördernd für Klimaschutz und Energiethemen iden-

tifiziert werden. Jedoch wurde sie erst in der Endphase der ILE-Förderung aktiv, so 

dass sie keine Wirkung auf die Strategie und die zum Zeitpunkt der Analyse umge-

setzten Projekte entfalten konnte. 

Auf Ebene der internen Rahmenbedingungen können einige Einflussfaktoren iden-

tifiziert werden. Zum einen wird auf die noch junge Kooperationskultur verwiesen, die 

hemmend auf die Umsetzung von komplexen und eventuell konfliktbeladenen The-

men, als die Klimathemen angesehen werden, wirke. Die zeitlichen Ressourcen des 

Regionalmanagements werden als zu gering erachtet, um neue Themen aufzuneh-

men, Informationen zu verarbeiten und Impulse nach innen zu setzen.  

Von den externen Rahmenbedingungen gehen einige wichtige fördernde und hem-

mende Einflüsse aus: So sind die klimarelevanten Maßnahmen v.a. in Schwerpunkt 

2 und 1 enthalten, für die ILE-Förderung ist aber vorwiegend der Schwerpunkt 3 re-

levant. Der starke Einfluss der Richtlinie zeigt sich auch am Beispiel des Projektes 

zur energetischen Gebäudeuntersuchung: Zunächst sollte ein Klimaschutzkonzept 

für die Kommunen des ILE SOL erstellt werden, aufgrund von Änderungen in den 

Fördermöglichkeiten ist das Projekt auf die energetische Gebäudeuntersuchung re-

duziert worden. Als fördernder Einfluss für dieses Projekt wird zudem die Pflicht, für 

öffentliche Gebäude Energieausweise auszustellen und aufzuhängen (nach EnEV) 

benannt. Fördernd können somit auch externe Rahmenbedingungen außerhalb der 

eigentlichen Förderung wirken. 



7 Bewertung: Anforderungen an informelle Instrumente der Raumentwicklung  

200 

Auf Ebene der Akteure zeigt sich, dass der Wahrnehmung des Klimawandels ein 

wichtiger Stellenwert als Einflussfaktor zukommt. Wie die Analyse zeigt, wird der Kli-

mawandel im Gegensatz zum Tourismus als negatives Thema wahrgenommen. Im 

Gegensatz dazu seien Tourismusthemen positiv besetzt und kompromissfähig. Zu-

sätzlich wird als hemmender Faktor die fehlende eigene Betroffenheit durch den Kli-

mawandel und der höhere Stellenwert anderer Probleme benannt: diese würden vie-

len Akteuren zu Folge die erst auf lange Zeit sichtbaren Folgen des Klimawandels 

überblenden. In dieser Region zeigt sich, dass der Zugang zu Informationen zu Kli-

maschutz und Anpassung differenziert nach Akteuren bewertet werden muss: v.a. 

öffentlichen Akteuren scheint ein deutlich größeres Informationsnetzwerk zur Verfü-

gung zu stehen. Hemmend wirken aber wieder Faktoren wie fehlende Zeit, um sich 

mit diesen Themen zu beschäftigen. 

Die Klimaschutzinitiative des Landkreises Osnabrück stellt einen Fachpromotor dar, 

hat sich jedoch erst gegen Ende des Förderzeitraums etabliert. Fehlende Fachpro-

motoren (Impulssetzung) bei der Erstellung der Entwicklungsstrategie können daher 

als hemmender Faktor gewertet werden.  

Tab. 48: Einflussfaktoren auf die inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpas-
sung an den Klimawandel in der ILE-Region Südliches Osnabrücker Land 

Quelle: eigene Darstellung 

inhaltliche 
Integration 

Einflussfaktoren 

niedrig  

fördernd:  
 situative Rahmenbedingungen: Klimaschutzinitiative des Landkreises 

Osnabrück 

 externe Rahmenbedingungen: Regelungen / Gesetze im Bereich Ener-
gie (hier: Energieausweise für Gebäude nach EnEV) 

 (Akteure: Klimaschutzinitiative als Fachpromotor) 

neutral: / 

hemmend:  
 situative Rahmenbedingungen: Auswirkungen des Klimawandels im Ver-

gleich zu anderen Problemlagen gering 
 thematische Ausrichtung: Wirkung von Klimaschutzprojekten langfristig 

(Wirkung nicht unmittelbar, z.T. auch bei Anpassungsprojekten) 
 interne Rahmenbedingungen:  

- junge Kooperation: Beschäftigung mit konfliktarmen Themen 
- zeitliche Ressourcen des Regionalmanagements (es können kaum 

Impulse gesetzt werden) 
- Abgrenzung der Region (kein Naturraum) 

 externe Rahmenbedingungen: EPLR und Richtlinie 
 Akteure und Akteurskonstellationen:  

- negative Wahrnehmung  
- fehlende persönliche Betroffenheit 
- fehlender Zugang zu Fachinformationen für private Akteure 
- geringer Stellenwert des Themas (v.a. bei den Machtpromotoren) 
- fehlende Fachpromotoren bei der Erstellung des ILEK (und bei der 

Umsetzung) 
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7.1.4 ILE Zwönitztal-Greifensteinregion 

7.1.4.1 Ausprägung der inhaltlichen Integration 

Die inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in 

der ILE-Region Zwönitztal-Greifensteine kann für den Förderzeitraum 2007-2013 ins-

gesamt mit niedrig - mittel bewertet werden. Dies bedingt sich jedoch aus einer stär-

keren Bedeutung der Themen Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel auf 

Ziel- als auf Maßnahmenebene.  

Auf Zielebene greift die SWOT-Analyse Aspekte des Klimaschutzes und der Anpas-

sung an den Klimawandel in fast allen Themenbereichen auf. Hier zeigen sich die 

Themenfelder erneuerbare Energien und Hochwasserschutz als besonders wichtig. 

Ein direkter Bezug ist jedoch nur für den Klimaschutz vor dem Hintergrund erneuer-

barer Energien gegeben. Eine Relevanz für die Anpassung ist vorwiegend im The-

menfeld Hochwasserschutz und Biodiversität / Biotopverbund gegeben.  

Die Integration von Klimaschutz und Anpassung auf Maßnahmenebene steht deutlich 

hinter der Zielebene zurück. Die Projekte liegen v.a. im siedlungsstrukturellen Be-

reich, so dass Bezüge zum Klimaschutz nur z.B. über Dämm- und Straßenbeleuch-

tungsmaßnahmen vorhanden sind. Die Anpassung an den Klimawandel ist nur im 

reaktiven Sinne über die Beseitigung von Hochwasserschäden von Bedeutung. Den 

klimarelevanten Projekten kommt lediglich ein geringer Anteil an den Projekten zu, so 

dass auf Maßnahmenebene nur eine geringe Integration in wenigen Themenfeldern 

erfolgt ist.  

Im Prozess selbst kam klimarelevanten Aspekten so gut wie keine Rolle zu: Die The-

men waren in den Gremiensitzungen offensichtlich nicht von Bedeutung. 

7.1.4.2 Einflussfaktoren 

Die situativen Rahmenbedingungen der ILE-Region Zwönitztal-Greifensteine sind 

durch hohe Arbeitslosigkeit und Bevölkerungsrückgang geprägt. Die Hochwasserer-

eignisse in der Region in den letzten Jahren scheinen aber fast keinen Einfluss auf 

die Umsetzung von Anpassungsprojekten zu haben (neutral). Jedoch spielen hier 

auch andere Einflussfaktoren eine Rolle, wie z.B. andere Förderrichtlinien, über die 

diese Maßnahmen besser umgesetzt werden können (s.u.). Ein hemmender Faktor 

für die fehlende Kohärenz zwischen Ziel- und Maßnahmenebene kann in den laut 

einem Interviewpartner fehlenden Strukturen vor Ort zur Umsetzung von Klimapro-

jekten gesehen werden. Zwar ist in einer Gemeinde ein langfristiges Vorhaben u.a. 
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zur Steigerung der Energieeffizienz vorhanden, Einflüsse hiervon auf den ILE-Pro-

zess konnten aber nicht identifiziert werden (neutral). Des Weiteren wirkt einem Inter-

viewpartner zufolge hemmend für Klimaschutzprojekte, dass andere Projekte, z.B. im 

Straßenbau, sichtbarer gegenüber z.B. der Energieeinsparung seien.  

Auf Ebene der internen Rahmenbedingungen konnten keine förderndern oder hem-

menden Faktoren für die Integration von Klimaschutz und Anpassung identfiziert wer-

den.  

Tab. 49: Einflussfaktoren auf die inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpas-
sung an den Klimawandel in der ILE-Region Zwönitztal-Greifensteine 

Quelle: eigene Darstellung 

inhaltliche 
Integration 

Einflussfaktoren 

niedrig - 
mittel 

fördernd:  
 externe Rahmenbedingungen: Förderung von Wärmedämmungsmaß-

nahmen über die ILE-Richtlinie, Anforderungen an ILEK 
 Akteure: Planungsbüro Fachpromotor (Erstellung ILEK) 

neutral:  
 situative Rahmenbedingungen:  

- kommunales Projekt zur Steigerung der Energieeffizienz 

- Auswirkungen des Klimawandels 
 externe Rahmenbedingungen: EPLR und Richtlinie (außer Wärmedäm-

mung, Anforderungen an ILEK  fördernd) 

hemmend:  
 situative Rahmenbedingungen:  

- Sichtbarkeit des Klimawandels gegenüber anderen Problemlagen ge-
ring 

- fehlende Strukturen zur Umsetzung von klimabezogenen Projekten 
 thematische Ausrichtung: Wirkung von Klimaschutzprojekten erst lang-

fristig sichtbar 
 Akteure und Akteurskonstellationen:  

- geringer Stellenwert von Klimaschutz und Anpassung 
- negative Wahrnehmung des Themas Klimawandel, Verbindung zur 

lokalen Ebene nicht sichtbar 
- geringes Wissen im Bereich Klimaschutz und Anpassung 
- in kleinen Kommunen fehlen Spezialisten (eine Person muss viele 

Themen bearbeiten) 

Die externen Rahmenbedingungen, d.h. das Förderprogramm und die Richtlinie, 

können als starke Einflussfaktoren auf den Prozess gesehen werden, die jedoch für 

die Themen Klimaschutz und Anpassung kaum Wirkung entfalten. So seien einem 

Interviewpartner zufolge Wärmedämmungsmaßnahmen nur umgesetzt worden, weil 

hier eine Förderung bestand. Innerhalb des Förderprogramms sind die inhaltlichen 

Anforderungen für ILEKs zwar auf die wirtschaftliche Entwicklung der Region und 

dem Umgang mit dem demographischen Wandel gerichtet, Klimaschutz und Hoch-

wasserschutz stellen aber Bewertungskriterien für ILEKs dar. Die hohe Bedeutung 
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dieser Themen im ILEK könnte daher auf diese Vorgaben zurückzuführen sein. Dass 

auf der Maßnahmenebene die Bedeutung geringer ist, lässt sich neben akteursbezo-

genen Faktoren (s.u.) darauf zurückführen, dass für die Förderung erneuerbarer 

Energien und des Hochwasserschutzes andere Förderprogramme geeigneter seien.  

Auf Ebene der Akteure lassen sich einige wichtige Einflussfaktoren identifizieren: 

Das mit der Aufstellung des ILEK beauftragte Planungsbüro wirkte als Fachpromotor 

fördernd für klimarelevante Themen. In der Umsetzung kommt den Themen durch die 

involvierten Akteure jedoch ein geringerer Stellenwert zu. Ein Interviewpartner be-

nennt es v.a. für kleinere Gemeinden als wichtiger, die Versorgungsstrukturen auf-

recht zu erhalten, als zum Klimaschutz beizutragen. Daher ist der geringe Stellenwert 

des Themas Klimawandel bei den Akteuren insgesamt als hemmend zu beurteilen. 

Die Wahrnehmung des Themas Klimawandel als negativ, zu komplex und globales 

Thema (Verbindung zur lokalen Ebene nicht deutlich sichtbar), kann als weiterer hem-

mender Faktor identifiziert werden. Zusätzlich ist das Wissen zur Anpassung an den 

Klimawandel kaum vorhanden. Als weiterer hemmender Faktor geht aus der Analyse 

hervor, dass in kleineren Kommunen die Themenvielfalt, die von wenigen Personen 

bearbeitet werden muss, sehr hoch ist. Die Fachkompetenz kann daher nicht in allen 

Themen stark ausgeprägt sein.  

7.2 Beteiligungsfunktionen 

Die Bewertung der Beteiligungsfunktionen umfasst zwei vor dem Hintergrund des Kli-

mawandels am häufigsten diskutierten Funktionen der Beteiligung unterschiedlicher 

Akteure in der räumlichen Planung und Entwicklung: Zum einen geht es um die Be-

wertung hinsichtlich einer Erhöhung der Legitimation von Entscheidungen auf Basis 

einer Konsensbildung, hier wird die Beteiligung verschiedenster Akteure aufgrund der 

Unsicherheit und Komplexität des Klimawandels als entscheidend angesehen (vgl. 

Kap. 2.2.2). Zum anderen geht es um die Frage, welche Informationen über einen 

Beteiligungsprozess transportiert werden können, um Impulse zu setzen und die Ak-

teure zum Handeln zu befähigen. Die Bewertungsmaßstäbe gründen sich auf Theo-

rien und Konzepte im Bereich der Partizipations- und Governanceforschung unter de-

mokratietheoretischen Aspekten und sind in Tabelle 50 dargestellt. Demgemäß wird 

beurteilt, inwiefern eine Beteiligungsfunktion als erfüllt, in Teilen erfüllt oder als nicht 

erfüllt angesehen werden kann und welche Einflussfaktoren hierauf wirken.  
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Tab. 50: Bewertungskriterien Beteiligungsfunktion 
Quelle: eigene Darstellung 

Dimension Bewertungskriterien 

Beteiligungsfunktion 

Legitimationsfunktion* 

erfüllt: Das Entscheidungsgremium ist grundsätzlich zugänglich 
(z.B. über Wahl) und besteht aus Akteuren aus unterschiedlicher 
institutioneller und thematischer Hintergründe. Entscheidungen 
werden nach dem Mehrheitsprinzip gefällt, nach Verhandlung evtl. 
Interessenskonflikte. Über den Prozess wird umfassend berichtet 
(Transparenz). 

in Teilen erfüllt: Es werden nur einige Aspekte der Legitima-
tionsfunktion erfüllt.  

nicht erfüllt: Das Entscheidungsgremium steht nur bestimmten 
Akteuren offen, Entscheidungen und Prozess wird von einzelnen 
Akteuren dominiert. Informationen über den Prozess sind kaum er-
hältlich. Wenige bis keine Diskussionen vor Abstimmungen bzw. 
bei Interessenskonflikten, einseitige Entscheidungen bei Abstim-
mungen. 

Informationsfunktion**  

erfüllt: Der Klimawandel, Klimaschutz und Anpassung werden im 
Prozess verhandelt, Beteiligungsformate und Öffentlichkeitsarbeit 
bieten die Möglichkeit zur Informationsverbreitung über diese The-
men, Multiplikatoren dienen zur weiteren Informationsverbreitung. 
Experten werden einbezogen.  

in Teilen erfüllt: Zwar können relevante Themen im Prozess be-
handelt werden, sind aber untergeordnet. 

nicht erfüllt: Der Prozess bietet keine Möglichkeiten zur Infor-
mation über Belange des Klimaschutzes oder der Anpassung (di-
rekt oder über Multiplikatoren) sowie zur Generierung von Wissen.  

Einflussfaktoren auf 
die Beteiligungs-
funktion 

fördernd: Faktoren, die a) darauf wirken, dass das Entschei-
dungsgremium entsprechend demokratischen Prinzipien agiert, 
transparente Strukturen vorherrschen und Informationen an den 
Prozess weitergegeben werden; b) einen Einfluss darauf nehmen, 
dass über den Prozess Informationen zu bestimmten Themen wei-
tergegeben werden können und neues Wissen generiert wird.  

neutral: Faktoren, die keine Wirkung ausüben bzw. deren Wir-
kung nicht eingestuft werden kann. 

hemmend: Faktoren, die Einfluss darauf nehmen, dass a) der 
Prozess und die Entscheidungen von bestimmten Akteuren domi-
niert wird und geschlossene Strukturen sowie einen intransparen-
ten Prozess schaffen, sowie b) eine Informationsverbreitung über 
die eigentliche Prozessstruktur sowie die Generierung von neuem 
Wissen behindert wird. 
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7.2.1 LEADER Nordschwarzwald 

7.2.1.1 Ausprägung der Beteiligungsfunktionen 

Die Legitimationsfunktion kann in der LEADER-Region Nordschwarz als in Teilen 

erfüllt angesehen werden. Die Beteiligung findet im Wesentlichen über die LAG bzw. 

die Mitgliederversammlung als Entscheidungsgremium statt. Das Entscheidungsgre-

mium bindet zwar viele verschiedene Interessensgruppen unterschiedlicher Akteurs-

gruppen ein. Jedoch ist der Zugang zum Entscheidungsgremium nicht für jeden offen: 

Die Mitgliedschaft ist organisationsbezogen, d.h. individuelle Privatpersonen können 

nicht vertreten sein. Weitere Beteiligungsformate sind kaum vorhanden. Gegenstand 

der Mehrheitsentscheide sind die umzusetzenden Projekte. Die Konsensbildung fin-

det aber weniger in dem Entscheidungsgremium, sondern eher im Vorfeld der Ent-

scheidung statt, da die Projekte so vorbereitet werden, dass sie nach den Vorgaben 

der Förderprogramme zustimmungsfähig sind. Zudem wird die eigentliche Entschei-

dung über die Förderfähigkeit der Projekte durch die Bewilligungsstellen gefällt. Das 

REK wurde als Fortschreibung von LEADER+ ohne breiten Beteiligungsprozess er-

arbeitet. Zwar wird über verschiedenste Medien über den Prozess informiert, im Vor-

dergrund steht jedoch die Information über umgesetzte Projekte, Informationen zur 

Arbeit des Entscheidungsgremiums wurden erst gegen Ende des Förderzeitraums 

auf der Homepage eingestellt.  

Die Funktion der Beteiligung hinsichtlich der Informationsverbreitung wird nicht er-

füllt, da Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel keine bzw. nur eine geringe 

Rolle im Prozess spielten. Dazu gab es nur wenige Projekte, die überhaupt eine Funk-

tion zur Informationsverbreitung einnehmen.  

7.2.1.2 Einflussfaktoren 

Die Beteiligungsstrukturen der LEADER-Region wirken hemmend für die Beteiligung 

individueller privater Akteure (aufgrund des „Vertretungsprinzips“). Die internen insti-

tutionellen Rahmenbedingungen sind als Ergebnis der externen Rahmenbedingun-

gen zu sehen: Die Analyse zeigt, dass durch die Förderprogramme sehr genaue Vor-

gaben bzgl. der Beteiligung über das Entscheidungsgremium bzw. die LAG gegeben 

sind. Bezüglich der weiteren Beteiligung und der Öffentlichkeitsarbeit bestehen aber 

weniger genaue Vorgaben. In diesem Prozess wurde eine größere Beteiligung an der 

Erstellung des REK dadurch gehemmt, dass die Kooperation aus LEADER+ fortge-

führt und das REK fortgeschrieben wurde (Informationsveranstaltungen und Abstim-

mungsgespräche vorwiegend mit Kommunen und anderen Organisationen). Als 
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Grund wurde der hohe organisatorische Aufwand für große Bürgerbeteiligungveran-

staltungen genannt. Die starke Einflussnahme der externen Rahmenbedingungen 

zeigt sich für den folgenden Förderzeitraum: so wird nach Auskunft des Regionalma-

nagements für die Erstellung des REKs eine größere Bürgerbeteiligung durchgeführt, 

da die neue Landesregierung einen stärkeren Wert auf Bürgerbeteiligung legt.  

Ein stark hemmender Faktor für die Beteiligung auf Projektebene wird in den Geneh-

migungsverfahren gesehen. Der hohe Aufwand und die langen Verfahren sind z.T. 

ursächlich dafür, dass Antragssteller ihre Förderanträge zurückziehen oder sogar da-

von abgehalten werden, überhaupt einen Projektantrag zu stellen. Zudem wirke für 

die Umsetzung von privaten Projekten hemmend, dass die Fördersätze für Kommu-

nen höher sind. Private Vorhaben erhalten z.T. eine 10 bis 30 Prozent geringere För-

derung als kommunale Zuwendungsempfänger (Nr. 8.3 ELR). Der für private Akteure 

geringere Nutzen könnte hinderlich wirken, sich an dem Prozess zu beteiligen. 

Auf Seiten der akteursbezogenen Faktoren sind für eine Beteiligung in LEADER wei-

tere individuelle Faktoren entscheidend: So geht aus der Analyse hervor, dass Zeit 

sowie der individuelle Nutzen das generelle Engagement der Akteure beeinflusst.  

Tab. 51: Einflussfaktoren auf die Beteiligungsfunktionen in der LEADER-Region 
Nordschwarzwald 

Quelle: eigene Darstellung 

Beteiligungs-
funktionen 

Einflussfaktoren 

Legitimation: 
in Teilen erfüllt 
 
Information: 
nicht erfüllt 

fördernd:  
 externe Rahmenbedingungen: Vorgaben für die Zusammensetzung 

des Entscheidungsgremiums (Legitimation) 

neutral:  
/ 

hemmend:  
 interne Rahmenbedingungen:  

- Beteiligungsstrukturen berücksichtigen individuelle private Akteure 
weniger 

- längere Kooperationskultur in Kombination mit fehlenden Vorgaben 
(externe Rahmenbedingungen) zur Erstellung des REK (Verfesti-
gung von Machtstrukturen) 

 externe Rahmenbedingungen:  
- geringere Fördersätze für private Akteure 
- langwierige Genehmigungsverfahren 

 Akteure und Akteurskonstellationen: Zeitmangel (hinsichtlich des gene-
rellen Engagements, Wahrnehmung der Multiplikatorfunktion) 
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7.2.2 LEADER Storchenland Prignitz 

7.2.2.1 Ausprägung der Beteiligungsfunktionen 

Die Legitmationsfunktion kann in der LEADER-Region Storchenland Prignitz als in 

Teilen erfüllt gesehen werden, in einigen Bereichen werden die Kriterien voll erfüllt. 

Dies gilt besonders für das Entscheidungsgremium. Es wird vom für alle Akteure of-

fenen Verein gewählt und ist thematisch ausgewogen zusammengesetzt. Dies wird 

dadurch gewährleistet, dass einige Organisationen automatisch Mitglieder sind. So-

mit sind zwar einige Plätze nur über eine organisationale Mitgliedschaft zugänglich, 

die restlichen werden jedoch per Wahl im Verein vergeben. Gegenstand der Entschei-

dungsfindung sind vorwiegend Projekte, die nach Diskussion per Mehrheitsentscheid 

getroffen werden. Die Entscheidungskompetenz des Gremiums wird aber dadurch 

eingeschränkt, dass die Bewillungsverfahren lange dauern und durch Rückfragen und 

Auflagen Einfluss genommen wird (Mehrebenenproblematik). Mit dem jährlichen Re-

gionalforum besteht eine weitere Diskussionsplattform für die regionale Entwicklung. 

Die Legitimationsfunktion wird dadurch eingeschränkt, dass die Erarbeitung der 

GLES als Fortschreibung des bestehenden LEADER+-Konzeptes unter der Beteili-

gung eines kleinen Personenkreises stattgefunden hat. In der Öffentlichkeitsarbeit 

wird grundsätzlich über umgesetzte Projekte und die Fördermöglichkeiten informiert, 

über die LAG und die hier getroffenen Entscheidungen dagegen nicht, was die Trans-

parenz der LAG-Arbeit eingeschränkt.  

Die Funktion der Beteiligung hinsichtlich der Informationsverbreitung ist nicht erfüllt, 

da Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel keine bzw. nur eine geringe 

Rolle im Prozess spielten. Dies gilt sowohl für die Akteursbeteiligung und die Öffent-

lichkeitsarbeit, als auch für die Projekte, von denen nur wenige eine Informationsfunk-

tion einnehmen. Effekte der Biogasstudie können nicht ausgemacht werden, da die 

Studie sich zum Zeitpunkt der Untersuchung noch in der Erstellung befand.  

7.2.2.2 Einflussfaktoren 

Ein wesentlicher Einflussfaktor geht von den Festlegungen in Förderprogramm und 

Richtlinie aus, die fördernd auf die Zusammensetzung des Entscheidungsgremiums 

und die Organisation der Region wirken. Die Öffentlichkeitsarbeit betreffende Festle-

gungen bestehen jedoch nicht. Die externen Rahmenbedingungen haben somit einen 

wichtigen Einfluss auf die Beteiligungsstrukturen der Region, die durch die Organisa-

tion als Verein allen Akteuren offensteht. Inwieweit akteursbezogene Faktoren einen 

Einfluss auf die Beteiligungskultur haben, lässt sich der Analyse nicht abschließend 
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entnehmen, in den Interviews schien aber auf Seiten der Akteure eine hohe Bereit-

schaft für einen breiten Beteiligungsprozess zu bestehen. 

Tab. 52: Einflussfaktoren auf die Beteiligungsfunktionen in der LEADER-Region Stor-
chenland-Prignitz 
Quelle: eigene Darstellung 

Beteiligungs-
funktionen 

Einflussfaktoren 

Legitimation: 
(in Teilen) er-
füllt 
 
Information: 
nicht erfüllt 

fördernd:  

 externe Rahmenbedingungen: Vorgaben zur Zusammensetzung des 
Entscheidungsgremiums 

 Akteure: Integration der LEADER-Aktivitäten in die berufliche Tätigkeit 

neutral:  
/ 

hemmend:  
 Akteure und Akteurskonstellationen:  

- Zeitmangel (z.B. durch berufliche Tätigkeit) 
- geringe Akteursdichte im ländlichen Raum (starke Beanspruchung 

einzelner Personen) 
- fehlende Kompetenzen bei der Öffentlichkeitsarbeit (hier: Gestal-

tung Homepage) 

Als hemmender Faktor für die Legitimationsfunktion wird die geringe Akteursdichte 

im ländlichen Raum genannt. Dadurch können zum einen Meinungen schon vorab in 

anderen Kontexten gebildet worden sein. Zum anderen gibt es nur einen kleinen Kreis 

an Akteuren, die sich an LEADER oder ähnlichen Kooperationen beteiligen können, 

so dass dies zu einer Überlastung der sich häufig ehrenamtlich engagierenden Men-

schen führen könnte. Des Weiteren konnten individuelle akteursbezogene Faktoren 

identifiziert werden, die hemmend auf die Informationsverbreitung und Beteiligung 

wirken (Kompetenzen in Bezug auf Pflege / Aufbau Homepage; fehlende Zeit auf-

grund beruflicher Belastung). Hingegen scheint es förderlich für die Beteiligung zu 

sein, wenn die LEADER-Arbeit in den Beruf integriert werden kann.  

7.2.3 ILE Südliches Osnabrücker Land 

7.2.3.1 Ausprägung der Beteiligungsfunktionen 

Die Bewertung der Legitimationsfunktion in der ILE-Region Südliches Osnabrücker 

Land muss zwar insgesamt als nicht erfüllt angesehen werden, es müssen aber die 

Phasen der Erarbeitung des REK und seiner Umsetzung unterschieden werden. 

Grundsätzlich ergibt sich diese Bewertung aus dem Umstand, dass der Zugang zu 

dem Entscheidungsgremium nicht frei ist, öffentliche Akteure bilden den Großteil der 

Mitglieder und dominieren den Prozess. Entscheidungen über Projekte werden zwar 
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auf Grundlage von Diskussionen und Abstimmungen getroffen, im Konfliktfall zeigen 

sich z.T. Ausweichverhalten und die Dominanz lokaler Interessen gegenüber regio-

nalen Kompromissen. Für die erste Prozessphase der Erarbeitung des ILEK muss 

dieses Bild jedoch um die Beteiligung weiterer Akteure und verschiedenster Interes-

sengruppen in der Auftaktveranstaltung und den AK-Sitzungen ergänzt werden. Auch 

wenn in diesen Gremien auch mehrheitlich öffentliche Akteure vertreten sind, ist der 

Prozess der ILEK-Erarbeitung als offen anzusehen. In der Phase der Umsetzung, die 

den Großteil des Förderzeitraums einnimmt, stellt sich der Prozess dagegen als ge-

schlossen dar. Die Öffentlichkeitsarbeit in diesem Zeitraum zielt hauptsächlich auf die 

Vorstellung von Projekten und den Fördermöglichkeiten und weniger auf die Informa-

tion über die Arbeit des Entscheidungsgremiums (eingeschränkte Transparenz). 

Die Funktion der Beteiligung hinsichtlich der Informationsverbreitung ist nicht erfüllt, 

da Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel keine bzw. nur eine geringe 

Rolle im Prozess spielten. Impulse, die von der Klimaschutzinitiative des Landkreises 

Osnabrück zur Informationsverbreitung ausgehen, können nicht bewertet werden, da 

sich diese erst gegen Ende des Förderzeitraums etabliert hat. 

7.2.3.2 Einflussfaktoren 

Das Förderprogramm und die Richtlinie verlangen eine breite Beteiligung bei der Er-

stellung des ILEK (fördernd). Die Zusammensetzung des Entscheidungsgremiums in 

Form einer öffentlich-privaten Partnerschaft ist dagegen nicht vorgeschrieben. Auf 

Ebene der externen Rahmenbedingungen wird von zwei Interviewpartnern als hem-

mend für die Beteiligung privater Akteure (v.a. auf Projektebene) bewertet, dass die 

Komplexität und Bürokratie eines ILEK für einen Bürger nicht sehr einfach nachzu-

vollziehen ist, Vertreter von Verbänden und Behörden seien hiermit dagegen vertrau-

ter. Auch wirke hemmend für die Beteiligung privater Akteure, dass viele förderfähige 

Maßnahmen nicht über private Akteure umsetzbar seien (z.B. Infrastruktur). Die 

Richtlinie zeigt zudem, dass der Fördersatz für Gemeinden bei vielen Maßnahmen 

rund 15 Prozent höher liegt, als für andere Akteure (Nr. 5.2.2 ZILE-RL).  

Auf Ebene der Akteure wirkt für die Beteiligung v.a. fördernd, wenn aus dem Prozess 

ein Nutzen gezogen werden kann (z.B. Einflussnahme auf den Prozess, Umsetzen 

von Projekten). Hemmend wirken einem privaten Akteur zufolge dagegen fehlende 

Eigenmittel (z.B. bei Vereinen, die sich Kooperationspartner suchen bzw. die Gemein-

den ansprechen müssen). Grundsätzlich zeigt sich auch hier, dass das Engagement 

stark von individuellen Faktoren gepräft ist (z.B. beruflicher Kontext). 
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Tab. 53: Einflussfaktoren auf die Beteiligungsfunktionen in der ILE-Region Südliches 
Osnabrücker Land 
Quelle: eigene Darstellung 

Beteiligungs-
funktionen 

Einflussfaktoren 

Legitimation: 
nicht erfüllt 
 
Information: 
nicht erfüllt 

fördernd:  
 externe Rahmenbedingungen: Vorgaben bzgl. des Beteiligungsprozes-

ses zur Erstellung des ILEK 
 Akteure: eigener Nutzen aus dem Prozess 

neutral: / 

hemmend:  
 interne Rahmenbedingungen: Größe und Programminhalt der Beteili-

gungsformate zur Erstellung der Strategie hinderlich für Diskussionen 
 externe Rahmenbedingungen: 

- Komplexität und Bürokratie der ILE-Förderung für private Akteure 
schwer nachvollziehbar 

- Beteiligung privater Akteure: viele Maßnahmen nur durch öffentliche 
Akteure umsetzbar 

- Beteiligung privater Akteure: oft fehlende Eigenmittel, geringere För-
dersätze als bei öffentlichen Akteuren 

Ein hemmender Faktor für die Informationsverbreitung ist auf Ebene der internen 

Rahmenbedingungen bzw. der Organisation der Beteiligung zu identifizieren: Die 

Größe der Auftaktveranstaltung und der Arbeitskreise sowie die Dichte des Pro-

gramms (Informationen zur Förderung, Erarbeitung der SWOT-Analyse) fokussieren 

auf die für die Bewerbung erforderlichen Aspekte und schränken den Raum für wei-

tere Diskussionen ein.  

7.2.4 ILE Zwönitztal-Greifensteinregion 

7.2.4.1 Ausprägung der Beteiligungsfunktionen 

Die Legitimationsfunktion wird in der ILE-Region Zwönitztal-Greifensteine als nicht 

erfüllt bewertet. Diese Bewertung gilt nicht für die Anfangsphase des Prozesses, da 

während der Erstellung des ILEK eine Beteiligung verschiedenster Interessensvertre-

ter und Akteursgruppen über AGs durchgeführt wurde und eine nach LEADER-Krite-

rien zusammengesetzte LAG bestand. Nach der Anerkennung als ILE-Region und in 

der anschließenden Umsetzungsphase ergibt sich jedoch eine andere Situation: Der 

Verein ist zwar grundsätzlich offen, der Zugang zum Entscheidungsgremium ist da-

gegen eingeschränkter, da er vom Vereinsvorstand ernannt wird. Das Entscheidungs-

gremium vertritt nur einen kleinen Kreis von Akteuren, da er stark öffentlich geprägt 

ist und einige Themenfelder durch die Akteure nicht vertreten sind (z.B. Umwelt). Die 
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Arbeit im Entscheidungsgremium betrifft die umzusetzenden Projekte, Entscheidun-

gen werden auf Basis von Diskussionen und Abstimmungen (auch im Fall von Inte-

ressenskonflikten) getroffen. Jedoch tritt hier einschränkend hinzu, dass v.a. kommu-

nale Interessen durchgesetzt werden. Zudem benötigen Privatpersonen erst ein po-

sitives Votum ihrer Kommune für die Antragsstellung. Die Öffentlichkeitsarbeit besteht 

vorwiegend aus Informationen zu den Projekten und den Fördermöglichkeiten, Infor-

mationen über die Arbeit des Entscheidungsgremiums lassen sich dagegen nicht fin-

den (eingeschränkte Transparenz). 

Die Funktion der Beteiligung hinsichtlich der Informationsverbreitung ist nicht erfüllt. 

Zwar sind im REK viele Aspekte des Klimaschutzes und der Anpassung thematisiert. 

Diese wurden aber anscheinend weniger im Prozess selbst diskutiert, als vielmehr 

durch das mit der Erarbeitung des ILEK beauftragte Planungsbüro in das Konzept 

eingebracht. Darüber hinaus spielen Klimaschutz und Anpassung an den Klimawan-

del keine bzw. nur eine geringe Rolle in der Umsetzung des ILEK. 

7.2.4.2 Einflussfaktoren 

Auf Ebene der externen Rahmenbedingungen bestehen keine Anforderungen an die 

Akteursbeteiligung. Besonders deutlich wird der Zusammenhang zwischen den An-

forderungen in den Förderprogrammen und der Ausprägung der Beteiligung in dieser 

ILE-Region: Da sich in Sachsen zunächst alle Regionen mit einem ILEK als LEADER-

Region beworben haben, richtete sich die Organisation der Beteiligung zunächst nach 

den LEADER-Vorgaben. Nachdem die Region nicht als LEADER-, sondern als ILE-

Region anerkannt wurde, wurde diese Struktur nicht weiterverfolgt. Die Beteiligungs-

strukturen in ILE sind als eher geschlossen anzusehen. Hieraus zeigt sich die för-

dernde Wirkung von Festlegungen in den Richtlinien auf die Beteiligungsstruktur. Je-

doch scheint auch auf Seiten der regionalen Akteure die Bereitschaft zum Engage-

ment in dem Prozess zu bestehen.  

Die förderfähigen Maßnahmen zielen eher auf kommunale Projektträger, beispiels-

weise liegt der Fördersatz bei einer Maßnahme für private Akteure (bauliche Maß-

nahmen, Kapitel E RL ILE/2011) deutlich niedriger als der Fördersatz einer kommu-

nalen Maßnahme (technische kommunale Infrastruktur, Kapitel C RL ILE/2011). Zu-

dem fehle privaten Akteuren und Vereinen häufig das Geld zur Projektumsetzung. 

Der fehlende Nutzen des Prozesses wirkt somit hemmend auf die Beteiligung dieser 

Akteursgruppen. Hinsichtlich der Beteiligung während der Phase der Konzepterstel-

lung ist Zeitmangel als hemmender akteursbezogener Faktor für die Teilnahme an 

den AG-Sitzungen zu werten.  
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Tab. 54: Einflussfaktoren auf die Beteiligungsfunktionen in der ILE-Region Zwönitztal-
Greifensteine 
Quelle: eigene Darstellung 

Beteiligungs-
funktionen 

Einflussfaktoren 

Legitimation: 
nicht erfüllt 
 
Information: 
nicht erfüllt 

fördernd:  
 externe Rahmenbedingungen: Vorgaben zur Beteiligungsstruktur (nur 

für ILEK-Erstellung vorhanden)  

neutral: / 

hemmend:  
 externe Rahmenbedingungen: Fördermaßnahme zielen auf öffentliche 

Akteure, geringere Fördersätze bei privaten Akteuren 
 Akteure: 

- Beteiligung privater Akteure: fehlende Eigenmittel 
- Beteiligung privater Akteure: geringerer Nutzen des Prozesses 
- Zeitmangel 

7.3 Kooperation ILE / LEADER mit der Regionalplanung im Sinne einer 

regionalen Strategiebildung 

Die Bewertung der regionalen Strategiebildung stützt sich auf das Modell von WIECH-

MANN (2008) zur Analyse regionaler Strategiebildung. Es wird bewertet, wie ausge-

prägt die Elemente einer Strategiebildung in der Kooperation zwischen den LEADER- 

und ILE-Regionen und der Regionalplanung sind. Zwar ist eine direkte Kooperation 

keine zwingende Voraussetzung für eine Strategiebildung, an die formellen und infor-

mellen Instrumente der räumlichen Planung und Entwicklung besteht allerdings die 

Anforderung, sich abzustimmen, um eine Strategie bzw. strategisches Verhalten zu 

entwickeln (s. Kap. 3.3.2). Daher werden Kooperationen in dieser Bewertung voraus-

gesetzt, um strategisches Handeln hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung an den 

Klimawandel ausbilden zu können.  

Tab. 55: Bewertungskriterien Kooperation / Strategiebildung 

Quelle: eigene Darstellung 

Dimension Bewertungskriterien 

regionale Strategiebil-
dung zwischen LEADER 
/ ILE und Regio-
nalplanung 

stark ausgeprägt: Eine Kooperation zwischen LEADER / ILE 
und der Regionalplanung findet statt, es können alle Elemente 
einer Strategiebildung identifiziert werden (Strategisches Kon-
zept / Diskurs, induziertes / autonomes strategisches Verhalten, 
Strategieumsetzung / -anwendung). 

mäßig ausgeprägt: Eine Kooperation ist vorhanden, strategi-
schen Elemente gering ausgeprägt. 

schwach ausgeprägt: Kooperation geringerer Intensität, die 
aber keine strategischen Elemente erkennen lässt. 
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nicht vorhanden: keine Kooperation 

Einflussfaktoren auf die 
regionale Strategiebil-
dung zwischen LEADER 
/ ILE und Regional-
planung 

fördernd: Faktoren die einen positiven Einfluss auf eine Ko-
operation der Instrumente im Sinne einer linearen oder adapti-
ven Strategieentwicklung ausüben. 

neutral: Faktoren, die keine Wirkung ausüben bzw. deren Wir-
kung nicht eingestuft werden kann. 

hemmend: Faktoren die einen positiven Einfluss auf eine Ko-
operation der Instrumente im Sinne einer linearen oder adapti-
ven Strategieentwicklung ausüben. 

 

7.3.1 LEADER Nordschwarzwald 

7.3.1.1 Ausprägung der regionalen Strategiebildung 

Eine Kooperation zwischen der LEADER-Region Nordschwarzwald und dem Regio-

nalverband Nordschwarzwald ist nicht vorhanden. Trotz der Beteiligung des Pla-

nungsverbands Nordschwarzwald (zusammen mit dem Mittleren Oberrhein) als Mo-

dellregion in dem Programm KlimaMORO und der Erarbeitung regionaler Klima-

schutz- und Anpassungsstrategien unter der Einbeziehung informeller Instrumente, 

wurde die LEADER-Region nicht berücksichtigt. 

Elemente einer Strategiebildung lassen sich nicht finden.  

7.3.1.2 Einflussfaktoren 

Zwischen der LEADER-Region Nordschwarzwald und dem Regionalverband hat 

keine Kooperation stattgefunden. Aus den Dokumenten und den Interviews konnten 

keine Faktoren abgeleitet werden, die explizit hemmend wirken. Nach dem Landes-

planungsgesetz ist ein Zusammenwirken mit der Regionalentwicklung möglich und 

im Regionalplan ist unverbindlich festgelegt, sich u.a. mit LEADER hinsichtlich der 

Freiraumentwicklung abzustimmen. Kooperationen sind somit möglich. Die LEADER-

Region und der Regionalplan zeigen zudem Themenfelder, die von beiden bearbeitet 

werden. Trotzdem werden von Regionalplanungsseite keine inhaltlichen Schnittstel-

len zu LEADER gesehen. Hier schließt sich daher die Frage an, ob diese Themenfel-

der wirklich die Basis für eine Kooperation darstellen können und sie im Detail ein 

Potential für eine Zusammenarbeit beinhalten, oder ob die fehlende Kooperation eher 

auf die beteiligten Akteure bzw. das Nichtwissen der Akteure über die Inhalte der 

Regionalplanung bzw. von LEADER zurückzuführen sind. Die Interviews deuten z.B. 

auf eine fehlende Wahrnehmung von LEADER auf Ebene der Planung hin bzw. auf 
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eine Wahrnehmung von LEADER als sektorale Förderpolitik, die nicht mit der räum-

lichen Planung in Verbindung steht. Ein hemmender Faktor für die Kooperation ist 

somit vermutlich in den externen Rahmenbedingungen, d.h. der administrativen Ver-

ortung der Regionalplanung und der Ländlichen Entwicklung zu sehen. Weitere Ein-

flussfaktoren können in dieser Fallstudie nicht eindeutig identifiziert werden. 

7.3.2 LEADER Storchenland Prignitz 

7.3.2.1 Ausprägung der regionalen Strategiebildung 

Die Kooperation zwischen der LEADER-Region Storchenland Prignitz und dem Re-

gionalen Planungsverband Prignitz-Oberhavel wird als schwach ausgeprägt / nicht 

vorhanden bewertet. Neben einem gelegentlichen Informationsaustausch gab es in 

der Vergangenheit Ansätze zur Zusammenarbeit zu einem bestimmten Themenfeld, 

diese wurden aber aus verschiedenen Gründen nicht weitergeführt. Beide Regionen 

sind zwar in dem klimaschutzrelevanten Themenbereich erneuerbare Energien tätig, 

so dass hier eine inhaltliche Schnittmenge im klimarelevanten Bereich besteht. Die 

Zusammenarbeit reicht aber auch hier nicht über den Informationsaustausch hinaus. 

Dagegen wurden beiderseits Konzepte im Bereich der erneuerbaren Energien er-

stellt: Die Planungsgemeinschaft hat ein regionales Energiekonzept erstellt, die LEA-

DER-Region eine Studie zur Energieversorgung mit Biogas. Beide Konzepte nehmen 

scheinbar keinen Bezug aufeinander. Sowohl das regionale Energiekonzept als auch 

die Biogasstudie wurden gegen Ende des LEADER-Förderzeitraums erstellt, so dass 

zu dem Zeitpunkt der Analyse nicht abzusehen ist, ob sich hieraus zukünftig gemein-

same Aktivitäten ergeben könnten. Obwohl durch die Erstellung der Konzepte sowohl 

über die Regionalplanung als auch über LEADER ein Diskurs zur Versorgung mit 

erneuerbaren Energien und einer möglichen Steuerung des Ausbaus geführt wird, 

findet dieser anscheinend unabhängig voneinander statt. 

Dies führt in der Zusammenfassung zu einer Kooperation geringerer Intensität (v.a. 

Informationsaustausch), die aber keine strategischen Elemente erkennen lässt. Zwar 

sind Konzepte und Diskurse zu erneuerbaren Energien auf beiden Seiten zu erken-

nen. Diese wurden aber weder gemeinsam oder unter Einbeziehung der jeweils an-

deren Seite erstellt, bzw. es findet weder ein gemeinsam geführter Diskurs statt, noch 

lässt sich eine Beeinflussung des Handelns feststellen.  
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7.3.2.2 Einflussfaktoren 

Eine Kooperation zwischen der LEADER-Region Storchenland Prignitz und dem Pla-

nungsverband hat über die Ebene des Informationsaustausches heraus nicht stattge-

funden. Als hemmender Faktor können die fehlenden institutionellen Interdependen-

zen ausgemacht werden: So werden sowohl in der LEADER-Region als auch in dem 

Planungsverband die unterschiedlichen Strukturen und fehlenden formalen Schnitt-

stellen als hemmende Faktoren benannt. Um Schnittstellen auf inhaltlicher Ebene er-

kennen zu können, müsste ein stärkerer Informationsaustausch vorhanden sein. Das 

Fehlen von genauen Informationen über die Aktivitäten der LEADER-Region wird da-

her als hemmender Faktor gewertet. Hinzu treten als hemmender Faktor Vorbehalte 

auf Akteursebene: So wird der Planungsverband als größere Gebietskulisse von ei-

nem Akteur als Vorbote einer neuen Gebietsreform gesehen.  

7.3.3 ILE Südliches Osnabrücker Land 

7.3.3.1 Ausprägung der regionalen Strategiebildung 

Die Kooperation zwischen der ILE-Region Südliches Osnabrücker Land und der Re-

gionalplanung im Landkreis Osnabrück im Sinne einer regionalen Strategiebildung ist 

schwach ausgeprägt vorhanden.  

Eine Zusammenarbeit ist nur über die Einbeziehung von Landkreisvertretern in das 

Entscheidungsgremium und in die Arbeitskreise vorhanden und bestand v.a. darin, 

dass die Landkreisvertreter als Ansprechpartner für Fragen zur Verfügung standen, 

d.h. ihre Expertise in den Prozess eingebracht haben. Daneben konnten die Land-

kreisvertreter Erkenntnisse aus der ILE-Region in ihren Tätigkeitsbereich mitnehmen. 

Ein Hinweis auf konkrete Auswirkungen dieses Austausches konnte nicht identifiziert 

werden. Eine Kooperation auf Basis eines gemeinsam durchgeführten Projektes hat 

nicht stattgefunden (obwohl angedacht). Fragen, speziell den Klimaschutz und die 

Anpassung betreffend, sind nicht thematisiert worden.  

Obwohl somit Strukturen zur Kooperation vorhanden sind, reicht die Intensität der 

Kooperation noch nicht über den Informationsaustausch hinaus. Für die zukünftige 

Entwicklung ist daher die Position der Klimaschutzinitiative und das Klimaschutzkon-

zept besonders interessant: Zwar zählen raumordnerische Aufgaben nicht zum Zu-

ständigkeitsbereich der Klimaschutzinitiative, sie könnte aber das Potential haben, 

Impulse für einen über die Erstellung des Konzeptes hinausgehenden regionalen Dis-

kurs zu Klimaschutzthemen zu schaffen. Ob hierdurch jedoch auch Verbindungen 
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zwischen der ILE-Förderung und der Regionalplanung geschaffen werden können, 

ist fraglich.  

7.3.3.2 Einflussfaktoren 

In der ILE-Region Südliches Osnabrücker Land findet eine Einbeziehung von Regio-

nalplanungsvertretern in die Phase der Konzepterstellung und -umsetzung (Vertreter 

im Entscheidungsgremium) statt. Als fördernd hierfür kann die Regionalplanungskom-

petenz auf Landkreisebene angesehen werden: Den Gebietskörperschaften, Kom-

munen und Landkreisen, kommt eine wichtige Rolle in den ILE-Prozessen zu. Durch 

die Einbeziehung von Landkreisvertretern ist automatisch die Verbindung zu der Re-

gionalplanung gegeben.  

Obwohl im ILEK-Prozess ähnliche Themen diskutiert wurden, die auch der Regional-

plan behandelt, können die Akteure dennoch auf Projektebene keine Schnittmengen 

identifzieren, so dass dies ein hemmender Faktor für eine Kooperation auf Projekt-

ebene darstellt. Ob für die fehlenden inhaltlichen Schnittmengen die Möglichkeiten 

der Förderrichtlinie oder die von den Akteuren selbst als wichtig erachteten Themen 

und Projekte verantwortlich sind, geht aus der Analyse nicht hervor. 

7.3.4 ILE Zwönitztal-Greifensteinregion 

7.3.4.1 Ausprägung der regionalen Strategiebilung 

Die Kooperation im Sinne einer regionalen Strategiebildung zwischen der ILE-Region 

Zwönitztal-Greifensteine und dem Regionalen Planungsverband Region Chemnitz 

wird als nicht vorhanden bewertet.  

Zwar wurde die Regionalplanung in die Beratungsgespräche zur Erstellung des ILEKs 

miteinbezogen, eine Zusammenarbeit darüber hinaus ist aber nicht festzustellen. 

Nach den Anfangsgesprächen gab es nur einen sporadischen Informationsaustausch 

und Abfragen. In dem Entscheidungsgremium ist die Regionalplanung, anders als in 

anderen ILE-Regionen in Sachsen, nicht vertreten.  

7.3.4.2 Einflussfaktoren 

Zwischen der ILE-Region Zwönitztal-Greifensteine und dem Regionalverband findet 

keine Kooperation statt, obwohl dies von Landesebene unterstützt wird. Dies stellt 

zwar für andere Regionen einen fördernden Faktor dar, wirkt in sich aber in der Zu-
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sammenarbeit mit der ILE-Region Zwönitztal-Greifensteine nicht aus. Denn entschei-

dend sind akteursabhängige Einflussfaktoren: Laut eines Vertreters des Planungs-

verbandes hängt eine Kooperation z.B. davon ab, wer die Region leitet und welche 

Erfahrungen in der Vergangenheit mit dem Regionalverband gemacht wurden (ak-

teursbezogene Faktoren). Welche Faktoren im Fall dieser ILE-Region dafür verant-

wortlich sind, dass trotz der fördernden Ausgangsbedingungen keine Kooperation 

stattfindet, ist aus der Analyse aber nicht ersichtlich.  

In Bezug auf die inhaltlichen Interdependenzen wird die ILE-Richtlinie von Seiten der 

Regionalplanung als hemmend bewertet, da diese kaum Schnittmengen für Koope-

rationsprojekte bietet.  

7.4 Zwischenfazit 

Die Bewertung zeigt, dass die Anforderungen, die hinsichtlich der inhaltlichen und 

prozessualen Integration von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel an 

die LEADER- und ILE-Prozesse gerichtet werden, in allen Regionen nicht (vollstän-

dig) erfüllt werden.  

Die inhaltliche Integration der Themen Klimaschutz und Anpassung an den Klima-

wandel ist in allen Fallstudien niedrig. Eine Ausnahme bildet die ILE-Region Zwönitz-

tal-Greifensteine, deren ILEK eine mittlere Integration dieser Themen aufweist. Die 

Gründe hierfür sind in den Kriterien für die Bewertung der Konzepte und dem Pla-

nungsbüro, welches die Strategie verfasst hat, zu finden. Die Umsetzung des ILEK 

weist wiederum eine niedrige Integration auf. Die Hauptgründe für die geringe Bedeu-

tung des Klimaschutzes und der Anpassung in den LEADER- und ILE-Prozessen ist 

v.a. auf Ebene der Akteure sowie der externen institutionellen und der situativen Rah-

menbedingungen zu finden: Von wenigen Ausnahmen abgesehen (z.B. Wärmedäm-

mung), setzen die Förderprogramme bzw. die Richtlinien kaum Impulse für den Kli-

maschutz und die Anpassung an den Klimawandel. Dazu sind andere Fachförderun-

gen besonders für den Klimaschutz bedeutender bzw. haben sogar einen Fördervor-

rang. Die Regionen weisen unterschiedliche Problemlagen und eine unterschiedliche 

Anfälligkeit gegenüber den Auswirkungen des Klimawandels auf. In einigen Regionen 

zeigen sich bereits starke Extremereignisse, die bei fortschreitendem Klimawandel 

zunehmen könnten. Dennoch geht von den (potentiellen) Auswirkungen des Klima-

wandels keine fördernde Wirkung aus, da sie von der Bewertung durch die handeln-

den Akteure abhängig sind. Bei den Akteuren zeigt sich nur ein geringer Stellenwert 
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des Themas Klimawandel gegenüber v.a. dem demografischen Wandel und der wirt-

schaftlichen Situation. Dazu fehlt häufig spezifisches Fachwissen, besonders hin-

sichtlich der Anpassung, Fachpromotoren sind jedoch kaum eingebunden.  

Die Funktion der Beteiligung, die Legitimierung von Entscheidungen zu erhöhen, 

ist besonders in den ILE-Regionen nicht gegeben. Hier sind eine starke Dominanz 

der öffentlichen Akteure sowie geschlossene Machtverhältnisse auszumachen. In 

den LEADER-Regionen ist, bedingt durch die Vorgaben der Förderprogramme, eine 

ausgewogenere Zusammensetzung des Entscheidungsgremiums vorhanden, jedoch 

mangelt es in Teilen an der Zugänglichkeit des Gremiums sowie an der Transparenz 

des Prozesses. Auch die Funktion, über die Beteiligung Informationen über Klima-

schutz und Anpassung verbreiten und somit ein Handeln ermöglichen zu können, ist 

in allen Regionen nicht erfüllt. Dies hängt zum einen damit zusammen, dass der Kli-

maschutz und die Anpassung in den Prozessen kaum thematisiert werden. Zum an-

deren bieten die Prozesse von ihrer Struktur her wenig Möglichkeiten, über Themen 

zu informieren, da in den Entscheidungsgremien hauptsächlich Projekte beraten wer-

den und die Beteiligung zur Strategieerstellung wenig Raum für Diskussionen bietet. 

Zusätzlich nehmen die beteiligten Akteure ihre Multiplikatorenfunktion kaum wahr.  

Eine Kooperation der LEADER- und ILE-Regionen mit der Regionalplanung hinsicht-

lich einer regionalen Strategiebildung ist in allen Regionen nicht vorhanden. In ei-

nigen Regionen bestehen keine Schnittmengen zwischen den Prozessen, v.a. weil 

die regionale Raumordnung und die Förderung der ländlichen Entwicklung als unter-

schiedliche Sektorpolitiken wahrgenommen werden. In anderen Regionen werden 

zwar Planungsakteure in die Prozesse miteinbezogen, ohne dass sich aber ein ge-

meinsames Handeln hieraus ergibt. 
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8 Synopse: Möglichkeiten und Grenzen informeller Instru-

mente vor dem Hintergrund des Klimawandels 

„[…] but it is the local weather record on which people base their judgments. People 
judge climate change on the basis of conditions where they are“ (REPETTO 2008, S. 6). 

In diesem Kapitel findet in einer Fallstudien übergreifenden Betrachtung der empiri-

schen Erkenntnisse, eine Reflexion der Forschungsziele und die Ableitung der Mög-

lichkeiten und Grenzen informeller Instrumente der ländlichen Raumentwicklung hin-

sichtlich der inhaltlichen und prozessualen Integration des Klimaschutzes und der An-

passung an den Klimawandel statt. Auf Grundlage dieser Synopse werden anschlie-

ßend Handlungsempfehlungen entwickelt.  

8.1 Fallstudienübergreifende Reflexion der Forschungsziele 

In Kapitel 1.4 wurde als Forschungsziel bestimmt, die Anforderungen zu untersuchen, 

die sich aus den Diskursen um Klimawandel und Raumplanung / -entwicklung für in-

formelle Instrumente der räumlichen Planung und Entwicklung ergeben. Als Anforde-

rungen wurden identifiziert:  

 inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 

 prozessuale Integration:  

 Steigerung der Legitimation von Entscheidungen und Beitrag zur Informationsverbrei-

tung durch Beteiligungsprozesse 

 Kooperation der (ländlichen) Regionalentwicklung mit der regionalen Raumordnung 

hinsichtlich einer regionalen Strategiebildung 

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Evaluierung hinsichtlich dieser Forschungs-

ziele kritisch reflektiert und die Übertragbarkeit der Ergebnisse auf andere Regionen 

und informelle Instrumente dargestellt. 

8.1.1 Inhaltliche Integration von Klimaschutz und Anpassung an den Klima-

wandel 

In allen Fallstudien zeigt sich eine eher geringe Bedeutung von Klimaschutz und An-

passung an den Klimawandel auf Ziel- und Maßnahmenebene. Zwar konnten ein-

zelne Projekte identifiziert werden, die Handlungsfelder des Klimaschutzes oder der 
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Anpassung aufgreifen, diese sind aber nicht in einen übergreifenden Ansatz einge-

bunden. Im Fall der Vorhaben, die einen Bezug zur Anpassung vorweisen, handelt 

es nicht um Projekte zur vorausschauenden Anpassung, sondern um eine reaktive 

bzw. unbewusste Anpassung. Somit kann die ländliche Regionalentwicklung über 

LEADER und ILE die Erwartungen, die an informelle Instrumente hinsichtlich der in-

haltlichen Integration gerichtet werden, derzeit nicht erfüllen. Dies gilt auch für die 

Abstimmung von Belangen des Klimaschutzes und der Anpassung (potentielle Kon-

flikte) und für die Behandlung von Bereichen, auf die die formelle Raumplanung kei-

nen Einfluss hat. Besonders die Landwirtschaft wird über LEADER und ILE kaum 

beeinflusst, im Tourismus und im Siedlungsbestand sind dagegen Potentiale vorhan-

den (s.u.). Die Gründe hierfür liegen, wie in Kapitel 7 gezeigt wurde, vorwiegend auf 

Ebene der externen institutionellen Rahmenbedingungen, d.h. der Förderpro-

gramme und Richtlinien, sowie der Akteure72. Dies ist besonders relevant für die länd-

liche Entwicklung: bei LEADER und ILE handelt es sich um informelle Instrumente, 

die als Bottom up-Prozesse sehr stark von den Interessen der lokalen und regionalen 

Akteure abhängig sind, der Rahmen der Förderung aber „Top-down“ vorgegeben wird 

(„Governance by Government“, s. Kap. 3.1.1.1). Auf Ebene der internen institutionel-

len Rahmenbedingungen, die sich aus dem Zusammenspiel der handelnden Ak-

teure und der externen Rahmenbedingungen ergeben, zeigt sich eine Grenze in der 

fehlenden Überarbeitung der Entwicklungsstrategien: So können neuere Entwicklun-

gen nur schwer aufgenommen werden.  

Auch wenn sich auf Ebene der situativen Rahmenbedingungen die geringe Sicht-

barkeit der Auswirkungen des Klimawandels gegenüber den Auswirkungen z.B. des 

demografischen Wandels als hemmender Faktor zeigt, entfaltet sich dieser jedoch 

erst in der Wahrnehmung und Bewertung der Entwicklungen durch die handelnden 

Akteure. Bei ihnen ist der Stellenwert der Themen Klimaschutz und Anpassung ge-

ring: In allen Fallstudien wird das „Problem“ Klimawandel durch andere Problemfelder 

überlagert, v.a. durch den demographischen Wandel mit den Auswirkungen auf Sied-

lungs- und Versorgungsstrukturen und durch die wirtschaftliche Situation (z.B. hohe 

Arbeitslosigkeit, Fachkräftemangel). Dies ist umso bemerkenswerter, als beide Prob-

lematiken in den vier Fallstudien unterschiedlich stark ausgeprägt sind. Obwohl einige 

Regionen von deutlichen Auswirkungen des Klimawandels betroffen sind, zeigen sich 

diese v.a. in Extremereignissen (z.B. Hochwasser, Stürme). Die ‚Sichtbarkeit‘ des Kli-

mawandels ist somit angesichts der Problematiken, mit denen sich die Akteure alltäg-

lich konfrontiert sehen, zu gering, so dass eine persönliche Betroffenheit durch die 

                                                
72 s. auch NEUBERT 2014 
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Auswirkungen des Klimawandels kaum wahrgenommen wird. Damit einher geht eine 

klare Prioritätensetzung der Akteure, bei der der Klimaschutz und die Anpassung an 

den Klimawandel nicht im Vordergrund stehen. Auch andere Forschungsprojekte zei-

gen, dass andere politische Ziele (z.B. finanzielle und ökonomische sowie auch sozi-

ale Interessen) wichtiger sind als der Umgang mit dem Klimawandel bzw. Umwelt- 

und der Naturschutz allgemein (vgl. z.B. BULKELEY, BETSILL 2003, 2005 zit. in WILSON 2006, 

S. 610; DEPPISCH, ALBERS 2012, S. 212; NISCHWITZ 2007, S. 3), so dass der Impuls, sich 

mit klimarelevanten Thematiken auseinanderzusetzen, weniger vom Thema Klima-

wandel selbst kommt, sondern von anderen Faktoren, wie finanziellen Anreizen (vgl. 

z.B. KLEMME 2011, S. 130). 

Der geringe Stellenwert von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel wird 

verstärkt durch die negative Konnotation des Klimawandels bzw. von Klimaschutz- 

und Anpassungsmaßnahmen. Ohne die Unterstützung dieser Themen durch die vor 

Ort handelnden Akteure kann die Umsetzung jedoch nicht gelingen, da LEADER- und 

ILE-Projekte auf der finanziellen Beteiligung der lokalen und regionalen Akteure ba-

sieren. Daher werden die Projekte umgesetzt, in denen ein Mehrwert gesehen wird 

bzw. die den eigenen Interessen dienen. Dazu ist es den Akteuren wichtig, Projekte 

umzusetzen, die einen schnellen, sichtbaren Erfolg haben, wie z.B. bei Investitionen 

in bauliche Maßnahmen. Dies steht vielen Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen 

entgegen: Der Erfolg von Anpassungsprojekten zeigt sich darin, dass ein Schadens-

ereignis - im Idealfall - nicht oder abgemildert eintritt, bei Klimaschutzprojekten ist, 

abgesehen von direkten finanziellen Vorteilen, der Effekt des Einsparens von THG-

Emissionen nicht direkt sichtbar. Die Tendenz, die sich bei der Umsetzung zeigt, eher 

konsensfähige Projekte zu realisieren, zeigt die Gefahr des Konsensprinzips, auf dem 

regionale Kooperationen basieren: es besteht die Gefahr des „kleinsten gemeinsa-

men Nenners“ (FÜRST 2003, S. 446). Somit drohen die Themen Klimaschutz und An-

passung an den Klimawandel, als eher konfliktiv wahrgenommene Themen in infor-

mellen Kooperationen in den Hintergrund gedrängt zu werden. 

Ein weiteres Defizit der Prozesse ist, dass Fachpromotoren für die Themen Klima-

schutz und Anpassung an den Klimawandel, die gemäß anderer Studien eine ent-

scheidene Bedeutung für die Integration von Klimathemen in Prozesse der (ländli-

chen) Regionalentwicklung haben (vgl. FROMMER ET AL. 2011B, S. 265; KEMPER, SCHLIPF 

2011, S. 235), (fast) nicht in die Prozesse eingebunden sind. Diese wären aber wichtig, 

da besonders im Bereich der Anpassung an den Klimawandel, z.T. auch beim Klima-

schutz, die Verbindung zu konkreten Maßnahmen auf lokaler Ebene fehlt.  



8 Synopse: Möglichkeiten und Grenzen informeller Instrumente  

222 

Tab. 56: Möglichkeiten und Grenzen der inhaltlichen Integration von Klimaschutz und 
Anpassung an den Klimawandel in die ländliche Entwicklung 
Quelle: eigene Darstellung 

Ebene Möglichkeiten Grenzen 

situative Rahmenbe-
dingungen 

 vorhandene (Forschungs-) 
Einrichtungen und Netzwerke  

 geringe Sichtbarkeit der Aus-
wirkungen des Klimawandels 
im Vergleich mit anderen 
Problemlagen  

Akteure 

 Beteiligung von Fachpromo-
toren (jedoch nur in wenigen 
Regionen erfolgt) 

 Projekte mit schnell sichtba-
ren Effekten / finanziellem 
Mehrwert 

 konsensfähige Projekte 

 geringer Stellenwert des The-
mas Klimawandel 

 negative Wahrnehmung des 
Themas Klimawandel / Ver-
bindung zur lokalen Ebene 
z.T. unklar 

 fehlende Zeit zur Verarbei-
tung von Informationen 

 z.T. fehlendes Fachwissen 

interne institutionelle 
Rahmenbedingungen 

 

 keine Überarbeitung der REK 
hinsichtlich neuer Themen / 
fehlende Impulse, neue The-
men aufzugreifen 

 Abgrenzung der Regionen sowohl Möglickeit als auch Grenze 
(je nachdem ob administrative oder funktionale Abgrenzung 
notwendig ist) 

externe institutionelle 
Rahmenbedingungen 

 EPLR und Richtlinien stehen Klimaschutz und Anpassung nicht 
grundsätzlich entgegen, enthalten aber keine / wenige (finanzi-
elle) Anreize hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung 

 Tourismus: Förderung bietet 
Ansatzpunkte, jedoch in den 
Regionen nicht genutzt 

 Verbesserung der gebäudli-
chen Energieffizienz im Be-
stand (soweit nicht durch 
Fachförderungen abgedeckt) 

 integrierte ländliche Entwick-
lung sektorübergreifender 
Ansatz, keine Fokussierung 
auf Klimaschutz / Anpassung 

 Landwirtschaft: Förderung 
über LEADER / ILE nur ge-
ring, einzelbetriebliche Förde-
rung wichtiger (Fokus von 
LEADER und ILE auf SP 3) 

 Fachförderungen hinsichtlich 
Klimaschutz (v.a. Energie) 
und Anpassung (v.a. Hoch-
wasserschutz) 

Eine Möglichkeit, fehlendes Wissen auf Ebene der lokalen Akteure zu kompensieren, 

kann die Einbindung in Netzwerke sein, wie das Beispiel der Klimaschutzinitiative 

in der Fallstudie Südliches Osnabrücker Land zeigt. Aufgrund des Zeitpunktes der 

Analyse konnte ein Einfluss der Klimaschutzinitiative auf den ILE-Prozess zwar nicht 

eindeutig belegt werden, jedoch zeigen andere Studien den positiven Einfluss von 

Netzwerken, z.B. bei der Verbreitung von Informationen und der Sensibilisierung von 
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Akteuren, auf (s. DAVIES 2005, S. 37; FROMMER 2010B, S. 76). Bei der Wissensvermittlung 

und Informationsverbreitung ist es v.a. wichtig, aufgrund der häufig fehlenden wahr-

genommenen Betroffenheit (s.o.), die Akteure für das Thema Klimawandel zu sensi-

bilisieren, Betroffenheit zu vermitteln und Handlungsdruck zu erzeugen (vgl. HEINELT, 

LAMPING 2014, S. 81; RIECHEL 2011, S. 193).  

Die Evaluierung zeigt, dass eine stärkere Aufnahme von Klimaschutz und Anpassung 

in die REK nicht automatisch eine stärkere Berücksichtigung auf Maßnahmenebene 

nach sich zieht. Neben den o.g. akteursbezogenen Faktoren liegt ein Grund auch 

darin, dass in allen Fällen die REK offen formuliert sind und alle Themen, die über die 

Richtlinien gefördert werden können, den REK entsprechen. Somit wirken weniger 

die Entwicklungsstrategien und die Zielsetzungen der Regionen restringierend, als 

vielmehr die Förderprogramme und -richtlinien. Diese stehen Klimaschutz- und 

Anpassungsmaßnahmen nicht explizit entgegen, setzen aber nur wenige Impulse: 

Zwar zeigt sich v.a. in Folge des Health Checks eine stärkere Berücksichtigung von 

Klimaschutz- und Anpassungsaspekten in den Dokumenten auf europäischer und na-

tionaler Ebene sowie in den Entwickungsprogrammen auf Bundesländerebene. LEA-

DER und ILE dienen aber vorwiegend zur Umsetzung des fachlichen Schwerpunkts 

3, in dem die wirtschaftliche Entwicklung und die Aufrechterhaltung der Lebensquali-

tät im ländlichen Raum im Vordergrund steht. Klimaschutz- und anpassungsrelevante 

Fördermaßnahmen beschränken sich hauptsächlich auf erneuerbare Energien (Ver-

sorgungsnetze und kleinere Anlagen), Energieeffizenz (z.B. Dämmmaßnahmen), be-

stimmte Hochwasserschutzmaßnahmen und Maßnahmen im Zusammenhang mit der 

Erhaltung der Biodiversität. Generell gilt, dass die Richtlinien eng auf bestimmte Maß-

nahmen ausgerichtet sind. In der LEADER-Förderung gibt es zwar den Vorteil, dass 

auch Vorhaben gefördert werden können, die keiner Maßnahme zuzuordnen sind, 

aber den Zielen der geförderten Maßnahmen dienen (innovative LEADER-Maßnah-

men). Für die untersuchten LEADER-Regionen zeigt sich aber auf Landesebene, 

dass innovativen Maßnahmen einen geringeren Anteil ausmachen (vgl. BONNEVAL 

2010, S. 263-264; MLR 2010, S. 460-461). Die Regionen orientieren sich dagegen vor-

wiegend an den programmierten Maßnahmen (sog. Mainstream-Maßnahmen). Zu-

dem bestehen für die Förderung der Anpassung an den Klimawandel, besonders aber 

für den Klimaschutz, viele Fachförderungen, die somit gewissermaßen in ‚Konkur-

renz‘ zu der LEADER- und ILE-Förderung stehen. Dies führt dazu, dass die Hand-

lungsmöglichkeiten für LEADER- und ILE-Regionen, Klimaschutz und Anpassung in 

ihre Projekte mit aufzunehmen, eingeschränkt sind: Zum einen ermöglichen die Richt-

linien zur Umsetzung von LEADER und ILE nur ein begrenztes Maßnahmenspektrum 
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hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung, zum anderen schließen andere Fachförde-

rungen die Förderung über LEADER und ILE aus (Beispiel LEADER-Region 

Nordschwarzwald / Baden-Württemberg: Vorrang der Fachförderung) oder sind für 

die Akteure die attraktivere Förderung (z.B. weniger Bürokratieaufwand). Konkret zei-

gen sich für die relevanten Handlungsfelder für Klimaschutz und Anpassung die fol-

genden Grenzen und Möglichkeiten:  

 Landwirtschaft: Zwar wird im Diskurs zu Klimawandel und Raumplanung die 

ländliche Entwicklung zur Umsetzung von Klimaschutz- und Anpassungsmaß-

nahmen im Bereich Landwirtschaft hervorgehoben, für die Umsetzung dieser 

Maßnahmen über LEADER und ILE bestehen jedoch kaum Möglichkeiten. Vor-

haben im Bereich der Landwirtschaft sind in den Fallstudien kaum anzutreffen 

und betreffen vorwiegend die Diversifizierung der Landwirtschaft. Für die Umset-

zung von Klimaschutz und Anpassung in der Landwirtschaft ist die Bedeutung 

der einzelbetrieblichen Förderung über die Maßnahmen aus den Schwerpunkten 

1 und 2 (v.a. Agrarumweltmaßnahmen) bedeutender.  

 Tourismus: Es besteht die Möglichkeit, über LEADER und ILE im Bereich Tou-

rismus zum Klimaschutz und der Anpassung beizutragen. Zwar konnten in die-

sem Handlungsfeld keine Projekte mit Klimaschutz- oder Anpassungsrelevanz 

identifiziert werden, die Analyse zeigt aber, dass in den Regionen Ansatzpunkte 

für die Schaffung ganzjähriger Tourismusangebote (Anpassung Wintertouris-

mus) sowie zur Umweltbildung (z.B. Lehrpfade) vorhanden sind. Zudem kommen 

LEADER und ILE bei der Förderung des ländlichen Tourismus eine wichtige Be-

deutung zu.  

 Siedlung / Verkehr: In einigen Fallstudien werden viele Projekte im Siedlungs-

bestand umgesetzt und damit in einem Bereich, auf den die Raumplanung keinen 

bzw. wenig Einfluss ausüben kann. Zum Teil sind die Vorhaben hier mit klima-

schutzrelevanten Maßnahmen im Energiebereich (z.B. Wärmedämmung) ver-

bunden. Im Verkehrsbereich betreffen die umgesetzten Maßnahmen Straßen- 

und Wegebaumaßnahmen (kein Neubau), die nur geringfügige Bezüge zum Kli-

maschutz aufweisen (energieeffiziente Straßenbeleuchtung). Abgesehen von 

Vorhaben auf konzeptioneller Ebene werden in dem Handlungsfeld Verkehr we-

nig Möglichkeiten gesehen, über die LEADER- und ILE-Förderung einen Beitrag 

zum Klimaschutz (und zur Anpassung) zu leisten: Hier weisen andere Politikfel-

der und ihre Förderungen eine deutlich höhere Relevanz auf, da in der ländlichen 

Entwicklung zumeist die Aufrechterhaltung der Mobilität im Vordergrund steht 
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und weniger die Entwicklung klimafreundlicher Alternativen. Im anpassungsrele-

vanten Bereich „Hochwasserschutz“ sind zwar Möglichkeiten in der Förderung 

der ländlichen Entwicklung gegeben, für den technischen und den flächenhaften 

Hochwasserschutz sowie für die Erstellung von Hochwasserschutzkonzepten be-

steht jedoch ein großes Portfolio an fachlicher Förderung. Dasselbe gilt für die 

Förderung von erneuerbaren Energien (z.B. EEG). 

 Natur und Landschaft: Im Bereich des ländlichen Naturerbes werden einige 

Projekte umgesetzt, die über den Schutz von Flora und Fauna sowie der Bio-

topvernetzung der Verbesserung der Biodiversität und somit in einem weiten 

Sinne der Anpassung an den Klimawandel dienen. Die umgesetzten Projekte 

sind jedoch als einzelne Vorhaben zu sehen, die nicht in übergeordnete Strate-

gien eingebunden sind. Sie können jedoch weitere naturschutzfachliche Förde-

rungen und Planungen ergänzen. Die Förderung von erneuerbaren Energien im 

Freiraum ist über LEADER / ILE (so gut wie) ausgeschlossen. Möglichkeiten hier-

für werden allenfalls im konzeptionellen Bereich gesehen, wobei die Abgrenzung 

der Regionen problematisch sein kann (administrative gegenüber naturräumli-

cher Abgrenzung). 

8.1.2 Beteiligungsfunktionen 

8.1.2.1 Legitimation von Entscheidungen und Konsensbildung 

Die Funktion der Beteiligungsprozesse, zur Konsensbildung und Erhöhung der Legi-

timation beizutragen, wurde für die LEADER-Regionen als in Teilen erfüllt und für die 

ILE-Regionen als nicht erfüllt bewertet. Dies steht im Einklang mit anderen Arbeiten, 

die für die ländliche Entwicklung - gerade auch im europäischen Kontext - große Un-

terschiede in der Ausgestaltung der Beteiligungsprozesse und somit auch deren Le-

gitimierung aufzeigen (s. z.B. GIESSEN 2010; MOSE ET AL. 2014; SHORTALL, SHUCKSMITH 

1998; THUESEN 2010, 2011). Im Sinne der Förderung sind die Prozesse jedoch legiti-

miert, da sie die jeweiligen Förderbedingungen erfüllen. Nach den hier angelegten 

(demokratietheoretischen) Maßstäben ergeben sich jedoch Defizite. Die Ausprägung 

der Beteiligung ist v.a. auf Vorgaben in den Förderprogrammen bzw. -richtlinien, ak-

teursbezogene Faktoren (z.B. Mehrwert der Förderung für die Akteure, Interessen, 

Macht, zeitliche und organisatorische Ressourcen) und der sich hieraus ergebenen 

Organisationsstrukturen der Regionen zurückzuführen. Die festgestellten Defizite ste-
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hen im Gegensatz zu der Darstellung der Beteiligungsprozesse in politischen Diskur-

sen und den REK selbst, so dass hier nach ANTOS (2009) (s. Kap. 3.2.2) z.T. auch von 

einer inszenierten Einigkeit gesprochen werden kann. 

Grundsätzlich muss bei der Beteiligung zwischen der Phase der Konzepterstellung 

und der Konzeptumsetzung unterschieden werden. Besonders in den beiden unter-

suchten ILE-Regionen unterscheiden sich diese Phasen hinsichtlich der Beteiligung 

deutlich, so dass auch von einem Bruch in der Beteiligung gesprochen werden 

kann: In der ersten Prozessphase (meist wenige Monate) fand die Erstellung des 

Konzeptes unter Einbeziehung verschiedenster Akteurs- und Interessensgruppen 

(z.B. über Arbeitsgruppen) statt. Danach folgte die Phase der Konzeptumsetzung, in 

der als fast einzige Form der Akteursbeteiligung das Entscheidungsgremium tagte. 

Unterschiede in der Ausgestaltung der Beteiligungsprozesse sind v.a. durch die Vor-

gaben in den Förderprogrammen und -richtlinien begründet, die besonders für die 

ILE-Regionen genaue Anforderungen an die Beteiligungsprozesse zur Konzepterstel-

lung stellen. Jedoch sind in der Phase der Konzeptumsetzung die Ansprüche an die 

LEADER-Regionen, durch die Vorgaben der ELER-Verordnung bzw. der Förderpro-

gramme und Richtlinien die Zusammensetzung des Entscheidungsgremiums betref-

fend (mind. 50 Prozent WiSo-Partner), höher. So zeigen sich in den Fallstudien ent-

sprechende Unterschiede in der Zusammensetzung der LEADER- und der ILE-Regi-

onen. Die Möglichkeit des Zugangs zum Entscheidungsgremium ist z.T. aber auch in 

den LEADER-Regionen für private Akteure nicht vollkommen offen, so dass hinsicht-

lich der Ausgestaltung der Beteiligungsstrukturen und der Kooperation über die allge-

meine Kooperationskultur in der Region hinaus auch den akteursbezogenen Fakto-

ren eine hohe Bedeutung zukommt. Begrenzend für die Beteiligung privater Akteure, 

die nicht hauptamtlich in einem Verein oder Verband aktiv sind, wirkt, dass sie ihr 

Engagement nicht mit ihrer beruflichen Tätigkeit verbinden können. Des Weiteren 

sind als Grenze für die Beteiligung privater Akteure die Förderbedingungen zu sehen, 

die für private Akteure geringere Fördersätze aufweisen, als für öffentliche Akteure. 

Demzufolge besteht für private Akteure ein geringerer Anreiz, sich in den Prozess 

einzubringen. Wie in allen Kooperationen spielt auch das Thema Macht eine wichtige 

Rolle: Dieser Aspekt wurde zwar nicht explizit untersucht, es zeigt sich aber, dass 

den Kommunen und Landkreisen schon deswegen eine dominante Akteursrolle zu-

kommt, da sie den Prozess initiieren und die Kofinanzierung für die Konzepterstellung 

und das Regionalmanagement aufbringen. Somit zeigt diese Analyse, wie auch VON 

WINTERFELD darstellt, dass in Beteiligungsprozessen Macht und Ressourcen ungleich 
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zwischen den Akteuren verteilt sind (vgl. V. WINTERFELD 2012, S. 12-13). Informelle Pro-

zesse und die mit ihnen verbundenen Beteiligungsprozesse verfügen somit nicht per 

se über eine höhere Legitimierung, sondern können genau die Benachteiligungen, 

die durch rechtliche Regelungen verhindert werden sollen, erzeugen (vgl. PETERS, 

PIERRE 2004, S. 89 zit. in V. WINTERFELD 2012, S. 6). Bestehende Machtverhältnisse kön-

nen daher auch durch breitere Partizipationsansätze nicht aufgelöst werden (vgl. ALT-

ROCK ET AL. 2006, S. 251), so dass der Legitimierung der untersuchten Prozesse nach 

den zugrunde gelegten Kriterien Grenzen gesetzt sind, sofern nicht rechtliche Rege-

lungen bzgl. der Akteurszusammensetzung und Machtverteilung vorhanden sind. 

Eine Möglichkeit, der Manifestation von Ungleichheiten in informellen Beteiligungs-

prozessen zu begegnen, sind daher klare (förder)rechtliche Vorgaben, die die Ak-

teurszusammensetzung und die Organisationsform der Regionen betreffen (wie bei 

anderen europäischen LEADER-Regionen, s. THUESEN 2010, 2011; NEUBERT 2009). Die 

Beteiligung nimmt zwar wichtige Funktionen in der Vernetzung von Akteuren ein (s. 

z.B. POLLERMANN ET AL. 2014, S. 134), weist aber nach demokratietheoretischen 

Maßstäben aber z.T. eine nur geringe Legitimierung auf. 

Hinsichtlich der Funktion der Beteiligung zur Konsensbildung sollte darüber hinaus 

der Gegenstand des Konsenses genauer betrachtet werden: Dies sind, von der 

Phase der Konzepterstellung abgesehen, fast ausschließlich die umzusetzenden Pro-

jekte. Sofern sie den Richtlinien entsprechen, erfahren diese Projekte somit eine Le-

gitimierung über das Förderrecht. Trotzdem ist eine hohe Legitimierung der Entschei-

dungsgremien aber wichtig, da sie über die Priorisierung der Projekte befinden und 

somit nach THUESEN über die Verteilung öffentlicher Gelder (mittelbar) mitentschei-

den (vgl. THUESEN 2011, S. 576). Bei knapper werdenden finanziellen Ressourcen zeigt 

aber die Evaluierung, dass Tendenzen vorhanden sind, weniger inhaltliche, transpa-

rente Kriterien für die Priorisierung heranzuziehen, als vielmehr Interessen bestimm-

ter Akteursgruppen zu bedienen, was die Legitimierung schwächt. Dies belegt zum 

einen die unterschiedliche Machtverteilung, zum anderen, dass in informellen Pro-

zessen Interessenskonflikte möglichst vermieden werden: "Oft sind Governancepro-

zesse konsensorientiert, was jedoch dazu führt, dass gesellschaftliche Konflikte ver-

deckt werden" (V. WINTERFELD 2012, S. 8). In den untersuchten Fällen zeigt sich, dass 

vorwiegend konfliktarme Themen (z.B. Tourismus) bedient werden, was im Wider-

spruch zu Klimaschutz und Anpassung steht, die sowohl von den Akteuren als kon-

fliktiv wahrgenommen als auch von der Wissenschaft aufgrund des Unsicherheitsfak-

tors als solche eingeordnet werden.  
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Der Gegenstand der Konsensbildung, d.h. die umgesetzten Projekte und Vorhaben, 

sind aber noch aus einem weiteren Grund interessant: Es handelt sich hier um Inves-

titionen bzw. finanzielle Anreize, d.h. die investierende Person ist an der Umsetzung 

interessiert und akzeptiert somit ein ggf. vorhandes Risiko. Anders ist dies, wenn nicht 

finanzielle Anreize gesetzt werden, sondern über Ordnungsrecht ein Zwang ausgeübt 

wird: In diesem Fall wird ein Handeln vorgeschrieben, eine Akzeptanz möglicher Ri-

sikofaktoren kann daher nicht vorausgesetzt werden. Dies bedeutet, dass das Prob-

lem von Entscheidungen unter Unsicherheit und der hieraus abgeleitete notwendige 

gesellschaftliche Diskurs zur Steigerung der Akzeptanz (s. Kap. 2.2.2) in den Berei-

chen wichtiger ist, wo ordnungsrechtliche Vorgaben bestehen. In der ländlichen Ent-

wicklung werden dagegen finanzielle Anreize gesetzt.  

Tab. 57: Möglichkeiten und Grenzen der prozessualen Integration von Klimaschutz und 
Anpassung an den Klimawandel in die ländliche Entwicklung: Beteiligungsfunktionen 
Quelle: eigene Darstellung 

Ebene Möglichkeiten Grenzen 

Akteure 
 Einbindung von Fachpromo-

toren (jedoch kaum vorhan-
den) 

 fehlender Mehrwert des Pro-
zesses hindert v.a. private 
Akteure an der Beteiligung 

 zeitliche Ressourcen schrän-
ken die Multiplikatorfunktion 
ein 

interne institutionelle 
Rahmenbedingungen 

 

 Organisation der Beteiligung: 
Unterschiede Konzepterstel-
lung und -umsetzung 

 Entscheidungsgremium und 
Regionalmanagement vor-
wiegend mit den Projekten 
befasst, wenige Impulse  

externe institutionelle 
Rahmenbedingungen 

 starker Einfluss auf die Ge-
staltung und Organisation der 
Beteiligungsprozesse durch 
Vorgaben der Programme 
und Richtlinien  

 

 

8.1.2.2 Informationsfunktion 

Die Informationsfunktion bezüglich Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 

war in allen Regionen nicht erfüllt. 

Wenn die Prozesse grundsätzlich hinsichtlich der Sensibilisierung für aktuelle The-

men und der Verbreitung von Informationen hinterfragt werden, können zwar ver-

schiedene Ansatzpunkte hierfür identifiziert werden, die jedoch eingeschränkt sind 
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und sich zwischen der Phase der Konzepterstellung und -umsetzung unterscheiden. 

Zum einen bietet sich diese Möglichkeit im Rahmen der Konzepterstellung: Die hier 

durchgeführten Beteiligungsformate dienen jedoch vornehmlich der Information über 

die Förderung und der Erarbeitung der SWOT-Analyse sowie der Entwicklungsstra-

tegie. Die integrierte ländliche Entwicklung ist nicht auf ein Thema beschränkt, son-

dern arbeitet sektorübergreifend, so dass für die Information über Klimaschutz und 

Anpassung nur als Querschnittsthema Potential vorhanden ist. Zum anderen bietet 

sich eine Möglichkeit während der Konzeptumsetzung über die Entscheidungsgre-

mien. Sie sind jedoch hauptsächlich mit der Beratung über und dem Beschluss von 

Projekten befasst und können somit kaum genutzt werden, um für die Belange des 

Klimaschutzes und der Anpassung zu sensibilisieren. Beteiligungsformen wie z.B. 

das in einer LEADER-Region durchgeführte Regionalforum, wo Experten für be-

stimmte Themen eingeladen werden, würden eine Möglichkeit darstellen, für aktuelle 

Themen zu sensibilisieren und Möglichkeiten für den Klimaschutz und die Anpassung 

aufzuzeigen. Ob die beteiligten Akteure über ihre Multiplikatorfunktion wesentlich 

zur Informationsverbreitung beitragen würden, geht aus der hier durchgeführten Eva-

luierung nicht eindeutig hervor. Trotzdem ist die Sensibilisierung für Fragen des Kli-

maschutzes und der Anpassung an den Klimawandel wichtig, damit die Akteure ein 

Bewusstsein für diese Themen ausbilden, um „die Relevanz des Themas für sich 

selbst erkennen“ zu können (RIECHEL 2011, S. 193). Hierfür ist als allerdings wichtig, 

Experten / Fachpromotoren in den Prozess einzubeziehen. Da hier ein deutliches 

Defizit in den untersuchten Prozessen besteht, ist es in Bezug auf ARBTER (2010, S. 

137) daher wichtig, bewusst Akteure einzubeziehen, die klimabezogene Themen ver-

treten. Dies war aber in den untersuchten Regionen nicht der Fall (abgesehen von 

der Klimaschutzinitiative in der Fallstudie ILE Südliches Osnabrücker Land, die von 

sich aus ILE-Regionen einbezogen hat). 

8.1.3 Kooperation LEADER / ILE mit der Regionalplanung im Sinne einer 

regionalen Strategieentwicklung 

In den untersuchten Regionen fanden zwischen der Regionalplanung und der (länd-

lichen) Regionalentwicklung keine Kooperation im umfassenden Sinne statt, da die 

Zusammenarbeit, sofern überhaupt vorhanden, lediglich auf unregelmäßigem Infor-

mationsaustausch beruhte. Auch Elemente der Strategiebildung konnten nicht iden-

tifiziert werden. Die Ergebnisse der Untersuchung von WEICK ET AL. (2012) für andere 

LEADER- und ILE-Regionen in Deutschland zeigen, dass eine fehlende Zusammen-
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arbeit dieser Regionen mit der Regionalplanung und eine fehlende regionale Strate-

giebildung auf die meisten ländlichen Entwicklungsprozesse in Deutschland übertrag-

bar sind. Über die ländliche Entwicklung hinaus bestehen auch für die Kooperation 

der Regionalplanung mit anderen informellen Prozessen der räumlichen Entwicklung 

Hemmnisse (s. z.B. ADAM, WIECHMANN 1999; MÜLLER 1999). Als Gründe wurden in den 

damaligen Untersuchungen z.B. unzureichende personelle Ressourcen und ein 

unklarer Mehrwert der Kooperation angeführt (vgl. ADAM, WIECHMANN 1999, S. 666; 

MÜLLER 1999, S. 598). Dies trifft zwar auch auf die untersuchten LEADER- und ILE-

Prozesse zu. Neben mangelnden Ressourcen und unklaren Kooperationsvorteilen 

besteht hier allerdings ein großes Hemmniss in den unterschiedlichen administrativen 

Strukturen. 

Die unterschiedlichen administrativen Strukturen und Zuständigkeiten sind da-

her als Grenze für die Kooperation zu sehen. Die Raumordnung und die ländliche 

Entwicklung als zwei unterschiedliche Politikfelder verfügen über getrennte administ-

rative Strukturen und werden durch die Akteure zumeist als Bereiche gesehen, zwi-

schen denen keine Verbindung besteht. Hierfür ist ein weites Verständnis von Raum-

planung notwendig, das sich, wie in Kapitel 2.1.1 dargestellt, nicht nur auf die Ord-

nungsfunktion beschränkt. Eine Grundlage für die Stärkung der Entwicklungsfunktion 

der Raumplanung kann über die Landesplanungsgesetze gelegt werden. Aber auch 

mit Unterstützung von gesetzlicher Seite können weitere Faktoren die Kooperation 

restringieren, wie fehlende personelle Ressourcen auf Seiten der Regionalplanung, 

um sich in die z.T. in einer Planungsregion zahlreich vorhandenen LEADER- bzw. 

ILE-Prozesse einbringen zu können. Diese begrenzenden Faktoren stützt auch VA-

LLÉE in den Untersuchungen zur strategischen Regionalplanung: Hier werden in der 

Praxis des Zusammenwirkens von Regionalplanung und -entwicklung die ungenü-

gende personelle und finanzielle Ausstattung der Regionalplanung sowie die organi-

satorischen und landesplanerischen Rahmenbedingungen angeführt (vgl. EBD. 2012B, 

S. 5). Auch auf Akteursebene sind Grenzen zu erkennen: Dies sind auf Seite der Re-

gionalplanung eine Beschränkung auf die Pflichtaufgaben und auf Seiten der LEA-

DER- und ILE-Regionen ein fehlendes Verständnis der Planungsstrukturen und 

Vorbehalte gegenüber der Regionalplanung als vermeintlich übergeordnete Ebene. 

Eine weitere Möglichkeit, die Grenzen zwischen den Politikfeldern ländliche Entwick-

lung und Raumordnung zu überwinden, könnten „dritte Akteure“, wie beispielsweise 

sog. Klimamanager sein, die eine „Brückenfunktionen“ zwischen den Disziplinen ein-

nehmen, um Kooperationen bzw. eine regionale Strategiebildung zu initiieren.  
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In der niedersächsischen Fallstudie findet eine Einbindung von Regionalplanungsver-

tretern in die Arbeitsgruppen und in das Entscheidungsgremium der ILE-Region statt. 

Der Grund hierfür könnte in der allgemein wichtigen Rolle der Landkreise in den LEA-

DER- und ILE-Prozessen zu finden sein: In allen Fallstudien sind Landkreisvertreter 

eingebunden, im Unterschied zu den anderen Bundesländern liegt in Niedersachsen 

die Regionalplanungskompetenz auf Ebene der Landkreise, so dass sich hier ak-

teursbezogene Interdependenzen ergeben. Dies führt aber nicht automatisch zu einer 

über diese Einbindung hinausführende Kooperation: Zwar bestehen thematische 

Überschneidungen zwischen der Regionalplanung und dem ILEK, auf Projektebene 

bestehen aber nur wenige Schnittmengen. Dies zeigt sich auch in den anderen Re-

gionen. Als Grund wird die thematisch enge ILE-Förderung angeführt. Hier muss je-

doch hinzugefügt werden, dass es zunächst eines kontinuierlichen Informationsaus-

tausches bedarf, um überhaupt Schnittmengen erkennen zu können. Dieser Informa-

tionsaustausch war aber in den Regionen (fast) nicht gegeben. Denn wie die Fallstu-

die LEADER Storchenland Prignitz zeigt, sind Aktivitäten auf Seiten der LEADER-

Region und des Planungsverbandes in einem klimaschutzrelevanten Bereich vorhan-

den (Biogasstudie / regionales Energiekonzept), zwischen denen Synergieeffekte 

entstehen könnten, aber nicht genutzt wurden. 

Tab. 58: Möglichkeiten und Grenzen der prozessualen Integration von Klimaschutz und 
Anpassung an den Klimawandel in die ländliche Entwicklung: regionale Strategiebil-
dung 

Quelle: eigene Darstellung 

Ebene Möglichkeiten Grenzen 

institutionelle / admin-
istrative Faktoren / 
Interdependenzen 

 Regionalentwicklung als Auf-
gabe der Raumordnung (z.B. 
Landesplanungsgesetz, regi-
onales Leitbild) 

 Planungskompetenz und Trä-
ger der Regionalentwicklung 
in gleicher Gebietskörper-
schaft 

 unterschiedliche administrati-
ve Strukturen ohne Querver-
bindungen (keine Interdepen-
denzen) 

 personelle / finanzielle Res-
sourcen 

akteursbezogene Fak-
toren / Interdependen-
zen 

 Doppelfunktion von Akteuren 

 Verständnis Raumordnung 
als Pflichtaufgabe 

 Vorbehalte gegenüber der 
Regionalplanung 

inhaltliche Interdepen-
denzen 

 ähnliche Themen auf allge-
meiner Ebene 

 auf Ebene der Zusammenar-
beit (konkrete Projekte) we-
nige Interdependenzen er-
kennbar 

In den untersuchten Fallstudien konnten keine Elemente einer regionalen Strategie-

bildung nach WIECHMANN (2008), sowohl im linearen als auch im adaptiven Sinne, 
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eindeutig identifiziert werden. Wie aufgezeigt, hat in einer Fallstudie (LEADER Stor-

chenland Prignitz) der hier zuständige Planungsverband zwar ein regionales Energie-

konzept aufgestellt, welches die Funktion eines strategischen Konzepts einnehmen 

könnte. Eine strategiebildene Wirkung auf die Aktivitäten der LEADER-Region oder 

zur Initiierung eines strategischen Diskurses war zum Zeitpunkt der Analyse jedoch 

nicht erkennbar. Zwar zeigen der Planungsverband mit dem regionalen Energiekon-

zept wie auch die LEADER-Region mit der Biogasstudie Aktivitäten, die sich in den 

allgemeinen regionalen Diskurs vor dem Hintergrund des Ausbaus der erneuerbaren 

Energien einordnen lassen. Jedoch stehen diese Aktivitäten unverbunden nebenei-

nander. Ein anderer Weg scheint in der Fallstudie ILE Südliches Osnabrücker Land 

erkennbar: Mit dem Klimaschutzkonzept und der Klimaschutzinitiative des Landkrei-

ses besteht ein durch eine Förderung initiierter ‚dritten Akteur‘ der den Impuls für eine 

regionale Strategiebildung geben könnte, welche die Regionalplanung und die länd-

liche Entwicklung miteinbezieht. Die Vorteile könnten darin bestehen, dass über die 

Förderung zusätzliche Personalressourcen vorhanden sind, um die Strategiebildung 

zu initiieren und dieser Akteur idealerweise unabhängig von den bestehenden admi-

nistrativen Strukturen und somit sektorübergreifend handeln kann.  

In dieser Arbeit wurde nicht unterschieden, ob ein adaptives oder lineares Vorgehen 

besser geeignet ist, hier zeigt sich aber weiterer Forschungsbedarf bedarf, gerade 

hinsichtlich der Legtimierung von Entscheidungen: Nach WIECHMANN ist ein adaptives 

Vorgehen u.a. angemessen, wenn auf eine breite demokratische Partizipation ver-

zichtet werden kann (vgl. EBD. 2008, S. 37). Dies steht im Gegensatz zur Forderung 

einer breiten Beteiligung zur Erhöhung der Legitimierung von Entscheidungen unter 

Unsicherheit. Somit wäre nach dem Legitimationsgedanken ein lineares Vorgehen 

vorzuziehen. Dieses hält Wiechmann aber in einfach strukturierten Entscheidungssi-

tuationen für vorteilhafter (vgl. EBD.). Nach Literaturmeinung sind Entscheidungen 

bzgl. des Klimawandels jedoch komplexe Entscheidungsvorgänge, was wiederum für 

den Einsatz des adaptiven Paradigmas spricht. Dieses hat nach Wiechmann eine 

höhere Fehlertoleranz, Entscheidungen können korrigiert werden (vgl. EBD.). 

8.2 Handlungsempfehlungen 

Die hier untersuchten LEADER- und ILE-Regionen sind Beispiele für Bottom up-An-

sätze in der (ländlichen) Regionalentwicklung, die sich unter dem Rückgriff auf die 

analytische Differenzierung von Governancetypen als „Governance by Government“ 
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(s. Kap. 3.1.1.1) einordnen lassen. Dies bedeutet, dass sich der regionale Entwick-

lungsprozess in einem Spannungsfeld von Top down (Vorgaben der Förderpro-

gramme und Richtlinien) und Bottom up (die Akteure und ihr Wissen, ihre Präferenzen 

und Ressourcen) vollzieht. Vor dem Hintergrund der Ergebnisse dieser Arbeit ist die 

Frage zu stellen, ob dem Problem mit einem mehr an Top down oder der Stärkung 

von Bottom up begegnet werden kann (vgl. NEUBERT 2014, S. 169; FROMMER ET AL. 2011B, 

S. 266). Zudem ist bei Top down-Regelungen zu beachten, dass diese bei Bottom up 

getragenen Prozessen scheitern können, wenn sie vor Ort nicht akzeptiert werden 

(vgl. CHRISTMANN 2013, S. 11). Daher liegen der Entwicklung der Handlungsempfehlun-

gen die folgenden Annahmen zugrunde:  

 Die ländliche Regionalentwicklung als sektorübergreifender Ansatz (‚integrierte 

ländliche Entwicklung‘) bezieht viele Themenfelder ein, die Schwerpunktsetzung 

erfolgt durch die vor Ort handelnden Akteure. Aufgrund der bislang nur geringen 

Priorität von Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel in der ländlichen 

Regionalentwicklung, ist eine moderate Stärkung von „Top down“ erforderlich 

ohne die Handlungsmöglichkeiten auf lokaler Ebene einzuschränken (= Schaf-

fung von stärkeren Impulsen durch (finanzielle) Anreize). 

 Aufgrund der z.T. geschlossenen und nicht vollständig transparenten Beteili-

gungsstrukturen, fehlenden Experten für Klimaschutz und Anpassung sowie ei-

ner nicht vorhandenen Kooperation mit der Regionalplanung sind über die För-

derprogramme und Richtlinien konkrete Vorgaben für diese Bereiche zu machen.  

8.2.1 Inhaltliche Integration 

Handlungsbereich: Zusammenspiel Fachförderung und ländliche Entwicklung 

Vor dem Hintergrund der existierenden Fachförderungen muss abgewogen werden, 

welche Fördermaßnahmen für Klimaschutz und Anpassung in LEADER und ILE auf-

genommen werden sollten. Vor allem im Bereich des Klimaschutzes bestehen über 

z.B. das EEG, die Kommunalrichtlinie Klimaschutz, der KfW-Förderung u.ä. zahlrei-

che Fördermöglichkeiten nicht nur für öffentliche Begünstigte, sondern auch für pri-

vate Akteure. Im Bereich der Anpassung an den Klimawandel ist die Förderung des 

Hochwasser- und Küstenschutzes über die GAK sowie weitere Fachförderungen 

möglich. Daher ist eine Aufgabenkritik notwendig, welche Themen über die ländliche 

Regionalentwicklung, d.h. LEADER und ILE, abgedeckt werden sollten. In der hier 

durchgeführten Analyse zeigen sich mögliche Ansatzpunkte im Themenfeld Touris-

mus, der Dorferneuerung und im Naturschutz. Die Landwirtschaft, die aufgrund ihres 
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Beitrags zum und der gleichzeitigen Betroffenheit durch den Klimawandel (s. Kap. 

1.3.2.2), ein wichtiges Themenfeld für den Klimaschutz und die Anpassung ist, kann 

über LEADER und ILE kaum adressiert werden. Zwar besteht die Notwendigkeit, den 

Klimaschutz und die Anpassung stärker im ELER zu verankern, die einzelbetriebliche 

Förderung wird aber auch in Zukunft unabhängig zu der LEADER- und ILE-Förderung 

bestehen. 

Handlungsempfehlung 1.1: Abstimmung der Fachförderungen und der ländlichen Ent-
wicklung hinsichtlich der Förderung des Klimaschutzes und 
der Anpassung 

Verantwortlich: Fachressorts / -politiken auf Bundes- und Länderebene 

Handlungsbereich: Anreize für Klimaschutz und Anpassung in der ländlichen Entwick-

lung schaffen 

Die Einführung von Fördermaßnahmen - in Abstimmung mit anderen Förderungen 

(s.o.) -, die klimaschutz- und anpassungsrelevanten Aspekte umfassen, ist eine Mög-

lichkeit, um den Stellenwert von Klimaschutz und Anpassung zu erhöhen. Des Wei-

teren sollten bestehende Maßnahmen überarbeitet werden: Hier sollten die Förders-

ätze für Projekte zu erhöht werden, die klimaschutz- oder anpassungsrelevante Be-

lange berücksichtigen (z.B. Dämmmaßnahmen bei Sanierungen). Durch höhere För-

dersätze und den hiermit verbundenen finanziellen Anreizen kann die Prioritätenset-

zung der Akteure beeinflusst werden. Auch können bestehende Maßnahmen um För-

dergegenstände ergänzt werden, die den Klimaschutz oder die Anpassung betreffen. 

Sofern Änderungen an den bestehenden Maßnahmen oder die Einführung neuer 

Maßnahmen mit der ELER-Verordnung auf Ebene der EU und der Rahmenplanung 

auf Bundesebene vereinbar sind, können diese im Zuge einer Änderung des EPLR 

vorgenommen werden. Ist dies nicht der Fall, können Änderungen oder die Schaffung 

neuer Maßnahmen aus Landesmitteln finanziert werden. Bei EPLR-Änderungsver-

fahren sind jedoch die Vielzahl an Ebenen und Institutionen zu beachten, die an die-

sen Entscheidungen beteiligt sind, so dass diese Verfahren einen langen zeitlichen 

Vorlauf benötigen.  

Handlungsempfehlung 1.2: Anreize für Klimaschutz und Anpassung in den EPLR sowie 
dem ELER und der GAK schaffen 

Verantwortlich: EPLR: Bundesländer 
GAK: Bund und Bundesländer 
ELER: Europäische Union / Mitgliedsstaaten 
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Inhaltliche Vorgaben REK / Auswahlkriterien 

In die Länderprogramme sollten Vorgaben, die die inhaltlichen Anforderungen an die 

regionalen Entwicklungskonzepte und die Kriterien zur Auswahl der geförderten Re-

gionen und Projekte betreffen, aufgenommen werden. Hierdurch können Impulse ge-

setzt werden, um den Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel stärker 

in die Entwicklungsstrategien und in ihre Umsetzung zu verankern. Wie jedoch die 

Analyse zeigt, folgen die umgesetzten Projekte nicht immer stringent der Entwick-

lungsstrategie. Somit bedeutet eine stärkere Berücksichtigung von Klimaschutz und 

Anpassung in den Konzepten noch nicht automatisch eine höhere Berücksichtigung 

auf Projektebene. Hierfür sind flankierende Anreize über die Förderprogramme und -

richtlinien notwendig (s.o.).  

Handlungsempfehlung 1.3: Inhaltliche Vorgaben REK und Auswahlkriterien für die Pro-
jekte hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung 

Verantwortlich: Bundesländer 

Stärkung des Regionalmanagements 

Eine weitere Möglichkeit, um den Stellenwert von Klimaschutz und Anpassung zu 

erhöhen, ist eine Stärkung der Rolle der Regionalmanager in der Phase der Strate-

gieumsetzung. Wie die Analyse zeigt, nehmen sie eine zentrale Rolle für die Beratung 

der Antragssteller und der Prozesskoordination ein. Ihre Rolle sollte weiter gestärkt 

werden, um Impulse für die regionale Entwicklung zu setzen. Dies hat aber zur Kon-

sequenz, dass die Regionalmanagments über die notwendigen Ressourcen hierfür 

verfügen müssen. Dies sind v.a. der Faktor Zeit und der Faktor Wissen, so dass eine 

bessere personelle Ausstattung und die stärkere Einbindung der Regionalmanage-

ments in die entsprechenden Netzwerke erforderlich ist.  

Handlungsempfehlung 1.4: Regionalmanager als Impulsgeber für Klimaschutz und An-
passung 

Verantwortlich: LEADER- / ILE-Regionen 

Wissensvermittlung 

Wie die Evaluierung gezeigt hat, liegt zwar kein grundsätzliches Defizit an Informati-

onsmöglichkeiten vor (besonders für öffentliche Akteure), jedoch ein Mangel an ge-

zielt aufbereiteten Informationen. Hier sind v.a. wissenschaftliche Einrichtungen und 

die Vernetzungsstellen für die ländliche Entwicklung gefragt, Forschungsergebnisse 
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und -erkenntnisse gezielter für bestimmte Zielgruppen aufzubereiten. Auch die ge-

zielte Einbindung von Fachpromotoren kann hierzu beitragen. Diese könnten über die 

Regionalmanagements identifiziert werden. 

Handlungsempfehlung 1.5: Zielgruppengerechte Aufbereitung und Verbreitung von Er-
kenntnissen / Einbinden von Fachpromotoren 

Verantwortlich: wissenschafliche Einrichtungen, Vernetzungsstellen, Regio-
nalmanagement 

Fortschreibung der Entwicklungsstrategien 

Die Entwicklungsstrategien sollten regelmäßig überprüft und ggf. fortgeschrieben 

werden, um aktuelle Themen aufnehmen zu können. Die Fortschreibung der Strate-

gien kann durch die Förderprogramme vorgeschrieben oder selbstständig von der 

Region (ggf. mit Einverständnis der zuständigen Behörde) durchgeführt werden. 

Handlungsempfehlung 1.6: Überprüfung / Fortschreibung der Entwicklungsstrategie  

Verantwortlich: Bundesländer, Regionen 

 

8.2.2 Prozessuale Integration: Beteiligungsfunktionen 

Förderprogramme und -richtlinien: Vorgaben zur Beteiligung 

Die Förderprogramme und -richtlinien sollten Vorgaben bzgl. der Organisationsform 

und den Beteiligungsprozessen enthalten (offener Zugang, ausgewogene themati-

sche / institutionelle Zusammensetzung, transparente Kommunikation von Entschei-

dungen). Dies soll gewährleisten, dass den Kriterien der Input-Legitimierung bzw. von 

Konsensbildungsprozessen besser entsprochen wird. Jedoch ist zu beachten, dass 

die Regelungen nicht zu eng gefasst werden: Im ländlichen Raum gibt es einen po-

tentiell kleineren Kreis an Akteuren und das Engagement der Akteure entspricht nicht 

immer den theoretischen Erwartungen. Darüber hinaus gilt es, die Balance zu wahren 

zwischen offenen Strukturen und gleichzeitiger Stabilität der Kooperation.  

Handlungsempfehlung 2.1: Vorgaben zur Beteiligung von Akteursgruppen, der Organi-
sationsform und den Beteiligungsstrukturen  

Verantwortlich: Bundesländer 



8 Synopse: Möglichkeiten und Grenzen informeller Instrumente  

237 

Zusätzliche Beteiligungsformate 

Voraussetzung für die Stärkung der Informationsverbreitung über die Beteiligungs-

prozesse ist Schaffung von Beteiligungsformen, die nicht nur die Beratung von Pro-

jekten zum Gegenstand haben. Daher sollten die Regionen überprüfen, inwieweit in 

Abhängigkeit der zeitlichen und personellen Ressourcen weitere Beteiligungsformate 

zusätzlich zu den Sitzungen des Entscheidungsgremiums während der Strategie-

umsetzung geschaffen werden können. Diese können nicht nur dazu dienen, für ak-

tuelle Themen zu sensibilisieren, sondern auch dazu, die Entwicklungsstrategie zu 

überprüfen (s.o.) und weitere Impulse für die Entwicklung der Region zu setzen. 

Handlungsempfehlung 2.2: Schaffung zusätzlicher Beteiligungsformate  

Verantwortlich: Regionen 

Wissensvermittlung 

Um die Themen Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel besser in die länd-

liche Entwicklung einzubeziehen und in dem Beteiligungsprozess Wissen zu vermit-

teln, bedarf es der Beteiligung von Fachpromotoren und der zielgruppengerechten 

Bereitstellung von Informationen für die LEADER- und ILE-Regionen. Diese Hand-

lungsempfehlung ist daher identisch mit der Empfehlung Nr. 1.5 (s.o.).  

8.2.3 Prozessuale Integration: regionale Strategiebildung 

Beteiligung von Planungsakteuren 

Die Förderprogramme und -richtlinien sollten für die Gestaltung der Beteiligungspro-

zesse von LEADER und ILE und für die Zusammensetzung der Entscheidungsgre-

mien empfehlen, Vertreter der Regionalplanung zu berücksichtigen. Über die perso-

nellen Verbindungen können leichter Synergieeffekte geschaffen werden. Eine ver-

bindliche Vorgabe hierzu kann nicht erfolgen, da die Agrarstrukturpolitik die Raum-

ordnung nicht verpflichten kann.  

Handlungsempfehlung 3.1: Beteiligung von Planungsakteuren in den Prozessen der 
ländlichen Regionalentwicklung 

Verantwortlich: Bundesländer 
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Informationsaustausch 

Ein kontinuierlicher Informationsaustausch über den Stand des Prozesses und der 

aktuellen Themen zwischen der ländlichen Entwicklung und der regionalen Raumord-

nung hilft, Synergieeffekte zu erkennen. Die ILE- und LEADER-Regionen sollten 

durch Vorgaben auf Ebene der Förderprogramme und -richtlinien angehalten werden, 

regelmäßig über den Stand des Prozesses und der umgesetzten und angestrebten 

Projekte zu berichten.  

Handlungsempfehlung 3.2: Vorgabe: Information der Regionalplanung über die LEA-
DER- / ILE-Prozesse 

Verantwortlich: Bundesländer 

Regionalplanung als Regionalentwiclung 

Die Entwicklung der Regionalplanung von einer linearen Ordnungsplanung hin zu ei-

ner Regionalplanung mit Entwicklungsfunktion benötigt den klaren Auftrag durch die 

Landesplanung. Die Loslösung vom traditionellen Steuerungsgedanken ist (noch) 

nicht in allen Raumordnungsregionen vollzogen. Auf gesetzlicher Seite müssen die 

Möglichkeiten geschaffen werden, dass die Regionalplanung ihre Raumentwick-

lungsfunktion wahrnehmen und sich in diesem Fall in die LEADER- und ILE-Prozesse 

einbringen kann. Dies ist aber auch mit einer angemessenen personellen Ausstattung 

verbunden, um über die Pflichtaufgaben hinaus diese freiwilligen Aufgaben erbringen 

zu können. Zudem ist die Überwindung der Grenzen zwischen den verschiedenen 

Politiken notwendig: die ländliche Entwicklung wird noch zu stark als reiner Bestand-

teil der Agrarstrukturpolitik wahrgenommen, die keine Verbindung zu raumplanungs-

relevanten Themen hat.  

 

Handlungsempfehlung 3.3: Handlungsauftrag der Raumordnung, sich in regionale Ent-
wicklungsprozesse einzubringen 

Verantwortlich: Landesplanungsgesetz (Bundesländer) 
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9 Fazit 

„So zeigt der Rückblick auf mehr als ein Jahrhundert ein wiederkehrendes Muster: Die 
Auseinandersetzung mit der jeweiligen Situation führt zur Kritik an ihren Mißständen, 

zu Vorschlägen für deren Behebung - und häufig auch zu einem neuen Situationsver-
ständnis, das auf eine begrenzte Zeit allgemein als Schlüssel zur Lösung der erkann-

ten Probleme gilt und deshalb mit überhöhten Hoffnungen befrachtet wird. Die - 
zwangsläufige - Enttäuschung solcher Hoffnung legt denn den Keim zur Abkehr von 

diesem Denkansatz und zur Suche nach einem neuen Modell“ (ALBERS 1993, S. 103). 

Die zu Beginn dieser Arbeit beschriebene Realität des Klimawandels ist zwar in der 

räumlichen Planung und Entwicklung gegeben. In der hier untersuchten ländlichen 

Regionalentwicklung sind der Klimawandel sowie der Klimaschutz und die Anpas-

sung an den Klimawandel dagegen kaum von Bedeutung, auch die Ausgestaltung 

der Prozesse entspricht nicht den Anforderungen, die an die informellen Instrumente 

gerichtet werden. Es scheint, dass in Anlehnung an ALBERS (s.o.) auch die Hoffnun-

gen, die im Klimadiskurs an informelle Instrumente gerichtet werden, zumindestens 

im Fall der ländlichen Regionalentwicklung, überhöht sind.  

In dieser Arbeit wurde eine Evaluierung der Instrumente der ländlichen Regionalent-

wicklung, LEADER und ILE, vor dem Hintergrund der Anforderungen, die im Klima-

diskurs an informelle Instrumente der Raumentwicklung gerichtet werden, vorgenom-

men. Theoretisch-konzeptionell gründete sich die Analyse auf den analytischen Re-

gional Governanceansatz nach BENZ und FÜRST (2003), die Bewertung auf Arbeiten 

und Ansätze der Klimaforschung, verschiedenen Fachdisziplinen, der Partizipations-

forschung sowie der kooperativen und strategischen Planung. Das methodische Vor-

gehen stellte eine Analyse von vier Fallstudien dar, in denen leitfadengestützte Ex-

perteninterviews und eine Dokumentenanalyse durchgeführt wurden.  

Diese Arbeit zeigt, dass es zwar möglich ist, die Themen Klimaschutz und Anpassung 

an den Klimawandel in die ländliche Regionalentwicklung inhaltlich zu integrieren, 

jedoch sind einige Grenzen gesetzt, die sich besonders sowohl über die Interessen 

und das Wissen der Akteure als auch über die externen Rahmenbedingungen (feh-

lende Impulse der Förderung der ländlichen Entwicklung, Bedeutung der Fachförde-

rung) begründen lassen. Im Bereich der akteursbezogenen Faktoren schließt diese 

Arbeit an bestehende Untersuchungen an und belegt, dass die aufgezeigten fördern-

den und hemmenden Faktoren auch auf die ländliche Entwicklung übertragbar sind. 

Auf Ebene der externen institutionellen Rahmenbedingungen besteht dagegen wei-

terer Forschungsbedarf: Die Förderprogramme und Richtlinien, die LEADER und ILE 

betreffen, wurden in dieser Arbeit einer genauen Analyse hinsichtlich ihrer Möglich-

keiten für Klimaschutz und Anpassung unterzogen. In Zukunft sollte jedoch weiter 
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untersucht werden, welche Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen besser über 

eine fachliche Förderung abgedeckt werden sollten und welche Maßnahmen in die 

ländliche Regionalentwicklung integriert werden können. Diese Arbeit hat dazu erste 

Ansatzpunkte aufgezeigt. 

Den Beteiligungsprozessen informeller Instrumente wird in vielen Arbeiten eine 

wichtige Bedeutung zugesprochen. Diese Arbeit legt dar, dass die Entscheidungen, 

die in diesen Prozessen getroffen werden, nicht über eine höhere Legitimierung ver-

fügen, als bestehende demokratisch legitimierte Strukturen. Auch die Informations-

funktion der Beteiligung, für den Klimaschutz und die Anpassung zu sensibilisieren, 

war in den untersuchten Regionen nicht ausgeprägt. Daher kann Entscheidungen un-

ter Unsicherheit in informellen Prozessen nicht per se eine höhe Legitimierung zuge-

sprochen werden. Weiteres Forschungspotential wird in dem Verhältnis von Input- zu 

Outputlegitimierung gesehen: Die vorliegende Arbeit stützt sich in der Bewertung auf 

Kriterien der Inputlegitimierung. Relevant ist aber auch im Sinne der Outputlegitimie-

rung, die Reichweite und Wirkungen von Entscheidungen zu berücksichtigen und da-

hingehend zu fragen, wer in eine Entscheidungsfindung oder einer Konsultation zur 

Entscheidungsvorbereitung einbezogen werden sollte. 

Diese Arbeit zeigt gegenüber bestehenden Untersuchungen der Beteiligung in der 

ländlichen Entwicklung deutlich auf, dass bei den Funktionen der Beteiligung in lang-

jährigen Prozessen, die sich - wie in der ländlichen Entwicklung - aus den Phasen 

Konzepterstellung (REK) und -umsetzung (RM) zusammensetzen, nicht von einem 

stetig gleichbleibendem Beteiligungsprozess ausgegangen werden darf: In der An-

fangsphase, der Konzepterstellung, wird ein größerer Beteiligungskreis erreicht und 

werden z.T. andere Akteursgruppen einbezogen, als in der Phase der Konzeptumset-

zung, die den größten Teil des Prozesses ausmacht. Dies hat sowohl Auswirkungen 

auf die Legitimierung der Prozesse als auch auf die Möglichkeiten zur Wissensver-

breitung und Sensibilisierung für bestimmte Themen. 

Kooperationen zwischen der regionalen Raumordnung und der (ländlichen) Regio-

nalentwicklung sind seit Jahrzehnten Gegenstand der planungsbezogenen Forsch-

ung. Seit einigen Jahren findet diese Diskussion auch unter dem Aspekt „strategische 

Planung“ statt. Jedoch sind Kooperation und Prozesse der Strategiebildung zwischen 

formeller und informeller Raumentwicklung in der Realität kaum gegeben. Dies 

konnte in dieser Arbeit für die ländliche Regionalentwicklung und die regionale Raum-

ordnung gezeigt werden. Die wichtige Rolle der Regionalplanung für regionale Ent-

wicklungsprozesse wurde und wird weiter beschworen (s. z.B. das Modell zur strate-
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gischen Regionalplanung), obwohl empirische Untersuchungen zeigen, dass die Re-

gionalplanung dieser Rolle so nicht gerecht wird (s. z.B. ADAM, WIECHMANN 1999; WEICK 

ET AL. 2012). Hier besteht eine enorme Lücke zwischen Theorie und Praxis: Denn auch 

schon vor 15 Jahren warnte MÜLLER davor, regionale Kooperationen zu „überfrach-

ten“ (vgl. EBD. 1999, S. 597). Daher ist es in Zukunft wichtig zu untersuchen, welche 

konkreten Kooperationsvorteile für die Regionalplanung und die Regionalentwicklung 

gerade auf Projektebene bestehen. Denn neben den unterschiedlichen politisch-ad-

ministrativen Strukturen der Raumplanung und der ländlichen Entwickung konnten in 

dieser Arbeit als wesentlich hemmender Faktor fehlende Kooperationsmöglichkeiten 

auf Projektebene ausgemacht werden. 

Diese Arbeit hat einen Beitrag zu der Diskussion um informelle Instrumente in der 

räumlichen Planung und Entwickung vor dem Hintergrund des Klimawandels geleis-

tet. Es konnte gezeigt werden, dass den Herausforderungen des Klimawandels in der 

Raumentwicklung nicht allein mit informellen Instrumenten begegnet werden kann. 

Die Diskussion des Klimawandels in der räumlichen Planung und Entwicklung bedarf 

einer differenzierteren Betrachtung des Spektrums informeller Instrumente und ihrer 

Möglichkeiten und Grenzen zur inhaltlichen und prozessualen Integration der Themen 

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel. 
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11 Anhang 

11.1 Kategorisierung ländlicher Räume und Einordnung der Fallstudien  

Anlage 11.1.1: Abgrenzung ländlicher Räume nach unterschiedlichen Kriterien 

Quelle: eigene Darstellung nach Anhang Nr. 2.4 Fußnote 1 BESCHLUSS 2006/144/EG; BBSR 

2012, S. 14-15; BBSR O.J.B; BBSR O.J.C; EUROSTAT 2014; EUROSTAT O.J.; MIL 2014, S. 26-
29; ML 2013, S. 4; MLR 2014, S. 166; MLR 2011, S. 15; SMUL 2013A, S. 4; WM 2002, S. 15 
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Anlage 11.1.2: Räumliche Kategorisierung der Fallstudien 
Quelle: eigene Darstellung nach EUROSTAT 2013; BBSR O.J.A; WM 2002, S. A6-A13; MIL 

2014, S. 27; ML 2013, S. 4; SMUL 2013A, S. 4 

Fallstudienregion OECD-/Eurostat Raumtypen 2010 EPLR 

LEADER 
Nordschwarzwald 

überwiegend ländlich 
(Lk Calw und 
Freudenstadt) 
intermediär             
(Lk Rastatt) 

ländlich (peripher, 
zentral) 
teilweise / überwie-
gend städtisch 
(peripher, zentral) 

gemäß LEP 2002  
Ländlicher Raum im 
engeren Sinne 
Randzonen um die 
Verdichtungsräume 
= ländlicher Raum 
gemäß MEPL II 

LEADER 
Storchenland 
Prignitz 

überwiegend ländlich 
ländlich (sehr 
peripher) 
teilweise städtisch 
(sehr peripher) 

gemäß EPLR BB:  
ländlicher Raum 

ILE Südliches 
Osnabrücker Land 

intermediär             
(Lk Osnabrück) 

ländlich (zentral) 
teilweise städtisch 
(zentral) 
überwiegend städt-
isch (zentral) 

gemäß PROFIL:  
ländlicher Raum 

ILE Zwönitztal-
Greifensteinregion 

intermediär 
(Erzgebirgskreis) 

ländlich (peripher) 
teilweise städtisch 
(peripher) 
überwiegend städt-
isch (peripher, 
zentral) 

gemäß EPLR SN: 
ländlicher Raum 
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11.2 Zentrale Begriffe des akteurzentrierten Institutionalismus nach 

Mayntz und Scharpf 

Quelle: eigene Darstellung nach MAYNTZ, SCHARPF 1995, S. 43-45; SCHARPF 2000, S. 77-78, 
86-92, 95, 123 SCHIMANK 2007, S. 121-123 
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11.3 Indikatoren der Analyse 

Quelle: eigene Darstellung 

  Kriterien Indikatoren 

1. Thematische 
Ausrichtung 
und situative 
Rahmen-
bedingungen 

th
e
m

a
ti

s
c
h

e
 A

u
s
ri

c
h

tu
n

g
 

1.1 Inhaltliche Ausrichtung auf den Klimawandel: 
Zielebene (SWOT-Analyse, Leitbilder / Ziele) 

Klimaschutz / Anpassung direkt thematisiert 

für Klimaschutz / Anpassung relevante Bereiche thematisiert 

Analyse der Auswirkungen des Klimawandels / Vulnerabilität 

1.2 Inhaltliche Ausrichtung auf den Klimawandel: 
Maßnahmenebene 

Projekte / Aktivitäten zielen direkt auf Klimaschutz / Anpassung 

Projekte / Aktivitäten in klimaschutz- und anpassungsrelevanten 
Bereichen 

Kriterien zur Projektauswahl berücksichtigen Klimaschutz / Anpassung 
oder relevante Themen  

Art der Projekte (baulich-investiv, Kommunikation / Information, 
konzeptionell) 

1.3 Verhandlung des Klimawandels / Klimaschutz 
und Anpassung 

Thematisierung im REK 

Thematisierung in Entscheidungsgremien, Arbeitskreisen etc. 

s
it

u
a
ti

v
e
 

R
a
h

m
e
n

b
e
d

in
g

u
n

g
e
n

 1.4 Vorhandensein klimabezogener Strukturen / 
Aktivitäten 

politisch-administrativ 

(Forschungs-) Projekte, Wettbewerbe, etc. 

wissenschaftliche Einrichtungen / Beratung 

1.5 Betroffenheit durch den Klimawandel 
Auswirkungen des Klimawandels auf die Region 

Anfälligkeitstyp / Betroffenheitstyp nach BMVBS 

1.6 Allgemeine situative Rahmenbedingungen 

Lage und Siedlungsstruktur 

Bevölkerungsentwicklung 

wirtschaftliche Struktur 

naturräumliche Bedingungen 

2. Akteure und 
Akteurskonstella-
tionen 

2.1 Akteurszusammensetzung (Gremien, Projek-
tumsetzung) 

Akteursgruppen (thematisch-fachlicher / institutioneller Hintergrund) 

individuelle / organisierte Akteure 

2.2 Rollen der Akteure Macht-, Prozesspromotor 
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Fachpromotoren / Experten für Klimaschutz und Anpassung 

Mitläufer, Schläfer, Bremser 

Multiplikatoren 

2.3 Interessen der Akteure: Stellenwert von Klima-
wandel / Klimaschutz und Anpassung 

vorrangig verfolgte Interessen 

Stellenwert von Klimaschutz und Anpassung 

2.4 Wissen und Wahrnehmung der Akteure 
Wissensstand Klimaschutz / Anpassung 

Einschätzung der Betroffenheit 

Einschätzung der Wichtigkeit von Klimaschutz und Anpassung 

2.5 Machtverhältnisse (offen / geschlossen) 
Zugänglichkeit Entscheidungsgremium 

Ansprache der beteiligten Akteure 

2.6 Präferierter Handlungsmodus bei 
Entscheidungen 

Verhandlungen 

Mehrheitsentscheidungen 

hierarchische Steuerung 

einseitiges Handeln 

2.7 Umgang mit Interessenskonflikten 
Diskussion / Abstimmung 

Ausweicheffekte 

einseitige Entscheidung 

3. 
Institutionelle 
Rahmen-
bedingungen in

te
rn

 

3.1 Organisations- und Entscheidungsstrukturen 

Abgrenzung der Region 

Organisationsform 

Organisatorischer Aufbau / Gremien 

Kompetenzen der Gremien 

3.2 Organisation der Beteiligung (nach Phasen des 
Prozesses) 

Beteiligungsformen 

Häufigkeit / Regelmäßigkeit 

3.3 Öffentlichkeitsarbeit 

Zielgruppe(n) 

genutzte Medien 

verbreitete Informationen (Prozess / Themen) 
 Häufigkeit / Regelmäßigkeit 
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e
x
te

rn
 

3.4 Förderprogramme und Richtlinien: Zielebene 
(Leitbild, Ziele, SWOT) 

Klimaschutz / Anpassung direkt thematisiert 

für Klimaschutz / Anpassung relevante Bereiche thematisiert 

Analyse der Auswirkungen des KW, Vulnerabilitätsanalyse 

3.5 Förderprogramme und Richtlinien: 
Maßnahmenebene 

Fördermaßnahmen zielen direkt auf Klimaschutz / Anpassung 

Bezug der Fördermaßnahmen zu Klimaschutz / Anpassung 

3.6 Förderprogramme und Richtlinien: Regelungen 
zur Prozessorganisation 

Akteursbeteiligung 

Institutionalisierung 

Inhalte / Schwerpunktsetzungen 

Kooperation Regionalplanung / -entwicklung 

4. Strategiebildung 
zwischen LEADER / 
ILE und Regionalpla-
nung 

4.1 Interdependenzen LEADER / ILE und 
Regionalplanung 

administrative Strukturen 

Akteure / Beteiligungsprozesse 

inhaltlich / thematische Ausrichtung 

4.2 strategische Kooperation LEADER / ILE und 
Regionalplanung 

Klimaschutz- / Anpassungskonzept (u.a. Dokument, Leitbild, Projekt, 
etc.) 
Austausch / Diskussionsrunden 

gegenseitige Beteiligung im Prozess (Einbeziehung) 
gegenseitige Beeinflussung: Regionalplan / regionales Leitbild o.ä., 
LEADER- / ILE-REK; Umsetzung 
bei Entscheidungen: Bezug auf gemeinsame/s Konzept / Diskussionen 

gemeinsame/s Projekt/e hinsichtlich Klimaschutz und Anpassung 
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11.4 Analysierte Dokumente  

Quelle: eigene Darstellung 

Analyse-
bereich 

LEADER Nordschwarzwald LEADER Storchenland Prignitz 
ILE Südliches Osnabrücker 
Land 

ILE Zwönitztal-
Greifensteinregion 

Thematische 
Ausrichtung / 
Organisation / 
Beteiligung 

• Regionales Entwicklungskonzept 
(LAG NSW 2007) 

• Projektliste, Stand: 02.07.2013; Pro-
jektbeschreibungen (LAG NSW 

2013) 
• Abschließender Sachstandsbericht 

(LAG NSW 2015) 
• Bewertungsbögen für Projektanträ-

ge (LAG NSW O.J.) 

• Gebietsbezogene Lokale Entwick-
lungsstrategie (GLES) (REGIONALFÖR-
DERUNG PRIGNITZLAND E.V. 2007) 

• Projektliste, Stand: 05/2012 (REGIO-
NALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 
O.J.B) 

• Integriertes Ländliches Entwick-
lungskonzept (ILEK) SOL (PRO-T-IN 

2008A) 
• Tätigkeitsbericht Regionalmanage-

ment 2012 (RM SOL 2013E) 
• Projektübersicht, Stand: 12/2012 

(RM SOL 2012e) 
• Newsletter SOLidee (2010-2013) 

(RM SOL 2010A,B, 2011A-D, 2012A-D, 
2013A-D, 2014) 

• AK-Protokolle / -Mitgliederliste (PRO-
T-IN 2008B, C) 

• Integriertes Ländliches Entwick-
lungskonzept (ILEK) Zwönitztal-Grei-
fensteinregion (inkl. Anlagen) (BFS 

2007A-C) 
• Projektliste, Stand: 11/2013 (RM ILE 

ZWG 2013) 
• Projektpool (O.A. 2007) 
• Projektvorschläge /-beschreibungen 

(BFS 2007M) 
• Bewertungsschema für Projekte 

(BFS 2007D) 
• Abschlussevaluierung (RM ILE ZWG 

2014) 
• AG-Protokolle / -Mitgliederlisten (BFS 

2007E-L) 

Organisation • Geschäftsordnung LAG NSW 
• Geschäftsordnung LAG Prignitz 
• Satzung Regionalförderung Prignitz-
land e.V. 

- 

• GESCHÄFTSORDNUNG KK ILE-ZWÖ-
NITZTALREGION 

• SATZUNG „ZWÖNITZTAL-GREIFENSTEIN-
REGION E.V.“ 

Öffentlich-
keitsarbeit 

• Homepage der LEADER-Region 
(LAG NSW 2014) 

• Homepage der LEADER-Region (RE-
GIONALFÖRDERUNG PRIGNITZLAND E.V. 
O.J.A) 

• Homepage der ILE-Region (STADT 

IBURG ET AL. 2014) 
• Homepage der ILE-Region (ZWÖNITZ-

TAL-GREIFENSTEINREGION E.V. O.J.) 

externe Rah-
men-
bedingungen 

• Maßnahmen- u. Entwicklungsplan 
Ländlicher Raum 2007-2013 Ba-
den-Württemberg (MEPL II), Stand: 
03.05.2013 (MLR 2014) 

• Broschüre zum MEPL II (MLR 2011) 
• MEPL II-Zwischenbericht 2011 (MLR 

2012) 

• Entwicklungsplan für den ländlichen 
Raum Brandenburgs und Berlins 
2007-2013, Stand: 08.01.2014 (MIL 

2014) 
• EPLR BB - Halbzeitbewertung 
(BONNEVAL ET AL. 2010)  

• ILE-LEADER-RICHTLINIE 

• Programm zur Förderung im ländli-
chen Raum Niedersachsen und Bre-
men 2007-2013 (PROFIL), Stand: 
03.04.2014 (ML 2013) 

• PROFIL-Halbzeitbewertung (FENG-
LER, RAUE 2010) 

• Entwicklungsprogramm für den 
Ländlichen Raum im Freistaat Sach-
sen 2007-2013 (SMUL 2013A) 

• EPLR SN -Halbzeitbewertung (SMUL 

2010) 
• RICHTLINIE ILE/2011 
• Förderrichtlinien mit ILE-Vorrang 

(SMUL 2013B) 
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• MEPL II-Halbzeitbewertung (MLR 
2010) 

• Richtlinie Entwicklungsprogramm 
Ländlicher Raum (ELR) 

• Landschaftspflegerichtlinie (LPR) 

• Richtlinie über die Gewährung von 
Zuwendungen zur integrierten ländli-
chen Entwicklung v. 29.10.2007 
(ZILE-RICHTLINIE) 

Kooperation 
mit Regional-
planung  

• Landesplanungsgesetz Baden-
Württemberg (LPLG BW) 

• Regionalplan 2015 Nordschwarz-
wald (RV NSW 2004) 

• Entwurf Teilregionalplan Regenera-
tive Energien (RV NSW 2007) 

• ORGANISATIONSSATZUNG DES REGIO-
NAL-VERBANDS NORDSCHWARZWALD 

• Richtlinie des MIL für die Aufstellung, 
Fortschreibung, Änderung und Er-
gänzung von Regionalplänen (RL 

MIL) 
• Gesetz zur Regionalplanung u. zur 
Braunkohlen- u. Sanierungsplanung 
(REGBKPLG) 

• Planwerke und Informationen zu in 
Aufstellung befindlichen Planwerken 
und Konzepten / Regionales Leitbild 
(RPLG PRIGNITZ-OBERHAVEL 2003, 
O.J.A, B, C, D) 

• Hauptsatzung der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Prignitz-Oberha-
vel (HAUPTSATZUNG RPLG PRIGNITZ-
OBERHAVEL) 

• Zusammensetzung der Regionalver-
sammlung (RPLG PRIGNITZ-OBERHA-
VEL O.J.E) 

• Niedersächsisches Raumordnungs-
gesetz (NROG) 

• Regionales Raumordnungspro-
gramm 2004 des Landkreises Osn-
abrück inkl. Teilbereichs Energie (LK 

OSNABRÜCK 2004) 
• Integriertes Klimaschutzkonzept des 

Landkreises Osnabrück (LK OSNAB-
RÜCK 2011) 

• Sächsisches Landesplanungsgesetz 
(SÄCHSLPLG) 

• Satzung Regionaler Planungsver-
band Region Chemnitz (SATZUNG PV 

RC) 
• Regionalplan inkl. Teilfortschreibun-

gen (PV CE 2004, 2005, 2008) 
• Informationen zu Aktivitäten der Re-

gionalentwicklung des Verbandes 
(PV RC 2015B) 

• Mitglieder der Verbandsversamm-
lung (PV RC 2015C) 
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11.5 Leitfäden 

Anlage 11.5.1: Leitfaden für die Akteure der LEADER- und ILE-Prozesse 
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Anlage 11.5.2: Leitfaden für die Akteure der Regionalplanung 
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11.6 Interviewte Experten 

Fallstudie 
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R
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Sektor Themenbereich 
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T
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S
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d
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V

e
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W
ir

ts
c

h
a

ft
 

K
u

lt
u
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u
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S

o
zi

a
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LEADER 
Nordschwarzwald 

X           1 

 X          2 

  X         3 

  X     X    4 

  X         5 

   X   X     6 

   X  X      7 

  X         8 

   X    X    9 

LEADER Stor-
chenland Prignitz 

X           10 

X           11 

 X          12 

 X          13 

  X         14 

  X X     X  X 15 

  X         16 

  X     X    17 

    X X      18 

  X   X      19 

    X     X  20 

   X   X     21 

ILE Südliches Os-
nabrücker Land 

X           22 

X           23 

 X          24 

   X    X    25 

    X X    X  26 

   X    X    27 

  X         28 

   X  X      29 

  X     X    30 

  X         31 

   X   X     32 

  X         33 

  X         34 
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ILE-Region Zwö-
nitztal-
Greifensteine 

X           35 

X      X     36 

 X          37 

 X          38 

 X          39 

  X     X X   40 

  X         41 

   X   X     42 

  X      X X  43 

    X X      44 

*Aus Datenschutzgründen stimmt die Nummerierung der Interviewpartner nicht mit der Nummerierung 

der zitierten Transkripte überein (Anonymisierung). 
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11.7 Maßnahmen des ELER nach dem Health Check 

Quelle: eigene Darstellung nach ELER-VO (inkl. Änderungen) 

Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raumes (ELER) 

Schwerpunkt 1 Schwerpunkt 2 Schwerpunkt 3 

Maßnahmen zur Förderung 
der Kenntnisse u. zur Stärk-
ung des Humanpotenzials 

Maßnahmen zur Förderung 
der nachhaltigen Bewirt-
schaftung von landwirt-
schaftlichen Flächen 

Maßnahmen zur Diversi-
fizierung der ländlichen 
Wirtschaft 

Berufsbildung und Informations-
maßnahmen 

Ausgleichszahlungen Berggebiete Diversifizierung hin zu nicht-
landwirtschaftlichen Tätigkei-
ten Niederlassung von Junglandwirten 

Ausgleichszahlungen Nicht-Berg-
gebiete 

Vorruhestand Agrarumweltmaßnahmen 
Gründung und Entwicklung 
von Kleinstunternehmen Inanspruchnahme von Beratungs-

diensten 
Zahlungen im Rahmen von Natura 
2000 

Aufbau von Betriebsführungs-, 
Vertretungs- und Beratungsdiens-
ten 

Tierschutzmaßnahmen 
Förderung des Fremdenver-
kehrs Nicht-produktive Investitionen 

Maßnahmen zur Umstruktur-
ierung u. Weiterentwicklung 
des Sachkapitals und zur In-
novationsförderung 

Maßnahmen zur Förderung 
der nachhaltigen Bewirt-
schaftung bewaldeter Flä-
chen 

Maßnahmen zur Ver-
besserung der Lebens-
qualität im ländlichen 
Raum 

Modernisierung landwirtschaftli-
cher Betriebe 

Erstaufforstung landwirtschaftlich-
er Flächen 

Dienstleistungseinrichtungen 
zur Grundversorgung 

Verbesserung des wirtschaft-
lichen Wertes der Wälder 

Ersteinrichtung von Agrarforstsys-
temen 

Erhöhung der Wertschöpfung der 
land- und forstwirtschaftlichen Er-
zeugnisse 

Erstaufforstungen nicht-landwirt-
schaftlicher Flächen 

Zusammenarbeit bei der Entwick-
lung neuer Produkte, Verfahren 
und Technologien 

Zahlungen im Rahmen von Natura 
2000 Dorferneuerung 

und -entwicklung 
Verbesserung und Ausbau der Inf-
rastruktur 

Waldumweltmaßnahmen 

Wiederaufbau von durch Natur-
katastrophen geschädigtem Pro-
duktionspotenzial sowie vorbeu-
gende Aktionen 

Wiederaufbau des forstwirtschaft-
lichen Potenzials und vorbeugen-
de Aktionen 

Erhaltung und Verbesserung 
des ländlichen Erbes 

Nicht-produktive Investitionen 
Maßnahmen zur Verbesser-
ung der Qualität der land-
wirtschaftlichen Produktion 
und der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse 

 
Ausbildung, Kompe-
tenzentwicklung und 
Förderveranstaltungen 

Anpassung an anspruchsvolle Nor-
men 

Ausbildung und Information 
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Lebensmittelqualitätsregelungen 

Erzeugergemeinschaften (Infor-
mations- und Absatzförd-
erungsmaßnahmen) 

Übergangsmaßnahmen für 
CZ, EST, CYP, LV, LT, HU, 
MT, PL, SVK und SVN 

Kompetenzentwicklung, För-
derveranstaltungen und 
Durchführung 

Schwerpunkt 4: LEADER (methodischer Ansatz) 
Umsetzung von lokalen Entwicklungsstrategien (Verwirklichung von Zielen der SP 1-3) 
Umsetzung von Projekten der Zusammenarbeit 
Arbeit der lokalen Aktionsgruppe, Kompetenzentwicklung und Sensibilisierung 
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